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Die Sitzung wird um 9.01 Uhr von der Präsidentin 
des Landtags eröffnet. 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Guten Morgen, meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordneten, ich heiße Sie herzlich will-
kommen zu unserer heutigen Sitzung des Thüringer 
Landtags, die ich hiermit eröffne. Ich begrüße auch 
unsere Gäste auf der Zuschauertribüne und die Ver-
treterinnen und Vertreter der Medien.  
 
Als Schriftführer hat neben mir Platz genommen Frau 
Abgeordnete Holzapfel. Die Rednerliste führt Herr 
Abgeordneter Recknagel.  
 
Für die heutige Sitzung haben sich entschuldigt Herr 
Minister Machnig, Herr Minister Dr. Poppenhäger, 
Herr Minister Reinholz bis 12.00 Uhr, Herr Minister 
Dr. Schöning und Frau Abgeordnete Marx.  
 
Gestatten Sie mir folgende Hinweise zur Tagesord-
nung: Zu Tagesordnungspunkt 15 wurde ein Ände-
rungsantrag der Fraktion DIE LINKE in Drucksache 
5/680 verteilt. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN hat gemäß § 64 Abs. 3 Satz 1 der Geschäfts-
ordnung ihre Zustimmung zu diesem Änderungsan-
trag erteilt.  
 
Gibt es weitere Anmerkungen zur Tagesordnung? 
Bitte schön, Herr Blechschmidt. 
 
Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE: 
 
Danke, Frau Präsidentin. Ich würde darum bitten, 
dass wir in Absprache mit den Parlamentarischen 
Geschäftsführern um 14.00 Uhr die Abarbeitung der 
restlichen drei oder vier Mündlichen Anfragen in die 
Tagesordnung einbauen. 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Dann stellen wir das so fest, dass wir ab 14.00 Uhr 
- ich sehe überall das Kopfnicken - das einarbeiten. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, ich habe auf Ihren Stühlen an den Sitzleh-
nen nonverbale Äußerungen gesehen für ein The-
ma, für das wir uns sicherlich vielfältig begeistern 
können. Ich mache Sie trotzdem darauf aufmerksam, 
dass es ein Haus der Debatte ist und nicht ein Haus 
der nonverbalen Äußerungen. 
 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Ich kann überhaupt nichts sehen.) 

 
Wir kommen damit zur Tagesordnung.  
 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 11 
 

Ankündigungen der Landesre- 
gierung zu einer möglichen Ge- 
bietsreform der Thüringer Ge- 
meinden, Städte und Landkreise 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 5/633 - 

 
Die Landesregierung erstattet einen Sofortbericht. 
Für die Landesregierung erteile ich Herrn Minister 
Prof. Huber das Wort. 
 

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE 
LINKE: Wir hätten es gern eingebracht, 
Frau Präsidentin.) 

 
Wenn Sie gern begründen wollen, bitte sehr. 
 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Wir wurden doch gebeten, Frau Präsi-
dentin. Wir halten uns daran.) 

 
Erst die Begründung der Fraktion DIE LINKE und 
sie hat recht, ich hatte den Antrag vergessen, Sie zu 
bitten, Ihren Antrag zu begründen. 
 
Abgeordnete Berninger, DIE LINKE: 
 
Meine sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte 
Frau Präsidentin, vor fast genau fünf Jahren stellte 
die damalige Oppositionspartei SPD einen mutigen 
Antrag hier im Landtag. Inhalt dieses Antrags war 
es, eine Enquetekommission zum Thema „Funktio-
nal-, Verwaltungs- und Gebietsreform in Thüringen“ 
zu installieren. Die SPD wollte damit dokumentie-
ren, wie wichtig sie selbst und natürlich das Thema 
für das Land Thüringen sei. Doch bereits in den Ge-
sprächen im nicht öffentlichen Innenausschuss wurde 
deutlich, wie wichtig die SPD dieses Thema nimmt 
und wie wichtig ihr die inhaltliche Auseinanderset-
zung tatsächlich ist. Obwohl im SPD-Antrag eine zeit-
nahe Terminleiste für die Vorlage des Kommissions-
berichts vorgeschlagen war, stimmte die SPD-Frak-
tion alsbald dem Ansinnen der CDU, den Zeitpunkt 
offenzulassen, willfährig zu. Für uns, DIE LINKE, war 
ab diesem Zeitpunkt klar, dass die SPD nicht wirk-
lich an dem Thema interessiert ist. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Unsere Befürchtungen, meine Damen und Herren, 
haben sich bestätigt. Inhaltlich beteiligte sich die 
SPD kaum noch an den Debatten und hat deshalb 
dann auch folgerichtig später ihre Arbeit in der Kom-
mission eingestellt. Dies findet auch im Abschluss-
bericht der Kommission Erwähnung. Dort wird die 
inhaltliche Leere der SPD zu diesem wichtigen Po-
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litikfeld dokumentiert. Heute stehen wir immer noch 
an derselben Stelle wie vor fünf Jahren. Im Lande 
bewegt sich hinsichtlich der Funktional- und Gebiets-
reform nichts und die Landesregierung verharrt im 
Stillstand. Der Vorsitzende des Innenausschusses 
offenbarte in der Aktuellen Stunde am Mittwoch er-
neut eine erschreckende Inhaltsleere für die SPD. 
Nur der landespolitisch noch nicht ganz so erfahre-
ne Innenminister hatte sich mal aus dem Schnecken-
haus herausgewagt und sich zum Thema Gebiets-
reform geäußert. Aber seine Aussage, es gebe hin-
sichtlich der Strukturen in der Wartburgregion schon 
Gespräche der Landesregierung mit allen Beteilig-
ten, wurde von den Kommunalpolitikern in der Region 
postwendend dementiert. Immerhin kam es dann zu 
Gesprächen im Innenministerium. Das Ergebnis die-
ser Gespräche ist, dass es keine Gespräche gibt - 
toll, oder besser Tollhaus.  
 
Wir halten fest, meine Damen und Herren, dass die 
Landesregierung offensichtlich weder ein schlüssi-
ges Konzept noch überhaupt vage Vorstellungen 
darüber hat, in welche Richtung sich das Land und 
die Kommunen entwickeln sollen. Das genau ist der 
Grund für unseren Antrag. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank, Frau Abgeordnete Berninger. Es spricht 
zu uns der Innenminister. 
 
Prof. Dr. Huber, Innenminister: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, nach 
der Thüringer Verfassung und der Thüringer Kom-
munalordnung bedürfen alle Änderungen der beste-
henden kommunalen Strukturen bis auf bloße Ge-
bietsänderungen einer gesetzlichen Regelung. Der 
Thüringer Landtag hat in dieser Hinsicht mit dem Ge-
setz vom 9. Oktober 2008, mit dem er auch die Land-
gemeinde eingeführt hat, seinen Verantwortungsbe-
reich erweitert. Seitdem muss auch die Bildung, Än-
derung, Erweiterung oder Auflösung von Verwal-
tungsgemeinschaften und erfüllenden Gemeinden, 
die bis dahin unter bestimmten Voraussetzungen 
durch Rechtsverordnungen des Innenministeriums 
vorgenommen wurden, durch Gesetz erfolgen.  
 
Der Weg der freiwilligen Zusammenschlüsse in Thü-
ringen ist bisher durchaus erfolgreich beschritten 
worden. Der 4. Thüringer Landtag hat dazu viele Ge-
setze zur freiwilligen Neugliederung beschlossen. 
Die Ergebnisse der Enquetekommission 4/1 des Thü-
ringer Landtags „Zukunftsfähige Verwaltungs-, Ge-
meindegebiets- und Kreisstrukturen in Thüringen und 
Neuordnung der Aufgabenverteilung zwischen Land 

und Kommunen“ haben diese Herangehensweise be-
stätigt. Bei der Bildung der Regierungskoalition wurde 
vereinbart, dass angesichts der veränderten Rah-
menbedingungen, insbesondere der demographi-
schen Entwicklung und der Zwänge des Landeshaus-
halts sowie des Auslaufens der Solidarpaktmittel, 
eine gutachterliche Überprüfung dazu durchgeführt 
wird, ob, in welchem Umfang und in welchem Zeit-
raum eine Funktional- und Gebietsreform zu Einspa-
rungen und Effizienzgewinnen auf kommunaler Ebe-
ne und im Landeshaushalt führen kann. Im Herbst 
dieses Jahres soll das Gutachten in Auftrag gege-
ben werden.  
 
Der Antrag der Fraktion DIE LINKE bezieht sich im 
Wesentlichen auf die möglichen Ergebnisse eines 
solchen Gutachtens. Diese Ergebnisse kann und 
will ich hier nicht vorwegnehmen. Ich betone aber 
noch einmal, was ich gestern mit Blick auf die Kreis-
strukturen schon gesagt habe, mit einer vorschnel-
len Diskussion über die generellen Änderungen ist 
niemandem geholfen. Zunächst sind die relevanten 
Tatsachen zu ermitteln, um zu sachlichen Entschei-
dungen zu kommen und Zielkonflikte vernünftig auf-
zulösen. 
 
Lassen Sie mich aber noch folgende Bemerkung ma-
chen: Vom 1. Januar 2004 bis heute wurden insge-
samt 62 Gemeinden aufgelöst, 23 Gemeinden durch 
Eingliederung vergrößert und 7 Gemeinden neu ge-
bildet. Darüber hinaus sind seit dem 1. Januar sechs 
Rechtsverordnungen des Innenministeriums zur Än-
derung bestehender kommunaler Verwaltungsstruk-
turen in Kraft getreten, die auf der Grundlage frei-
williger Gemeinderatsbeschlüsse und entsprechen-
der Anträge der beteiligten Gemeinden basieren und 
zu einem Zusammenschluss geführt haben. Wei-
terhin wurde eine Verwaltungsgemeinschaft durch 
Auflösung und Zusammenschluss von zwei kleine-
ren Verwaltungsgemeinschaften neu gebildet. Und 
schließlich sind für den betreffenden Zeitraum zwei 
Vereinbarungen zur erfüllenden Gemeinde nach § 
51 Thüringer Kommunalordnung aufzuführen. Diese 
Fälle sind Beleg für die Funktionstüchtigkeit des be-
stehenden Instrumentariums.  
 
Wenn dennoch eine von Städten und Gemeinden 
beantragte Strukturänderung im Einzelfall keinen Er-
folg hatte, so hatte dies vor allem drei Gründe. Zum 
Teil haben nicht alle beteiligten Gemeinden über-
einstimmende Beschlüsse gefasst. In diese Katego-
rie fällt auch, dass die nach § 46 Thüringer Kom-
munalordnung erforderliche sogenannte doppelte 
Mehrheit zur Auflösung, Neu- und Umbildung von 
Verwaltungsgemeinschaften nicht erreicht wurde.  
 
Zweitens scheiterten Neugliederungsbestrebungen, 
wenn die Antragsunterlagen nicht vollständig waren 
und trotz der von uns gegebenen Hinweise nicht ver-
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vollständigt wurden.  
 
Drittens unterblieb eine Neugliederung vorüberge-
hend, wenn der Thüringer Landtag den Regierungs-
entwurf änderte. Das war seit 2004 allerdings nur 
einmal der Fall. 
 
Die Landesregierung fördert nach wie vor freiwilli-
ge Neugliederungen durch Beratung und Begleitung 
der betreffenden Kommunen. Somit werden Lösun-
gen ermöglicht, bei denen die regionalen Besonder-
heiten und Interessen der Beteiligten miteinander 
ausgeglichen werden können. Im aktuellen Entwurf 
des Finanzausgleichsgesetzes hat die Landesregie-
rung außerdem vorgeschlagen, die bislang gelten-
de Befristung der Möglichkeit zur Gewährung von 
Zuschüssen für freiwillige Gemeindezusammen-
schlüsse zu streichen. Im Übrigen muss, wie ich be-
reits sagte, das Ergebnis der gutachterlichen Prü-
fung abgewartet werden. Vielen Dank. 
 

(Beifall CDU) 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank, Herr Innenminister. Als Erster hat sich 
Herr Adams von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Sehr verehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, eigentlich könnte ich es 
auch ganz kurz machen, indem ich Herrn Machnig 
zitiere - 
 

(Zwischenruf Carius, Minister für Bau, 
Landesentwicklung und Verkehr: Das 
würde uns freuen.) 

 
ich werde Sie erfreuen, auch wenn ich das gar nicht 
will - und sage, wie er auf die Diskussion der Ener-
gieagenturen geantwortet hat. Ich könnte es kurz ma-
chen bei der Mündlichen Anfrage und verweisen auf 
den Tagesordnungspunkt, den wir schon hatten. Hier 
könnte man schon auf den Tagesordnungspunkt der 
Aktuellen Stunde verweisen. Da haben wir unsere 
wichtigsten Eckpfeiler schon genannt, aber dann wä-
re ich natürlich genauso lückenhaft wie Herr Machnig, 
weil es natürlich speziell hier zu dieser Anfrage und 
auch zu Ihnen, Herr Minister Huber, noch Speziel-
les zu sagen gibt. 
 
Sie haben nämlich gerade eben ausgeführt, dass 
Sie ein Gutachten in Auftrag geben wollen. Ich fra-
ge jetzt einfach noch mal nach. Es gab in der letz-
ten Legislatur einen dicken Bericht einer Enquete-
kommission. Ist der so lückenhaft, dass man nicht 

mit diesem Bericht sofort hineingehen könnte, um 
eine Strategie zu entwickeln? Das ist ja der Punkt, 
der auch, glaube ich, den Menschen im Land fehlt. 
In der letzten Legislatur hieß es, wir machen eine En-
quetekommission. Nach vielen Jahren kommt heraus, 
eigentlich sollte man nichts ändern. Jetzt sagen wir, 
wir schicken Gutachter los. Ich mutmaße mal, dass 
da nicht unbedingt rauskommen wird, wir werden 
drastische Änderungen durchführen. Die große Fra-
ge ist doch aber, die sich die Menschen im Land stel-
len: Welche Strategie hat das Land?  
 

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: 
Keine.) 

 
Es ist ja auch so - das ist Ihnen sicherlich noch viel 
besser bekannt als mir -, dass gerade bei der Ge-
bietsreform in Mecklenburg-Vorpommern der Lan-
desverfassungsgerichtshof Vorgaben gemacht hat. 
Eine der wichtigsten Vorgaben ist, ein Land muss 
Prämissen bilden. Man kann nicht sagen, hier mi-
schen wir jetzt was, da fassen wir zusammen und 
dann sind wir fertig, sondern es muss Prämissen ge-
ben, auf deren Grundlage der neue Zuschnitt der 
Länder und Kreise nachvollziehbar gestaltet wird. 
Genau das vermisse ich. Bisher höre ich nur von der 
Landesregierung immer: Wir schauen mal nach, wir 
suchen mal. Es fehlt mir einfach das klare Bekenntnis 
dazu, wir wollen dem demographischen Wandel ent-
gegentreten, das heißt, wir wollen eine gewisse Grö-
ße der Landkreise von der Fläche her nicht über-
schreiten, aber von der Einwohnerzahl erhalten. Das 
wäre doch zum Beispiel eine Prämisse. Man könn-
te auch die Prämisse formulieren: Grafschaften, wie 
sie in Thüringen gefunden wurden. Das finde ich 
gar nicht so schlecht, will ich mal sagen. Das ist ja 
zumindest mal eine Handlungsanleitung, um zu sa-
gen, so wollen wir das machen. Dann können sich 
die Menschen damit auseinandersetzen und sagen, 
nein, wir wollen aber nicht zu Gotha-Coburg, sondern 
wir wollen lieber zum preußischen Erfurt. Das kann 
man machen. Aber was man nicht machen kann, 
denke ich, in der Diskussion, ist zu sagen, wir wollen 
jetzt noch nicht darüber diskutieren und Gutachter 
sollen ab Herbst sich damit befassen und selbst dann 
an die Presse gehen und sagen, Suhl und Eisenach, 
die werden es nicht überleben. Damit schafft man 
im Prinzip sehr viele Fragen im Land, schafft keine 
Antworten. Das ist, glaube ich, nicht gut. Dazu rufe 
ich Sie noch mal auf, hier Antworten zu geben und 
nicht mehr Fragen zu stellen. Vielen Dank. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Adams. Noch mal 
für das Protokoll: Uns liegen von allen Fraktionen 
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schriftliche Redeanmeldungen vor, so dass ich an-
nehme, dass Sie alle die Aussprache zum Sofort-
bericht gewünscht haben. 
 
Als Nächster spricht Herr Abgeordneter Hey von der 
SPD-Fraktion. 
 
Abgeordneter Hey, SPD: 
 
Vielen Dank. Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, DIE LINKE nimmt in ihrem 
Antrag Bezug auf die beiden Kommunen Suhl und Ei-
senach und die generelle Diskussion um die Kreisfrei-
heit. Aber es wird auch gefordert, dass hierzu Stel-
lung bezogen wird generell zum Thema Gebietsre-
form. Frau Berninger hat sich vorhin beschwert, dass 
mein Beitrag sehr inhaltsleer gewesen sei am Mitt-
woch. 
 

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: 
Ich habe mich nicht beschwert, ich habe 
nur festgestellt.) 

 
(Beifall FDP) 

 
Sie haben es nur festgestellt. Ich habe am Mittwoch 
sogar gesagt, dass ich lieber zum Tagesordnungs-
punkt 11 - also zu Ihrem Antrag - Stellung nehmen 
möchte. Ich dachte, das freut Sie, weil ich nicht woll-
te, dass so ein wichtiges Thema innerhalb von fünf 
Minuten durchgehechelt werden muss.  
 
Die Position der SPD, und dazu komme ich heute, 
Frau Berninger, ist eigentlich sehr klar und eindeutig 
und macht sich an Fakten in diesem Land fest. Die-
se Fakten liegen auf dem Tisch. Wir wissen, wir wer-
den in Deutschland immer weniger, die Bevölkerung 
schrumpft. Diese Entwicklung wird räumlich aber sehr 
stark abweichen; vor allem aufgrund von Wande-
rungsbewegungen werden sich die Flächenländer 
sehr unterschiedlich entwickeln. Der Rückgang der 
Bevölkerungszahl wird - um mal eine Schere aufzu-
machen - 0,1 Prozent in Bayern, also kaum spürbar, 
und 29,5 Prozent in Brandenburg betragen, fast jeder 
dritte Einwohner ist dann dort nicht mehr vorhan-
den. Was wir jetzt schon wissen, ist, dass die Bevöl-
kerungszahl der westdeutschen Flächenländer in den 
kommenden Jahrzehnten insgesamt relativ stabil 
bleibt. Da gibt es zwar auch einen Rückgang, der 
ist aber noch relativ moderat mit etwa 7 Prozent, 
aber die Bevölkerungszahl in den ostdeutschen Flä-
chenländern wird sich massiv um durchschnittlich 
26,8 Prozent nach unten korrigieren. In Thüringen 
wird nach der sogenannten 10. Koordinierten Bevöl-
kerungsprognose die Bevölkerungszahl bis 2020 um 
9,2 Prozent - also fast 10 - und bis 2050 um 25,9 Pro-
zent sinken. Also das ist in 40 Jahren jeder vierte 
Einwohner. Das hat Auswirkungen in nahezu alle 
Bereiche und sämtliche Handlungsfelder, das heißt 

Neugestaltung der sozialen Prozesse. Wie viele Kin-
dereinrichtungen, Schulen und Gymnasien brauchen 
wir dann noch, was wird aus unseren Wohngebieten 
in den Städten? Im Bereich der Infrastruktur: Wie geht 
es zum Beispiel weiter bei der Versorgung mit Trink-
wasser, mit dem Straßenbau, dem öffentlichen Nah-
verkehr? Dann das Thema innere Sicherheit: Wie viel 
Polizei wird dann noch benötigt? Länder mit gleicher 
Bevölkerungsentwicklung müssen deshalb in allen 
Bereichen des gesellschaftlichen Zusammenlebens 
ihre Leistungen gegenüber dem Bürger komplett ver-
ändern. Das ist ein extrem wichtiger Aspekt, ich kom-
me darauf nachher noch einmal zurück. 
 
Wenn man das jetzt alles schon weiß, dann muss 
man natürlich auch die finanziellen Folgen hieraus 
berücksichtigen. Es gibt nämlich einen ganz entschei-
denden Unterschied bei der Entwicklung der finan-
ziellen Bedingungen in den ostdeutschen Flächen-
ländern und in den westdeutschen. Die erwischt es 
zwar auch, aber die Entwicklung der ostdeutschen 
Flächenländer wird zusätzlich geprägt von der Be-
wältigung der Folgen dieses demographischen Wan-
dels, die extrem schwieriger zu bewältigen sind, und 
von der Anpassung an die Rückführung der Ost-
transferleistungen.  
 
Der starke Bevölkerungsrückgang wird sich in sin-
kenden Gesamteinnahmen des Landes bemerkbar 
machen. Es kommt dann vor allem zu Verlusten, weil 
die Finanzmittelverteilung über den Länderfinanz-
ausgleich weitgehend durch die Einwohnerzahl be-
stimmt wird, also weniger Köpfe, weniger Geld. Pro-
portional zum Verlust an Einwohnern wird auch das 
Steueraufkommen auf der kommunalen Ebene sin-
ken.  
 
Jetzt hängt aber die Entwicklung der Einnahmen in 
den ostdeutschen Ländern in erheblichem Umfang 
von den empfangenen Osttransfers ab, das habe ich 
auch schon betont. Die spielen in unserem Landes-
haushalt immer noch eine sehr große Rolle. Diese 
Osttransferleistungen nehmen seit letztem Jahr, seit 
2009, stark ab und sollen im Rahmen des Solidar-
pakts II bis 2019, also innerhalb von 20 Jahren, völlig 
abgeschmolzen sein. Dann wird sich die Einnahme-
position der ostdeutschen Flächenländer und damit 
auch Thüringens noch einmal erheblich verschlech-
tern. 
 
Wir haben es deshalb nicht nur im Wahlkampf im-
mer angeführt, sondern auch davor und auch danach. 
Wer aus diesen Fakten die korrekten Schlussfolge-
rungen zieht, der muss handeln. Wir haben uns des-
halb klar und eindeutig zu einer Gebietsreform im 
Freistaat Thüringen bekannt.  
 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
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Ich erzähle da nichts Neues und muss mich auch 
nicht verbiegen. Es hat hundertmal in der Zeitung 
gestanden, da werde ich Ihnen doch jetzt nicht allen 
Ernstes erzählen, dass wir nun nicht mehr dieser Mei-
nung sind. Wenn wir in diesen Tagen immer wie-
der über den Zustand der Landeskasse sprechen, 
dann ist es doch vernünftig, auch darüber nachzu-
denken, welche Maßnahmen man treffen will, um 
sich auf die Situation einzustellen, die ich Ihnen eben 
geschildert habe. Man kann auch sagen, es bleibt 
alles so, wie es jetzt ist. Wir halten das für falsch 
und die Beibehaltung der jetzigen Strukturen für zu 
teuer. Es ist nicht so, dass dieses Problem anders-
wo nicht erkannt wird. Wir haben die Funktional- 
und Gebietsreform in anderen Ländern auch. Neh-
men wir Sachsen: Bis 2008 gab es da 22 Landkrei-
se, sieben kreisfreie Städte, heute sind es noch 
zehn Landkreise und drei kreisfreie Städte. Nehmen 
Sie Sachsen-Anhalt: 21 Landkreise vorher, heute 
sind es noch 11. Wenn man Vergleichszahlen an-
schaut, ist das hochinteressant: Der Brandenburger 
Landkreis Teltow-Fläming hat eine Fläche von knapp 
2.100 km². Da gibt es jetzt 14 kreiszugehörige Ge-
meinden, darunter 7 Städte, und da leben rund 
163.000 Menschen. Jetzt nehmen Sie mal den Kyff-
häuserkreis, das ist gar nicht so weit weg, der ist halb 
so groß, also rund 1.000 km², es leben rund 85.000 
Leute dort, das ist auch ungefähr die Hälfte, aber da 
gibt es 40 kreiszugehörige Gemeinden bei 10 Städ-
ten. Ich könnte das fortführen. Nun machen diese 
Länder das doch nicht, damit sie - ich komme jetzt 
mal auf die Formulierung der Kollegen der FDP von 
vorgestern in der Aktuellen Stunde zurück; die ha-
ben gesagt, die bestehenden Strukturen hier in Thü-
ringen seien effizient, wirtschaftlich und bürgernah.  
 

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Das war 
ein Zitat aus dem CDU-Wahlprogramm. 
Wer lesen kann, kann das auch nachle-
sen.)  

 
Ja, gut. Nun machen das doch solche Länder nicht, 
um ineffizient zu sein und unwirtschaftlich und bür-
gerfeindlich. Das kann mir doch keiner erzählen. In 
der derzeitigen finanziellen Situation, in der der Frei-
staat Thüringen steckt, muss es doch auch erlaubt 
sein, darüber nachzudenken, ob das, was in ande-
ren Bundesländern gilt, auch für Thüringen möglich 
ist. Deshalb ist es auch so wichtig, dass man akzep-
tiert - und das habe ich vorhin schon gesagt -, Län-
der mit gleichen Bevölkerungsentwicklungen müssen 
auch in etwa die gleichen Reaktionen zeigen. Dieses 
Thema hat auch eine große Rolle gespielt bei den 
Koalitionsverhandlungen. Das ist kein großes Ge-
heimnis. Und ja, wir haben uns an diesem Punkt nicht 
in Gänze durchsetzen können. Das muss man klar 
sagen.  
 

(Beifall FDP)  

Wir sagen das aber auch nicht allein, wir stehen mit 
unserer Meinung nicht allein da. Ich habe hier ein Po-
sitionspapier der Industrie- und Handelskammer - 
aus Sicht der Thüringer Wirtschaft ist es noch relativ 
neu - vom Ende des vergangenen Jahres, daraus 
würde ich mit Ihrem Einverständnis zitieren. Dort 
steht: „Es gilt konsequent und zügig zu handeln, um 
Strukturen rechtzeitig so zu verändern, dass Thü-
ringen in der Lage ist, die Entwicklungen aufzufan-
gen und mit weniger Geld die Leistungen in der Ver-
waltung zu erbringen, die auch in Zukunft nötig sein 
werden. Dazu muss die Verwaltung schlanker, effek-
tiver und damit kostengünstiger, aber auch bürger-
näher gestaltet werden. Auf jeden Fall gilt, je größer 
die Einwohnerzahl eines Kreises, je geringer der Ver-
waltungsaufwand pro Einwohner. Nur so können 
zukünftig mehr Mittel für Investitionen freigesetzt wer-
den. Daraus ergibt sich folglich die Notwendigkeit, 
das gesamte Bundesland einer intensiven Prüfung 
auf Neuordnung zu unterziehen. Es gilt, bisherige 
Strukturen infrage zu stellen und sich so zu orien-
tieren, dass gegebenenfalls völlige neue Kreise ge-
schaffen werden, die zum Beispiel auch die inzwi-
schen veränderte Verkehrsinfrastruktur berücksichti-
gen.“ Das ist ein Papier der IHK.  
 

(Beifall DIE LINKE)  
 
Wir haben deshalb betont, dass dieses Thema auch 
weiterhin diskutiert werden soll. Im Koalitionsvertrag 
gibt es hierzu auch eine Regelung, das ist am Mitt-
woch auch schon oft genug genannt worden. Aber 
es gebietet doch der Respekt, Frau Berninger, vor 
dem Koalitionspartner und auch der Umgang mitei-
nander in der Koalition, dass man sich zu solch wich-
tigen Frage zunächst einmal intern abstimmt. Wir 
haben bislang in der Koalition über die politischen 
Themenfelder sachlich und ruhig gesprochen.  
 

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: 
Was sagt denn der Minister dazu?)  

 
Das hat er ja getan. Wir haben bislang in der Koali-
tion über die politischen Themenfelder sachlich und 
ruhig gesprochen und auch dieses Thema, wir wer-
ben sehr dafür, sollte in genau einer solchen Atmo-
sphäre stattfinden, auch in Anbetracht der Situation 
der kommenden Jahre, die sich finanziell abzeich-
net, die nicht einfacher wird. Was die von Ihnen an-
gesprochenen ganz konkreten Fälle betrifft, also Suhl 
und Eisenach, es wird doch wohl noch legitim sein, 
auch seitens des Innenministers, den ich hier aus-
drücklich dabei unterstütze, mal darüber nachzuden-
ken, wie es denn weitergehen soll bei der Aufgaben-
erfüllung dieser beiden Kommunen in Anbetracht ih-
rer finanziellen Situation einerseits und der Alimen-
tation durch den Freistaat andererseits. Ich denke 
schon, dass es wichtig ist, solche Fragen zu stel-
len, auch öffentlich zu stellen.  
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Zusammengefasst: Wir wissen um das Problem. Wir 
diskutieren darüber, weil es wichtig ist, das Thema 
Gebietsreform anzupacken. Wir halten es für so wich-
tig, dass wir auch sagen, die Frage des finanziellen 
Überlebens unseres Landes hängt vom Umgang mit 
diesem Thema ab. Deshalb ist es gut, dass wir hier 
im Landtag darüber sprechen, ausführlicher, nicht 
im Fünf-Minuten-Tempo, auch streiten und hier in-
nerhalb der Koalition zu einer sinnvollen Lösung kom-
men. Ich danke Ihnen.  
 

(Beifall SPD) 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Hey. Als Nächster 
spricht zu uns Abgeordneter Fiedler von der CDU-
Fraktion.  
 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Herr Fiedler am Morgen, vertreibt Kum-
mer und Sorgen.)  

 
Abgeordneter Fiedler, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, wahrscheinlich brauchen wir früh 
erst immer mal eine Ankurbelung, damit der Tag or-
dentlich läuft. Ich freue mich immer, wenn DIE LINKE 
so gleich richtig munter wird, wenn ich hier vorkom-
me.  
 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Das kostet mich hinterher immer einen 
Kaffee.)  

 
Ja, gut. Wir können ja wieder mal demnächst ge-
meinsam einen Kaffee trinken gehen. Auch das hal-
ten wir gemeinsam aus.  
 

(Heiterkeit DIE LINKE) 
 
Meine Damen und Herren, uns liegt - nachdem wir 
das eigentlich schon diskutiert haben - der Antrag 
der Fraktion DIE LINKE vor, Ankündigungen der Lan-
desregierung zu einer möglichen Gebietsreform der 
Thüringer Gemeinden, Städte und Landkreise. Als 
Erstes möchte ich festhalten: Ich kenne keine An-
kündigung der Landesregierung zu einer möglichen 
Gebietsreform der Thüringer Gemeinden, Städte und 
Landkreise. Mir ist sie nicht bekannt, es müsste mir 
mal jemand erläutern, wer das wo festgestellt hät-
te. Ich kenne es nicht.  
 

(Beifall CDU) 
 
Nummer zwei: Ihr Antrag zielt eigentlich nur in Rich-
tung Landesregierung. Ich frage mich, warum wir da-
rüber reden. Hier steht nichts drin, dass das Parla-

ment - hier steht nur, die Landesregierung wird auf-
gefordert und so weiter, und so weiter. 
 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Wen soll 
das Parlament sonst auffordern?) 

 
Frau Rothe-Beinlich, bleiben Sie doch ruhig. Also, 
ich kann nichts erkennen, dass das ... 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich habe doch jetzt Zeit, es sind nicht nur fünf Mi-
nuten und ich genau schauen muss, wann ich fertig 
sein muss.  
 
Meine Damen und Herren, ich wollte noch einmal 
auf Ihren Antrag hinweisen, dass Sie hier die Lan-
desregierung befragen. Frau Berninger, wir kennen 
das Konzept der LINKEN ausgiebig, es ist zigmal be-
sprochen worden. Ich glaube, wenn Sie ab und zu 
mit den Menschen draußen reden würden, würden 
Sie feststellen, dass selbst Ihre eigenen Kommunal-
politiker diesem nicht zustimmen. 
 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Wir haben doch einen Parteitagsbe-
schluss dazu.) 

 
Das ist eher jemandem eingefallen, der von mir aus 
gesehen ganz hinten links sitzt. Das ist mit Ihrer Basis 
nicht zu machen, aber auch das werden Sie noch 
merken.  
 
Meine Damen und Herren, Kollege Hey hat gerade 
gesprochen und das hat mich noch zu einigen Punk-
ten gebracht. Eine Koalition ist keine Einbahnstra-
ße, sondern eine Koalition muss gemeinsame Ent-
scheidungen treffen. Wir haben uns zum Beispiel 
erst gestern früh über die Bannmeile unterhalten, 
ich könnte noch ein paar andere Beispiele nennen. 
Da ist es uns auch nicht leichtgefallen, bestimmte 
Dinge mitzumachen, aber wir haben es mitgemacht. 
Darum hat man einen Koalitionsvertrag. Ich kann 
im Koalitionsvertrag nicht erkennen, dass darin steht, 
dass wir eine Gebietsreform machen. Das kann ich 
nicht erkennen, das muss mir mal jemand zeigen. 
Außerdem habe ich das Gebiet Innen selber mit ver-
handelt. Von einer Gebietsreform steht dort gar nichts 
drin.  
 

(Beifall CDU) 
 
Ich will das festhalten, damit sich der liebe, nette Koa-
litionspartner ab und zu daran erinnert, dass wir ge-
meinsam die Dinge tragen. Natürlich kann man un-
terschiedlicher Meinung sein. Es wäre schlimm, wenn 
man mit einer Koalition seine Meinung ablegt, aber 
man muss sich im Klaren sein, dass man nicht zu 
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weit vorn wegrennt und am Ende kommt das Ganze 
nicht zustande. Man muss das austarieren. Darauf 
will ich noch einmal hinweisen.  
 
Meine Damen und Herren, es werden zum Thema 
Effizienz immer wieder viele Dinge benannt. Meine 
Damen und Herren, ich empfehle Ihnen wirklich, sich 
den schönen Bericht der Enquetekommission in Ru-
he zu betrachten. Also, man kann sich aus dem di-
cken Buch mit 206 Seiten natürlich immer das he-
rauspicken, was jeder gern hätte. Das mag durchaus 
legitim sein, aber am Ende muss man den Gesamt-
zusammenhang betrachten und darf sich nicht nur 
eins herauspicken. Das haben wir früher mal in der 
DDR gehabt, dass große Kombinate besser waren 
als kleine effektive Betriebe. Das kann ich hier nicht 
erkennen. Wenn so ein großer Dampfer seine Spur 
zieht, ehe der mal bremst, ehe er zum Stehen kommt 
und Ähnliches - oder die kleinen Fregatten - nein, da 
müssen wir einen anderen Begriff nehmen, Fregatten 
sind, glaube ich, etwas Militärisches, die kleineren 
Schiffe ... 
 

(Heiterkeit im Hause) 
 
Ja, es gibt auch andere Fregatten, ich weiß, aber 
darüber wollen wir heute nicht diskutieren, sonst wird 
Frau Rothe-Beinlich, die gerade nicht zugehört hat, 
gleich wieder mobil.  
 

(Unruhe im Hause) 
 
Meine Damen und Herren, ich will einfach noch ein-
mal darauf verweisen, dass immer wieder behaup-
tet wird, dass Größe zu mehr Effizienz führt. Das 
kann ich überhaupt nicht erkennen. Ich will Ihnen da-
zu aus dem Bericht der Enquetekommission einige 
Zahlen nennen, von besonderer Bedeutung sind da-
bei die Personalausgaben der Landkreise.  
 
Präsidentin Diezel: 
 
Herr Abgeordneter Fiedler, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Hauboldt? 
 
Abgeordneter Fiedler, CDU: 
 
Ja. Netter Kollege. Bitte. 
 
Abgeordneter Hauboldt, DIE LINKE: 
 
Danke, Herr Fiedler. Ich weiß das zu schätzen. Meine 
Frage: Sie haben die Effizienz der Größe von Struk-
turumwandlungen hinterfragt. Kennen Sie die Situa-
tion der Sparkasse Mittelthüringen, warum die zum 
Beispiel die Fusion mit Erfurt, Weimar oder Sömmer-
da vollzogen haben, weil genau diese Frage dahinter 
stand. Ich habe das auch gern immer in der Enque-
tekommission als Paradebeispiel genannt. Das ist 

doch ein Beispiel der Effizienz. Auch der Verbund-
tarif Mittelthüringen, wir hatten gestern die Diskus-
sion. Würden Sie meine Auffassung teilen, dass ge-
nau diese Synergieeffekte dort eintreten?  
 
Abgeordneter Fiedler, CDU: 
 
Ich teile leider Ihre Auffassung nicht, weil es genauso 
gut andere Sparkassen gibt, da nehme ich einmal 
die des Saale-Holzland-Kreises, die eine sehr gute 
Bilanzsumme haben, sehr gut dastehen. Auch da 
zeigt es sich, dass nicht nur Größe zu mehr Effizienz 
führt.  
 
Meine Damen und Herren, ich wollte gerade vorle-
sen: „Von besonderer Bedeutung sind dabei die Per-
sonalausgaben der Landkreise. Auf Kommunalebe-
ne, Gemeinden und Kreise schneidet Thüringen da-
bei mit 481 € je Einwohner deutlich besser ab als 
Flächenländer, die über größere kommunale Gebiets-
körperschaften verfügen. Der bundesweite Durch-
schnitt für die Flächenländer liegt bei 533 € und wird 
insofern von Thüringen um rund 10 Prozent unter-
schritten. Der Durchschnitt der Personalausgaben 
für die neuen Länder beträgt 517 €. Thüringen liegt 
mit seinen 481 € Personalausgaben pro Einwohner 
ebenfalls deutlich darunter. Daraus kann gefolgert 
werden, dass die Größe der kommunalen Gebiets-
körperschaften keine unmittelbaren Rückschlüsse 
auf die Höhe der Personalausgaben je Einwohner 
zulässt.“  
 
Ich könnte noch viele Dinge herausnehmen. Es ist 
nicht so, wie das immer wieder behauptet wird, dass 
wir damit irgendwo effizienter werden.  
 
Meine Damen und Herren, es ist auch immer wie-
der und auch vom Kollegen Hey angeführt worden, 
dass die Industrie- und Handelskammern oder die 
Handwerkskammern, die ja alle meinen, sie müs-
sen bei der Landespolitik mitreden, das ist ja auch 
ihr gutes Recht, dass sie uns Hinweise geben, aber 
auch da empfehle ich einmal, dass die lieben Kol-
legen erst einmal bei sich anfangen. Ich entsinne 
mich, dass es im Land noch eine Menge - in Südthü-
ringen, Ostthüringen, Mittelthüringen und was es alles 
gibt - an Industrie- und Handelskammern sowie 
Handwerkskammern gibt, dann sollen sie einmal bei 
sich anfangen und sollten uns einmal vormachen, 
wie die Effizienzsteigerung dabei herauskommt. Da 
kann man das durchaus in die Überlegungen mit ein-
beziehen. Ich denke auch, man muss einfach ein-
mal die Kirche im Dorf lassen, dass man nicht im-
mer wieder auf alles gleich einsteigt.  
 
Meine Damen und Herren, vorhin ist noch angespro-
chen worden, man könnte ja vielleicht auch noch ei-
nen Rückschritt wagen, was ich nicht hoffe, die Bun-
desrepublik Deutschland oder Thüringen. Wenn man 



1214 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 16. Sitzung, 26.03.2010 
 
 
einmal in Richtung Frankreich schaut, was da so ein 
Zentralstaat ist, wie das Ganze gelaufen ist, der sich 
langsam in Richtung der Regionen bewegt, daran 
sieht man doch deutlich, dass auch das Europa der 
Regionen wichtig ist.  
 

(Zwischenruf Abg. Bergemann, CDU: 
Jawohl.) 

 
(Beifall CDU) 

 
Ja, dass das Europa der Regionen wichtig ist und 
nicht nur der Landrat oder Oberbürgermeister. Die 
sollen gefälligst miteinander kooperieren. Die sollen 
gefälligst zusammenarbeiten. Aber muss ich deswe-
gen riesenhafte Gebilde schaffen, meine Damen und 
Herren? 
 

(Beifall CDU) 
 

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN: Das werden Sie frei-
willig doch nicht tun!) 

 
Herr Adams, wir werden noch genügend Gelegen-
heit haben, das intensiv zu bereden.  
 
Ich will noch einmal darauf hinweisen, dass es ein-
fach auch andere Beispiele gibt, wo es eben nicht 
funktioniert. Wer sich mit seinen Kollegen oder mit 
Leuten aus den Nachbarländern, aus den mitteldeut-
schen Ländern einmal unterhält, Sachsen, Sachsen-
Anhalt, wissen Sie, wie viele Dinge dort weggebro-
chen sind, wie viel bürgerschaftliches Engagement 
dort weggebrochen ist? Ich sage und bleibe dabei, 
das sollten wir in Thüringen nicht so machen.  
 

(Beifall CDU) 
 
Wir sollten das nicht so machen! Deswegen, den-
ke ich, ist es richtig und gut, dass die Landesregie-
rung nach dem Koalitionsvertrag am Jahresende das 
weiter in Auftrag gibt - da wird sicher auch die En-
quetekommission eine wichtige Rolle spielen -, dass 
man die Dinge auswertet und dann muss ich sa-
gen, werden wir das alles genau betrachten. Aber 
im Koalitionsvertrag steht nicht drin, dass wir eine 
Gebietsreform machen. Ich lege darauf ausdrück-
lich Wert, dass man sich da gar nicht erst versteigt.  
 
Meine Damen und Herren, vorhin ist es genannt wor-
den von der Landesregierung im Bericht des Innenmi-
nisters Prof. Huber, wir setzen nach wie vor auf Frei-
willigkeit, das will ich ausdrücklich sagen, das kön-
nen wir nur immer wieder fordern bzw. dazu auffor-
dern. Wir geben auch Geld dazu, das wir eigentlich 
auch woanders einsetzen könnten, dass sich Kom-
munen zusammenfinden. Es ist das Beispiel Lan-
genwetzendorf, Vogtländisches Oberland genannt 

worden. Dort haben wir aus gutem Grund Nein ge-
sagt, weil uns die Dinge vorgelegt wurden und sich 
im Nachhinein herausgestellt hat - ich glaube, Frau 
Sedlacik, Sie waren da nicht unbeteiligt -, nachdem 
die Gemeinderäte beschlossen hatten, wurden dann 
Unterschriftensammlungen auf den Weg gebracht, 
dass das ganze Ding nämlich nicht funktioniert hat. 
Da haben wir gesagt, wenn die sich nicht einig sind, 
werden wir das hier nicht beschließen. Auch das ge-
hört mit zur Wahrheit dazu. 
 

(Beifall CDU) 
 
Der Landtag hat sich ganz klar bekannt, dass wir ge-
sagt haben, wenn von der Landesregierung entspre-
chende Dinge beim Landtag ankommen, werden wir 
so schnell wie möglich die Dinge umsetzen. Das ha-
ben wir bisher immer gemacht. Ich will auch noch 
einmal auf einen Kreis aufmerksam machen, das ist 
der Unstrut-Hainich-Kreis. Ich glaube, der Landrat ge-
hört der SPD an. Dort haben wir das Phänomen … 
 

(Zwischenruf Abg. Gentzel, SPD:  
Ich weiß es.) 

 
Ich freue mich ja, ich weiß auch, dass er der SPD 
angehört. Es ist ja schön, dass es bestätigt wurde. 
Diese Misere, die dort stattfindet, dass eigentlich der 
Landkreis so gut wie handlungsunfähig ist, ist auch 
dem zu verdanken, wenn der Führungskopf den La-
den nicht im Griff hat. Das muss man auch einmal 
deutlich machen. In die Richtung will ich, es ist zwar 
heute noch nicht genannt worden, aber da es ja in 
der Begründung steht, „... die Kreisfreiheit der Städ-
te Suhl und Eisenach nicht dauerhaft zulasten ...“ 
und so weiter, deswegen komme ich dort hin. Man 
muss eigentlich erst mal - und da kann ich nur den 
Innenminister heftig bitten - die üblichen Instrumen-
tarien, die wir in der Kommunalordnung, die wir in der 
Verwaltung als Möglichkeiten haben, nutzen. Wir soll-
ten einmal langsam den Instrumentenkasten aufklap-
pen und da ist viel drin. Kommunale Selbstverwaltung 
gilt nur so lange, wie auch die kommunale Selbstver-
waltung selber in der Lage ist, ihre Dinge durchzu-
setzen. Wenn sie vielleicht fahrlässig, ich will mal das 
„grob“ weglassen, hier bestimmte Dinge an die Wand 
fahren, dann muss man auch Schlussfolgerungen zie-
hen. Dazu gibt es das Instrumentarium der Kommu-
nalaufsicht, da muss man sich mal anschauen: Was 
ist denn in den letzten Jahren in die Berichte hinein-
geschrieben worden? Was sind denn für Auflagen 
erteilt worden? Was ist denn davon umgesetzt wor-
den? Was leistet man sich an sogenannten freiwilli-
gen Aufgaben? Wenn man dazu nicht mehr in der 
Lage ist, kann man sie nicht mehr machen. Da wird 
der Bürger schon merken, wer den Karren an die 
Wand gefahren hat oder wer nicht. Da gibt es noch 
mehrere Instrumentarien bis dahin, Beauftragte ein-
zusetzen, meine Damen und Herren. Ich will einfach 
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das nur mal nennen, weil nämlich immer so ganz 
schnell gerufen wird, du Gesetzgeber - und am Ende 
sind wir das hier, im Vorfeld natürlich die Landesre-
gierung -, ihr habt zu machen. Das sehe ich über-
haupt nicht ein: Ihr habt zu machen. Erst kommt die 
kommunale Selbstverwaltung, sie haben ihre Din-
ge selbst zu richten. 
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
Wenn das nicht funktioniert, dann kommt die Auf-
sicht. Hier kann ich nur ermuntern, dass die Aufsicht 
ganz stringent wahrgenommen wird. Gestern oder 
vorgestern traf sich der Stadtrat von Suhl und - wenn 
ich es richtig im MDR gehört habe, das ist ja mein 
Heimatsender, den ich gern höre,  
 

(Zwischenruf Abg. Hauboldt, DIE LINKE: 
Keine Werbung.) 

 
ja, ich höre den gern, weil er mir einfach gefällt - es 
wurde, glaube ich, einstimmig der Beschluss gefasst, 
das Land - ich weiß nicht mehr genau, ob die Landes-
regierung oder das Land - möge eine Gebietsreform 
machen. Ja, wo kommen wir denn hin? Die sollen 
sich erst einmal um ihr Zeug kümmern und dann 
werden wir sehen, was notwendig ist im Interesse 
des ganzen Landes, dass man hier entsprechend 
auch diese Dinge dann weiterführt. 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Herr Abgeordneter Fiedler, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage der Abgeordneten Wolf? 
 
Abgeordneter Fiedler, CDU: 
 
Ja. 
 
Abgeordnete Wolf, DIE LINKE: 
 
Glück gehabt! Herr Fiedler, Sie haben davon ge-
sprochen, dann müssen eben Gemeinden ihre frei-
willigen Aufgaben streichen. Das ist nun mal in Ver-
antwortung der Gemeinde. Ist Ihnen bewusst, dass 
gerade die Stadt Eisenach, wenn sie von heute auf 
morgen das Schwimmbad schließen würde, die 
Musikschule schließen würde, die Volkshochschule 
schließen würde und alle freiwilligen Aufgaben kom-
plett auf Null fahren würde, dass sie trotzdem nicht 
das Defizit von weit über 10 Mio. € in irgendeiner 
Weise in den Griff bekommen würde? Was würden 
Sie denn in dieser Situation der kommunalen Selbst-
verwaltung vorschlagen? 
 
Abgeordneter Fiedler, CDU: 
 
Wissen Sie, man kann ein Totschlagargument im-
mer gleich als Erstes nehmen und fragen: Was wür-

den Sie denn machen, wenn? Wenn Sie noch nicht 
mal angefangen haben, überhaupt erst mal die Din-
ge, die dort notwendig sind, auf die Bahn zu brin-
gen, auf die Reihe zu bringen, dann tut mir das leid. 
Sie müssen selber bei sich anfangen, das ist das A 
und O. 
 

(Beifall CDU) 
 
Ich habe gar nicht die Absicht, von der Ferne Rat-
schläge für die kommunale Selbstverwaltung zu ge-
ben. Ich habe noch keinen Ratschlag gegeben, ich 
habe nur gesagt, was nach Kommunalordnung dort 
notwendig ist. Alle müssen ihre entsprechenden 
Haushaltspläne vorlegen und dann muss geprüft wer-
den. Natürlich wünsche ich mir, dass jede Kommu-
ne so viel wie möglich freiwillige Leistungen machen 
kann. Aber das fängt so ähnlich an wie gestern in 
Tiefenort. Am Ende, wenn alles nicht mehr geht, das 
Land hat es ja. Das Land hat gar nichts. Das Land hat 
selber nur noch 180 Mio. € sogenannte freie Spitzen 
im Moment. Ich nächsten Jahr wird es noch viel 
schlimmer, dann sitzen wir da und können sagen, wir 
sparen uns alle hier ein, weil wir überflüssig sind. Des-
wegen, meine Damen und Herren, geht das nicht so 
einfach, jeder auf seiner Verantwortungsstufe muss 
auch seine Verantwortung wahrnehmen. Damit ist die 
kommunale Selbstverwaltung ein sehr hohes Gut im 
Positiven wie im Negativen.  
 
Deswegen, meine Damen und Herren, denke ich, 
ist es einfach notwendig, dass man über solche Din-
ge redet. Ich weiß wohl, gerade in Richtung Eise-
nach, wir haben ja damals die Gebietsreform ge-
macht, wir wussten damals schon, oh, oh, oh ...  
 

(Heiterkeit im Hause) 
 
Wer sich mit den Dingen beschäftigt hat, weiß auch, 
dass dort noch mehr dazukommen sollten und wie 
das Ganze ausgegangen ist, Wutha-Farnroda ect. 
Genau dasselbe könnte ich in Richtung Suhl sagen, 
auch da sollte damals Zella-Mehlis mit dazu.  
 

(Unruhe DIE LINKE) 
 
Es ist dann durch die bekannten Dinge nicht dazu 
gekommen. 
 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Sagen Sie das mal Ihren Parteifreunden. 
Hier so und dort anders reden.) 

 
Wieso rede ich da anders, ich rede überhaupt nicht 
anders. Herr Ramelow, lesen Sie erst mal nach, ich 
weiß nicht, ob Sie damals da waren, lesen Sie erst 
mal nach. 
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Also ich will jetzt noch mal darauf verweisen, dass 
wir wohl wissen ... 
 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Sie zündeln mit diesem Verhalten.) 

 
Ich zündele nicht, ich stelle nur die Dinge dar, wie 
sie sind. Sie wollen vielleicht zündeln, ich nicht. 
 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Also Entschuldigung, hier so, dort so.) 

 
Herr Ramelow, hier vorn ist das Pult. 
 

(Beifall CDU) 
 
Meine Damen und Herren, ich will einfach darauf ver-
weisen, dass es nicht so einfach ist - schwarz oder 
weiß.  
 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Sehr schwarz, ist ganz schön schwarz.) 

 
Ja, das ist ja gut, dass es viel schwarz gibt, sonst 
wären wir ja gar nicht da, und hoffentlich verstärkt 
es sich wieder.  
 
Meine Damen und Herren, ich will damit noch mal 
darauf verweisen - und da geht es mir gar nicht da-
rum, wer gerade die politische Verantwortung hat-
te, damit das klar ist -, dass es damals auch welche 
von uns gab, die ganz laut gerufen haben, die Kreis-
freiheit von Eisenach muss her. Der Kollege sitzt heu-
te nicht mehr unter uns, sonst hätte ich es noch deut-
licher gemacht. Er ist nicht mehr in diesem Parla-
ment, aber er hat ganz laut gerufen, die Kreisfreiheit 
von Eisenach im Verbund mit anderen, die das ha-
ben wollten. Deswegen, denke ich, muss man auch 
solche Dinge einfach mit bedenken, dass auch sol-
che Dinge vor Ort mit betrachtet werden müssen. 
Was richtig ist - und das hat der Innenminister ganz 
klar gemacht -, dass wir natürlich nicht aus dem Lan-
desausgleichsstock nun vielleicht auf alle Zeiten hier 
finanzieren können. Erst mal haben wir nicht so viel 
im Landesausgleichsstock, zweitens können wir das 
Geld nicht nur vielleicht in zwei, drei Richtungen aus-
geben, sondern man muss im Land auch noch an-
dere Dinge mit unterstützen, wo es notwendig ist. 
Deswegen werfe ich dem Innenminister überhaupt 
nicht vor, dass er gesagt hat, er will dort moderieren, 
meine Damen und Herren. Wenn der Innenminister 
nicht mehr moderieren darf, dann müssen Sie es vor 
Ort machen. Aber da ziehen Sie ja die Fahne hoch 
und sagen, hier weiße Fahne, wir können nicht oder 
wollen nicht. Deswegen, denke ich, ist moderieren 
gut, und man muss versuchen vernünftige Lösungen 
zu bringen.  
 
 

Ich will Ihnen auch noch einige Punkte sagen in Rich-
tung Gemeindegebietsreform, weil wir uns ja ganz 
klar zur Kreisgebietsreform positioniert haben, aber 
es gibt natürlich auch noch einige Dinge in der Ge-
meindegebietsreform nachzuarbeiten und gegebe-
nenfalls anzupassen. Das ist nicht unüblich. Wir ha-
ben ja nun die Landgemeinde geschaffen, die sich 
gut anlässt, aber auch dort gibt es doch noch Mög-
lichkeiten, die Landgemeinde weiter zu stärken. Ich 
sage mal ein Beispiel, dass man darüber nachdenkt, 
VGs, die weit untermaßig sind, dazu zu bringen, sich 
zu Landgemeinden etc. zusammenzuschließen.  
 

(Zwischenruf Abg. Hauboldt, DIE LINKE: 
Wie denn?) 

 
Darüber ist durchaus nachzudenken. Es ist nicht so, 
dass wir uns nicht mit den Dingen beschäftigen, aber 
das sind solche Dinge, oder es gab leider im Vor-
feld von anderen Ministern Unterschriften für Gemein-
den, die auf Lebzeiten, egal, wie groß die sind, Be-
stand haben mit einem hauptamtlichen Bürgermeis-
ter. Das kann ja wohl nicht wahr sein. Eigentlich 
müssten wir denjenigen, der die Unterschrift drun-
tergesetzt hat, mal noch nachträglich fragen, was 
er sich dabei gedacht hat. Aber das Entscheidende 
ist, so kann es nicht stehen bleiben. Das wäre gegen-
über allen anderen, die zum Beispiel wenn sie un-
ter 3.000 in den entsprechend beschriebenen Ab-
schnitten sinken, dann ihre Hauptamtlichkeit verlie-
ren, das wäre doch grob fahrlässig. Ich gehe davon 
aus, dass wir sicher demnächst, wenn das Ganze 
noch mal betrachtet wird, auch solche Dinge berei-
nigen.  
 
Ich will damit nur noch einmal deutlich machen, dass 
wir uns nicht verschließen, dass es im Lande doch 
einige Dinge weiter zu betrachten gilt und dass man 
dort auch einige Dinge auch anschauen muss, aber 
im Grundsatz ist unsere Meinung ganz klar, wie wir 
uns dazu gestellt haben. Ich denke, das war deswe-
gen ganz wichtig. Ich wollte heute früh eigentlich nur 
sagen, wir haben gestern alles gesagt, ich sage 
nichts mehr. Aber es war vielleicht ganz gut, um ... 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Ich frage Sie trotzdem, Herr Abgeordneter, ob Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Kubitzki ge-
statten.  
 
Abgeordneter Fiedler, CDU: 
 
Frau Präsidentin, selbstverständlich.  
 
Abgeordneter Kubitzki, DIE LINKE: 
 
Herr Fiedler, Sie haben in Ihrer Rede die Rolle und 
Bedeutung der Selbstverwaltung von Kommunen und 
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Landkreisen hervorgehoben, was ich bestätige. Wie 
würden Sie handeln, wenn eine Kommune oder ein 
Landkreis wirklich im Defizit ist - das könnte natür-
lich auch sein, weil der Führungskopf nicht gestimmt 
hat -, und dieser Landkreis oder diese Kommune die 
Möglichkeit hat, in einer Selbstverwaltung zu ent-
scheiden, das sogenannte Tafelsilber, das heißt Be-
teiligung oder dergleichen, zu verkaufen, würden Sie 
das befürworten oder ablehnen? 
 
Abgeordneter Fiedler, CDU: 
 
Wissen Sie, ich könnte jetzt ganz einfach sagen, sol-
len sie doch das sogenannte Tafelsilber nehmen, ich 
verweise auf die Kommunalordnung, wo das gere-
gelt ist. Es ist und bleibt kommunale Selbstverwal-
tung und dort ist es zu klären.  
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Fiedler. Es spricht 
zu uns Abgeordneter Bergner von der FDP-Fraktion.  
 
Abgeordneter Bergner, FDP: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, verehrte Anwesende, ich bedanke mich für 
den - ich sage es einmal etwas rhetorisch - dritten 
Aufguss, denn, ich denke, wir haben in dieser Wo-
che über dieses Thema schon sehr lange und aus-
giebig debattiert. Ich danke aber an dieser Stelle 
auch, Herr Kollege Kuschel, für die Aufmerksamkeit 
unserer Partei gegenüber in unseren außerparlamen-
tarischen Zeiten.  
 

(Beifall FDP) 
 
Es ist vollkommen richtig, wir hatten auch einmal eine 
andere Beschlusslage. Diese andere Beschlussla-
ge, die wir hatten, hat zu einer sehr langen, inten-
siven und, wie ich meine, konstruktiven und frucht-
baren Debatte geführt, hat dazu geführt, dass wir 
genau zu dieser Beschlusslage gekommen sind, auf 
der wir jetzt unsere Programmatik fußen lassen. Ich 
bin an dieser Stelle auch so frei zu sagen, dass wir 
das lange und deutlich vor der Wahl so hatten, vor 
der Wahl so kommuniziert haben. Es bleibt dabei, 
was wir vor der Wahl gesagt haben, gilt auch da-
nach, meine Damen und Herren.  
 

(Beifall FDP) 
 
Ich bin der Union dankbar, dass sie in der von uns 
beantragten Aktuellen Stunde die aufgekommenen 
Irritationen ausgeräumt hat. Ich teile auch die Auf-
fassung, wie sie Herr Kollege Fiedler gerade gesagt 
hat, das ist wie in der Wirtschaft. Die Größe von Ein-

heiten, die Größe von Verwaltungen wie von Betrie-
ben allein entscheidet nicht über die Effizienz. Ich 
darf Ihnen das auch aus meiner eigenen beruflichen 
Erfahrung sagen, als Planer bin ich auch sehr oft 
in den unterschiedlichsten Größenordnungen von 
öffentlichen Verwaltungen gewesen, aus dieser Er-
fahrung heraus weiß ich auch, die Größe allein bringt 
nicht mehr Effizienz, die Größe allein bringt nicht 
mehr Kompetenz, meine Damen und Herren.  
 

(Beifall FDP) 
 
Herr Kuschel führt sehr gern - manchmal auch etwas 
historisch unscharf - alte Strukturen an. Die Kleinstaa-
terei in Thüringen endete allerdings nach dem Ers-
ten Weltkrieg. Ich darf an dieser Stelle daran erin-
nern, dass es die SED war, die 1952 bestehende re-
lativ große Strukturen erst einmal gespalten hat. 1952 
wurden in diesem Land im Schnitt … 
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Deswegen ist ja die DDR auch unterge-
gangen.) 

 
Nicht nur deswegen, Sie hatten da noch andere 
Gründe, warum Ihr Staat untergegangen ist, Herr Ku-
schel. 
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Ja, aber auch deshalb.) 

 
1952 haben Sie aus jedem Landkreis drei gemacht 
und das ist 1994 erst einmal wieder ausgebügelt wor-
den. Für diese Arbeit, das auszubügeln, haben da-
mals auch Kollegen unserer damaligen Fraktion Prü-
gel eingesteckt, nicht zuletzt auch von den Leuten, 
die Sie dort in die Spur gebracht haben. Wir stehen 
für Freiwilligkeit, meine Damen und Herren. 
 

(Beifall CDU) 
 
Wenn Gemeinden sich zusammenschließen wollen, 
auch wenn Landkreise sich zusammenschließen wol-
len, dann sollen sie das bitte schön tun, dann fin-
den wir das gut und dann unterstützen wir das auch. 
Aber das bedeutet, dass das die Akteure vor Ort wol-
len müssen, denn nur dann kann es auch funktio-
nieren. Die Menschen, die vor Ort die Verantwor-
tung tragen, wissen allemal viel besser, was vor Ort 
gut ist, und das wissen die besser, als hier in Erfurt 
vom grünen Tisch aus irgendjemand etwas regeln 
kann. 
 

(Beifall FDP) 
 
Deswegen sagen wir, jawohl, wenn sie wollen, un-
terstützen wir das, aber ansonsten ist das Instrument 
der interkommunalen Zusammenarbeit - Herr Kol-
lege Fiedler hat es gerade genannt - allemal das bes-
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sere Instrument. Warum sollen nicht mehrere Ge-
meinden zusammen einen Bauhof betreiben? Wa-
rum sollen nicht mehrere Landkreise zusammen Nah-
verkehrsunternehmen betreiben? 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Herr Bergner, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 
 
Abgeordneter Bergner, FDP: 
 
Nein, ich bin an dieser Stelle heute so frei zu sagen, 
wir haben lange genug in diesem Plenum über die 
Themen geredet. Ich bringe meinen Vortrag zu En-
de - an dieser Stelle keine Zwischenfrage. 
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Dazu steht nichts auf dem Zettel.) 

 
Zurück zum Thema. Warum sollen nicht verschie-
dene Gebietskörperschaften gemeinsam etwas un-
ternehmen - das ist richtig und das kann auch zu 
mehr Effizienz beitragen. Die wissen es aber vor Ort 
allemal besser als die gesamte Runde hier mitei-
nander. Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
möchte ich es auch nicht weiter ausdehnen. Ich be-
danke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Danke, Herr Abgeordneter Bergner. Für die Fraktion 
DIE LINKE spricht Herr Abgeordneter Kuschel. 
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, die Ausführungen von Herrn Fiedler kamen 
einer politischen Bankrotterklärung gleich. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Außer politischem Geschwätz hat er hier nichts von 
sich gegeben, aber er hat die Konzeptionslosigkeit 
seiner Partei und offenbar auch der Landesregie-
rung hier noch mal eindeutig nachgewiesen. 
 

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Sie sind 
und bleiben ein zynischer Kotzbrocken.) 

 
Präsidentin Diezel: 
 
Herr Abgeordneter Kuschel, ich mache Sie darauf 
aufmerksam, Geschwätz ist in diesem Hause nicht 
angebracht als Ausdruck. 
 

(Unruhe DIE LINKE) 
 

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Oh, da darf aber künftig Herr Fiedler nicht mehr re-
den. 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Herr Abgeordneter Kuschel, dafür erteile ich Ihnen 
einen Ordnungsruf. 
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, zudem 
hat Herr Fiedler eine deutliche Kampfansage an die-
se Koalition gerichtet. Er hat erst mal wieder boshaft 
den Koalitionsvertrag uminterpretiert. 
 

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU:  
Das haben Sie doch so aufgefasst.) 

 
Ich habe schon Herrn Hey gesehen, wie er offen-
bar gesucht hat, was steht denn nun drin. 
 

(Heiterkeit DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Da teile ich Ihre Auffassung. Sie haben es zumin-
dest so verstanden, als würde diese Landesregie-
rung sich auch dieser Frage einer Funktional-, Ver-
waltungs- und Gebietsreform zumindest nähern.  
 

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD:  
Ich verstehe, was Sie sagen.) 

 
Aber Herr Fiedler hat natürlich konsequenterweise 
gesagt, also hier spielt sich überhaupt nichts ab. 
Jetzt muss schnell wieder der Koalitionsausschuss 
zusammentreten; ich weiß nicht, ob es gleich heute 
geschieht, aber das ist schon erstaunlich. Herr Fiedler 
geht ja noch weiter. In einer Presseinformation vom 
24. März hat er dem Innenminister sofort beide Bei-
ne „weggehauen“ und hat gesagt: Also Gutachten 
können Sie machen, in Auftrag geben, aber ich neh-
me mal das Ergebnis schon vorweg, indem ich sa-
ge, in dem Gutachten kann drinstehen was will, es 
gibt nichts, keine Veränderung. 
 

(Unruhe CDU) 
 
Insofern ist das schon sehr bedenklich und wider-
spiegelt den Zustand der Koalition.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, es wurde 
hier mehrfach - von Herrn Hey auch noch mal und 
von anderen - auf die Enquetekommission verwie-
sen. Ich muss sagen, bei allen Problemen, der Lei-
ter der Enquetekommission ist jetzt Minister dieser 
Regierung, Herr Carius. Er hatte den Auftrag, im We-
sentlichen alle Veränderungen zu blockieren - das 
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war eben System Althaus -, aber trotzdem hatte die 
Enquetekommission eine Vielzahl von Daten zusam-
mengetragen. Insofern müssen Sie, Herr Innenmi-
nister, wirklich noch mal sagen, was denn Gegen-
stand des Gutachtens sein soll, weil die Enquete-
kommission eigentlich nahezu alle Bereiche beleuch-
tet hat. Sowohl was die Faktenlage betrifft als auch 
die Situation in anderen Bundesländern, was die Ziel-
richtung betrifft, Herausforderungen an Landes- und 
Kommunalpolitik, alles das hat die Enquetekommis-
sion erfasst. Dass das unterschiedlich interpretiert 
wurde, das ist eine andere Frage. Sie wissen ja, ne-
ben dem Bericht gab es auch ein Minderheitenvo-
tum meiner Fraktion. Da wurde das schon deutlich 
gemacht. Da geht es um die Interpretation von Fak-
ten.  
 
Vielleicht können Sie noch einmal darlegen, was mit 
dem Gutachten erreicht werden soll. Herr Hey hat 
hier überzeugende Argumente dargelegt für die Not-
wendigkeit derartiger Reformen. Diese Argumente 
gehen uns nicht weit genug, aber sie sind eine Fa-
cette. Wir sagen es noch einmal: Wir können nicht 
die Landkreise oder die Gemeinden für sich betrach-
tet analysieren und daraus Schlussfolgerungen für 
effiziente, bürgernahe Strukturen ableiten, sondern 
wir können nur Landesverwaltung und kommunale 
Ebene gemeinsam betrachten. Unser Hauptproblem 
ist die Landesverwaltung. Die Landesverwaltung ist 
aus unserer Sicht mit ihrer Dreigliedrigkeit nicht mehr 
zeitgemäß. Wenn wir da ansetzen, dann hat das au-
tomatisch Konsequenzen auf die kommunale Ebe-
ne und dann müssen wir uns mit der kommunalen 
Ebene beschäftigen.  
 
Ich sage noch einmal, wir wollen nicht größere Land-
kreise, sondern wir wollen andere Landkreise mit ei-
nem anderen Aufgabenzuschnitt und einer anderen 
Funktionsweise. Darauf werde ich noch einmal ein-
gehen.  
 
Ich bedauere, Herr Prof. Huber, dass Sie in Ihrer 
Berichterstattung beispielsweise zu den Herausfor-
derungen an die Landkreise und kreisfreien Städte 
überhaupt nichts gesagt haben. Vielleicht können Sie 
dies noch einmal in der Debatte hier tun. Ich habe 
das Gefühl, diese neue Regierung, wo man dach-
te, auch die Öffentlichkeit, da kommen jetzt Impul-
se, was das Erkennen von Problemen und die recht-
zeitige Reaktion auf Probleme betrifft, aber da kommt 
nichts. Zumindest Ihre Berichterstattung hatte den 
Anschein der Hilflosigkeit, sowohl das Problem über-
haupt zu fassen, worum es geht. Wenn die Landes-
regierung schon an der Problemerfassung scheitert, 
dann ist es vorprogrammiert, dass natürlich auch kein 
Konzept präsentiert werden kann. Dann wäre ich auf 
Ihrer Seite, wenn dieses Konzept überhaupt noch 
nicht ausgereift ist. Sie müssen doch als Landesre-
gierung irgendeine Vision haben. Eine Vision, wie 

denn dieses Land in einigen Jahren aussehen soll. 
Oder Sie verstehen sich nur noch als Sachverwal-
ter der gegenwärtigen Zustände. Dann sollen Sie dies 
aber auch der Bevölkerung, der Öffentlichkeit sagen. 
Aber jede Regierung, die nur noch Sachverwalter 
ist, ist überflüssig, da brauchen wir auch keine Re-
gierung mehr. Das können wir einem Beamtenap-
parat überlassen. Die können das viel besser. Im 
Verharren in vorhandenen Strukturen, da sind die 
Beamten geschult.  
 

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Das wird 
passieren, wenn wir die großen Kreise 
haben.) 

 
Wir leisten uns eine Landesregierung, damit nicht 
nur jetzige Zustände verwaltet werden, sondern Vi-
sionen angedacht und weiterentwickelt werden.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, Herr Fiedler 
hat noch einmal darauf verwiesen, im Koalitionsver-
trag steht nichts. Wir interpretieren den Koalitions-
vertrag anders. Er hat heute hier vermisst, dass in 
unserem Antrag es nicht um den Landtag geht, son-
dern dass wir die Landesregierung aufgefordert ha-
ben. Offenbar hat Herr Fiedler immer noch nicht die 
Wechselbeziehung zwischen Landtag und Landes-
regierung so richtig erfasst. Unsere Aufgabe ist na-
türlich nicht die Selbstbefassung mit uns, das kön-
nen wir auch machen, sondern unsere Aufgabe ist 
natürlich, die Landesregierung auch aufzufordern, zu 
handeln, wenn wir das Gefühl haben, dass sie aus 
sich selbst heraus zu stark im Bestehenden verharrt. 
Darüber hinaus kommt natürlich Kontrolle. Wir wol-
len schon wissen, was will die Landesregierung.  
 
Unser Anliegen ist es, ich sage es noch einmal: Mit 
welcher Zielrichtung ist das Gutachten in Auftrag 
gegeben worden? Welche eigenen Visionen hat 
die Landesregierung, was die künftigen Strukturen 
betrifft? Wir wissen, Ihre eigene Vision wird in die-
sen Gutachterauftrag einfließen. Der Gutachter muss 
wissen, in welche Richtung er bestimmte Dinge be-
gutachten soll. Sie werden das nicht völlig offenge-
lassen und gesagt haben, da schreib mal etwas auf. 
Das glaube ich nicht, da kenne ich Sie zu gut. Da wird 
es eine konkrete Aufgabenstellung geben. Die kann 
es aber nur geben, wenn zum Beispiel klar ist, wo-
hin die Reise gehen soll.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, Herr Fiedler 
hat dann den Vorwurf erhoben, selbst unsere eige-
nen Leute, Kommunalpolitiker, stünden nicht hinter 
unserem Konzept. Sie haben die Wirkungsmecha-
nismen unserer Partei noch nicht so durchschaut, 
deswegen will ich es noch einmal erläutern. Wir ha-
ben im Jahr 2005 in Bad Langensalza zu dem Prob-
lemkreis einen Landesparteitag gemacht. Da wur-
de ein Diskussionspapier verabschiedet, und zwar mit 
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3 Stimmenthaltungen  
 

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: 
Ohne Gegenstimme.) 

 
ohne Gegenstimmen, aber eben als Diskussions-
papier, weil es bei uns nicht mehr so ist, was notiert 
ist, dass das dann dogmatisch auch umgesetzt wer-
den kann, sondern es ist eine Einladung an die Partei 
selbst, aber auch an die Öffentlichkeit, mit uns zu dis-
kutieren. Wir haben eines erreicht, nämlich seitdem 
wird in diesem Land heftigst diskutiert. Wir fordern 
doch von der Landesregierung und den Regierungs-
parteien nichts anderes, als dass sie ihre Positionen 
offenlegen. Da kennen wir jetzt die der CDU, ver-
kündet von Herrn Fiedler, die gesagt haben: Es än-
dert sich überhaupt nichts, es soll sich nichts ändern. 
Wir haben ansatzweise das Konzept der SPD, die 
gesagt haben, wir können uns das eine oder ande-
re vorstellen. Aber da sind die Vorstellungen noch 
nicht weiter untersetzt.  
 
Dann kommt immer der Vorwurf, wir hätten ein Vier-
Kreise-Modell vorgeschlagen. Auch dazu möchte ich 
noch mal sagen, um Irritationen auszuschließen. Es 
ist ein Diskussionsmodell. Wir haben einfach über-
legt, wenn wir die gemeindliche Ebene stärken, die 
Landesverwaltung optimieren, demokratisieren, die 
Mittelbehörden auflösen, was geschieht dann mit den 
Landkreisen. Da sage ich Ihnen ehrlich, ich persön-
lich halte die Landkreise für überhaupt nicht mehr 
zeitgemäß. Ich würde sie ganz abschaffen, 
 

(Zwischenruf Abg. Dr. Klaubert,  
DIE LINKE: Ich auch.) 

 
denn der kreisfreie Raum macht ja deutlich, wir brau-
chen die Landkreise gar nicht. Wir brauchen sie nicht. 
Allerdings wäre das eine zu radikale Reform, das 
gebe ich zu, aber es ist ein interessantes Denkmo-
dell. Die Landkreise haben zu viele, ich nenne das 
immer Konstruktionsfehler, das geht bei der Finan-
zierung los, keine eigene Steuerkompetenz und, und, 
und. Das wissen Sie alles. Insofern müsste man wirk-
lich mal darüber nachdenken: Sind die Landkreise 
noch zeitgemäß? Wobei Sie ja als CDU und die FDP 
diese Landkreise in diese missliche Situation ge-
bracht haben. Sie haben nämlich die Ausgleichs- und 
Ergänzungsfunktion, die es bis 1994 gab, zum Bei-
spiel aus der Kommunalordnung herausgestrichen. 
Dann würden Landkreise noch einen Sinn machen, 
wenn sie wenigstens eine Ausgleichs- und Ergän-
zungsfunktion hätten, also zwischen den Gemein-
den sozusagen noch moderierend wirken dürften. 
Aber nein, Sie haben sie zur reinen Verwaltungs-
ebene, zu einer Landräterepublik entwickelt. Ich sa-
ge es noch einmal, 80 Prozent der Aufgaben über-
tragener Wirkungskreis ohne Beteiligung des Kreis-
tags. Erst 25 Prozent der Kreistagsmitglieder haben 

im eigenen Wirkungskreis überhaupt ein Informa-
tionsrecht. Das müssen Sie sich mal überlegen. Das 
einzelne Kreistagsmitglied hat nicht einmal ein In-
formationsrecht in diesem Land. Wo leben wir denn? 
Dann wollen Sie diese Struktur noch aufrechterhal-
ten. 
 
Wir sagen also: andere Landkreise. Da haben wir ein-
fach überlegt, ob wir auf eine Struktur abstellen kön-
nen, die schon besteht. Da haben wir uns einfach 
an den vier Planungsregionen orientiert, die auch wie-
der CDU und FDP 1993 eingeführt haben, bei denen 
ich das Gefühl habe, das ist eine Struktur, die durch-
aus in den Bereichen, in denen sie Zuständigkeiten 
hat, als optimal angesehen werden kann. Da machen 
wir mal Vergleiche zu anderen Regionalkreismodel-
len, die es in der Bundesrepublik gibt und welche 
Größenordnungen wir dort vorfinden. Da gibt es das 
Regionalkreismodell in Hannover - 1,1 Mio. Einwoh-
ner; Stuttgart - 2,7 Mio. Einwohner, das sind mehr 
Einwohner als in Thüringen, die dort in einem Re-
gionalkreis zusammengefasst sind, Braunschweig 
- 1,2 Mio., selbst Halle in Sachsen-Anhalt mit dem 
Saale-Kreis immerhin noch 600.000. Wir sind an der 
unteren Grenze mit unserem - noch mal - Diskus-
sionsmodell. Wir haben ein Diskussionspapier ver-
abschiedet. Sie können ein anderes Diskussionspa-
pier gern dagegenstellen. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, heute war 
das Interview des FDP-Fraktions- und Landesvor-
sitzenden, Herrn Barth, in einer Zeitung nachzulesen. 
Er hat wieder die üblichen Argumente vorgetragen: 
Also keine Kosteneinsparung, die Bürgernähe geht 
verloren, die Entfernung für die Kreistagsmitglieder 
wird zu groß und die Identität mit den Landkreisen 
geht verloren.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Para-
digmenwechsel bei der FDP ist schon erstaunlich, 
aber er hat natürlich einen Grund, eine Motivation, 
das ist die Anbiederung an die CDU.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Das ist die einzigste Motivation, warum Sie sich von 
Ihren Positionen 2005 verabschiedet haben. 
 

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Einzigste 
ist falsch! Das kann man nicht mehr stei-
gern.) 

 
Na freilich, die einzige. Ich hatte Ihnen schon in der 
Aktuellen Stunde gesagt, wir haben nicht mal von 
Ihrer kommunalen Ebene eine Reflexion bekommen, 
die das Umdenken dort begründen würde, sondern 
das ist die einzige Begründung. Aber das ist Ihre 
Sache, meine sehr geehrten Damen und Herren. 
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Nur eins, Herr Bergner, wenn Sie darauf verweisen, 
die kommunale Gemeinschaftsarbeit wäre eine Brü-
cke, da bin ich bei Ihnen, aber nicht auf Grundlage 
des jetzigen Gesetzes über die kommunale Gemein-
schaftsarbeit, denn dieses Gesetz schafft auch ei-
nen entdemokratisierten Raum. Welche Probleme 
wir dort haben, zeigt allein der Bereich Wasser/Ab-
wasser, wie weit diese Zweckverbände von den Bür-
gern entfernt sind und dass es kaum Einflussnah-
men gibt, dass es selbst ganz schwer ist, Rückkopp-
lungen zwischen den Gemeinden, ihren Verbands-
räten und dem Zweckverband herzustellen. Die 
Zweckverbände haben sich völlig losgelöst und als 
eigene Gebilde entwickelt. Von daher ist das für uns 
nicht die Lösung.  
 

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP:  
Herr Kuschel, eigene Maßstäbe.) 

 
(Unruhe FDP) 

 
Was Freiwilligkeit betrifft, meine Damen und Herren, 
sind wir auf Ihrer Seite. Aber Freiwilligkeit braucht 
auch eine Zielorientierung, und die fehlt. Es ist kei-
ne Zielorientierung da. Wenn Gemeinden oder Land-
kreise nicht wissen, wohin denn die Reise geht, wie 
soll da Freiwilligkeit funktionieren? Sie instrumen-
talisieren die Freiwilligkeit, um sich vor der Verant-
wortung zu drücken. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Sie drücken sich letztlich vor der Verantwortung, und 
das ist höchst unanständig. 
 
Ich will Ihnen an zwei Beispielen aufzeigen, wo der 
Handlungsbedarf ganz offensichtlich wird. Das hat 
erst mal überhaupt nichts mit parteipolitischen Über-
legungen und mit Gesellschaftsmodellen zu tun, also 
weder mit Ihrem Modell der radikalen Marktwirtschaft 
noch mit unserem Modell einer sozial gerechten Ge-
sellschaft, sondern ist einfach nur pragmatisch. Das 
können Sie mit Kommunalpolitikern diskutieren.  
 
Das Beispiel Verwaltungsgemeinschaft: Dort ist das 
Problem bei den Verwaltungsgemeinschaften, die 
Verwaltungen sind abgekoppelt von den Gemein-
den. Die Verwaltungsgemeinschaften sind nur da-
mit beschäftigt, die Mitgliedsgemeinden in irgend-
einer Art und Weise als Behörde zu betreuen. Sie 
müssen das Ortsrecht mehrfach gestalten. Eine Ver-
waltungsgemeinschaft mit neun Mitgliedsgemeinden 
- so ist in Thüringen etwa der Durchschnitt - muss 
zehn Haushaltspläne aufstellen, zehn Haushaltsplä-
ne bewirtschaften, zehn Friedhofssatzungen, zehn 
Straßenausbaubeitragssatzungen, und, und, und. 
 

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU:  
Ist das schlimm?) 

Die durchschnittliche Verwaltungsgröße beträgt 12 
bis 14 Mitarbeiter. Damit ist die gesamte personel-
le Ressource allein durch diese Formalitäten gebun-
den. Was wir wollen, ist, einfach Potenziale zu entwi-
ckeln, dass sich die Verwaltungen wieder dem Bür-
ger zuwenden können und nicht der Friedhofssat-
zung. 
 

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Sie  
haben keine Ahnung, wie das läuft.) 

 
Von daher fordern wir die Umwandlung der Verwal-
tungsgemeinschaften in Einheitsgemeinden, weil das 
Potenziale freisetzen würde.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Das wissen Sie auch, Herr Innenminister. Eine Ver-
waltung kann erst eine Spezialisierung beim Perso-
nal vornehmen - und das brauchen wir unbedingt - 
etwa ab einer Größe von 20 Mitarbeitern, unter dem 
geht es überhaupt nicht. Das heißt, bei 20 Mitarbei-
tern, wenn ich mal den Personalschlüssel von 1,9 Be-
schäftigten pro 1.000 Einwohner heranziehe, bräuch-
ten wir Gemeindestrukturen von etwa 10.000 Ein-
wohnern, um überhaupt eine Verwaltung zu haben, 
die sich den neuen Herausforderungen widmen kann. 
Zurzeit können die Verwaltungen das gar nicht, wie 
gesagt, weil sie völlig in den Fesseln dieses Formalis-
mus der Funktionsweise der einzelnen Mitgliedsge-
meinden gebunden sind. Das ist das Erste. Das zwei-
te Problem bei der Verwaltungsgemeinschaft ist na-
türlich die Finanzierung.  
 

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU:  
So ein Quatsch!) 

 
Sie will etwas sagen. Möchten Sie eine Frage stel-
len? 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Da gibt es die Möglichkeit des Zwischenrufs, aber 
nicht das. 
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Ja, aber das ist kein Zwischenruf, das ist ein Zwi-
schenreferat. Ich möchte Ihnen gern folgen. 
 

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Weil  
Sie von nichts Ahnung haben.) 

 
Präsidentin Diezel: 
 
Frau Tasch, mäßigen Sie sich etwas. 
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Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Das stimmt, ich habe keine Ahnung, ich habe Kennt-
nisse, das unterscheidet uns. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Ahnung hat jeder Mensch, aber es kommt natürlich 
auf Kenntnisse an. Aber Sie werden sicherlich hier 
vom Rednerpult aus Ihre Position darlegen. Ich hätte 
gern auf Sie reagiert, aber da müssen Sie mir die 
Chance geben. Ohne Mikrofon kann ich das leider 
nicht nachvollziehen. Mich freut, dass Sie sich so 
mit Emotionen diesem Thema widmen. 
 

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU:  
Sie haben keine Ahnung.) 

 
Das habe ich Ihnen doch eingestanden, dass ich 
keine Ahnung habe. Ich habe andere Qualitäten. 
 

(Zwischenruf Abg. Koppe, FDP:  
Das war bisher nicht zu erkennen.) 

 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, auch da-
zu gehören Voraussetzungen, diese zu erkennen.  
 

(Heiterkeit DIE LINKE)  
 
Einstein hatte es auch nicht einfach.  
 

(Heiterkeit DIE LINKE)  
 
Ja, ich weiß, das klingt arrogant, aber wie soll ich 
mich denn mit so etwas auseinandersetzen. Wenn 
Argumente fehlen, dann wird eben auf dem Niveau 
weitergemacht. Ich will nicht, dass das Niveau des 
Landtags noch weiter absinkt. Deswegen lasse ich 
das ab und zu mal raus und da bitte ich auch um 
Verständnis, das ist nicht immer fair und da verlas-
se ich auch manchmal Vereinbarungen. Ich bin für 
Hinweise auch immer dankbar, wenn ich es mal 
überziehe. Aber ich kann auch viel einstecken, da 
muss man mir auch mal zugestehen, dass ich ab 
und zu mal austeile.  
 
Präsidentin Diezel: 
 
Herr Kuschel, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Untermann.  
 
Abgeordneter Untermann, FDP: 
 
Herr Kuschel, wollen wir mal konkret werden: Sie 
hatten vorhin gesagt, Sie wollen die Kreise abschaf-
fen.  
 
 
 

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Ich persönlich.  
 
Abgeordneter Untermann, FDP: 
 
Dann sagen Sie mir mal persönlich, wie das dann 
weitergehen soll. Sagen Sie doch den Menschen 
draußen, was Sie vorhaben, eindeutig mal was Sie 
dann machen wollen, dann sind wir schlauer.  
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Also noch mal, ich habe gesagt, das ist ein interes-
santes Modell und eine Vision. Das wissen Sie, was 
der Unterschied zwischen einer Vision und einem 
politischen Projekt ist. Ich verweise auf den kreis-
freien Raum. Der kreisfreie Raum kommt ohne die 
Landkreise aus. Aber da bräuchten wir natürlich Ge-
meindestrukturen, die sehr groß sind. In Thüringen 
sind die kleinsten kreisfreien Städte unter 50.000 Ein-
wohner. Man sagt so, ab 100.000 würde eine kreis-
freie Stadt funktionsfähig sein. Da sind wir in Thü-
ringen zu kleingliedrig. Deswegen haben wir das Re-
gionalkreismodell. Persönlich finde ich es sehr inte-
ressant, kommunalrechtlich, fiskalisch, gesellschafts-
politisch mal über so eine Frage zu diskutieren, zum 
Beispiel um auch die Konstruktionsfehler der Land-
kreise zu beheben. Eines dieser Konstruktionsfeh-
ler ist, dass sie keine eigene Steuerkompetenz ha-
ben. Sie müssen mal überlegen, der Kreistag han-
delt und wer bezahlt es? Das sind die kreisange-
hörigen Gemeinden. Eigentlich ist ein Grundsatz 
unserer Gesellschaft, dass der, der die Aufgabe zu 
erfüllen hat, auch über die finanziellen Instrumente 
verfügen muss.  
 
Präsidentin Diezel: 
 
Herr Abgeordneter Kuschel, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage der Abgeordneten Berninger?  
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Ja, bitte.  
 
Abgeordnete Berninger, DIE LINKE: 
 
Herr Kuschel, würden Sie dem Herrn Untermann bitte 
noch mal ganz deutlich erklären, dass Sie eine per-
sönliche Idee gerade besprochen haben mit der Ab-
schaffung der Landkreise und dass das keine Be-
schlussvorlage der Partei DIE LINKE ist. 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Frau Abgeordnete Berninger, das war keine Frage.  
 
 



 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 16. Sitzung, 26.03.2010 1223 
 
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Ich würde gern eine Antwort geben, das war schon 
eine Frage. Ich verweise noch mal darauf, die Be-
schlusslage des Landesverbands DIE LINKE in Thü-
ringen von 2005, das ist die aktuelle Beschlussvorla-
ge Bad Langensalza, hat als ein Diskussionspapier 
Funktional-, Verwaltungs- und Gebietsreform, das so-
genannte Regionalkreismodell mit drei Optionen und 
mit der Hauptoption, dass sich die Regionalkreise an 
der jetzigen Struktur der Planungsregionen orien-
tieren. Das, was ich hier dargelegt habe mit der Ab-
schaffung der Landkreise, das sage ich noch mal, 
ist eine Privatauffassung. Wenn es nach mir geht, 
aber das ist in anderen Parteien sicher ebenso, dass 
aus verschiedenen Visionen sich dann ein Gesamt-
konzept entwickelt. Wenn ich mal die CDU nehme, 
da gibt es Unterschiede, wenn es nach Herrn Fied-
ler ginge oder Herrn Huber, da sind Welten dazwi-
schen. Ja, das macht es auch spannend und das ist 
okay. Sie wollen nicht?  
 

(Zwischenruf Abg. Koppe, FDP:  
Gott sei Dank.)  

 
Noch mal, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, Herr Fiedler hat dann hier einen Personalver-
gleich vorgenommen. Nun wissen wir als gelernte 
DDR-Bürger, wie man mit Statistik umgehen kann. 
Darauf will ich verweisen, da hat Herr Fiedler zu-
mindest vergleichweise Erfahrungen wie ich, viel-
leicht sogar noch weitergehende Erfahrungen.  
 

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Sie  
haben da ja besondere Kenntnisse.)  

 
Ja, eben deshalb. Deshalb warne ich davor, Statis-
tiken einfach nur tatsächlich an Zahlen festzuma-
chen. Bei dem Personalkostenvergleich zwischen 
den Ländern hat Herr Fiedler völlig ausgeblendet, 
dass die Aufgabenkataloge der Landesverwaltun-
gen nicht identisch sind. Natürlich hängen Personal- 
und Aufgabenkatalog unmittelbar miteinander zu-
sammen. Das heißt, man müsste zunächst einen 
Abgleich der Aufgaben vornehmen, dann könnte man 
die Personalkosten nivellieren und dann könnte man 
sie vergleichen. Aber so ein einfacher Vergleich geht 
bedauerlicherweise nicht.  
 
Dann zu seinen Ausführungen, was Eisenach be-
trifft: Dort hat Herr Fiedler gesagt, freiwillige Aufga-
ben einfach weg. Jetzt zitiere ich einfach mal das 
Landesverwaltungsamt. Das Landesverwaltungsamt 
ist eine Mittelbehörde des Landes, der Präsident hat, 
glaube ich, das Parteibuch der CDU und organisa-
torisch gehört es zum Innenminister. Das Landes-
verwaltungsamt hat formuliert, selbst bei der Aus-
schöpfung aller Haushaltspotenziale ist die Stadt 
Eisenach nicht in der Lage, einen Haushaltsausgleich 

nach den Vorgaben der Thüringer Kommunalord-
nung vorzunehmen.“ Das ist keine Einschätzung von 
uns, sondern des Landesverwaltungsamts. Das teilen 
wir. Wir sagen, Eisenach hat ein strukturelles Prob-
lem und damit müssen wir uns beschäftigen. Da hilft 
es eben nichts - meine Kollegin Wolf hat ja schon 
darauf verwiesen -, selbst wenn alle freiwilligen Leis-
tungen weggekürzt werden würden, wäre das Haus-
haltsloch noch immer bei etwa 4,3 Mio. €. Aber da 
gäbe es nichts mehr, nicht mal mehr eine Musik-
schule. Da ist es ja schon strittig: Ist das überhaupt 
eine freiwillige Leistung oder ist das nicht schon als 
Pflichtleistung zu definieren? Da kommen wir also 
nicht weiter. Von daher appelliere ich auch noch ein-
mal an Herrn Fiedler. Da bitte ich Sie, Herr Huber, 
Sie haben ja ein interessantes Urteil durchgefoch-
ten für die SPD, da hat sich auch das Verfassungs-
gericht geäußert zu diesem Spannungsfeld freiwilli-
ge Leistungen und kommunale Selbstverwaltung und 
hat festgestellt, dass zumindest in einem Korridor 
von 5 bis 10 Prozent die Kommunen noch in der La-
ge sein müssen, freiwillige Leistungen zu erbringen, 
denn sonst kann man von kommunaler Selbstver-
waltung nicht mehr sprechen, weil sie sonst nur noch 
Verwaltungsebenen, aber keine Gestaltungsebenen 
mehr sind. Wenn hier Herr Fiedler - also wirklich der 
innenpolitische Sprecher der stärksten Fraktion in 
diesem Hause - einfach fordert: „Die freiwilligen Auf-
gaben weg!“, dann greift er natürlich die Grundsät-
ze der kommunalen Selbstverwaltung an. Da sollte 
die CDU, die sich ja immer auch als Kommunalpar-
tei versteht, schon ihren kommunalpolitischen Spre-
cher in die Schranken weisen und sollte sagen, dass 
es so nicht geht, meine sehr geehrten Damen und 
Herren. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, in einem 
letzten Komplex noch einmal zu dieser Frage, was 
das Urteil in Mecklenburg-Vorpommern betrifft, weil 
das immer herangezogen wurde zur Situation in 
Thüringen: Nachdem das Urteil gesprochen wurde, 
kam wieder die Zeit der Juristen, jeder hat es un-
terschiedlich interpretiert. Ich will nur auf zwei Un-
terschiede zwischen Mecklenburg-Vorpommern und 
Thüringen verweisen, weil dann vielleicht klar wird, 
dass dieses Urteil aus Mecklenburg-Vorpommern 
nicht eins zu eins auf Thüringen anwendbar ist. In 
Mecklenburg-Vorpommern steht in der Verfassung, 
dass der Landrat/die Landrätin sich in Fragen des 
übertragenen Wirkungskreises mit dem Kreistag 
ins Benehmen setzen muss. Das gibt es in Thürin-
gen gar nicht. Das klingt jetzt sehr abstrakt. Anders 
formuliert: Der Kreistag hat in Mecklenburg-Vorpom-
mern eine viel stärkere Mitgestaltungsmöglichkeit 
und ist stärker dominiert als in Thüringen, was das 
Verhältnis zum Landrat/zur Landrätin betrifft.  
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Das Zweite: In Mecklenburg-Vorpommern gibt es 
eine Ausgleichs- und Ergänzungsfunktion der Land-
kreise. Das heißt, da sind solche Fragen wie örtliche 
Kenntnisse der Situation für das Kreistagsmitglied 
und damit ein örtlicher Bezug von viel stärkerer Be-
deutung als in Thüringen. Wenn wir doch mal ehr-
lich sind - viele Kolleginnen und Kollegen sitzen ja 
selbst in einem Kreistag -, welche Aufgaben reali-
siert denn der Kreistag noch im eigenen Wirkungs-
kreis? Das ist die Schulnetzplanung, da sind wir fast 
durch. Wir waren erst bei den Grundschulen, bei den 
Regelschulen, jetzt sind wir auf der Ebene der Gym-
nasien und der Berufsschulen aufgrund der demo-
graphischen Situation, der zurückgehenden Kinder-
zahlen. Da sind wir im Wesentlichen durch. Wir sind 
ja noch Träger der Kreisstraßen. Die Fragen der Ab-
fallwirtschaft werden im Regelfall schon im Rah-
men der kommunalen Gemeinschaftsarbeit wahrge-
nommen. Die Krankenhäuser sind im Regelfall pri-
vatisiert, also organisatorisch-rechtlich privatisiert oder 
materiell-rechtlich privatisiert. Es verbleiben noch ei-
nige wenige Aufgaben im Bereich der Jugendhilfe. 
 

(Zwischenruf Abg. Hauboldt, DIE LINKE: 
ÖPNV.) 

 
Alles andere ist übertragener Wirkungskreis. Stimmt, 
öffentlicher Personennahverkehr wird auch überre-
gional zunehmend wahrgenommen, also an den 
Kreistagen letztlich vorbei. Insofern ist dieses Urteil 
nicht mehr eins zu eins anwendbar. Wir können uns 
also dahinter nicht mehr verstecken, sondern müs-
sen eigene Positionen entwickeln. Wir haben ein kon-
kretes Diskussionsangebot unterbreitet. Wir fordern 
die Landesregierung auf, ihr Konzept entgegenzu-
stellen und sich nicht wieder hinter einem Gutach-
ter zu verstecken. Ich betone es noch einmal: Ei-
gene Visionen und Auftrag des Gutachters stehen 
in kausalem Zusammenhang. Der CDU bin ich dank-
bar, sie hat ihr Konzept offengelegt, FDP tritt dem bei, 
SPD muss sicherlich noch mal deutlich machen, wo-
hin die Reise gehen soll. Sie definiert, Notwendig-
keit einer Funktional-, Verwaltungs- und Gebietsre-
form ist gegeben, aber wie die Einzelheiten ausse-
hen, da freuen wir uns auf eine interessante Diskus-
sion. Danke. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsidentin Diezel:  
 
Danke, Herr Abgeordneter Kuschel. Gibt es weite-
re Wortmeldungen? Herr Minister, die Abgeordnete 
Leukefeld, ja? Bitte, Frau Abgeordnete Leukefeld für 
die Fraktion DIE LINKE. 
 
 
 
 

Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, es ist 
schon viel geredet worden. Muss es jetzt noch sein? 
Ja, es muss sein. Nachdem Herr Fiedler erzählt hat, 
was die Suhler beschlossen haben, möchte ich aus 
meinem Wahlkreis, und ich bin in Suhl auch Stadt-
rätin, zumindest dazu noch einmal Stellung nehmen, 
weil ich glaube, dass dieser einstimmig gefasste 
Beschluss mit den Unterschriften von sechs Frak-
tionsvorsitzenden und dem Oberbürgermeister schon 
noch einmal ein Licht auf die Debatte wirft, die wir 
hier führen. Lassen Sie mich das noch einmal sagen, 
das Entscheidendste ist, was hier drinsteht, dass wir 
bereit sind, ergebnisoffen und vorbehaltlos die Dis-
kussion zu führen. Herr Innenminister, ich persön-
lich bin Ihnen ziemlich dankbar, dass Sie zumin-
dest das in die Öffentlichkeit gebracht haben. Das 
sage ich so klar, weil es ist wie eine heiße Kartof-
fel, die keiner will, die CDU sagt Status quo, alles 
bleibt wie es ist, und jeder weiß, dass es so nicht 
bleiben kann, sondern dass wir Veränderungen brau-
chen.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Das ist uns auch in Suhl klar. Die Frage ist, wie man 
diese Veränderungen voranbringt und welchen Weg 
man beschreitet. Da gibt es mehrere Optionen. Ich 
erinnere mich an das, was hier gerade auch von 
den GRÜNEN in der Aktuellen Stunde gesagt wur-
de, wie auch die demographische Entwicklung sich 
vollzogen hat. In Suhl sind wir von 56.000 Einwoh-
nern nach der Wende, nach der Eingemeindung auch 
von einigen Orten, heute bei 38.500 Einwohnern. Das 
ist sehr problematisch. Das steht in dem Beschluss 
als erster Punkt drin, der ist übrigens auf Antrag der 
CDU ganz nach vorn geholt worden: „Wir bitten die 
Thüringer Landesregierung, die in ihrer Zuständig-
keit liegende Kompetenz (Gesetzgebungskompe-
tenz) zur Umgestaltung der Gebietskörperschaften 
zu initiieren und eine übergreifende Moderation zu 
führen.“ Ich glaube, das trifft auch den Kern der Sa-
che. Natürlich haben Sie recht, kommunale Selbst-
verwaltung ist ein hohes Gut. Das wollen wir auch 
nicht aus der Hand geben. Aber wir können doch 
nicht ein Ping-Pong-Spiel zulassen. Das Land sagt, 
kommunale Selbstverwaltung, macht ihr mal, es läuft 
alles freiwillig. Von unten wird gesagt, das kann doch 
nicht sein, dass wir jetzt irgendwo hier als Bittstel-
ler durch die Kante gehen und sagen, wer nimmt uns 
denn. Es muss doch ein Leitbild, Eckwerte und Rah-
menbedingungen geben, unter denen sich das Gan-
ze vollzieht.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Und da sage ich noch einmal: Insellösungen sind kei-
ne Lösung.  
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(Beifall DIE LINKE) 
 
Davon bin ich fest überzeugt.  
 
Das Zweite, das steht auch hier drin: Wer es nur 
aus fiskalischen oder unter fiskalischen Gesichts-
punkten macht, der wird in die Irre gehen. Das sage 
ich auch noch einmal, ich habe in der letzten Wahlpe-
riode in der Planungsversammlung mitgearbeitet. Wir 
haben für Südthüringen ein regionales Entwicklungs-
konzept gemacht. Suhl-Zella-Mehlis ist das Zentrum 
der Region. Ich meine, man muss doch jetzt aufpas-
sen, dass man auch das, was in der Region ge-
wachsen ist, was es an Standortfaktoren gibt, was 
tatsächlich auch an Ausstrahlungskraft für die Men-
schen in der Region, aber auch nach außen da ist, 
dass man das nicht auch noch zerschlägt. 
 

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Aber so 
ist es doch nie natürlich gewachsen.) 

 
Herr Heym, da haben Sie recht. Suhl hatte ursprüng-
lich einmal 25.000 Einwohner. Das war 1952 als sie 
Bezirksstadt wurde. Sie wissen auch, dass alles, was 
hinter dem Rennsteig war, im Wald, Notstandsge-
biet war. Natürlich gab es die Überlegung, etwas auf-
zuwerten, Arbeitsplätze zu schaffen, Wohnungen zu 
bauen. Das war eine extensive Entwicklung - völlig 
korrekt -, die sich jetzt wieder herunterregelt. Aber 
- das sage ich Ihnen ganz ehrlich - nicht im Selbst-
lauf und weil die Leute alle gezwungenermaßen nach 
Suhl gehen mussten - ich bin auch eine Zugewan-
derte -, sondern weil man da gut leben konnte, weil 
dort gute Lebensbedingungen waren. Ich meine, wa-
rum gehen die Leute weg und vor allem die jungen? 
Es tut uns in der Seele weh, nicht nur, weil wir da we-
niger Schlüsselzuweisungen bekommen, nein, weil 
unsere Stadt, weil die Region auch ärmer wird. Är-
mer im wahrsten Sinne des Wortes, weil junge, gut 
ausgebildete Leute da nicht ihre Zukunft sehen. Das 
halte ich für problematisch.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Deswegen wollte ich noch einmal sagen, dass man 
das wirklich nicht nur unter fiskalischen Gesichts-
punkten sehen kann. Herr Fiedler hat vorhin gesagt, 
ich nehme an, er hat es nicht auf Suhl bezogen, das 
will ich ihm auch nicht unterstellen, „wer fahrlässig 
die Dinge an die Wand fährt“. Natürlich haben wir 
durch diese extensive Entwicklung Sachen, wir halten 
Dinge vor, die tatsächlich als Stadt eine große Um-
landfunktion haben. Von einigen haben wir uns auch 
schon verabschiedet tränenden Auges, ich sage nur 
einmal Philharmonie. Aber trotzdem ist noch eine 
ganze Menge da. Nun kann man sich ja freilich hin-
stellen und sagen, was braucht denn eine Stadt ein 
Schießsportzentrum. Es ist ein Alleinstellungsmerk-
mal. Wir haben auf der einen Seite Geld reingesteckt, 

auch Fördermittel, in die Sanierung des Waffenmu-
seums. Jetzt überlegen wir, ob wir das andere, al-
so den Ast, auf dem wir sitzen, abschneiden. Das 
kann es doch nicht sein. Da glaube ich, dass man 
über zwei Dinge wirklich nachdenken muss, jetzt 
mal unabhängig von Gebietsreform oder von Suhl. 
Wie werden Kommunen in die Lage versetzt, Ein-
nahmen zu bringen, tatsächlich Einnahmen zu er-
wirtschaften? Da sage ich mal, da ist die Diskussion 
Abschaffung der Gewerbesteuer, was wir gestern hat-
ten, wirklich kontraproduktiv.  
 
Und das Zweite ist: Wie beseitigen wir strukturelle 
Defizite? Dazu wiederum gehört natürlich auch die 
Überlegung, wie kann das in einem Gebiet, in einer 
Region, Verband, Stadt, Umland effizienter gestaltet 
werden? Lange Rede, kurzer Sinn: Ich glaube, man 
muss die Zentrumsfunktion stärken.  
 

(Zwischenruf Abg. Krauße, CDU:  
Das ist sehr schön gesagt.) 

 
Ja, darüber können Sie ja lachen. Ich meine, uns in-
teressiert das schon, wie es weitergeht. Und ich stehe 
hier, weil mich die Leute direkt gewählt haben, und 
weil die mich fragen, was machst denn du, was sagst 
denn du im Land, und wie agiert ihr denn?  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Das ist ein Angebot, zu agieren, das ist eine Einla-
dung auch an den Innenminister. Kommen Sie nach 
Suhl, gemeinsam mit den Partnern ringsum wollen 
wir diesen Prozess gestalten. Gemeinsam, nicht nur 
allein von unten, nicht nur per Anweisung von oben, 
sondern moderiert gemeinsam Lösungen finden. Ich 
glaube, das erwarten die Menschen von uns, und 
Veränderung tut not auf dieser Strecke. Danke 
schön. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Präsidentin Diezel: 
 
Danke, Frau Leukefeld. Ich sehe eine weitere Wort-
meldung des Abgeordneten Krauße. 
 
Abgeordneter Krauße, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, eins 
erst einmal zur Klarstellung: Wenn hier behauptet 
wird, der Kollege Fiedler hat gesagt, wir tun nichts, 
wir machen nichts, alles soll bleiben wie es ist, dann 
haben wir wahrscheinlich in diesem Hause eine sehr 
unterschiedliche Wahrnehmung.  
 

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE 
LINKE: Das haben wir auf jeden Fall.) 
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Der Herr Kollege Fiedler hat klar, ganz klar betont, 
wir setzen weiter auf Freiwilligkeit, und das ist auch 
der Weg, der uns als Landtag am ehesten weiter-
bringt.  
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Der Weg zum Stillstand.) 

 
Ich nenne mal ein kleines Beispiel, Zeulenroda-Trie-
bes, eine Erfolgsfusion, kann man sagen. Dort wird 
sehr gut zusammengearbeitet und noch als wir im 
Haus hier diesen Beschluss gefasst bzw. diese Fu-
sion bestätigt haben, da war Frau Sedlacik mit ih-
ren linken Fußtruppen unterwegs und hat noch hier 
dagegen gesprochen, die Leute vor Ort wollen das 
ja nicht. Das war eine kleine Gruppe, die das nicht 
wollten, sicher. Aber dort, wo freiwillige Zusammen-
schlüsse geschehen, da ist DIE LINKE Vorreiter und 
ist dagegen und macht mobil. 
 

(Beifall CDU) 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Abgeordneten Kuschel? 
 
Abgeordneter Krauße, CDU: 
 
Nein. 
 

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE 
LINKE: Das habe ich mir gedacht, darauf 
können Sie nämlich nicht antworten.) 

 
(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Weil Sie lügen da vorn einfach, Sie lü-
gen.) 

 
Präsidentin Diezel: 
 
Herr Kuschel, das ist der zweite Ordnungsruf. 
 
Abgeordneter Krauße, CDU: 
 
Herr Kuschel, Sie sind zwar ein begnadeter Dema-
goge, aber menschlich sind Sie etwas, das ich hier 
nicht sagen darf.  
 

(Beifall CDU) 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Frau Berninger,  
 

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE 
LINKE: Und Sie sind jemand, der nicht 
antworten kann.) 

 

dafür erteile ich Ihnen einen Ordnungsruf. 
 

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: 
Wofür?) 

 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Emde? 
 
Abgeordneter Krauße, CDU: 
 
Ja. 
 

(Heiterkeit im Hause) 
 
Abgeordneter Emde, CDU: 
 
Herr Kollege Krauße, können Sie bestätigen, dass 
der Abgeordnete Kuschel kurz vor dem Zusammen-
schluss von Zeulenroda und Triebes versucht hat, 
dort Salz in die Suppe zu streuen und diesen Zu-
sammenschluss zu verhindern? 
 

(Heiterkeit DIE LINKE) 
 

(Zwischenruf Abg. Hausold, DIE LINKE: 
Herr Emde, Salz ist das, was in der Sup-
pe fehlt. Deshalb schmeckt Ihre Suppe 
nicht, Herr Emde.) 

 
Abgeordneter Krauße, CDU: 
 
Genau das wollte ich ja mit meiner Bemerkung sa-
gen, ich wollte nur den Namen des Herrn K. nicht 
noch einmal ausdrücklich erwähnen.  
 
Was die Sache Suhl angeht, ich habe das sehr ge-
nau verfolgt, das sage ich Ihnen auch. Mein Prob-
lem bei der Geschichte ist allerdings, wenn man sich 
in Suhl hinstellt, und mag der Stadtratsbeschluss 
noch so einstimmig sein, dann sage ich klipp und 
klar, sowohl der Stadtrat als auch der Oberbürger-
meister drücken sich vor ihrer Verantwortung, drü-
cken sich vor ihrer Arbeit, wollen alles beim Land 
abladen, um dann unter Umständen im Nachhinein 
sofort eine Bürgerinitiative zu gründen und gegen 
das Land zu klagen. 
 

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE 
LINKE: Sie begreifen nicht, dass Sie 
keine Ahnung haben.) 

 
(Unruhe DIE LINKE) 

 
Genauso wird es laufen, das haben wir bei der ver-
gangenen Gebietsreform schon oft genug erlebt. Wo-
zu, frage ich mich, Frau Leukefeld, brauchen wir dann 
überhaupt noch einen Stadtrat, wenn Sie selber sa-
gen, wir gehen nicht als Bittsteller zu irgendjeman-
dem, sondern das Land soll es regeln, das Land soll 
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uns zuordnen und - was Sie nie sagen - das Land 
sollte auch dann das Geld dazu geben, denn das 
ist ja die Konsequenz des Ganzen. 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
der Abgeordneten Leukefeld? 
 
Abgeordneter Krauße, CDU: 
 
Ja. 
 

(Heiterkeit im Hause) 
 
Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE: 
 
Herr Abgeordneter, ich frage Sie, haben Sie mir zu-
gehört? Wir gehen nicht als Bittsteller, wir bitten um 
Unterstützung in einem gemeinsamen Prozess, der 
auf Augenhöhe stattfindet, weil, was wild wächst, 
wird nur Wildwuchs, und das wollen wir nicht. Und 
Fehlentscheidungen - meinen Sie nicht, dass die letz-
te Gebietsreform tatsächlich auch, die ja ursprüng-
lich mal anders gedacht war, durchaus fehlerhaft 
war? Wie ist denn Ihre Meinung dazu?  
 

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU:  
Wir haben nicht dagegen votiert.) 

 
Abgeordneter Krauße, CDU: 
 
Natürlich ist genau das der Punkt, den Sie jetzt an-
sprechen. Ich habe Ihnen übrigens zugehört, wenn 
auch mit gemischten Gefühlen. Sie haben wörtlich 
gesagt: „Wir wollen nicht als Bittsteller irgendwo hin-
gehen.“ Das können Sie bitte schön dann im Proto-
koll auch nachlesen. Sie sollen auch nicht als Bittstel-
ler zum Land kommen, sondern Sie sollen Ihre Ver-
antwortung vor Ort wahrnehmen. Das ist das Ent-
scheidende. 
 

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE 
LINKE: Wenn Sie sie wahrnehmen wür-
den, wären Sie direkt gewählt worden.) 

 
(Beifall CDU) 

 
Ja, wissen Sie, Herr Korschewsky - ach so, Entschul-
digung, das darf ich auch wieder nicht sagen, dann 
bekomme ich einen Ordnungsruf, vergessen wir das. 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Bergner? 
 
 
 

Abgeordneter Krauße, CDU: 
 
Ja. 
 
Abgeordneter Bergner, FDP: 
 
Herr Kollege Krauße, wir haben gerade die Behaup-
tung gehört, dass Wildwuchs immer zu unerwünsch-
ten Entwicklungen führen würde und dass es sozu-
sagen geregelter Bestimmungen von oben bedarf.  
 

(Zwischenruf aus dem Hause:  
Ihre Frage.) 

 
Ich komme auf die konkrete Frage. Nun komme ich 
zur Gemeinde Voigtländisches Oberland. Dort war 
es bekanntlich kein Wildwuchs, sondern ein Be-
schluss dieses Hauses. Können Sie meine Erfah-
rung bestätigen, dass dieser Beschluss dieses Hau-
ses in Bezug auf die Gemeinde Voigtländisches 
Oberland nicht zu friedlichen Verhältnissen geführt 
hat und können Sie meine Erfahrungen bestätigen, 
dass es gerade DIE LINKE war, die den Zusam-
menschluss der Gemeinde Voigtländisches Ober-
land mit der Gemeinde Langenwetzendorf massiv 
torpediert hat? 
 
Abgeordneter Krauße, CDU: 
 
Ich kann beide Fragen mit Ja beantworten und ich 
kenne das Voigtländische Oberland sehr genau, weil 
es seit über 15 Jahren zu meinem Wahlkreis gehört, 
und ich damals auch diesen Prozess aktiv mit be-
gleitet habe, den Zusammenschluss. Da muss man 
wieder sagen, der ehemalige Kreis Zeulenroda und 
Kreis Greiz zu einem Kreis, es gab damals keine 
andere Möglichkeit. Aber zu harmonischen Verhält-
nissen zwischen den einzelnen Gemeinden hat es 
auch über die Jahre nicht unbedingt geführt. 
 
Was mich wirklich hier noch mal nach vorn gebracht 
hat, ist der Ärger darüber, dass sich Stadträte hin-
stellen und sagen: Wir machen nichts, das Land soll 
entscheiden, und sich dadurch natürlich die Option 
schon im Vorhinein offenhält, wenn das dann nicht 
so kommt und wenn die Bevölkerung vor allen Din-
gen nicht so mitspielt, wie wir uns das gedacht ha-
ben oder wie das Land das hier macht, dann ha-
ben wir ja immer die Möglichkeit, nicht bloß mit ei-
nem Finger, sondern mit allen Fingern nach Erfurt 
zu zeigen und zu sagen, schaut mal die Deppen in 
Erfurt an, was die hier wieder beschlossen haben. 
Genau das wollen wir nicht. Deshalb setzen wir auf 
Freiwilligkeit, dabei bleibt es. Uns ist sehr wohl be-
wusst, dass wir größere Einheiten brauchen, das be-
trifft auch meine Heimatgemeinde, das ist uns sehr 
wohl bewusst. Aber dort reden wir zuerst mit den 
Gemeinderäten, mit den Bürgermeistern, mit der Be-
völkerung. Die wird auch gefragt, seid ihr einver-



1228 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 16. Sitzung, 26.03.2010 
 
 
standen, was wollt ihr, wie denkt ihr, könnte es am 
besten gehen mit der Gemeinde? Das ist das Ent-
scheidende, sonst bekommen wir die von Herrn Berg-
ner angesprochene harmonische Gemeinsamkeit ein-
fach nicht hin.  
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Krauße. Gibt es wei-
tere Wortmeldungen? Abgeordneter Heym von der 
CDU-Fraktion hat sich zu Wort gemeldet.  
 
Abgeordneter Heym, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen, Ihr Wortbeitrag hat mich doch noch einmal, 
Frau Leukefeld, nach vorn getrieben, denn, ich den-
ke mal, wir müssen, wenn wir über Suhl reden - und 
das ist einer der Ausgangspunkte, warum wir in die-
se Diskussion getrieben worden sind -, noch ein-
mal den Blick etwas weiter zurücklenken. Ich möchte 
einiges richtigstellen, was Sie hier gesagt haben, 
nämlich dass Südthüringen zu DDR-Zeiten eine ar-
me Region war und das heute noch sei. Ich möch-
te dem widersprechen.  
 

(Beifall CDU) 
 
Die Verwerfungen, die in Bezug auf Suhl stattgefun-
den haben, haben zu DDR-Zeiten begonnen. Dort 
wurde ein Zentrum aufgebaut unter Kollegen wie Ih-
nen, die Suhl aufwerten sollten. Dort ist künstlich 
Infrastruktur aufgebaut worden, die nie einen natür-
lichen Hintergrund hatte. Da geben Sie mir recht. 
 

(Zwischenruf Abg. Leukefeld, DIE LINKE: 
Das habe ich doch gesagt.) 

 
Das hätte schon zu DDR-Zeiten nie sein dürfen, denn 
Suhl war naturgegeben nicht dazu geeignet, so ein 
Zentrum darzustellen. Das hätte Meiningen sein kön-
nen. Meiningen lag aber zu nahe an der Grenze, Mei-
ningen war zu bürgerlich und in Meiningen waren 
nicht genug Kommunisten.  
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
Ja, natürlich. 
 

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE 
LINKE: So einen Schwachsinn zu er-
zählen.)  

 
Präsidentin Diezel: 
 
Herr Michael Heym, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Abgeordneten Hausold? 

Abgeordneter Heym, CDU: 
 
Nein, gestatte ich nicht.  
 
Jetzt hat nach der Wende wieder ein natürlicher Pro-
zess eingesetzt, dass nämlich diese ganzen Wande-
rungsbewegungen, die künstlich provoziert wurden 
zu DDR-Zeiten, sich wieder in andere Richtungen 
entwickelt haben.  
 
Sie werden mir doch zustimmen, Frau Leukefeld, 
dass im Umfeld von Suhl viele Suhler ihren neuen 
Wohnsitz gefunden haben,  
 

(Unruhe DIE LINKE) 
 
dass sie Eigenheime gebaut haben in Wohngebie-
ten, die rundum von Suhl entstanden sind. Wir müs-
sen an der Stelle auch mal sagen, dass - und das sa-
ge ich ganz frei heraus - die Rolle des damaligen 
Oberbürgermeisters von Suhl alles andere als dazu 
angetan war, um in der Region einvernehmliche Lö-
sungen herbeizuführen.  
 

(Zwischenruf Abg. Leukefeld, DIE LINKE: 
In Klammern CDU.) 

 
Da ist mit einer erheblichen Arroganz zuerst vom 
Oberbürgermeister, aber auch unterstützt von ande-
ren, die Verantwortung getragen haben, in die Re-
gion hinein argumentiert worden. Das hat dazu ge-
führt - was das Natürlichste der Welt wäre, zunächst 
erst einmal mit Zella-Mehlis zu reden, wo ein Un-
terschied zwischen den beiden Städten überhaupt 
nicht mehr wahrnehmbar ist -, infrastrukturell darü-
ber zu reden, ob man miteinander kann. Aber be-
vor überhaupt mit den Nachbarn unmittelbar gespro-
chen wird, was ist möglich und was geht, heißt es: 
Innenminister von Thüringen, geh du mal her und 
moderiere. Das ist schon wieder der falsche Ansatz, 
um in der Region eine vielleicht vernünftige Lösung 
zu finden, weil, bevor wir überhaupt als Nachbarn mit-
einander reden, geht schon wieder der Ruf Richtung 
Land, weil Sie genau wissen, dass die Diskussion 
darüber in der Region ganz anders geführt wird, in 
einem ganz anderen Stil. Wir haben vorhin gesagt, 
man kann es nicht nur unter fiskalischen Gesichts-
punkten sehen, da stimme ich Ihnen vollkommen 
zu. Gebietsreformdiskussionen sind auch immer emo-
tional. Frau Leukefeld, Sie werden mir doch zustim-
men, wenn wir heute in Zella-Mehlis herumgehen 
und werben vielleicht für ein Zusammengehen mit 
Suhl, wie da die Zella-Mehliser aufgestellt sind. Es 
wird auch heute nicht gelingen.  
 
Ich möchte als Letztes dem widersprechen, was all-
gemein immer Ihre Botschaft ist, dass groß gleich 
wirtschaftlich und weniger groß eben nicht wirtschaft-
lich ist. Wir haben den neben Suhl gelegenen Land-
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kreis Schmalkalden-Meiningen, ein Gebilde, das da-
mals entstanden ist, das wollte von den Beteiligten 
auch keiner. Da gab es ganz andere Diskussionen 
von den Leuten vor Ort. Aber Schmalkalden-Mei-
ningen ist entstanden und hat sich in den letzten Jah-
ren zu einem wirtschaftlich starken und gesunden 
Landkreis entwickelt - es ist meistens ländlicher 
Raum, aber steht wirtschaftlich gut da. Das ist aber 
nicht nur darauf zurückzuführen, dass dort vernünf-
tige Strukturen naturgegeben waren. Es ist auch ei-
ne straffe Arbeit in der Verwaltung gemacht worden, 
die in anderen Gebietskörperschaften in dem Maße 
nicht durchgeführt worden ist: Schulnetzreform und 
was alles für Dinge ständig im Gange waren. Wir 
haben daneben gelegen, und neben Suhl als wei-
teren Landkreis Hildburghausen. Wer damals dabei 
war, der kann sich noch gut erinnern, dass der da-
malige Innenminister mit Eiern beworfen worden ist, 
als es darum ging, Hildburghausen und Sonneberg 
zusammenzulegen. Wir haben diese beiden noch für 
sich agierenden Landkreise und jeder für sich ist wirt-
schaftlich gesund. Das hat nicht nur damit zu tun, 
dass wir an der bayerischen Landesgrenze liegen 
und dass wir dort viele Pendler hätten. Es ist ja nach-
weislich, dass die Infrastruktur in den Landkreisen … 
Danke, ich werde es nicht zulassen, Sie können ja 
dann hier vor. 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Ich darf aber trotzdem erst mal fragen. 
 
Abgeordneter Heym, CDU: 
 
Die beiden Landkreise haben für ihre Größen auch 
längst nachgewiesen, dass man gesunde wirtschaft-
liche Strukturen und Zahlen vorweisen kann, auch 
wenn man nicht eine bestimmte Mindestgröße hat. 
Jetzt wären wir gut beraten, wenn wir erst mal in der 
Region miteinander ins Gespräch kommen könnten, 
bevor wir hier Richtung Land rufen. 
 

(Beifall CDU) 
 
Aber das geht von Suhl eben auch nicht aus und das 
ist die falsche Botschaft. Ich habe nichts gegen Suhl, 
aber ich sehe jetzt schon, dass wir diese Diskussion 
mit Suhl nicht in der gebotenen Ruhe führen können, 
weil in Suhl auch schon wieder - und das wird eben 
auch an anderen Diskussionen offensichtlich - ein ge-
wisses Anspruchsdenken besteht, was auch bei Ih-
nen leicht durchgeschimmert ist, indem Sie sagen: 
Südthüringen - starkes Zentrum. Sie müssen bedin-
gungslose Diskussionen erst mal zulassen. 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge der Abgeordneten Leukefeld? 

Abgeordneter Heym, CDU: 
 
Ihnen gestatte ich es, Frau Leukefeld. 
 

(Heiterkeit DIE LINKE) 
 

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE 
LINKE: Das ehrt mich aber.) 

 
Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE: 
 
Ich werde es auch ganz freundlich machen, Herr 
Heym. Meine Frage ist: Die Alternative, die wir über 
Jahre gemeinschaftlich in Südthüringen versucht ha-
ben, den Städteverbund auf den Weg zu bringen, 
wäre denn das aus Ihrer Sicht ein Weg gewesen, tat-
sächlich aus dieser Klemme, in der wir uns jetzt alle 
miteinander befinden, rauszukommen? Wie bewer-
ten Sie denn das, dass der Ausstieg letztendlich for-
ciert wurde, weil es doch eine Konkurrenz auch in-
nerhalb der Region gibt statt Kooperation und Zu-
sammenarbeit. Da würde ich Ihre Meinung gern wis-
sen. 
 
Abgeordneter Heym, CDU: 
 
Frau Leukefeld, ich sehe es so, dass die Städte-
kette, die wir in Südthüringen damals kreiert haben 
und versucht wurde, die auch wirklich mit Leben zu 
füllen, auch nur eine Krücke war, weil wir doch wuss-
ten, als es darum ging, wer ist Oberzentrum - wir wis-
sen, dass bestimmte Kriterien erfüllt werden muss-
ten -, dass das in Südthüringen keine Stadt erfüllt hat. 
Wir haben geglaubt in Südthüringen, wir machen die-
se kleinen - der ehemalige Ministerpräsident Dr. Vo-
gel hat gesagt, aus vielen kleinen Bahnhöfen wird 
kein Hauptbahnhof. Das ist genau das, was auch die 
Situation dieses Städtenetzes damals von Südthü-
ringen beschrieb. Denn - und das müssen wir doch 
auch zugeben - dieser dargestellte Verbund Rich-
tung Erfurt, der war doch nie harmonisch und da gab 
es so viel konkurrentes Denken in diesen Städten, 
dass letztendlich auch nicht wirklich etwas Nennens-
wertes herausgekommen ist. Ich möchte bloß darum 
bitten, dass wir nicht die Augen davor verschließen, 
 

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Ja, aber genau deshalb 
müssen wir doch jetzt Vorgaben ma-
chen!) 

 
dass die Situation, so wie sie ist, z.B. auch jetzt für 
Suhl, nicht sein kann und dass man auch nicht sagen 
kann, die Suhler haben nicht vernünftig gewirtschaf-
tet. Da mussten viele Erblasten übernommen wer-
den, wo man gar nicht anders agieren konnte. Aber 
heute muss es möglich sein, völlig bedingungslos in 
Diskussionen zu gehen und da ist es gut, wenn von 
Suhl nicht das Signal ausgeht, dass Suhl das Zent-
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rum Südthüringens ist. Lassen Sie uns vorurteilsfrei 
und bedingungslos darüber diskutieren, was möglich 
ist. Es kann auch sein, dass Suhl vielleicht eine große 
kreisangehörige Stadt irgendeines Gebildes wird, 
aber nicht davon ausgeht, dass die ganze Nachbar-
schaft in Südthüringen Beifall klatscht, wenn die Suh-
ler sagen, jetzt muss uns jemand nehmen, aber wir 
wollen die Hauptrolle spielen in dem ganzen Spiel. 
Damit erschweren Sie auch dem Innenminister und 
der Landesregierung überhaupt einen Erfolg, wenn 
es zu Veränderungen in dieser Region kommen soll. 
 

(Beifall CDU) 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Danke, Herr Abgeordneter Heym. Es spricht zu uns 
Abgeordneter Huster von der Fraktion DIE LINKE. 
 
Abgeordneter Huster, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, es ist jetzt in den letzten Minuten eine etwas 
regionalbezogene Debatte geworden. Ich kann als 
Ostthüringer durchaus einen Beitrag leisten. Ich will 
dies nur kurz tun, weil ich der Meinung bin, dass uns 
das doch wieder hier im Haus in der heutigen De-
batte etwas zu weit weg führt von den eigentlichen 
Problemlagen, die wir miteinander diskutieren müs-
sen. Aber ich habe Ihnen das versprochen. Ich will 
zumindest eine Ostthüringer Sicht sagen, auch des-
halb, weil keiner glauben sollte, dass von den struk-
turellen Problemen, die hier angesprochen worden 
sind, nur eines gelöst wäre, wenn die Einzelproble-
matiken Suhl und Eisenach gelöst werden. Die struk-
turellen Probleme der kreisfreien Städte, außer Je-
na, die bleiben bestehen und damit eine Frage der 
Grundstruktur dieses Freistaats, die hier diskutiert 
werden muss,  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
die hier als Leitbild diskutiert werden muss für die 
Bürgerinnen und Bürger im ganzen Land. Da will ich 
Ihnen etwas sagen, Wenn ich Ostthüringen sage, 
meine ich jetzt immer Jena und Saale-Holzland-Kreis 
ausdrücklich nicht, Herr Fiedler, ausdrücklich nicht, 
weil, Herr Fiedler - 
 

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ja, ja, 
das müssen wir gleich mal verklickern. 
Wir kooperieren nämlich schon mit Jena.) 

 
Moment, jetzt lassen Sie mich ausreden -, diese bei-
den Kreise und Städte doch vergleichsweise auf der 
Insel der Glückseligen sind. Die merken doch vom 
demographischen Wandel so gut wie noch gar nichts. 
Der Saale-Holzland-Kreis stellt Flächen für Jena für 
den wirtschaftlichen Bedarf und für den Wohnbe-

darf zur Verfügung. Da ist ein gegenseitiges Ver-
ständnis des Gebens und Nehmens gewachsen. Die 
bekommen doch in der Region von den demogra-
phischen Problemen, vor denen wir stehen, so gut 
wie nichts mit.  
 
Aber schauen wir uns das sonstige Ostthüringen 
an. Die Landkreise Altenburger Land, Stadt Alten-
burg, Landkreise Greiz und die Stadt Gera drohen 
nach den Bevölkerungsprognosen zur zweitältesten 
Region nach Lappland in Europa zu werden. Jetzt 
schon gehen nicht bloß in der Stadt Gera, die im-
mer als Beispiel für die „blöden“ LINKEN angeführt 
wird, die da falsch regieren, schon im Landkreis Greiz 
geht jetzt die Zahl der sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigten zurück. Die demographische Ent-
wicklung im Landkreis Greiz in den nächsten Jah-
ren wird mit minus 20 Prozent bezeichnet.  
 

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU) 
 
Nicht von Prof. Seitz. Das sind Ihre Studien Landes-
entwicklungsplan. Dann sehen Sie doch mal in Ih-
re eigenen Zahlen rein. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich will sagen, dass da natürlich Stadt-Umland-Prob-
leme zu lösen sind in den nächsten Jahren. Nur ei-
nes will ich nennen, weil Herr Fiedler auf den frei-
willigen Leistungen herumgehackt hat. Natürlich leis-
tet sich die Stadt Gera einen Zuschuss zum Thea-
ter Gera-Altenburg in Höhe von 4 Mio. € pro Jahr. 
Das ist auch sehr vernünftig. Aber wenn wir uns den 
nicht mehr leisten würden, dann wäre das doch nicht 
nur ein Verlust für die Stadt Gera, sondern es wäre 
für die ganze Region ein Verlust und für den Frei-
staat Thüringen insgesamt, 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
wenn wir gerade auf die Verbindung von Kultur und 
Wirtschaft setzen wollen in den nächsten Jahren. Ist 
dann, wenn man das annimmt, Herr Fiedler, nicht 
auch zu diskutieren, dass es bei 40 Prozent Nut-
zern dieses Theaters aus dem Landkreis Greiz we-
nigstens einen kleinen Beitrag dieses Landkreises 
an der Finanzierung dieses Theaters geben muss? 
Wenn die Positionen vor Ort so sind, dass diese sa-
gen, nein, ich bezahle nichts freiwillig, haben wir viel-
leicht eine Verantwortung, zumindest moderierend 
einzugreifen oder lassen wir das gegen die Wand lau-
fen? 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Wir lassen das gegen die Wand laufen, das ist doch 
der Punkt. 
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(Zwischenruf Taubert, Ministerin für So-
ziales, Familie und Gesundheit: Wenn 
das Theater eine ebenso gute Selbstfi-
nanzierungsquote wie die Vogtland Phil-
harmonie hat, dann bezahlen wir auch.) 

 
Moment, Frau Ministerin, jetzt rede ich. Entschuldi-
gung.  
 
Ich finde, es ist auch eine ziemliche Unart, wie wir 
hier Debatten führen, Herr Fiedler, das wollte ich Ih-
nen auch einmal sagen. Herr Hey hat zu Beginn die-
ser Debatte eine wichtige strategische Frage gestellt. 
Und da ist es doch in dem Haus zu diskutieren, ob wir 
uns darüber verständigen können und ob sich diese 
Koalition verständigen kann. Sind wir der Meinung, 
wie Herr Hey für die SPD-Fraktion erklärt hat, dass 
die Frage der Funktional-, Gebiets- und Verwaltungs-
strukturen in Thüringen für die finanzielle Handlungs-
fähigkeit dieses Freistaats in den nächsten Jahren 
eine hohe Bedeutung hat - ja oder nein? Wenn es 
die SPD für sich erklärt, dann möchte ich gern wis-
sen, nachdem die CDU erklärt, das Problem sehen 
wir eigentlich überhaupt nicht, was nun die Position 
der Regierung ist. Der Innenminister hat eine De-
batte angestoßen und es wurde sofort versucht von 
Herrn Fiedler, ihn zurückzuholen und ihm die Gren-
zen zu zeigen. Aber ich vermisse eindeutig, dass sich 
sowohl die Ministerpräsidentin als auch der stellver-
tretende Ministerpräsident hier an dieser Debatte be-
teiligen und mal sagen, was ist eigentlich Position die-
ser Landesregierung zu dieser Frage.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)  

 
Wie kann ich denn mit Blick auf die Finanzierung 
Thüringens und die Solidarität der alten Bundeslän-
der, also die Frage, was passiert nach dem Solidar-
pakt II, wenn ich argumentiere, wir müssen in den 
nächsten Jahren alle unsere Leistungen auf den Prüf-
stand stellen, weil es ja nicht sein kann, dass wir 
höhere Standards haben als in Bayern und in Hes-
sen, die uns das Geld geben, und gleichzeitig, Herr 
Mohring, aber ich in keinem Satz infrage stelle die 
Verwaltungs-, Funktional- und Gebietsstrukturen die-
ses Landes. Damit wird doch klar, in welche Rich-
tung Sie wollen. Sie wollen in den nächsten Jahren 
ausschließlich Druck auf die soziale und kulturelle 
Infrastruktur machen, auf den Stellenabbau, aber Sie 
wollen die Strukturen, von denen Ihre Partei in den 
letzten 20 Jahren am meisten profitiert hat, nicht in-
frage stellen.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Dann könnte man auch noch sagen, dass das mit 
Blick auf die Vergangenheit geschenkt wäre. 
 

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Fragen 
Sie doch mal die Leute vor Ort, ob sie … 
nur die CDU …) 

 
Dazu sage ich Ihnen noch etwas. Ja, die FDP ge-
hört auch dazu. Ich sage Ihnen noch etwas zu den 
Leuten vor Ort. Keiner von uns hat je gesagt, dass 
diese Debatte mit den Menschen vor Ort eine leichte 
ist. Auch Herr Kuschel hat das eingangs wieder be-
stätigt, das gehört zu den schwierigsten Fragen über-
haupt, diese Strukturen infrage zu stellen. Nicht zum 
Schluss geht es hier auch um Arbeitsplätze, ganz 
klar, Herr Heym, da bin ich völlig bei Ihnen. Aber ha-
ben wir die Verantwortung, die Leute in Stellung zu 
bringen? Gegen jede Veränderung ihnen zu sug-
gerieren, wir könnten angesichts der demographi-
schen Herausforderungen in den Strukturen alles so 
lassen wie es ist? Oder haben wir nicht die Verant-
wortung, diese Moderationsfunktion anzunehmen und 
zu sagen, wir müssen in diese Richtung gehen, wenn 
Thüringen in 20 Jahren noch eigenständig, finan-
ziell und politisch handlungsfähig sein will?  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Das, was Sie machen mit Ihrer Verweigerungshal-
tung nicht nur die letzten fünf Jahre, sondern wie 
Sie jetzt anfangen auch in dieser Koalition genau 
auf derselben Ebene über Gutachten und vielleicht 
Kommissionen zu arbeiten, fahren Sie diesen Frei-
staat vor die Wand. Das sage ich Ihnen so klar, Sie 
fahren ihn vor die Wand.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)  

 
Ich unterstelle Ihnen noch etwas anderes, also nicht 
bloß um die Dinge der Vergangenheit, die sich nach 
1990 im Wesentlichen mit Beteiligung von CDU und 
FDP entwickelt haben, zu schützen. Da könnte man 
sagen, ist geschenkt, war eben so. Ich unterstelle Ih-
nen noch, dass Sie parallel zum Thema Haushalt 
schon die Versuchsanordnung für die nächsten Land-
tagswahlen planen. Das zielt gegen die SPD und ge-
gen jede alternative Diskussion in diesem Land. Sie 
stellen sich jetzt schon so auf, wie beim Thema Haus-
halt, wo Sie Noten verteilen, wer Schuld ist an der 
Verschuldungssituation. Jetzt stellen Sie sich schon 
auf und versuchen, der SPD den schwarzen Peter 
zuzuschieben. Sie wollen die kleinen Gemeinden und 
die Gebietsstrukturen infrage stellen, und Sie wer-
den die Leute aufhetzen wollen, um damit Wahlen 
zu gewinnen. Sie werden vielleicht daraus partei-
politisch Kapital schlagen können, aber Sie werden 
dieses Land immer weniger eigenständig handlungs-
fähig machen. Das ist schoflig und keine zukunfts-
gewandte Politik, meine Damen und Herren.  
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(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)  

 
Präsidentin Diezel: 
 
Danke, Herr Abgeordneter Huster. Ich schaue noch 
mal in das Rund. Herr Abgeordneter Kuschel, bitte. 
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Nur kurz eine Richtigstellung hinsichtlich der Diskus-
sion um das Agieren der LINKEN und auch meiner 
Person im Bereich Vogtländisches Oberland, Lan-
genwetzendorf und Zeulenroda-Triebes. Nur zur Klar-
stellung, das Gesetz Vogtländisches Oberland, Lan-
genwetzendorf hat die CDU zurückgezogen aufgrund 
der massiven Bürgerproteste. In dem Bürgerbegeh-
ren ging es um den Namen. Da haben wir vorge-
schlagen als Änderungsantrag, das Gesetz nicht zu-
rückzuziehen, sondern über einen Bürgerentscheid 
die Leute vor Ort entscheiden zu lassen, wie der Na-
me der Gemeinde lauten sollte. Das ist das Erste. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Bei Zeulenroda-Triebes ging es darum, nicht von 
uns gesteuert, sondern dass Bürger gesagt haben, 
sie wollen keine Eingemeindung von Triebes nach 
Zeulenroda, sondern wollen die Bildung einer neuen 
Gemeinde. Also Auflösung Zeulenroda-Triebes und 
Bildung einer neuen Gemeinde. Das hat Schluss-
folgerungen, dass z.B. Bürgermeister und Stadtrat 
sofort neu gewählt werden, und es keine Übergangs-
regelungen geben müsse und dergleichen. Auch dort 
haben wir vorgeschlagen, das sollen die Bürger ent-
scheiden. Nicht mehr und nicht weniger. Wir haben 
immer unterstützt, dass Zeulenroda und Triebes die-
sen Weg der Freiwilligkeit gehen, dort ging es nur um 
das Verfahren. Das nur zur Richtigstellung. Danke. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Danke schön. Gibt es weitere Wortmeldungen? Das 
sehe ich nicht. Bitte, Herr Innenminister Prof. Huber. 
 
Prof. Dr. Huber, Innenminister: 
 
Herr Kuschel, Sie haben nach den Visionen der Lan-
desregierung gefragt. Sie kennen den Ausspruch 
von Helmut Schmidt: „Wer Visionen hat, sollte zum 
Arzt gehen.“  
 

(Beifall CDU) 
 
Ich persönlich möchte sagen, auch wenn wir keine 
Visionen haben, haben wir natürlich eine Vorstellung 
davon, wo Thüringen im Jahr 2020 oder im Jahr 2025 

stehen soll. Insofern, Herr Adams, haben wir auch 
ein Konzept.  
 
Das Problem von Gebietsstrukturen ist, dass es un-
terschiedliche Ziele gibt und Ziele, die man nicht ein-
fach in einen Topf schmeißen oder über einen Leis-
ten schlagen kann. Es gibt einerseits den Belang der 
Identität, es gibt die Akzeptanz der Gebietsstruktu-
ren durch die Menschen vor Ort, die in der Tendenz 
dagegen sprechen, Veränderungen zu machen. Das 
ist ein wichtiger Belang, den man immer berücksich-
tigen muss, wenn man daran geht, Gebietsstruktu-
ren zu ändern. Wenn es nämlich nicht so ist, wenn 
man es nicht mit, sondern gegen die Menschen 
macht, haben wir nicht nur gerichtliche Auseinander-
setzungen, die, wenn man die Rechtsprechung der 
letzten 20 Jahre quer durch die Republik Revue pas-
sieren lässt, häufig zu Korrekturen führen und dazu, 
dass letztlich große Anstrengungen in Scherben lie-
gen, sondern wir haben auch mangelnde Akzep-
tanz, wie wir sie in Hessen für die Gebietsreform der 
70er-Jahre noch heute beobachten können. 
 
Das Zweite - das haben wir gestern und vorges-
tern schon besprochen - ist Bürgernähe. Es ist voll-
kommen evident, dass kleine Strukturen eine grö-
ßere Bürgernähe gewährleisten, als es große Struk-
turen können. Der Föderalismus der Bundesrepublik 
Deutschland, der auch Leitbild für viele andere Län-
der ist, beruht auf der Idee, dass die größere Nähe 
der Bevölkerung zu der regionalen politischen Situa-
tion mehr Bürgernähe und mehr Demokratie ermög-
licht. Das gilt natürlich auch für die Strukturen vor 
Ort. 
 
Der dritte Gesichtspunkt - wie gesagt, ein kollidieren-
der - ist die Effizienz. Die Effizienz ist nicht das Maß 
aller Dinge, aber es ist natürlich ein wichtiger Ge-
sichtspunkt. Frau Leukefeld, Sie haben vollkommen 
recht, es geht nicht nur um Effizienz, nicht nur um 
Geld, sondern es geht darum, dass man ein vernünf-
tiges Gleichgewicht zwischen diesen drei divergie-
renden Zielen findet. Der Gesichtspunkt der Effizienz 
ist durch die Arbeiten der Enquetekommission - Herr 
Carius möge mir das nachsehen - nicht im Einzel-
nen aufbereitet worden.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Ob und in welchem Umfang Gebietsreformen und 
Gebietsveränderungen zu Effizienzgewinnen führen 
werden, hängt - Herr Kuschel, da haben Sie recht - 
davon ab, welche Aufgaben zugewiesen sind. Die 
Landesregierung hat vor 14 Tagen in ihrer Klausur-
tagung diese Haushaltsstrukturkommission einge-
setzt. Die hat vor allem die Aufgabe, eine Funktio-
nalreform zu machen, vor allem die Aufgabe nach-
zuschauen, welche Aufgaben auf Landesebene und 
welche Aufgaben auf kommunaler Ebene erfüllt wer-
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den müssen. Nur in Abhängigkeit von dieser Funk-
tionalreform lassen sich vernünftige Aussagen zur 
Effizienz treffen. Deswegen liegt es auf der Hand, 
dass diese Berechnung, diese Prognose erst auf 
der Basis der Entscheidungen über die Aufgaben-
verteilung und nach der Aufgabenkritik erfolgen kann, 
wenn auch in unterschiedlichen Varianten. Nur dann 
können wir den dritten Belang, den ich geschildert 
habe, vernünftig gewichten - und das werden wir tun. 
Deswegen ist der Zeitplan so, wie er ist. Das be-
deutet nicht, das Nachdenken über Veränderungen 
auf die Ewigkeit hin zu verschieben, sondern es ist 
sachlich gefordert und geschuldet den Abläufen und 
den Voraussetzungen für eine aussagekräftige Effi-
zienzberechnung. Das bedeutet auch nicht, das hat 
Herr Fiedler sehr deutlich gemacht, dass bis dahin 
Stillstand existiert. Ich habe in meinem Eingangs-
statement gesagt, was sich alles in den letzten vier 
Jahren schon geändert hat. Wir haben genauso deut-
lich gemacht, dass wir auf der Ebene der Gemein-
den eine Reihe von Veränderungen bei den unter-
maßigen Gemeinden, den hauptamtlichen Bürger-
meistern, bei der Veränderung von Verwaltungsge-
meinschaften, die unter die 5.000er-Schwelle sinken 
werden, vornehmen werden, um nicht mit einem tech-
nokratischen großen Wurf,  
 

(Beifall CDU) 
 
sondern mit einem angemessenen, den Bedingun-
gen und den Gegebenheiten vor Ort Rechnung tra-
genden Konzept eine zukunftsfähige Platzierung des 
Freistaats Thüringen zu erreichen, so dass wir Ab-
geordnete in 20 Jahren für das Land, für seine Hand-
lungsfähigkeit gut aufgestellt sind. Im Übrigen ist die 
Zeit, glaube ich, der großen Gebietsreformen und der 
großen Würfe, die vom Reißbrett aus gemacht wer-
den, vorbei. 
 

(Beifall CDU)  
 
Die meisten dieser Gebietsreformen scheitern, selbst 
wenn sie durch die Parlamente durchgehen, letztlich 
vor den Landesverfassungsgerichten. Auch in Meck-
lenburg-Vorpommern ist es so gewesen. Das liegt 
einfach daran, dass die Anforderungen an die pro-
zedurale Durchführung, an die Konzeptionsgenauig-
keit und Widerspruchsfreiheit in einem Ausmaß ge-
steigert worden sind, dass das kein vernünftiges Par-
lament mehr sicher prognostizieren kann. Unser Weg 
ist demgegenüber im Einzelfall in einer organischen 
Weiterentwicklung, dort, wo es Effizienzdefizite gibt, 
Verbesserungen vorzunehmen, die Menschen mit-
zunehmen und letzten Endes die Handlungsfähig-
keit des Landes im nächsten Jahrzehnt zu sichern. 
Das werden wir auch mit dem Koalitionspartner und 
auf der Basis des Gutachtens, was wir bis Ende des 
Jahres in Auftrag geben werden, durchführen. Vie-
len Dank.  

(Beifall CDU)  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich sehe jetzt keine weiteren Anzeichen dafür, dass 
es Redewünsche gibt. Demzufolge kann ich die Be-
ratung zum Sofortbericht schließen. Ich gehe davon 
aus, dass das Berichtsersuchen erfüllt ist. Dagegen 
erhebt sich kein Widerspruch. Damit kann ich den 
Tagesordnungspunkt 11 schließen.  
 
Ich rufe den Tagesordnungspunkt 12 auf  
 

Stärkung des Landesforstbe- 
triebes 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 5/634 - 

 
Die Fraktion DIE LINKE hat signalisiert, dass Frau 
Abgeordnete Wolf das Wort zur Begründung haben 
möchte. Bitte, Frau Abgeordnete Wolf.  
 
Abgeordnete Wolf, DIE LINKE: 
 
Herzlichen Dank, Frau Präsidentin, meine Damen 
und Herren, lassen Sie mich in aller gebotenen Kürze 
an dieser Stelle begründen, warum die Fraktion DIE 
LINKE einen Antrag zur Stärkung des Landesforst-
betriebes eingebracht hat und erlauben Sie mir, dass 
ich kurz die wichtigsten Punkte aus dem Antrag noch 
mal andeute, gerade im Hinblick dessen, dass - auch 
wenn im Moment die Besuchertribünen leer sind, 
aber ich glaube, dass es notwendig ist - Menschen 
am Internet und auch auf den jetzt sich wieder fül-
lenden Besucherrängen der Debatte folgen können.  
 
Die Fraktion DIE LINKE möchte von der Landesre-
gierung erfahren, wie die aktuelle Situation im Lan-
desforst ist und sie soll dabei im Besonderen über 
den Stand berichten und die Frage der Personalsi-
tuation und der möglichen Aufgabenerfüllung in die-
sem Zusammenhang beantworten. Wir wollen aber 
auch - und das ist uns besonders wichtig - über die 
künftigen Ziele und Ansprüche an die Forstverwal-
tung aus Landessicht informiert werden, weil wir glau-
ben, dass genau hier das Problem liegt, dass genau 
diese Antwort nicht in ausreichender Weise gege-
ben wurde. Wir haben in vielen Gesprächen, gera-
de auch mit Forstarbeitern und Verantwortlichen in 
diesem Bereich, festgestellt, dass hier ein großes 
Manko existiert und einfach durch diese fehlende 
Zielbeschreibung sich in der Arbeit Probleme erge-
ben. Wir wollen - und an dieser Stelle mein ausdrück-
licher Hinweis, warum wir es trotz Ausschussbera-
tung, die im Moment auf einem sehr guten Niveau 
läuft, jetzt in diese Landtagsdebatte eingebracht ha-
ben -, dass in die Arbeitsgruppe, die sich mit der Lan-
desforststruktur beschäftigt und gerade schon am 
Arbeiten ist und im April ein Ergebnis vorliegen soll 
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nach unserer Kenntnis, die Berufsverbände und der 
Landesforstausschuss mit einbezogen werden. Hier 
ist die Zeit in Verzug und schnelles und zügiges Han-
deln notwendig. Und wir wollen, dass die Diskussion 
um die Situation im Landesforstbetrieb nicht aus der 
einseitigen Sicht der Personalreduzierung betrach-
tet wird. Wir haben dazu im Umweltausschuss eine 
sehr lange, sehr ausführliche und aus meiner Sicht 
sehr gute Anhörung in der letzten Woche gehabt. 
Wir haben feststellen können, dass die Situation im 
Forst eine sehr komplizierte insoweit ist, dass zwar 
die Struktur insgesamt als eigentlich die richtige von 
allen Seiten, also das war eine Einmütigkeit, die ich 
so im Landtag oder in der politischen Diskussion 
sehr, sehr selten erlebe, als gut betrachtet wird, aber 
es ist klar, dass die Personalsituation völlig unzurei-
chend ist. Wenn uns alle Betroffenen ausführen, dass 
es ein ganz schwieriges bis unmögliches Arbeiten 
ist, wenn nicht einmal mehr alle Revierförsterstellen 
besetzt sind, dann ist hier Gefahr im Verzug oder 
Handeln im Verzug - ich will nicht sagen, Gefahr -, 
aber es ist notwendig, dass gehandelt wird und das 
im Besonderen im Hinblick auf die derzeit laufende 
Haushaltsdiskussion.  
 
In diesem Zusammenhang wünsche ich mir im Haus 
eine gute Debatte, ich hoffe, in der Qualität der Aus-
schuss-Sitzung in der letzten Woche und freue mich 
sowohl auf die Debatte als auch, dass ich natürlich 
gespannt bin auf den Bericht der Landesregierung 
an dieser Stelle. Herzlichen Dank.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich freue mich, Herrn Staatssekretär Richwien zum 
Sofortbericht aufrufen zu können. Bitte, Herr Staats-
sekretär. 
 
Richwien, Staatssekretär: 
 
Es ist zu gütigst, Frau Präsidentin. Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, ich will in kurzen knap-
pen Worten zu den einzelnen Punkten im Sofort-
bericht Stellung nehmen.  
 
Meine Damen und Herren, mit den 28 staatlichen 
Forstämtern, die gleichzeitig als untere Forstbehör-
de fungieren, den 299 Forstrevieren der Thüringer 
Landesanstalt für Wald, Jagd und Fischerei sowie 
dem forstlichen Fortbildungszentrum erfüllt die Lan-
desforstverwaltung die ihr obliegenden Aufgaben so-
wohl im hoheitlichen als auch im betrieblichen Be-
reich. Die im Jahr 2005 eingesetzte Altersteilzeitre-
gelung verengt die ausreichende Wiederbesetzung 
beim gesamten Personalkörper seit dem Jahr 2009 
erheblich. Diese Situation, meine Damen und Herren, 

wird sich in den nächsten Jahren noch verschärfen. 
Wir haben im Haus deshalb entschieden, mit ge-
eigneten Maßnahmen notwendige organisatorische 
Alternativen aufzuzeigen, um letztlich aufgrund eines 
abgestimmten Vorschlags zukünftig handlungsfähig 
zu bleiben. Damit wird der Landesforstverwaltung die 
notwendige Rückendeckung durch unser Haus ge-
geben.  
 
Zum 2. Punkt: Die Ziele und die Aufgaben der Lan-
desforstverwaltung ergeben sich aus dem Thürin-
ger Waldgesetz sowie den dazugehörigen Verord-
nungen, Verwaltungsvorschriften und Erlassen. Ich 
bitte um Verständnis, dass ich nicht jetzt gesondert 
noch einmal auf die einzelnen Passagen eingehen 
möchte und kann. Oberster Anspruch muss es aber 
bleiben, dass die Landesforstverwaltung ihre Leis-
tungsfähigkeit erhält, um die gestellten Aufgaben 
auch weiterhin erfüllen zu können. Wir werden daher 
alle Möglichkeiten prüfen, einen Weg zu finden, wie 
sie diesem Anspruch gerecht werden kann. 
 
Zu Ihrem 3. Punkt: Die von uns eingesetzte Arbeits-
gruppe soll Grundlagen für eine Entscheidungsfin-
dung zu künftigen Strukturen der Landesforstverwal-
tung erarbeiten. Die Arbeitsgruppe besteht ausdrück-
lich nur aus Bediensteten aus dem Geschäftsbe-
reich unseres Hauses und einem externen Steuer-
experten, die vorerst eine interne Erörterung und Dar-
stellung der Sachlage vorzunehmen haben. Nach 
dem Vorliegen der Ergebnisse dieser fachlich fun-
dierten Machbarkeitsstudie werden wir uns zum The-
ma natürlich zu gegebener Zeit dann auch wieder 
positionieren und äußern. Vorher werden wir in den 
Dialog unter anderem mit den Vertretern der Berufs-
verbände sowie dem Landesforstausschuss eintre-
ten.  
 
Zum letzten Punkt: Wunsch und Realität, meine Da-
men und Herren, sind oft nicht zu vereinen. Ziele 
müssen auch realistisch erreichbar sein, um diesen 
überhaupt gerecht werden zu können. Bei der ge-
genwärtigen Finanzsituation im Land ist es utopisch, 
bei allen Überlegungen zur Struktur der Landesfors-
ten die Personalsituation, welche sich maßgeblich 
aus dem finanzpolitisch festgeschriebenen Stellen-
abbau, den die Verwaltung zu erbringen hat, außer 
Acht zu lassen. 
 
So viel erst mal zum Sofortbericht. Vielen Dank. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ja, wobei ich erst einmal feststelle, der Sofortbericht 
war zu den Nummern 1 und 2. Sie sind bereits auf die 
weiteren Punkte 3 bis 5 des Antrags eingegangen. 
Ich frage jetzt: Kann ich davon ausgehen, dass mit 
den abgegebenen Redemeldungen von allen Frak-
tionen die Aussprache zum Sofortbericht gewünscht 
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wird? Das stelle ich so fest. Ich rufe die Beratung 
zum Sofortbericht auf und gleichzeitig die Ausspra-
che zu den Nummern 3 bis 5 aus dem Antrag der 
Fraktion DIE LINKE in Drucksache 5/634.  
 
Als Erster erhält das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN Abgeordneter Dr. Augsten. 
 
Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wenn 
ich in den letzten Monaten viel gelernt habe, dann 
in den Bereichen Forst, Wald und Holz. Frau Wolf 
hat schon darauf hingewiesen, dass wir uns sehr in-
tensiv an verschiedenen Stellen mit dem Thema be-
schäftigt haben. Das war ausgesprochen interessant 
für jemanden, der zwar aus dem Wald kommt, aber 
beruflich damit nicht so viel zu tun hatte. Sehr er-
freulich auch das gute Klima, das kann ich bestäti-
gen, was bei all diesen Beratungen geherrscht hat. 
Darauf komme ich noch zu sprechen. Ich habe auch 
eine ganze Menge Leute kennengelernt. Das geht 
beim Waldarbeiter los, der vor dem Landtag demonst-
riert hat, weil er um seinen Job Angst hatte. Es geht 
weiter bei Förstern, die mir erzählt haben, dass sie 
ihren Wald eigentlich nur noch aus dem Auto ken-
nen, weil die Stützpunkte so weit auseinander liegen 
und zu wenig Zeit ist, überhaupt noch in den Wald zu 
gehen. Das hat auch ein bisschen eigenartige Züge 
angenommen. Es gab einmal einen schönen Abend 
bei den Waldbesitzern, wo dann Leute, die glauben, 
dass sie blaues Blut haben, mich aufgefordert ha-
ben, doch dafür zu sorgen, diese Kleinstrukturen in 
Thüringen so weit zu verändern, dass sie dann doch 
möglichst viel Wald bekommen. Auch solche Auf-
träge habe ich dann bekommen als Politiker. Aber 
ich habe vor allen Dingen eines gelernt, was für mich 
dann persönlich auch ganz wichtig ist als jemand, 
der Haushaltskonsolidierung für ganz wichtig hält und 
dem so ein bisschen ein ungutes Gefühl beschleicht, 
wenn es dann um Personalabbau geht. Ich habe 
dann immer versucht herauszubekommen, geht es 
da um die Senkung der Personalkosten oder will 
man wirklich dort Leute entlassen? Wie gesagt, ein 
ungutes Gefühl.  
 
Ich habe für mich drei Gruppen festgemacht, gera-
de nach der Diskussion jetzt in dem Bereich Forst-
ämter. Aus meiner Sicht gibt es die erste Gruppe, 
das sind die, über die man tatsächlich reden kann. 
Da kenne ich sicher in einigen Ministerien ein paar 
Stellen, wo z.B. die Förderungen auslaufen, wo man 
Synergieeffekte hat, wo dann Aufgaben wegfallen, 
wo man sagen könnte, ja, da können tatsächlich Leu-
te umgesetzt werden, möglicherweise danach alters-
bedingt ausscheiden.  
 
 

Es gibt dann die zweite große Gruppe, die aus mei-
ner Sicht sehr problematisch ist. Das ist die, wenn es 
um Leistungen geht, die monetär nicht zu bewerten 
sind. Ich denke an Lehrerinnen, Lehrer, ich denke da 
an Polizistinnen. Da kann man nämlich viel Scha-
den verursachen, wenn man Geld spart, das haben 
wir gestern Abend sehr eindrücklich gehört bei den 
Handwerkern, wenn die natürlich keine Lehrlinge be-
kommen, die in der Lage sind, zu lesen und zu schrei-
ben, dann können sie auch keine guten Facharbei-
ter werden. Insofern kann man an der Stelle Geld 
sparen, für was man dann im Nachhinein letzten En-
des sehr teuer bezahlt.  
 
Es gibt die dritte Gruppe, da komme ich jetzt zu den 
Förstern, wo ich gelernt habe. Und, Herr Richwien, 
vielleicht habe ich mich verhört, aber das ist das, 
was ich mitgenommen habe bei mehreren Sitzun-
gen, wo ich das Gefühl hatte - Sie haben ja formal 
noch einmal darauf hingewiesen, dass es da einen 
Beschluss gibt, aber das habe ich mitgenommen -, 
dass wir dort Geld verschenken als Landesregierung. 
Also nach dem Motto: Wenn wir mehr Waldarbeiter 
hätten oder wenn die Maschinen, die jetzt stillgestan-
den haben im Winter, besetzt werden könnten, dann 
hätte die Landesregierung Geld verdient, und zwar 
- und das ist die dritte Gruppe, die ich hier aufma-
chen will - es scheint ja offenbar Personal zu geben, 
was mehr Geld bringt als kostet. Wenn ich mich da 
verhört habe, dann würde ich mich noch einmal kun-
dig machen. Auf jeden Fall war das meine Wahrneh-
mung. Wir verschenken Geld, indem wir dort be-
stimmte Stellen nicht besetzen, also Einstellungskorri-
dor. Das betrifft vor allen Dingen die alte Landesre-
gierung noch. Das ist etwas, was ich schon noch ein-
mal zur Diskussion stellen möchte, ob denn dort Per-
sonalabbau so gemeint sein kann, dass man hier letz-
ten Endes auf Einnahmen verzichtet, die weit über 
dem liegen, was an Ausgaben damit verbunden wä-
re.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Was mich gefreut hat, das war die große Überein-
stimmung über die Fraktionen hinweg. Insofern bin 
ich auch sehr optimistisch, was den Antrag angeht 
in der Ausschussarbeit. Wir sind uns, glaube ich, alle 
einig gewesen im Ausschuss, dass die derzeitige 
Organisationsstruktur in der Forstverwaltung ein Er-
folgsmodell für Thüringen ist. Das ist ja in anderen 
Bundesländern anders. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
In Thüringen hat sich das bewährt. Wir waren uns 
fraktionsübergreifend genauso einig, dass das zu si-
chern ist. Wir haben darüber gesprochen, ob denn 
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letzten Endes diese Gemeinschaftsforstämter nicht 
effizienter mit Arbeitskräften ausgestattet werden 
müssen. Schade, dass Frau Ministerin Walsmann 
jetzt nicht da ist. Ich habe Effizienz verstanden in dem 
Sinne: Effizienz gleich wirtschaftlich und auch wirt-
schaftlich durchaus für den Haushalt. Ich habe - man 
lernt ja ganz viel - das noch einmal auf einen Zettel 
geschrieben, was ich vorige Woche, am Freitag in 
der Anhörung so an Zahlen mitgenommen habe. 60 
bis 100 € Steuereinnahmen pro Festmeter Holz, 6 bis 
8 Festmeter könnte man aus dem Wald rausholen 
pro Hektar und pro Jahr. Wir haben 85.000 Hektar 
nicht beförsterten Wald - so nennt man das in der 
Fachsprache -, das heißt, 85.000 Hektar Wald, wo 
das Holz nicht geerntet wird, weil das in der Regel 
in Kleinst- und Kleinbesitz ist. Wenn man das mal 
zusammenzählt, ohne dass man jetzt die höchsten 
Zahlen annimmt, also wirklich mal so im Mittelbe-
reich bleibt, dann habe ich ausgerechnet, dann bleibt 
eigentlich für 15 Mio. € Holz im Wald - das betone 
ich als Grüner ausdrücklich - was man naturschutz-
gemäß und naturgemäß aus dem Wald herausho-
len könnte, also 15 Mio. € pro Jahr, wenn ich das 
zusammenzähle. Wenn ich da etwas Falsches ge-
rechnet habe, dann bitte ich noch einmal um Klar-
stellung.  
 
Meine Damen und Herren, aus meiner Sicht ist es 
völlig klar, dass der Gegenstand des Antrags der 
LINKEN darauf abzielt, nicht nur direkte Effekte zu 
nutzen, die hier aus meiner Sicht völlig offen liegen 
und die aus meiner Sicht auch nicht zu diskutieren 
sind. Ich möchte aber im Namen meiner Fraktion als 
jemand, der von den GRÜNEN kommt, noch einmal 
auf die indirekten Effekte hinweisen, die aus meiner 
Sicht auch sehr wichtig sind. Da gab es auch eine 
ganze Menge Gespräche in den letzten Wochen mit 
uns, also gerade von Förstern. Indirekte Effekte, das 
heißt Waldumbau. Waldumbau, da muss nicht nur 
moderiert werden, da geht es um ganz viele kleine 
Waldbesitzer, die da relativ alleingelassen sind, son-
dern Waldumbau bedeutet natürlich auch, zwischen 
unterschiedlichen Interessen zu vermitteln. Mir ist 
es noch sehr erinnerlich, heute vor 8 Tagen - Herr 
Staatssekretär, Sie waren dabei -, für mich war es 
schon ein deutliches Zeichen, wenn die Sägewerks-
industrie dort die Fichte über den grünen Klee lobt 
und sagt, Fichte, Fichte, Fichte, und wenn diejeni-
gen, die offenbar dort mehr an den Wald denken und 
was in 50 oder 100 Jahren sein sollte, darauf hinwei-
sen, dass es auch möglicherweise mehr Laubwald 
gegeben hat in Thüringen und der auch wieder hin-
gehört, da gibt es Interessenkollisionen, die natürlich 
auch durch Fachleute begleitet werden müssen. Des-
halb, Waldumbau kann nur mit einer starken Forst-
verwaltung funktionieren.  
 
Das Zweite ist die Betreuung von Schutzgebieten. 
Ich hatte gestern leider nicht Gelegenheit, noch ein-

mal nachzufragen, Herr Staatssekretär, ob denn Ihre 
Aussage, dass sich die Bewohner rund um das Ves-
sertal nun dafür aussprechen, die Gebietserweite-
rung, die notwendig ist, um den Status zu erhalten, 
nicht zu begrüßen. Das konnte ich gestern nicht 
nachfragen; auf jeden Fall, wenn man das Biosphä-
renreservat Vessertal erhalten will, dann braucht man 
dort mehr Fläche und möglicherweise sind dort auch 
die Försterinnen und Förster gefragt, mit den Men-
schen in Kontakt zu treten und mit Ihnen zu spre-
chen, um ihnen klarzumachen, welche Chance darin 
besteht. Und es geht natürlich auch um den Erhalt 
der Artenvielfalt. Auch hier haben wir Interessens-
konflikte. Wir waren - vorige Woche war das, glau-
be ich - bei den Waldbesitzern. Da ist die Aussage 
getroffen worden mir gegenüber: Ja wenn ihr natur-
nahen Waldumbau haben wollt, dann sorgt dafür - 
also ich übersetze das mal so ein bisschen -, dass 
wir wieder Bedingungen haben wie vor 60, 70 Jah-
ren. Da gab es keine Rehe und keine Hirsche im 
Wald und da hat das von allein funktioniert. Also 
die ganz klare Kampfansage der Waldbesitzer ge-
gen alles, was da kreucht und fleucht, und auf der 
anderen Seite, wir werden ja nächste Woche die Ge-
legenheit haben, Herr Primas, dann bei Jägern zu 
sein, die das natürlich völlig anders sehen. Denen 
kann es nicht genug sein, um das auch mal ein biss-
chen zu überziehen. Also hier haben wir ganz star-
ke Interessenskonflikte, die natürlich genauso mode-
riert werden müssen. Auch hier sehe ich eine ganz 
große Aufgabe in dem Bereich, den wir gerade dis-
kutieren. Insofern, glaube ich, liegen die LINKEN mit 
dem Antrag völlig richtig.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Letzter Punkt: Was mich sehr gefreut hat, ist das 
eindeutige Bekenntnis vieler der Verantwortlichen vo-
rige Woche in der Anhörung zur Kaskadennutzung 
von Holz. Wir als, ich sage mal, die Partei, die im-
mer noch erneuerbare Energien, glaube ich, am bes-
ten vertritt, aus der Historie heraus, haben uns ein-
deutig dagegen ausgesprochen, dass man jetzt noch 
mehr Holzfeuerungsanlagen baut, also vor allen Din-
gen, wenn es um Holz geht, wenn es um Stammholz 
geht, um Holz, was man eigentlich für den Baube-
trieb nehmen könnte. Das ist ein großes Ärgernis, 
dass da heute immer noch Werbung gemacht wird. 
Ich habe Verständnis dafür, dass man in Österreich 
vor 20 Jahren damit angefangen hat und dass in den 
letzten zehn Jahren auch in Thüringen einige Ge-
meinden aufgesprungen sind, aber es muss aufge-
hört werden, dieses Holz zu verbrennen. Das ist 
kein Klimaschutz, dieses Holz setzt CO2 frei, viel 
mehr, als es im Wald freisetzen würde. Insofern habe 
ich mich gefreut, dass es vorige Woche bei der An-
hörung in Saalburg eine sehr eindeutige Aussage 
gab von allen: Mehr stoffliche Nutzung von Holz, 
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mehr Kaskadennutzung und dann zum Schluss, also 
wenn dann das Holz mehrfach genutzt wurde, dann 
kann man das nach 50 oder 100 Jahren immer noch 
verbrennen, das ist sehr sinnvoll. Aber darauf möchte 
ich wirklich noch mal hinweisen, dass wir dort mit den 
Försterinnen und Förstern, glaube ich, auch gute Ver-
bündete haben, die das auch erkannt haben. Inso-
fern, meine Damen und Herren, habe ich die Hoff-
nung, dass das, was den Ausschuss getragen hat, 
nämlich die fraktionsübergreifende Übereinstimmung 
in der Frage, auch das Parlament letzten Endes tra-
gen wird. Deswegen bin ich sehr optimistisch, dass 
wir gemeinsam heute diesen Antrag auch beschlie-
ßen werden. Vielen Dank. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die SPD-Fraktion hat sich Frau Abgeordnete 
Mühlbauer zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordnete Mühlbauer, SPD: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren, sehr geehrte Frau Kollegin Wolf, sehr 
geehrter Herr Dr. Augsten, ja, Sie haben recht, wir 
haben gute Informationen. Wir sind da, glaube ich 
- ich spreche jetzt schon fast parteiübergreifend -, 
in einem großen Konsens. Unser Forst und unsere 
Forstarbeiter sind uns wichtig. Forst hat mehr Auf-
gaben, ich schließe mich Ihnen da voll inhaltlich an. 
Ich schließe mich auch Frau Wolf in der Einleitung 
voll inhaltlich an. Unser Forst hat nicht nur die Auf-
gabe Kapital zu erwirtschaften, sondern unser Forst, 
unsere Forstarbeiter, unsere Forstämter haben viel-
schichtige Aufgaben, von der Pädagogik angefangen 
im Jahr der Biodiversität über den Erhalt aller Arten 
bin ich bei Ihnen. Es gibt nicht den Baum, der Ren-
dite bringt, oder das Reh, das geschossen wird, oder 
den Pilz, den ich sammle, sondern alles ist in sich 
der Lebensraum, der erhalten und gepflegt werden 
muss und der für die nächste Generation, die auf 
der Tribüne sitzt, so gestaltet, erhalten und gepflegt 
werden muss, dass die nächste Generation diesen 
weiterführen kann. 
 
Wir hatten es in der 3. und 4. Sitzung des Ausschus-
ses ja schon gehabt, wir haben uns darüber auch 
geeinigt, dass wir das Thema im Ausschuss nicht 
abschließen wollen. Ich konnte leider nicht teilneh-
men, weil ich bei einer Weiterbildung war. Aber die 
öffentliche Ausschuss-Sitzung, die stattgefunden hat 
letzten Freitag, war sehr informativ, war sehr gut zu 
dem Thema - die Anhörung zu dem Thema „Kaska-
den“, Sie haben es benannt. 
 
 

Wir haben im Ausschuss beschlossen, die Landes-
regierung bei dem notwendigen Prozess, den Forst 
umzubauen, zu begleiten. Dies haben wir gemein-
sam im Ausschuss beschlossen. Dazu stehen wir 
auch und dazu stehen wir alle, denn es ist, glaube 
ich, Fakt, dass unser Forst so, wie er jetzt aufge-
stellt worden ist, nicht die Leistung erbringt, die man 
von ihm erwartet. Wir haben auch deutlich als SPD-
Fraktion gesagt, dass wir eine Ausgliederung der 
Forstarbeiter in eine GmbH nicht mittragen werden. 
Das widerspricht übrigens dem Geist unseres Koa-
litionsvertrags, das kann man mit uns nicht machen 
und das lassen wir auch mit uns nicht machen. Forst 
ist nicht nur Wirtschaft, das kann nicht in eine GmbH 
ausgegliedert werden, das müssen wir als hoheit-
liche Aufgabe betrachten und wir stehen zu unse-
rem Einheits- oder Gemeinschaftsforstamt. Diesen 
kleinen Disput sollten wir im Ausschuss auch noch 
mal diskutieren, um diese Wortkomplexität auch noch 
mal zu sagen.  
 
Aber wir haben eine Arbeitsgruppe, die, soweit ich 
weiß, neben einem externen Finanzberater übrigens 
ausschließlich aus Mitarbeitern Ihres Hauses besteht. 
Das ist aus unserer Sicht auch momentan gut so, 
weil Sie arbeiten müssen, dafür werden Sie bezahlt, 
Herr Staatssekretär. Sie müssen uns, dem Aus-
schuss, auch irgendwann mal etwas vorlegen, was 
zu dem Ergebnis führt, wie können wir uns den Prob-
lemen stellen. Ihre Arbeitsgruppe, so habe ich Sie 
zumindest verstanden, dient der internen Vorberei-
tung von Entscheidungen, dem Aufzeigen, dem Auf-
arbeiten von Problemen und Alternativen. Das ist 
meiner Meinung nach in einem Stadium, in dem wir 
Sie mal arbeiten lassen, damit Sie Ihre Leitbilder für 
sich mal formulieren, bevor wir Sie im Ausschuss prü-
fen, ob Ihr Leitbild und unser Leitbild auch irgend-
wo deckungsgleich sein kann. Das heißt, deswegen 
geben wir Ihnen durchaus mal eine Chance in sich 
zu gehen und zu prüfen. Aber - und darauf können 
Sie sich verlassen - wir werden zu gegebener Zeit 
dafür sorgen - dafür stehe ich auch hier -, dass alle 
betroffenen Behörden eingebunden werden und - 
das sage ich hier als Sozialdemokratin - vor allem 
die Gewerkschaften.  
 

(Beifall SPD) 
 
Eines ist doch ganz klar und man ist immer gut 
beraten, wenn man vorhandenes Fachwissen von 
außen auch zulässt und einbindet. Ich kann mir je-
denfalls in Thüringen keinen für Forst zuständigen 
Minister vorstellen, der hier über die Köpfe der Be-
troffenen hinweg Entscheidungen trifft. Da wären Sie 
schlecht beraten. Ich erachte es für sinnvoll, die Be-
rufsverbände und auch den Landesforstausschuss 
mit einzubeziehen, aber zu einem Zeitpunkt einzu-
beziehen, zu dem sie mal eine Vorlage gemacht ha-
ben. Wir müssen ja über etwas diskutieren und nicht 
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nur über luftleeren Raum, das muss man hier mal 
so deutlich sagen.  
 
Was allerdings in den Ausschussberatungen auch 
deutlich geworden ist, ist der Handlungsbedarf, denn 
wir haben Entwicklungen, die ein Gegensteuern wirk-
lich notwendig machen. Das möchte ich Ihnen heu-
te mitgeben. Wir haben einerseits mit den Waldar-
beitern ein demographisches Problem, das sich leis-
tungsmindernd auswirkt, wie Sie es vorhin erwähnt 
haben, und das sich auch fiskalisch belegen lässt. 
Wir haben aber andererseits mit den Folgen des 
Stellenabbaukonzepts der letzten Landesregierung 
zu kämpfen. In den Forstämtern müssen/mussten 
auf Grundlage der Strukturreform insgesamt 178 An-
gestellte und Beamte sowie 123 Waldarbeiter ab-
gebaut werden, wovon zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
bereits 33 Prozent realisiert sind. Die derzeitige Al-
tersstruktur der momentan im Thüringer Forst Be-
schäftigten 819 Waldarbeiter beträgt im Durchschnitt 
48 Jahre. Das passt nicht zusammen, das passt nicht 
mit unseren Zielen zusammen, wir müssen handeln. 
Aus diesem Dilemma müssen wir einen Weg finden. 
Meines Erachtens ist es eine Aufgabe Ihrer Struk-
turkommission, hier Lösungsansätze zu finden. Wir, 
meine Kollegen von der CDU und mein Fraktions-
kollege Frank Weber, werden dann schauen, wie wir 
mit Ihren präferierten Lösungen umgehen und ob 
sie mit unserem Koalitionsvertrag vereinbar sind. 
Ich verweise da explizit auf unseren Koalitionsver-
trag Seite 41: „Die Koalitionspartner sind sich darin 
einig, das Gemeinschaftsforstamt in Thüringen zu er-
halten und die forstliche Ausbildung im Bildungszent-
rum der Thüringer Forstverwaltung zu fördern.“ 
 

(Beifall SPD) 
 
Und weiter: „Auf Basis eines langfristigen Personal-
entwicklungskonzepts wird zeitnah ein angemesse-
ner Einstellungskorridor für Forstbedienstete und 
Waldarbeiter geschaffen.“ Wir wollen gemeinsam in 
dieser Koalition das Gemeinschaftsforstamt erhalten - 
und dafür stehe ich auch ein - und nicht nur erhalten, 
sondern es auch stärken. Das ist unser Zweck, unser 
Sinn, unser Anliegen. Ich baue auf unseren Koali-
tionsvertrag, ich vertraue auch, dass die Landesre-
gierung sich diesen zum Auftrag gemacht hat. Aus 
diesem Grund, Herr Richwien, sage ich, Sie dürfen 
jetzt zuerst einmal arbeiten und wir erwarten im Aus-
schuss eine Information. Aus diesem Grunde wer-
den wir diesem Antrag nicht zustimmen und erst dann 
mit dem Thema hier neu auftreten, wenn vonseiten 
des Ministeriums Zahlen, Daten und Fakten vorge-
legt werden, damit wir inhaltlich, sachlich, zielorien-
tiert hier diskutieren und nicht in Polemik und „was 
wäre wenn und könnte vielleicht sein“ verfallen. Dan-
ke.  
 

(Beifall SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die CDU-Fraktion hat sich Abgeordneter Primas 
zu Wort gemeldet.  
 
Abgeordneter Primas, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, das ist eine schwierige Ge-
schichte jetzt. Frau Wolf hat so freundlich angefan-
gen. Ich hatte mir eigentlich vorgenommen, erst ein-
mal mit Finsterbergen usw. anzufangen. Herr Kum-
mer, wo da von Ihrem Fraktionsvorsitzenden eine 
ganz andere Strategie aufgemacht worden ist, das 
lasse ich es jetzt mal. Wenn Sie es dann nicht ma-
chen, muss ich es nicht auch. Bleiben wir freund-
lich. 
 

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: 
Wir bleiben freundlich.) 

 
Das ist so einfach aber nicht. Wir haben schon ei-
ne Situation im Forst, die uns Sorgen macht und da 
spielen auch die Tarifverträge, die abgeschlossen 
worden sind, eine große Rolle, dass man durch die 
Bank weg umgestellt hat von Leistungslohn auf Stun-
denlohn. Nun haben wir zu verzeichnen, dass die 
Leistung zurückgegangen ist und die Kosten gestie-
gen sind. Über die Anzahl, über die Prozente will ich 
mich mal ausschweigen, um da nicht Öl ins Feuer 
zu gießen. Wir haben den Fakt - man muss sich vor-
stellen: Maschinenbetrieb, Harvester bedienen -, dass 
wir von 800 Beschäftigten keinen finden, der freiwillig 
auf einen Harvester geht, so dass wir ausschrei-
ben müssen und von außen einstellen müssen - das 
ist gerade erst geschehen -, damit profitabel gear-
beitet werden kann. Nur, sie arbeiten nicht profitabel, 
weil der Stundenlohn es nicht zulässt. Ich sage Ihnen 
auch, warum sich keiner bereit erklärt. Wer will auf so 
einen Harvester steigen - das ist ein hochkomplizier-
tes Gerät, das steht am Hang, das ist gefährlich, da 
hängen Menschenleben dran -, wenn der dafür 1,50 € 
bekommt. Hier ist echter Handlungsbedarf, dass wir 
den jungen Leuten, die wir in Gehren ausbilden, auch 
die Chance geben, in unserem Staatsforst Geld zu 
verdienen. Nicht mit Stundenlohn, das machen die 
nicht, die haben es viel leichter als Waldarbeiter - 
da gehen sie mal hierhin, mal dahin, machen da mal 
ein Flussbett sauber und müssen sich nicht quälen. 
Also da ist dringender Handlungsbedarf, dass wir hier 
eine Änderung herbeiführen. Da können auch Stel-
len dabei sein, aber vom Grundsatz her gibt es nichts 
Besseres als den Regiebetrieb, den wir haben, und 
die Grundvoraussetzung, wir halten das Gemein-
schaftsforstamt. 
 

(Beifall CDU, DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 
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Alles, was ringsherum passiert ist, was andere ma-
chen, ist erstens mit Thüringen nicht vergleichbar und 
zweitens sind die meisten Experimente in die Hose 
gegangen. Warum muss man das erst nachvollzie-
hen? Das haben wir gar nicht nötig. Man kann auch 
Mecklenburg-Vorpommern, wo man ein anderes Mo-
dell gewählt hat, nicht vergleichen mit Thüringen. Ich 
warne davor. Wir haben vor einigen Jahren euro-
päische Experten hier nach Thüringen geholt und die 
haben uns dieses Modell zugeschneidert. Seit dieser 
Zeit läuft das einschließlich Abbaupfad ohne Proble-
me. Was erschwerend hinzugekommen ist, ist diese 
Geschichte mit der Vorruhestandsregelung. Das ist 
eine Kiste, die zusätzlich erschwerend wirkt. Da müs-
sen wir eingreifen. Das halte ich aber auch nicht für 
problematisch. Im Moment ist es tatsächlich so, dass 
uns in diesem Jahr, wenn das Jahr vorbei ist, gera-
de mal - im Gegensatz zu den Äußerungen, wie vie-
le kommen - zehn Revierleiter fehlen, nicht dreißig, 
nicht vierzig, sondern zehn. Wenn wir den Haushalt 
beschlossen haben, werden wir diese Stellen auf-
füllen, was dann kein Problem ist. Das sehe ich so. 
Aber was ich nicht sehe, ist eine Mehrheit in diesem 
Hause, das Regiemodell abzuschaffen, vielleicht eine 
Anstalt öffentlichen Rechts oder so etwas zu machen. 
Es haben andere die Experimente gemacht, sollen 
sie auch machen, Thüringen muss da nicht hinter-
herlaufen. Ich sehe im Moment in allen Diskussio-
nen - auch im Ausschuss, auch in den Fraktionen - 
keine Mehrheit, dass so ein Gesetz Zustimmung fin-
det. Ich sehe es nicht. 
 

(Beifall CDU) 
 
Wir haben internationale Experten hier gehabt, die 
uns das vorgeschlagen haben, was diese Arbeits-
gruppe, die berufen ist, jetzt machen muss. Ist in der 
gegenwärtigen Situation das zu lösen, was Sie vor-
hin angesprochen haben? Das ist die Frage. Wie 
gehen wir mit den Maschinenbetrieben um, wie lö-
sen wir die Probleme, die jetzt kurzfristig durch die 
Vorruhestandsregelung entstanden sind? Da gibt es 
genug zu tun, was die dort klären können und das 
werden wir uns dann mal erzählen lassen. Ich den-
ke, das funktioniert. Denn, das sage ich ganz ein-
deutig, Forst ist mehr als Holznutzung. Wald ist mehr 
als Holznutzung. Es ist nicht die schwarze Null das 
Entscheidende, sondern die grüne Null am Ende 
ist entscheidend: Schutzfunktion, Erholungsfunktion, 
wir müssen die Jugend ausbilden, wir müssen sie 
heranführen, Naturschutz ist eine Frage. Da gibt es 
eine ganz Menge. Das bekommen wir nur mit der 
Verwaltung, wie wir sie jetzt stehen haben, hin. Ein 
anderes Modell geht nicht. Alles andere geht dann 
nur auf Geld machen, Umsatz machen. Das funk-
tioniert so nicht. Ich denke, da sind wir auf einem 
gemeinsamen Weg, das vernünftig hinzubekommen. 
Ich bin auch überzeugt, dass die Experten in dieser 
Runde das genauso sehen. Sie werden nicht nur ein 

Modell vorschlagen, sondern sie werden eine Aus-
wahl vorlegen, worüber man dann reden kann. Da 
wird man von vornherein nicht festgebissen sein, das 
soll es sein und das soll es sein, sondern es wer-
den Vorschläge erarbeitet, die das regeln. Ich den-
ke, das ist auch eine gute Geschichte und das sol-
len sie auch machen und dann werden wir einmal 
schauen.  
 
Also die Forderung Hauptpersonalrat ist dabei. Da-
mit ist eigentlich die Berufsvertretung mit drin. Herr 
Kummer, das muss ich jetzt nicht extra noch einmal 
haben. Jetzt sollen die intern erst einmal arbeiten. 
Die wichtigsten Leute sind dabei vertreten und gut. 
Aus diesem Grunde sage ich, wir sind auch im Aus-
schuss in der Diskussion. Wenn wir diesen Beschluss 
heute fassen würden, können wir die Ausschuss-
diskussion beenden. Dann brauchen wir nicht mehr 
darüber reden, dann ist das erledigt. Schon aus die-
sem Grunde würde ich zustimmen, was Frau Mühl-
bauer schon angedeutet hat, wir würden gern die 
Punkte 3 bis 5, die jetzt noch im Antrag übrig sind, 
ablehnen wollen. Wir würden dann im Ausschuss 
weiterarbeiten und das uns vorlegen lassen. Dann 
werden wir entscheiden, wie das weitergeht. Es gibt 
da eine ganze Menge noch zu diskutieren, das ist 
nicht abgeschlossen. Der Antrag hier hilft uns nicht 
weiter und deswegen sollten wir ihn ablehnen. Dan-
ke schön.  
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die FDP-Fraktion hat sich Frau Abgeordnete 
Hitzing zu Wort gemeldet.  
 
Abgeordnete Hitzing, FDP: 
 
Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen, wir haben das nun von all meinen Vorrednern 
schon gehört und ich möchte das auch noch ein-
mal aus meiner Position bekräftigen. Die Thematik 
„Thüringer Forstamt“ ist im Ausschuss für Landwirt-
schaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz schon mehr-
fach besprochen worden und die Bedeutung des 
Thüringer Forstamts und die Strukturierung wurde 
auch von allen als sehr positiv eingeschätzt und mit 
dem Anhörungsverfahren letzte Woche in Saalburg-
Ebersdorf auch durch die verschiedenen Interessen-
gruppen bestätigt. Hier wurde ausdrücklich gesagt, 
dass die Organisationsstrukturen der Thüringer Lan-
desforstverwaltung als sehr effizient einzuschätzen 
sind, und das von allen Interessenvertretungen. Das 
ist für mich ein ganz wichtiger Ausgangspunkt. Mir 
geht es so ähnlich, wie Herrn Dr. Augsten, wahr-
scheinlich noch ein bisschen extremer. Ich musste 
auch viel über Wald lernen und Sie haben mir da be-
stimmt schon einiges voraus. Ich komme nicht aus 
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dem Fachgebiet der Landwirtschaft oder des Forst-
bereichs, ich musste da einiges lernen und es ist 
hoch interessant, was man da lernen kann, unter an-
derem auch darüber, wie immens das Aufgabenpen-
sum der Forstämter im Allgemeinen ist. Sie haben 
als Dienstleister einen riesigen Umfang abzuarbei-
ten. Das beginnt bei Beratung und Betreuung im Pri-
vatwald und auch Körperschaftswald. Es geht wei-
ter über die Holzvermarktung oder Betreuung im Be-
reich der Holzvermarktung, über Ausbildungsaufträ-
ge, über die Forstaufsicht, über den Waldumbau, den 
Naturschutz. All diese eben angesprochenen Din-
ge gehören zu dem Aufgabenpensum der Forstämter 
und ich kann das nur noch einmal betonen, diese 
Effizienz, die letzte Woche der Landesforstverwal-
tung bescheinigt worden ist, hat auch im Ausschuss 
ihren Ausdruck gefunden bei allen Gesprächen und 
Besprechungen, die wir in der letzten Zeit darüber 
hatten. Natürlich müssen diese Aufgaben erfüllbar 
sein und sie werden erfüllt von den Forstämtern. Ich 
möchte eigentlich nur eine Bresche schlagen für die 
Forstämter und die Struktur, wie sie momentan ge-
handhabt wird. Eine Dienstleistung sind zum Beispiel 
die Beförsterungsverträge, die mit fachlicher Kom-
petenz und Betreuung die Waldbesitzer ganz ein-
fach auf ihrem Weg in der forsttechnischen Leitung 
unterstützen. Da geht es um die jährlichen Pläne, die 
Inspektion des Waldes und die Auszeichnung der 
Bestände über Forstschutz und das macht der Re-
vierförster vor Ort und unterstützt die Waldbesitzer. 
Das tun sie - jetzt komme ich zu meinem Erfah-
rungsschatz, den ich mit den Revierförstern und dem 
Forstamt an sich habe - natürlich auch für kommu-
nale Waldbesitzer. Eine Kommune wie die meine, 
ein kleiner Ort, aber selbstständig, wäre ohne einen 
Beförsterungsvertrag ziemlich aufgeschmissen, weil 
die fachliche Kompetenz fehlt. Der Revierförster mit 
dem Forstamt im Hintergrund ist da eine ganz si-
chere Bank und ein sehr wertvoller Unterstützer auf 
dem Weg, den Wald richtig zu bewirtschaften und 
vor allem auch Mängel und Schäden zu erkennen, 
etc. 
 

(Beifall FDP) 
 
Deshalb hier noch einmal mein Plädoyer für die Ge-
meinschaftsforstämter in ihrer Art und Weise. Ich 
schließe mich Herrn Primas sehr gern an. Natürlich 
gibt es bestimmt Problematiken, die besprochen wer-
den müssen, bezogen auf die Personalstruktur, und 
wie die Handhabung insgesamt effizienter laufen 
kann. Aber die Struktur, der Rahmen des Gemein-
schafts-, des Einheitsforstamts sollte auf keinen Fall 
angefasst werden. Danke schön. 
 

(Beifall DIE LINKE, FDP) 
 
 
 

Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die Fraktion DIE LINKE hat sich Abgeordneter 
Kummer zu Wort gemeldet.  
 
Abgeordneter Kummer, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich sa-
ge es am Anfang erfreut, es hat sich schon gelohnt, 
diesen Antrag eingebracht zu haben, denn wir ha-
ben von den beiden Regierungsfraktionen klare Aus-
sagen bekommen. Der Regiebetrieb ist das Beste, 
was es gibt und es gibt hier im Hause keine Mehr-
heit, um das zu ändern. Dafür sage ich wirklich Dan-
ke. Denn der Regiebetrieb, so wie er in Thüringen 
läuft, ist ein Schatz. Das wurde auch nach der Aus-
schussberatung deutlich. Ich glaube, das hat man 
in kaum einem anderen Land, dass sich auf der ei-
nen Seite die Holzindustrie hinstellt und sagt, wir ha-
ben uns hier angesiedelt, weil es diesen Staatsforst in 
dieser Struktur gibt, wir werden dort vernünftig und 
zuverlässig mit Rohstoffen versorgt, das ist ein großer 
Standortvorteil für Thüringen, erhaltet diesen Staats-
forst, so wie er ist. 
 
Auf der anderen Seite stellen sich die Umweltverbän-
de hin in der gleichen Anhörung und sagen, es ist 
uns ganz wichtig, dass die ökologischen Anforderun-
gen an den Wald erfüllt werden, das sichert dieser 
Staatsforst, auch wenn er den Rohstoff zur Verfü-
gung stellen muss und deshalb belasst es bei die-
ser Struktur.  
 
Alle Anzuhörenden haben das gesagt, und wenn wir 
das hier in diesem Haus sagen, dann stärken wir 
dem Staatsforst damit natürlich auch den Rücken. 
Aber die Anzuhörenden haben noch etwas anderes 
gesagt. Durch die Bank weg haben sie gesagt, dass 
die Personalentwicklung im Landesforst so nicht wei-
tergeführt werden kann, der einseitige Personalab-
bau und der fehlende Einstellungskorridor, so dass 
wir keine jungen Leute in den Forst kriegen. Das ist 
von allen angesprochen worden. Wir brauchen Per-
sonalverstärkung. Es muss verhindert werden, dass 
Revierleiterstellen nicht besetzt sind, wie wir es ge-
genwärtig schon zu verzeichnen haben.  
 
Meine Damen und Herren, wenn ich die Redebeiträ-
ge von Frau Mühlbauer und Herrn Primas nehme, 
dann müsste ich mich fragen, warum es im Moment 
überhaupt diese Arbeitsgruppe beim Ministerium 
gibt. Wenn wir es bei der Struktur belassen wollen, 
bräuchte ich diese Arbeitsgruppe nicht. Dann hät-
ten auch diese Wildsauen nicht durch den Wald ge-
trieben werden müssen zum Anfang dieser Legis-
latur, wo wir eigentlich alle gehofft hatten, die Struktur 
im Staatsforst ist sicher und in dieser Legislatur gibt 
es nach dem Koalitionsvertrag und auch nach der 
Regierungserklärung der Ministerpräsidentin keine 
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Änderungen im Staatsforst. Diese Hoffnungen hat-
ten wir alle. 
 

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Das  
hat damit überhaupt nichts zu tun.) 

 
Ich sage ganz ehrlich, da bin ich beim Präsidenten 
des Waldbesitzerverbands, der zu der Anhörung ge-
sagt hat, Wald braucht generationenübergreifendes 
Denken und nicht Denken in Legislaturperioden. Wir 
können hier nicht ständig etwas ändern. Wir müs-
sen zuverlässig und langfristig im Wald arbeiten. Das 
wäre notwendig.  
 
Aber warum gibt es nun diese Arbeitsgruppe? Die-
se Arbeitsgruppe gibt es doch, weil es dem Staats-
forst bisher einfach nicht möglich war in den letz-
ten Jahren, das notwendige Personal vorzuhalten. 
Deshalb dieser Druck, der entstanden ist. Ich will da-
ran erinnern, die 10 Maschinenführer, hochqualifi-
ziert, die befristet eingestellt waren, die sich mas-
siv für das Land rentiert haben und die dann letz-
ten Endes entlassen wurden, obwohl das Ministe-
rium gesagt hat, wir wollen sie behalten. Es hat lange 
gebraucht, bis das Finanzministerium bereit war, die-
se Stellen zur Verfügung zu stellen, und sie sind auch 
wieder nur befristet. 
 
Wenn wir aus diesem Druck raus wollen, dann ge-
hört am heutigen Tag nicht nur das eine dazu, dass 
wir sagen, wir wollen die Struktur erhalten, es gehört 
auch dazu, dass wir sagen als Landtag, wir geben 
dem Ministerium die Rückendeckung, dass der not-
wendige Einstellungskorridor sichergestellt wird. Ich 
sage mal, deshalb ist dieser Antrag heute auch mit 
auf der Tagesordnung, denn wir haben in einem Mo-
nat die Haushaltsberatung, und da muss der Einstel-
lungskorridor da sein. 
 
Wir werden als Fraktion die 30 Leute, die uns ge-
sagt wurden, dass man sie als Einstellungskorridor 
bräuchte, einstellen. 
 
Das heißt nicht, dass es nicht gleichzeitig den so-
zialverträglichen Personalabbau geben kann, wie er 
vorgesehen ist. Aber wir müssen junge Leute in die 
Forstverwaltung bringen, junge leistungsfähige Men-
schen, die dann auch - Egon Primas hat es vorhin an-
gesprochen -  
 

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Zehn, 
nicht 30. Darüber brauchen wir nicht zu 
reden.) 

 
zehn Waldarbeiter, Egon, wir können über die Zah-
len noch mal reden, gern. Ich sage nur, wir brau-
chen junge leistungsfähige Menschen, wir brauchen 
auch junge Leute, die in der Lage sind, mit Leistungs-
lohn im Wald Holz einzuschlagen, das ist notwen-

dig. Aber das kann ich einem 50-Jährigen nicht mehr 
zumuten, das ist auch die Wahrheit, die man dabei 
aussprechen muss. 
 
Meine Damen und Herren, wir haben den Forstbe-
richt bekommen 2009. Hier steht drin, welche Auf-
gaben der Landesforst gegenwärtig hat. Das ist eine 
Vielzahl von Aufgaben jenseits der reinen wirtschaft-
lichen Arbeit. Diese Aufgaben müssen erfüllt werden, 
das ist zumindest meine Ansicht. Wenn wir aber wei-
ter an Personal sparen wollen, dann müssen wir er-
klären, welche Aufgaben dort wegfallen sollen, damit 
es mit der verbleibenden Personaldecke geht. Da wä-
re ich sehr gespannt, weil ich glaube, so richtig will 
diese Leistungen, die der Staatsforst erbringt, kei-
ner einsparen.  
 
Wenn wir dann doch über eine Strukturänderung 
nachdenken und sagen, na ja, vielleicht machen wir 
eine Anstalt, um mehr Freiräume zu schaffen, dann 
muss man klipp und klar sagen: Überall dort, wo An-
stalten öffentlichen Rechts gebildet wurden, hat das 
den Wirtschaftsbetrieb gestärkt, aber es ging zulas-
ten der freiwilligen Aufgaben. Die Landeshaushalte 
mussten anschließend die freiwilligen Aufgaben des 
Landesforstes separat bezahlen. Billiger geworden ist 
es nirgendwo - im Gegenteil. Wir haben sogar noch 
Doppelstrukturen geschaffen, weil das Land natürlich 
seine Anstalt auch noch kontrollieren muss, eine ganz 
tolle Geschichte. Deshalb, sage ich, brauchen wir die-
sen Weg nicht. 
 
Wir brauchen die freiwilligen Leistungen, und wir 
brauchen hier auch genügend Personal. Ich sage 
mal, ich greife mir das Beispiel Forst und Tourismus 
raus als ein Projekt. Da hat es in Schönbrunn jetzt 
die Vorstellung gegeben, wie der aktuelle Stand ist. 
Die gegenwärtige Situation führt dazu, dass die Infra-
struktur, die wir zum Beispiel im Rennsteigbereich 
mal hingestellt haben zu Zeiten, wo wir viele Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen noch mit in den Wald ge-
bracht haben und wo wir eben unsere Waldarbei-
ter noch mit dazu genommen haben, die haben die 
Leute angeleitet, tolle Infrastruktur, über zehn Sitz-
gruppen auf einen Kilometer am Rennsteig. Das 
Problem ist, jede vierte ist inzwischen so marode, 
dass sie eine Gefahr darstellt. Wenn wir sagen, Thü-
ringen ist ein Tourismusland, dann kann ich mir so 
etwas nicht leisten. Ein Besucher, der sich dort hin-
setzt, stürzt, sich das Becken bricht - das ist neulich 
passiert - kommt nicht wieder in den Thüringer Wald. 
Und der Ruf, der sich dann verbreitet in Mund-zu-
Mund-Propaganda, den können wir uns auch nicht 
leisten. Das heißt, wir müssen auch zu solchen Auf-
gaben stehen und müssen sagen, die müssen or-
dentlich und aus einem Guss gemacht werden, und 
dementsprechend müssen sie auch finanziert wer-
den. Dafür brauche ich klare Vorgaben, dafür brauche 
ich eine klare Personalausstattung und der Staats-
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forst braucht die Rückendeckung, dass er diese Auf-
gaben, diese freiwilligen Leistungen auch weiterhin 
erfüllen kann. 
 
Meine Damen und Herren, wir brauchen auch die 
Unterstützung der anderen Forstbetriebe, die Unter-
stützung der kommunalen Forstbetriebe, wir brau-
chen auch die Unterstützung der privaten Forstbetrie-
be. Das ist eine Geschichte, die macht den Staats-
forst in Thüringen aus. Das Gemeinschaftsforstamt 
ist auch immer wieder beschworen worden, gerade 
aus diesem Grund. Thüringen hat eine fast schon 
einzigartige Kleinprivatwaldstruktur. Ich glaube, nur 
Rheinland Pfalz hat noch kleinere Strukturen. Wir 
haben eine sehr, sehr kleinteilige, bäuerliche Wald-
eigentumsstruktur und haben hier massive Defizite 
noch in der Bewirtschaftung. Wenn wir diesen Wald 
entsprechend den gesellschaftlichen Anforderungen 
nutzen wollen, dann brauchen wir Vertrauensper-
sonen für die Leute im ländlichen Raum, die Wald 
haben, um Holz aus diesem Wald der Wirtschaft zu-
zuführen. Diese Vertrauenspersonen sind eben nicht 
Private, wo die Menschen Sorge haben, dass die-
se die Menschen über den Löffel ziehen wollen, diese 
Vertrauensperson ist in erster Linie der Revierförs-
ter. Der muss ein vor Ort erreichbarer Ansprechpart-
ner sein und nicht, wie es in der Anhörung zum Aus-
druck kam, einer, der im Auto durch die Gegend rast, 
um seine Aufgaben irgendwo noch zu erfüllen und 
der für sein eigentliches Geschäft, den Gang durch 
den Wald, die Bewirtschaftung des Waldes, die nö-
tige Zeit nicht mehr hat. Wir müssen ihm die Zeit 
geben, um die Anforderungen zu erfüllen. Wir kön-
nen das auch noch besser finanzieren, das hat die 
Anhörung gezeigt, das hat der Bericht des Landes-
rechnungshofs gezeigt. Sogar der Waldbesitzerver-
band ist bereit, über höhere Beförsterungskosten mit 
sich reden zu lassen. Es ist also hier wirklich keine 
Frage des Geldes, es ist eine Frage der politischen 
Einstellung, ob wir bereit sind, das notwendige Per-
sonal im Landesforst zur Verfügung zu stellen. Das 
können wir im Regiebetrieb tun. Dafür wollen wir 
ganz, ganz deutlich werben.  
 
Meine Damen und Herren, es geht uns mit unse-
rem Antrag darum, die Leistungsfähigkeit des Forstes 
zu sichern. Es geht uns nicht darum, die Diskussion 
im Ausschuss zu beenden, denn dann hätten wir 
hier klare Zielvorgaben aus unserer Sicht gebracht. 
Wir haben in diese Diskussion nicht eingegriffen. 
Wir haben mit dem Antrag nur deutlich gemacht, wir 
brauchen jetzt die Beteiligung der Berufsverbände 
- der Hauptpersonalrat ist da nicht alles - und des 
Landesforstausschusses an der Diskussion um die 
Strukturen. Denn im Landesforstausschuss sind die 
anderen Waldeigentümer, die vom Gemeinschafts-
forstamt mit beförstert werden, vertreten. Sie müssen 
mitreden können, weil die neue Struktur natürlich 
auch die Verpflichtung ihnen gegenüber erfüllen 

muss, wenn es denn eine neue Struktur gibt. Deshalb 
ist uns das in diesem Fall so wichtig. Natürlich muss 
auch die Belegschaft mitreden können und die ist 
nicht nur der Hauptpersonalrat. Deshalb werben wir 
noch einmal darum, das hier zu berücksichtigen.  
 
Noch mal in Richtung der Abgeordneten Mühlbauer: 
Es gibt einen klaren Zeitkorridor. Die Arbeitsgemein-
schaft soll nicht umsonst im April fertig werden. Das, 
was dort festgelegt wird, soll Basis sein für die Auf-
stellung des neuen Doppelhaushalts. Darum geht es 
doch. Es soll dann haushaltstechnisch im Anschluss 
untersetzt werden, wie die Forststrukturen in Thürin-
gen sind. Deshalb müssen wir rechtzeitig vorher die 
anderen Betroffenen einbinden und nicht erst danach 
mit Fakten konfrontieren, die wir schon gesetzt ha-
ben. Deshalb ist uns das in diesem Fall so wichtig.  
 
Meine Damen und Herren, deshalb bitte ich Sie auch 
um Zustimmung zu unserem Antrag. Wie gesagt, es 
ist kein Ende der Diskussion im Ausschuss, es geht 
uns hier um diese Punkte. Ich habe vorhin klar ge-
hört, dass sich alle auch für das Gemeinschaftsforst-
amt, das Einheitsforstamt, ausgesprochen haben. Da 
sage ich, beim Einheitsforstamt muss allen klar sein, 
da gehört der Betrieb dazu, ansonsten wäre diese 
Begriffsdefinition lächerlich. Keiner geht davon aus, 
dass es ein Forstamt ohne Betrieb gibt. Deshalb bitte 
ich auch bei diesem Punkt um Zustimmung hier im 
Haus. Ich danke Ihnen.  
 

(Beifall DIE LINKE)  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat sich 
Abgeordneter Dr. Augsten noch einmal zu Wort ge-
meldet.  
 
Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Vielen Dank. Weil ich davon ausgehe, dass Herr 
Staatssekretär noch einmal Stellung nimmt, möch-
te ich noch zwei, drei Fragen in den Raum stellen, 
die mir noch nicht ganz klar sind, vor allem nach-
dem ich jetzt Herrn Primas und Frau Mühlbauer 
zugehört habe.  
 
Herr Primas, wenn ich es richtig verstanden habe 
bei der Frage, ob denn Stundenlohn oder Leistungs-
lohn das Bessere wäre, habe ich vernommen vori-
gen Freitag, dass sich die Beteiligten in Mehrheit sehr 
deutlich für den Stundenlohn ausgesprochen haben. 
Das hat vor allen Dingen damit zu tun, dass gerade 
ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vor die-
sem Leistungslohn große Bedenken haben. Das kann 
man, glaube ich, auch nachvollziehen. Das insofern, 
weil Sie so in Aussicht gestellt haben, dass es da 
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möglicherweise eine andere Einschätzung geben 
könnte.  
 
Das Zweite, mit diesen Harvestern, mit diesen Ma-
schinen, wofür dann die Menschen auch eine gute 
Ausbildung brauchen, die diese bedienen. Da hatte 
ich das Gefühl, als ob Sie den Eindruck vermitteln 
wollten, als will die keiner bedienen, weil es da so we-
nig Geld gibt. Nun haben wir das Problem mit den 
befristeten Arbeitsverträgen gehört, das ist sicher ein 
Problem für jemanden, der einen Job sucht und weiß, 
aha, ich werde dort immer nur befristet eingestellt, 
wenn ich woanders eine Chance bekomme, einen un-
befristeten Arbeitsvertrag zu bekommen, da bin ich 
dann sicher weg. Aus meiner Sicht war es eher ein 
Problem - da erinnere ich mich an eine Ausschuss-
Sitzung -, dass wir gar nicht die Leute haben, die die-
se bedienen konnten, also dass es an der Ausbil-
dung gemangelt hat. Da kann man sich fragen, wie 
so etwas kommt, wenn wir die Schulen ja selbst ha-
ben. Aus meiner Sicht war das Problem nicht, dass 
es Leute gab, die es hätten machen können, die sich 
gewehrt haben wegen irgendwelchen Bedingungen, 
sondern es gab einfach die ausgebildeten Arbeits-
kräfte dort nicht. Wenn es falsch ist, kann ja Herr 
Richwien das dann noch gerade rücken.  
 
Frau Mühlbauer - gerade wieder hereingekommen -, 
noch einmal der Hinweis, Sie waren vorige Woche 
nicht dabei, das ist richtig: Die Gewerkschaften ha-
ben dort gesprochen und haben noch einmal darauf 
hingewiesen, dass es von ihnen ein eigenes Per-
sonalentwicklungskonzept gibt. Das stellen die Ihnen 
sicher auch gern zur Verfügung. Ich hoffe, das fließt in 
die Arbeit der Arbeitsgruppe mit ein. Ich habe mich 
ein bisschen gewundert, dass Sie sagen: Okay, es 
gibt Probleme, wir brauchen Strukturänderungen. Ha-
ben Sie wirklich die Hoffnung, dass die Probleme, 
die wir ja nun zur Genüge gehört haben von den Be-
teiligten, dass mit einer Strukturänderung das Haupt-
problem, was es da offensichtlich gibt, nämlich zu 
wenig Arbeitskräfte im Wald, damit gelöst wird. Da 
reicht die Befürchtung für Herrn Kummer, dass das 
anders ist. Machen wir uns doch nichts vor. Ich habe 
das außerparlamentarisch in der letzten Legislatur 
verfolgt, wie Herr Sklenar da möglicherweise auch 
Kämpfe mit Frau Diezel - damals noch Finanzmi-
nisterin - auszustehen hatte. Es gab da aus meiner 
Sicht im Landwirtschaftsministerium immer eine an-
dere Position: Wir brauchen mehr Leute, da gibt es 
nicht genug, wir müssen das Holz rausholen - da-
mals gab es ja Kyrillschäden usw. Das Finanzminis-
terium hat gesagt: Nein, es gibt eine Vereinbarung 
der Landesregierung, Personal abzubauen, und das 
ist für uns die Messlatte. Ich habe den Eindruck - 
da berufe ich mich auf Herrn Reinholz auch in Aus-
schuss-Sitzungen -, dass das auch der Konflikt heute 
ist, dass es im Prinzip eine Vereinbarung gibt in der 
Landesregierung, die man sehr ernst nimmt, die si-

cher auch ernst zu nehmen ist, aber dass es dann 
aus meiner Sicht einen Bereich gibt, wo ich noch ein-
mal darauf hinweise, dass Personalabbau an die-
ser Stelle nicht stattfinden darf, im Gegenteil, dass 
wir dort mehr Leute brauchen. Herr Richwien, Sie ha-
ben vorhin so ungläubig geschüttelt, vielleicht habe 
ich mich ja verrechnet oder Sie sehen das anders, 
dann hätte ich wirklich noch mal gern die Auskunft, 
ob es denn tatsächlich nicht so ist, dass, wenn wir 
statt 10 Leute 30 einstellen würden, diese 20 Leute 
dann mehr Geld bringen würden, als sie kosten, noch 
mal mit dem wichtigen Hinweis: 85.000 ha Wald, die 
überhaupt nicht bewirtschaftet werden. Das sind ja 
auch Leute, die dann in die Privatwälder hineinge-
hen, mit den Besitzern reden und sagen: Leute, wir 
haben hier eine Chance, Geld zu verdienen, ihr habt 
eine Chance, Geld zu verdienen. Das wären so mei-
ne Fragen an der Stelle. Danke schön. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Die Wortmeldung des Staatssekretärs liegt schon 
vor. Er hatte nur angekündigt, erst die Debatte zu ver-
folgen, und in der Debatte hat sich jetzt Abgeordneter 
Primas, CDU-Fraktion, noch einmal zu Wort gemel-
det. 
 
Abgeordneter Primas, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Herr Dr. Augsten, wir haben nicht zu wenig 
Arbeitskräfte im Wald, das ist nicht das Problem; das 
ist ernsthaft nicht das Problem. Woüber eigentlich 
diskutiert wird, worin das Problem besteht, die Wald-
arbeiter sind überhaupt nicht im Stellenplan erfasst. 
Das ist eine fiskalische Größe. Das Problem sind 
die Stellen, die wir brauchen, um Revierleiter zu be-
setzen. Das hat nichts damit zu tun, ob ich nun 600 
Waldarbeiter habe oder 500 Waldarbeiter habe. Wo-
rüber wir diskutiert haben, ist, dass wir sagen, wir 
müssen profitabel mit einem Maschinenbetrieb ar-
beiten. Wenn der Stundenlohn hat, sie arbeiten nicht 
effektiv und sie arbeiten nicht profitabel - das kön-
nen wir uns erzählen. Es gibt aber ganz klare Zah-
len, die das belegen. Wir brauchen genau dort die 
Änderungen, dass die jungen Leute, die zweifels-
frei da sind, auch die Chance haben, auf diesem Ge-
rät, an dem sie ausgebildet sind, zu arbeiten und 
auch Geld zu verdienen. Sie gehen jetzt zu den Pri-
vatunternehmen, weil sie dort Geld verdienen. Und 
wir können sie bei uns nicht binden, weil sie bei uns 
kein Geld verdienen. Das ist der Grund, warum wir 
sie nicht besetzen konnten. Bei den 800 sind auch 
Qualifizierte dabei. Das ist nicht das Problem gewe-
sen das letzte Mal. Es war bei der Ausschreibung 
keiner bereit. Wir mussten sie von außen holen. Von 
über 800 Waldarbeitern hat sich nicht ein Einziger 
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gemeldet, diese Jobs machen zu wollen. Deshalb 
mussten von außen welche eingestellt werden. Das 
ist das Problem, worüber wir reden müssen. Wie kön-
nen wir das ein Stückchen profitabel machen? Die 
Waldarbeiter, die wir haben, wo wir auch die Dis-
kussion hatten, selbstverständlich, wenn die über 
50 sind, geht das nicht mehr, da kann man mit der 
Maschinensäge nicht mehr arbeiten, für die müssen 
wir andere Arbeiten finden. Die müssen im Natur-
schutz eingesetzt werden. Die kann ich beim Was-
serbau einsetzen. Da muss die Gewerkschaft mit-
machen und da müssen wir mit der Gewerkschaft re-
den. Das ist ganz wichtig, dass wir die dort einsetzen, 
wo sie entsprechend ihrer Leistungskraft, die sie 
noch haben, auch bis zur Rente vernünftig arbeiten 
können. Das ist das Problem. Das meinten wir, wo 
wir Veränderungen brauchen.  
 
Das andere, diese Frage, muss geklärt werden, wie 
kommen wir mit den Stellen klar, dass wir in diesem 
Jahr nicht 30, sondern 10 fehlende Revierleiter wie-
der besetzen können, dass sie in der Fläche wirken 
können. Natürlich ist es so, dass im Forstamt einmal 
ein Sachbearbeiter oder eine Reinigungskraft fehlt. 
Selbstverständlich. Wenn wir die mitzählen, kommen 
wir auf 30. Aber das ist für mich nicht entscheidend. 
Entscheidend ist für mich, und das haben wir deut-
lich gesehen, die Arbeit wird vor Ort geleistet und 
vor Ort sind die Revierleiter. Das ist die wichtigste Po-
sition, die wir haben. Ob da nun F 2 da ist oder nicht 
da ist, sage ich jetzt so einfach einmal, ist für mich 
nicht die entscheidende Frage. Darüber kann man 
reden. Das ist nicht so.  
 
Wir müssen auch deutlich machen, was ist denn 
damals passiert, als wir von über 40 auf 28 gegan-
gen sind. Nicht ein Einziger - ich habe das ja am 
Freitag extra den Gewerkschafter gefragt -, ist jemals 
bei allen Strukturen einmal entlassen worden. Er sag-
te Nein. Wir haben das immer super hinbekommen. 
Genau das ist passiert bei der Umstellung dieser 
Struktur auf 28 Forstämter auf viele Stellen. Ich will 
das nicht weiter ausführen. Sie verstehen sicherlich, 
was ich meine. Das nur noch einmal zur Ergänzung. 
Danke schön.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die Landesregierung hat Staatssekrektär Rich-
wien das Wort.  
 
Richwien, Staatssekretär: 
 
Danke schön, Frau Präsidentin. Zum Anfang möchte 
ich mich noch einmal ganz herzlich für die Diskus-
sionskultur bedanken. Das war in der Vergangenheit 
nicht immer so. Ich würde aber auch darum bitten, die 
vier Wochen noch abzuwarten, bis wir im Ausschuss 
dann die entsprechenden Vorschläge unterbreiten 

und diskutieren können. Ich bitte um Verständnis, 
dass ich jetzt nicht auf jeden einzelnen Punkt ein-
gehe, sondern ich habe mir einmal zwei, drei High-
lights herausgeschrieben, um die hier noch einmal 
richtigzustellen.  
 
Wenn natürlich, meine Damen und Herren, in der 
Öffentlichkeit ein Thema besetzt wird und jeder re-
det vom Personalabbau, dann muss man Verständ-
nis entwickeln, dass Bereiche des Forstes automa-
tisch dann für ihre Interessen kämpfen. Das ist erst 
einmal ganz normal und dem sollte man nichts Bö-
ses abgewinnen. Aber ich bitte darum, dass man die 
Diskussion ehrlich, korrekt und fachlich führt und es 
hat heute jemand hier im Raum einmal gesagt, man 
muss auch Visionen haben und man muss auch über 
Visionen reden können und man muss auch über 
Veränderungen reden können. Herr Dr. Augsten, Sie 
haben von Haushaltskonsolidierung gesprochen. Ich 
habe bis jetzt noch nicht erkannt, weil wir haben da, 
glaube ich, auch im Ausschuss nicht darüber gespro-
chen, dass wir extrem an Entlassungen oder irgend 
so etwas denken und ich habe Sie auch nicht so ver-
standen und will Sie auch nicht so verstehen, denn 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die wir im Haus 
haben und im Forstbereich sind, brauchen wir. Viel-
leicht nicht mehr durch die Altersstruktur und durch 
den gesundheitlichen Zustand an der Stelle, aber in 
einem anderen Bereich. Das hat ja auch Herr Abge-
ordneter Primas gesagt. Deswegen lassen Sie uns 
das bitte noch einmal dann im Ausschuss aufrufen 
und auch darüber diskutieren, welche Vorschläge wir 
letzten Endes machen.  
 
Das Thema Altersteilzeit habe ich am Anfang kurz 
auch genannt. Es ist nun einmal so, wie es ist. Das 
haben Sie und ich zur Kenntnis zu nehmen und ich 
habe als Verwaltungschef dann auch entsprechend 
damit leben müssen. Denn ich kann in der Freistel-
lungsphase dann diejenigen Stellen nicht mehr be-
setzen. Das ist nun mal so und es trifft nicht nur un-
ser Haus, sondern viele andere Häuser auch. Eines 
möchte ich noch einmal in den Fokus rücken: Das 
Einheitsforstamt ist nicht aus unserem Haus zur Dis-
position gestellt worden, ich habe nicht einen Ein-
zigen dazu gehört. Weder der Minister noch der 
Staatssekretär, noch ein Abteilungsleiter oder irgend-
ein anderer hat in der Öffentlichkeit geäußert, dass 
das Einheitsforstamt zur Disposition steht. Deswe-
gen lassen Sie das auch so im Fokus stehen und 
nicht weiter thematisieren, denn es steht nicht zur 
Disposition.  
 

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Das muss 
man mal gehört haben. Das ist wichtig.) 

 
Wir verschenken Geld, hat Herr Dr. Augsten gesagt. 
Auch da ist die gelebte Wirklichkeit: Wir haben über 
800 Waldarbeiter und wir haben uns der Mühe un-
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terzogen, 460 Waldarbeiter anzuschreiben, um zu 
fragen, ob sie denn eventuell für den Maschinen-
betrieb Interesse haben und sich auch befähigt füh-
len. Zehn haben geantwortet und fünf waren even-
tuell in der Lage. Jetzt bin ich aber über das Ergebnis 
nicht überrascht, denn wir haben nun mal bei den 
Waldarbeitern eine Altersstruktur von 49 Jahren. In 
der Ausbildung war bei den wenigsten die Maschi-
nenführung mit dabei, so dass von der Altersstruk-
tur her ganz automatisch dieses Ergebnis heraus-
kommt. Bei den jüngeren Leuten, die wir aus der Aus-
bildung bekommen, ist es kein Thema, dass man 
auch die Befähigung hat. Deswegen bin ich an der 
Stelle dankbar, dass uns die Finanzministerin für 
dieses Jahr die zehn Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter wieder zur Verfügung gestellt hat, damit wir 
den Maschinenbetrieb und den Einschlag aufrecht-
erhalten können und dem gerecht werden. Was wir 
bei der letzten Exkursion gehört haben, nämlich das 
Holz für die Verarbeitung zur Verfügung zu stellen, 
weil daran auch einige Arbeitsplätze hängen, die wir 
letzten Endes durch unseren Holzeinschlag absichern 
wollen.  
 
Zur Beförsterung könnte ich noch sehr viel sagen, 
das ist eine wichtige Aufgabe. 40 Prozent unseres 
Waldes ist Staatsforst, 40 Prozent ist privater Wald. 
Es ist im Ausschuss mehrfach gesagt worden, dass 
wir großes Interesse haben, mit unseren Beförste-
rungsverträgen mehr Einstieg in diesen privaten Sek-
tor zu bekommen, um dann auch den Markt besser 
bedienen zu können. Ich sag das mal so, denn das, 
was wir im Jahr mit 1,2 Mio. Festmetern aus dem 
Staatsforst einschlagen, reicht bei Weitem nicht aus, 
um den Bedarf zu decken. Deswegen, glaube ich, 
sind wir uns einig, wenn wir uns gegenseitig nicht 
vorwerfen, sondern zur Kenntnis nehmen, dass wir 
da eine Baustelle haben, die wir demnächst weiter 
beleuchten müssen, wo wir uns verbessern müs-
sen. Das ist gar keine Frage. Waldumbau, Herr 
Dr. Augsten, klappt auch da.  
 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Aha!) 

 
Ja, Frau Rothe-Beinlich, man sieht es mir nicht an, 
aber es ist nun mal so.  
 
Wir haben das damals festgeschrieben, wir stehen 
dazu. Das ist ein schwieriges Metier, aber den Wald-
umbau - das will ich in die Diskussion einwerfen - 
sehe ich nicht nur bei uns im Staatsforst, sondern 
den sehe ich natürlich auch im privaten Bereich. Da 
muss sich jeder der Eigenverantwortung stellen und 
da muss man mal darüber reden, wie man bei den 
anderen 40 Prozent diesen Waldumbau letzten En-
des hinbekommt.  
 
 

Frau Abgeordnete Mühlbauer hat eine Aussage ge-
macht, wenn Sie das nachlesen, Sie haben es wahr-
scheinlich nicht so gemeint, aber ich will es richtig-
stellen. Sie haben gesagt: „Forst bringt zurzeit sei-
ne Leistung nicht.“ Ich glaube, Sie haben es anders 
gemeint. Der Forst hat seine Leistung in der Vergan-
genheit gebracht, das können wir an dem Beispiel 
Kyrill eindeutig festmachen. Das war ein Naturereig-
nis, und die Forstmitarbeiterinnen und -mitarbeiter 
haben sich dort vehement in die Seile gelegt und 
das dann auch bewältigt. Im Nachhinein kann man 
sagen, dass wir dieses Naturereignis gut bewältigt 
haben. Deswegen kann man an der Stelle nur noch 
einmal ein herzliches Dankeschön für jede Mitarbei-
terin und jeden Mitarbeiter sagen, die sich hier in 
der Vergangenheit eingebracht haben und auch in 
der Zukunft einbringen werden.  
 
Eines, was mir bei der Debatte aufgefallen ist, soll-
te man richtigstellen. Mir geht die Debatte ein biss-
chen zu sehr in Richtung der Waldarbeiter. Forst, 
meine Damen und Herren, besteht aber nicht nur aus 
Waldarbeitern, sondern da sind andere Instrumen-
te noch notwendig. Deswegen würde ich uns bitten, 
den Forst in Gemeinsamkeit zu sehen inklusive der 
Waldarbeiter und, ich glaube, dann sind wir gut auf-
gestellt und dann haben wir auch die richtige Ziel-
setzung. 
 

(Zwischenruf Abg. Dr. Augsten, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Wir  
kommen darauf zurück.) 

 
Herr Abgeordneter Kummer, eine Bemerkung zu Ih-
rem Vortrag. Sie hatten gesagt, aus jeder Beschäf-
tigungsgruppe gehört jemand in die Arbeitsgemein-
schaft hinein. Wir hätten die Runde unendlich groß 
machen können, wir haben aber versucht, diejenigen, 
die wir für wichtig erachten, dort mit hineinzunehmen. 
Das heißt, nicht nur Vertreter vom Hauptpersonalrat 
sind dabei, denn im Hauptpersonalrat ist ja auch ein 
Waldarbeiter dabei, der im Hauptpersonalrat sitzt. 
Demzufolge sind die Waldarbeiter automatisch dort 
vertreten. Wir haben Revierleiter, wir haben Forst-
amtsleiter dort mit etabliert, ich glaube, die ganze 
Bandbreite einigermaßen abdecken zu können und 
sind dahin gehend ganz gut aufgestellt. 
 
Herr Dr. Augsten, bei dem zweiten Redebeitrag - die 
Leistung ist schlechter. Ich kann nur sagen, natürlich 
ist es so, dass die Leistung, nachdem auf Stunden-
lohn umgeschwenkt wurde, eingebrochen ist. Aber da 
habe ich zwei Herzen in meiner Brust. Auf der ei-
nen Seite sehe ich natürlich die Arbeitssicherheit, und 
wir haben ja gerade über den hohen Altersdurch-
schnitt gesprochen. Da bin ich ganz froh, dass wir 
so wenig wie möglich Arbeitsunfälle im Wald haben, 
und es passiert immer etwas, leider Gottes. Auf der 
anderen Seite muss ich natürlich meine Verträge 



1246 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 16. Sitzung, 26.03.2010 
 
 
erfüllen und ich muss einen Einschlag vornehmen, 
denn das, was zuwächst, möchten wir ja auch dann 
an den Markt bringen und wir müssen ja auch et-
was erwirtschaften. Von daher müssen wir diese bei-
den Seiten sehen. Ich glaube, das sehen Sie auch in 
der Sache nicht anders. 
 
Junge Leute kommen natürlich mit einer sehr guten 
Ausbildung und können demzufolge hervorragend 
auf dem Harvester eingesetzt werden. Wichtig ist, 
dass wir mit denjenigen, die jahrelang ihre Kno-
chen im Wald hingehalten haben, eine vernünftige 
Lösung finden. Deswegen bitte ich Sie noch mal, las-
sen Sie uns diese Vorschläge unterbreiten, lassen Sie 
uns im Ausschuss darüber diskutieren und lassen Sie 
uns dann nach der besten Lösung suchen. Ich glau-
be, für die Beschäftigten im Forstbereich wäre das 
die beste Lösung. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich sehe jetzt keine weiteren Redeanmeldungen 
mehr, so schließe ich jetzt die Beratung zum Sofort-
bericht und die Aussprache zu den Nummern 3 bis 
5 des Antrags. Kann ich davon ausgehen, dass das 
Berichtsersuchen erfüllt ist? Dagegen erhebt sich 
kein Widerspruch, so dass wir jetzt zur Abstimmung 
zu den Nummern 3 bis 5 des Antrags in Drucksa-
che 5/634 kommen.  
 
Ausschussüberweisung ist nicht beantragt worden. 
Ich lasse demzufolge gleich über diese Nummern 3 
bis 5 aus dem Antrag abstimmen. Wer diesen zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Danke 
schön. Ich frage nach den Gegenstimmen. Es ist eine 
Mehrheit von Gegenstimmen. Ich frage nach den 
Stimmenthaltungen. Stimmenthaltungen gibt es kei-
ne. Diese Nummern 3 bis 5 aus dem Antrag der 
Fraktion DIE LINKE in Drucksache 5/634 sind abge-
lehnt. Ich schließe den Tagesordnungspunkt 12. 
 
Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13 auf 
 

Diskriminierung wegen sexueller  
Orientierung schnellstmöglich in  
Thüringen beenden 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 5/635 - 

 
Wir haben die Redemeldung von der Fraktion DIE 
LINKE, da steht oben als Erster Herr Hauboldt. Heißt 
das zur Begründung?  
 

(Zwischenruf Abg. Hauboldt, DIE LINKE: 
Nein, keine Begründung.) 

 
 

Gut. Dann wünscht die Fraktion DIE LINKE nicht das 
Wort zur Begründung, aber die Landesregierung hat 
angekündigt, den Sofortbericht zu Nummer I des An-
trags zu geben. Für die Landesregierung bitte Herr 
Innenminister Prof. Huber. 
 
Prof. Dr. Huber, Innenminister: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, Arti-
kel 2 Abs. 3 der Verfassung des Freistaats Thürin-
gen enthält unter anderem den Grundsatz, dass nie-
mand wegen seiner sexuellen Orientierung bevorzugt 
oder benachteiligt werden darf. Dieses ausdrückliche 
Verbot der Diskriminierung aufgrund der sexuellen 
Identität ist ein deutliches Bekenntnis, dass allein der 
Gesichtspunkt der sexuellen Ausrichtung eine unglei-
che Behandlung in unserer Gesellschaft nicht recht-
fertigen kann. Folgerichtig hat die Landesregierung 
in der Sitzung des Bundesrats am 27. November 
2009 einen Gesetzesantrag der Länder Berlin, Bre-
men und Hamburg unterstützt, der eine Verankerung 
eines ausdrücklichen Diskriminierungsverbots im Hin-
blick auf die sexuelle Identität auch im Grundgesetz 
vorsah. Dies erfolgte nicht zuletzt auch deshalb, weil 
eine entsprechende Regelung auf der bundesver-
fassungsrechtlichen Ebene mittels der Ausstrahlungs-
wirkung über die Generalklauseln in das Zivilrecht 
zahlreiche Rechtsbereiche betreffen würde. Der Ge-
setzentwurf hat jedoch nicht die erforderliche Mehr-
heit für die Einbringung beim Deutschen Bundes-
tag gefunden. Mit Blick auf das Landesrecht trägt 
die Landesregierung den Vorgaben des Artikels 2 
Abs. 3 Thüringer Verfassung Rechnung. Im Koali-
tionsvertrag heißt es dazu: „Die Rechte gleichge-
schlechtlicher Paare werden gestärkt. Es besteht Ei-
nigkeit, dass Lebenspartnerschaften zukünftig vor 
dem Standesamt geschlossen werden können. Ver-
sorgungsansprüche von Beamten werden entspre-
chend der noch ausstehenden bundesgesetzlichen 
Regelung ausgearbeitet.“ Es ist selbstverständlich, 
dass über diese im Koalitionsvertrag konkret genann-
ten Vorhaben hinaus bei jeder anstehenden Geset-
zesnovelle zu klären ist, ob die betreffende Norm ein 
Anpassungserfordernis aufweist und gegebenenfalls 
erforderliche Gleichstellungsmaßnahmen zu veran-
lassen sind.  
 
Im Einzelnen: 1. Die Aufhebung des zurzeit noch 
gültigen Thüringer Ausführungsgesetzes zum Le-
benspartnerschaftsgesetz wird die Zuständigkeit zur 
Begründung von Lebenspartnerschaften, die bei den 
Landkreisen und kreisfreien Städten liegt, modifizie-
ren. Lebenspartnerschaften werden dann vor den 
Standesämtern geschlossen. Der Gesetzentwurf be-
findet sich derzeit in der Ressortabstimmung.  
 
2. Handlungsbedarf ist auch im Dienstrecht erkenn-
bar. Im statusrechtlichen Bereich ist bundesweit ein 
erster Umsetzungsschritt mit dem Inkrafttreten des 
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Beamtenstatusgesetzes am 1. April 2009 erfolgt. 
Nach § 9 des Beamtenstatusgesetzes sind Ernen-
nungen nach Eignung, Befähigung und fachlicher 
Leistung ohne Rücksicht auf Geschlecht, Abstam-
mung, Rasse oder ethnische Herkunft, Behinderung, 
Religion oder Weltanschauung, politische Anschau-
ung, Herkunft, Beziehungen oder sexuelle Identität 
vorzunehmen. Darüber hinaus werden die erforder-
lichen Anpassungen im Statusrecht des Freistaats 
Thüringen im Zusammenhang mit den Beratungen 
des Gesetzes zur Änderung des Dienstrechts - wie 
am 20. März bereits angekündigt - im Rahmen der 
2011 anstehenden Überarbeitung des Thüringer Be-
amtengesetzes berücksichtigt. Eine entsprechende 
Vorgehensweise gilt auch für das Versorgungsrecht. 
Im Hinblick auf die Formulierung des Koalitionsver-
trages wird derzeit im Rahmen der Erarbeitung des 
Thüringer Beamtenversorgungsgesetzes eine Gleich-
stellung in der Hinterbliebenenversorgung geprüft. 
Eine kurzfristig durchgeführte Umfrage hat gezeigt, 
dass in der Mehrzahl der Länder im Beamtenrecht 
und hier insbesondere in Fragen der Besoldung, der 
Versorgung und des Beihilfenrechts bereits eine 
Gleichstellung erfolgt bzw. beabsichtigt ist. Allerdings 
stellt sich das Bild sehr differenziert dar. Während 
Berlin, Hamburg, Bremen, Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern und Rheinland-Pfalz die Gleich-
stellung sowohl im Bereich der Besoldung, der Ver-
sorgung und der Beihilfe bereits vorgenommen ha-
ben, trifft dies für Niedersachsen, Nordrhein-West-
falen, das Saarland und Schleswig-Holstein nur im 
Hinblick auf die Beihilfe zu. Die Belange der gleich-
geschlechtlichen Paare haben in den letzten Jah-
ren eine immer stärkere Berücksichtigung in Poli-
tik, Gesellschaft und Rechtsordnung erfahren. Dass 
die Landesregierung zu dieser Entwicklung beiträgt, 
ergibt sich aus den von mir genannten Festlegun-
gen des Koalitionsvertrags und deren Umsetzung. 
Vielen Dank.  
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich frage jetzt auch wie vorhin: Kann ich davon aus-
gehen, dass durch die Anmeldung der Redebeiträ-
ge gewünscht wird, dass die Aussprache zum So-
fortbericht gewünscht wird? Das wird mir so bestä-
tigt, so dass wir demzufolge die Aussprache zum So-
fortbericht gleichzeitig mit der Aussprache zu Num-
mer II des Antrags durchführen. Ich rufe als Ersten 
für die Fraktion DIE LINKE Abgeordneten Hauboldt 
auf.  
 
Abgeordneter Hauboldt, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ich möchte die Gelegenheit nutzen, heute 
noch einmal einen justizpolitischen Exkurs zu dem 

Thema zu machen. Sie müssen das schon über sich 
ergehen lassen, weil es nicht das erste Mal ist, dass 
wir dieses Thema heute aufgreifen. Die dienstälte-
ren Kolleginnen und Kollegen können sich mit Sicher-
heit noch daran erinnern, dass es durchaus Schwer-
punktthemen waren in der 4. Legislaturperiode. Da 
will ich gern noch mal in Erinnerung rufen, dass der 
damalige Innenminister Scherer, als es um die Fra-
ge des Beamtenrechts ging, zumindest ähnlich wie 
Sie das heute hier angekündigt haben, Herr Innen-
minister, auch das Versprechen vor diesem Hause 
abgegeben hat, bei Gesetzesnovellen Anpassungen 
vorzunehmen. Leider, muss ich gestehen, ist das 
bis heute nicht geschehen. Der Thüringer Landtag, 
die Regierungsmehrheit hatte - damals allein die 
CDU, jetzt mit SPD und CDU - viermal die Möglich-
keit oder Chance, für Veränderungen im Lande zu 
sorgen. Beamtenrecht, das haben Sie angesprochen, 
Besoldungsrecht, darauf will ich aufmerksam ma-
chen, Dienstrecht und natürlich auch das Artikelge-
setz, was meine Fraktion DIE LINKE damals hier 
eingebracht hatte, fanden keine Mehrheit. Heute ha-
ben Sie hier vorgetragen - und mit Verweis auf den 
Koalitionsvertrag sind das neue Töne, ich nehme die 
wohlwollend zur Kenntnis und ich nehme Sie auch 
beim Wort -, dass schnellstmöglich - ich denke, bei 
bestimmten Dingen ist ganz einfach auch Eile gebo-
ten, weil Thüringen aus juristischer Sicht wirklich ei-
nes der letzten Bundesländer ist, wo diese Mängel 
gravierend in Gesetzesform noch wirken - für Verän-
derung gesorgt wird. Ich betone noch einmal, Hand-
lungsbedarf ist angezeigt. Ich nehme Sie diesbe-
züglich gern beim Wort.  
 
Aber noch einmal zurück zum Ursprung, meine Da-
men und Herren. Die Menschen, die ja nicht zugeben 
wollen, dass sie mit dem Thema Gleichstellung von 
Lebenspartnerschaften politische Probleme haben, 
versuchen sich oft hinter juristischen Argumenten 
zu verschanzen. Das war in den damaligen Debat-
ten immer zu vernehmen, auch mit Verweis auf ent-
sprechende Gerichtsurteile. Da gab es im Jahr im 
2008 eine sogenannte Kammerentscheidung des 
Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts, eine 
Verfassungsbeschwerde nicht zur Entscheidung an-
zunehmen, die sich mit der Versagung des Verhei-
ratetenzuschlags im Beamtenrecht für eingetrage-
ne Lebenspartner beschäftigte. Kritiker der Gleich-
stellung, die das traditionelle Klischee von Ehe und 
Familie in Gefahr sahen - aus meiner Sicht -, wit-
terten zumindest in der Frage Hoffnung. Doch man 
muss sagen, zum Glück hat der Erste Senat des 
Bundesverfassungsgerichts im Sommer 2009 ent-
schieden, dass eingetragene Lebenspartnerschaften 
auch im Bereich versorgungsrechtlicher Vorschriften 
mit heterosexuellen Partnerschaften gleich zu be-
handeln sind. Das ist auch gut so. Es ging bei die-
sem Verfahren um Regelungen der VPL. Mit diesem 
Urteil ist die schon seit Jahren geltende Rechtspre-
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chung des Europäischen Gerichtshofs auch beim 
Bundesverfassungsgericht letztendlich angekommen. 
Die politischen Kritiker im juristischen Gewand ha-
ben damit keine Rückendeckung mehr, da die Ent-
scheidung des Plenums des Ersten Senats die ab-
lehnende Kammerentscheidung von drei Richtern 
des Zweiten Senats in der inhaltlichen Positionie-
rung überstimmt hat. Auch hier in Thüringen haben 
Kritiker einer umfassenden Gleichstellung von Les-
ben und Schwulen bzw. eingetragenen Lebenspart-
nerschaften versucht, aus der Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts von 2008 politischen Nut-
zen zu ziehen. Diese Thüringer Kritiker haben damit 
aber zum einen die Rechtsprechung der EU-Ebene 
ignoriert, die auch bei Fällen aus Deutschland seit 
Jahren für eine umfassende Gleichstellung eingetra-
gener Lebenspartnerschaften entscheidet. Zum an-
deren, meine Damen und Herren, ignorieren sie die 
Verfassungslage in Thüringen, das Diskriminierungs-
verbot in Artikel 2 Abs. 3 - darauf hatte ja der In-
nenminister bereits abgehoben.  
 
Die Fraktion DIE LINKE hat im Sommer einen Nor-
menkontrollantrag, das will ich gern in Erinnerung 
rufen, beim Thüringer Verfassungsgerichtshof einge-
reicht, der exemplarisch die Diskriminierung bei ver-
sorgungsrechtlichen Vorschriften, z.B. der Beihilfe 
im Krankheitsfall, rügt. Die drei Vorschriften sind nur 
ein kleiner, aber für Betroffene wesentlicher Teil der 
Vorschriften, die unter Gleichstellungsgesichtspunk-
ten unbedingt novelliert werden müssen. Ich möch-
te an dieser Stelle daran erinnern, dass die Frak-
tion DIE LINKE in Zusammenarbeit mit dem LSVD 
im letzten Jahr einen Gesetzentwurf mit 50 Punk-
ten - ein Artikelgesetz - eingereicht hatte und das 
auch mehrfach - ich habe eingangs darauf verwie-
sen - zum einen als eigenständigen Gesetzentwurf, 
zum anderen als Änderungsantrag zu einem Ge-
setzentwurf zu beamtenrechtlichen Regelungen. Die-
se Vorschläge wurden bedauerlicherweise wieder-
holt abgelehnt. Trotz des Diskriminierungsverbots des 
Artikels 2 Abs. 3 der Landesverfassung hat sich die 
damalige CDU-Ministerin jedoch nicht die Mühe ge-
macht, auf die verfassungsrechtliche Verpflichtung 
hinzuweisen. Da haben wir als Fraktion DIE LINKE 
den Punkt gesehen, einen Normenkontrollantrag ein-
zureichen. Dieser liegt nun beim Thüringer Verfas-
sungsgerichtshof. Das Justizministerium wird nun 
von einem anderen Minister aus der SPD geleitet, 
aber meine Damen und Herren, auch hier sei die Fra-
ge gestattet, wieweit die Diskussion in der Landes-
regierung diesbezüglich vorangetrieben worden ist. 
Ich vermisse auch an dieser Stelle noch eine klare 
Stellungnahme. Heute wurde eine erste Bewegung 
in dieser Richtung durch den Innenminister kundge-
tan. Mir liegt es fern, das Gerichtsverfahren von Wei-
mar hierher in den Thüringer Landtag zu verlegen, 
meine Damen und Herren. So viel darf ich hoffent-
lich sagen, ein bisschen Taktiererei oder Schlinger- 

und Verzögerungskurs in Sachen gleichgeschlecht-
licher Lebenspartnerschaft findet sowohl auf der po-
litischen wie auf der juristischen Schiene statt. Ich 
nehme Sie gern beim Wort, dass Sie schnellstmög-
lichst hier für Veränderungen sorgen wollen.  
 
Der Verweis im Gerichtsverfahren auf das laufende 
EU-Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland 
ist eine sehr durchsichtige Verzögerungstaktik. Denn 
alle Signale von EU-Ebene sprechen dafür, dass die-
ses Vertragsverletzungsverfahren wegen mangel-
hafter Umsetzung von EU-rechtlichen Vorgaben ge-
gen Deutschland ausgehen wird. Dafür sprechen 
die Urteile des Europäischen Gerichtshofs, insbe-
sondere zu Fällen aus Deutschland. Dafür sprechen 
die Äußerungen anderer EU-Gremien, wie der Kom-
mission oder des EU-Parlaments. Ich nenne nur das 
Stichwort Entschließung vom Januar dieses Jahres. 
Der Verweis auf das Vertragsverletzungsverfahren 
ist aber auch deshalb fadenscheinig, weil ganz un-
abhängig von der Situation auf europäischer Ebe-
ne die Thüringer Verfassung ausdrücklich die Gleich-
stellung von Lebenspartnerschaften und die Been-
digung jeglicher Diskriminierung aufgrund sexuel-
ler Orientierung verlangt. Es stellt sich daher wirk-
lich die Frage, meine Damen und Herren, wie lan-
ge wir noch diesen vorsätzlichen Verfassungsbruch 
fortsetzen wollen. Ich denke, hier muss schnellstens 
gehandelt werden. Daher wäre es politisch wie ju-
ristisch ganz einfach, diesen wirklich unhaltbaren Zu-
stand zu beenden. Die Vorarbeiten in Form von Ge-
setzesvorschlägen und rechtlicher Argumentation 
liegen längst auf dem Tisch. Folgen Sie unserer In-
tention. Wir haben die Hoffnung, dass sich schnellst-
möglich in diesem Lande in der Frage etwas ändert. 
Danke schön. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die CDU-Fraktion hat sich Frau Abgeordnete 
Holzapfel zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordnete Holzapfel, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, der Antrag der Fraktion DIE LINKEN „Dis-
kriminierung wegen sexueller Orientierung schnellst-
möglichst in Thüringen beenden“ wird uns noch öf-
ter in dieser Legislaturperiode beschäftigen.  
 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Kann  
schon sein.) 

 
Ja, das ist so. Ich höre, dass die Landesregierung, 
Ihre Fraktion, meine Damen und Herren von der lin-
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ken Seite des Hauses, mit dem Sofortbericht befrie-
digen konnte. Ich betrachte den Punkt 1 des Antrags 
als erledigt.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich muss 
noch einmal den Innenminister nicht zitieren, aber 
ich nehme ihn jetzt noch einmal ins Wort. Artikel 2 
Abs. 3 der Verfassung des Freistaats Thüringen ent-
hält den Grundsatz, kein Mensch darf wegen sei-
ner sexuellen Orientierung bevorzugt oder benach-
teiligt werden. Das ist für mich die Richtschnur. Das 
ist, wie ich denke, allen hier im Landtag vertretenen 
Fraktionen auch bewusst. Die Behauptung in der 
Begründung des Antrags der LINKEN, die bisheri-
gen Landesregierungen seien dem Gleichstellungs-
gebot nicht nachgekommen, stimmt so nicht und wei-
se ich auch für mich und meine die Regierung tra-
gende Fraktion zurück. Beweisen möchte ich das, 
dass das auch in der Vergangenheit so praktiziert 
wurde, sieht man an dem Beispiel des Thüringer Ver-
waltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes 
und weiterer verwaltungsrechtlicher Vorschriften, bei 
denen die Anpassung des Thüringer Verwaltungs-
verfahrensgesetzes an das Lebenspartnerschafts-
gesetz bereits vorgenommen ist; Angehörigeneigen-
schaft gemäß § 20 Abs. 5 auch für Lebenspartner 
festgehalten. Für uns bleibt es aber dabei, dass 
Gleichstellung nicht Gleichmacherei bedeutet. Le-
benspartnerschaft ist eben nicht in jeder Hinsicht 
mit der Ehe, die verfassungsrechtlich ein besonde-
res Privileg genießt, und darüber bin ich auch per-
sönlich sehr froh, gleichzusetzen. 
 

(Beifall CDU) 
 
Es bleibt aber auch dabei für uns, dass dort, wo An-
passungsbedarf besteht, auch mit Nachdruck An-
passungen vorgenommen werden. Da muss man 
sich nicht an den Kopf fassen, Frau Rothe-Beinlich, 
das ist so. 
 
Wir werden gemeinsam mit dem Koalitionspartner 
und natürlich auch mit der Landesregierung darauf 
achten, dass bei den anstehenden Novellen die not-
wendigen Regelungen vorgenommen werden. Da-
bei wird selbstverständlich auch das Beamtenrecht 
nicht vergessen. Ich fahre hier keinen juristischen 
Diskurs. Für mich, und ich denke, für viele auch aus 
meiner Fraktion, ist es wichtig, dass man - und hier 
muss ich doch noch mal 20, 25 Jahre zurückgrei-
fen - normal, ganz normal im täglichen Leben, am 
Arbeitsplatz, in der Freizeit, mit Lesben und Schwu-
len umgehen kann. Wir werden uns strikt an Wort 
und Buchstabe des Koalitionsvertrags halten. Ob Sie 
es noch hören können oder nicht, das ist hier egal, 
ich zitiere: „Die Rechte gleichgeschlechtlicher Paa-
re werden gestärkt. Es besteht Einigkeit, dass Le-
benspartnerschaften zukünftig vor dem Standes-
amt geschlossen werden können. Versorgungsan-

sprüche von Beamten werden entsprechend der noch 
ausstehenden bundesgesetzlichen Regelungen aus-
gearbeitet.“ Dazu hat der Innenminister bereits be-
richtet. Komisch ist für mich, das sage ich jetzt per-
sönlich, dass hier immer nur von Beamtenrecht die 
Rede ist. Darüber kann man noch diskutieren.  
 
Der von Ihnen im Punkt 2 geforderte Gesetzescheck 
wird von uns abgelehnt, da die Landesregierung kon-
tinuierlich an der Umsetzung des Koalitionsvertrags 
arbeitet. Wir sind auf gutem Weg. Danke. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die SPD-Fraktion hat sich Frau Abgeordnete 
Pelke zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordnete Pelke, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen von der Linksfraktion, wir 
wissen, dass Sie sich dem Thema „Keine Diskrimi-
nierung wegen sexueller Orientierung“ kontinuier-
lich zuwenden. Das ist auch gut so. Wir haben hier 
in diesem Landtag schon des Öfteren darüber ge-
sprochen. Insofern ist es sehr gut, dass Sie mit Ih-
rem Berichtsantrag noch mal deutlich darauf hin-
gewiesen haben, dass hier ein Handlungsbedarf zu 
erfüllen ist.  
 
Ich denke aber auch, dass wir über den Sofortbe-
richt des Innenministers sehr deutlich aufgezeigt be-
kommen haben, dass zum einen die Regierung nicht 
untätig gewesen ist und dass Sie unter anderem - 
das Zitat des Koalitionsvertrags macht es deutlich - 
aber auch deutlich gemacht haben, dass wir - und 
das hat die Kollegin der CDU-Fraktion eben gesagt -, 
in der Verfassung des Freistaats Thüringen ausdrück-
lich ein Diskriminierungsverbot verankert haben, 
selbstverständlich unter dieser Hauptüberschrift alle 
anderen Gesetze anpassen wollen und auch anpas-
sen müssen. Das ist eigentlich eine ganz logische 
Folge.  
 
Das heißt, ich nehme die Aussage des Ministers für 
die Landesregierung als einen Arbeitsauftrag, den 
man sich selbst gegeben hat. Ich hoffe auch, dass wir 
regelmäßig unterrichtet werden über das, was not-
wendigerweise zu erfolgen hat. 
 
Ansonsten kann ich Sie auch nur bitten, Herr Innen-
minister, Sie haben über die Initiativen auf Bundes-
ebene geredet, die nicht zum Erfolg geführt haben, 
weil es keine Mehrheit gegeben hat. Ich darf die 
Landesregierung hier noch mal ganz deutlich im Na-
men auch meiner Fraktion bitten und auffordern, was 
die Initiativen auf Bundesebene angeht, nicht nach-
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zulassen, sondern auch zu sehen, dass über Län-
derabsprachen und auch über neue Mehrheiten auf-
tragsgemäß auch auf Bundesebene Veränderungen 
folgen werden. 
 
Letztendlich der Absatz 2 des Antrags, den wir ei-
gentlich auch gern mit unterstützt hätten, was den 
Gesetzescheck angeht, das war unsere Position. Wir 
haben uns einmal in der Koalition darüber nicht ge-
einigt, aber nach dem Sofortbericht des Innenminis-
ters sehe ich es auch so, dass im Prinzip kein Ge-
setzescheck notwendig ist. Es sind alle Gesetze auf-
gelistet worden vonseiten der Landesregierung, die 
einer Veränderung bedürfen. Wir werden im Laufe 
der Zeit überprüfen - und ich hoffe auch informiert 
werden darüber -, dass sich im Interesse dessen, was 
Sie wollen, nämlich keine Diskriminierung wegen se-
xueller Orientierung, sich noch weiter alles vorwärts 
entwickelt. Herzlichen Dank. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die FDP-Fraktion hat sich Abgeordneter Kem-
merich zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordneter Kemmerich, FDP:  
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren! Herr Hauboldt, mit dem Antrag und mit vielen 
Anträgen erweckt DIE LINKE immer wieder den Ein-
druck, dass die ganze Welt aus den Fugen geraten 
ist oder dass vieles im Argen ist. Genau das konnte 
ich dem Sofortbericht des Innenministers eigentlich 
nicht entnehmen. Insofern schließe ich mich der Kol-
legin Pelke an, dass grundsätzlich sicherlich immer 
noch Handlungsbedarf ist, aber dass es so schlimm, 
wie Sie den Eindruck erwecken wollen, gar nicht aus-
sieht. 
 
Aber zur Position der FDP: Ich denke, wir mit einem 
Bundesvorsitzenden Guido Westerwelle liefern ein 
gutes Beispiel für Toleranz und fehlende Diskrimi-
nierung. 
 

(Beifall CDU, FDP) 
 

(Zwischenruf Abg. Dr. Augsten, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Zufall.) 

 
Die Position ist, dass wir uns dafür einsetzen, dass 
niemand wegen seiner sexuellen Orientierung be-
nachteiligt wird. Es gibt in Brüssel zum Beispiel ei-
ne Arbeitsgruppe für die rechtliche Gleichstellung von 
Lesben, Schwulen, Bisexuellen und Transsexuellen. 
Auch die Bundesregierung hat in ihren Umsetzun-
gen zeitnah vor, das Einkommensteuerrecht entspre-
chend zu reformieren. Und auch hier in den Landes-

verfassungen und nur in den Landesverfassungen 
Berlin, Brandenburg und Bremen, aber auch Thü-
ringen ist es zurzeit in der Verfassung eben veran-
kert, wobei wir ausdrücklich nicht dafür sind, alles, 
was wichtig erscheint, im Grundgesetz zu verankern. 
Insofern können wir durchaus teilen, dass diese Initia-
tive, das im Grundgesetz aufzunehmen, keine Mehr-
heit gefunden hat, und würden das nicht unterstüt-
zen. 
 
Ich denke, die Abschaffung der Diskriminierung muss 
fortgeführt werden. Wir Liberalen wollen Toleranz, 
wir wollen Freiheit, wir wollen Vielfalt in unserer Ge-
sellschaft.  
 

(Beifall FDP) 
 
Deshalb ist Gleichstellung von Schwulen und Les-
ben kein Nebenthema, sondern eine selbstverständ-
liche und wichtige Bürgerfrage.  
 

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD:  
Und das ist gut so.) 

 
Wir unterstützen alle Maßnahmen und Projekte zur 
Förderung von Gleichstellung. Wir wollen, dass 
Schwule und Lesben ihr Leben nach ihren Vorstel-
lungen und ohne Diskriminierung leben können. Wir 
wollen, dass Menschen es vor allen Dingen leich-
ter haben, mit ihren sexuellen Orientierungen offen 
umzugehen.  
 
Meine Damen und Herren, Sie wissen, wie schwie-
rig das ist. Das ist ein Problem, das ist nicht mit sol-
chen Anträgen und juristischen Exkursen zu lösen, 
wenn die halbe Bundesliga davor zittert, dass sich 
ein Profi da outen muss, dann ist da etwas im Ar-
gen.  
 

(Beifall FDP, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Aber das kann ich mit Gesetzgebung nicht lösen, 
sondern das ist eine Frage, dass ich an dem Be-
wusstsein der Menschen etwas ändere. Und, ich den-
ke, das ist ein weiter Begriff. 
 

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Schlim-
mer ist es ja, wenn es ein Schiedsrichter 
ist.) 

 
Ich weiß nicht, ob er sich danach verpfiffen hat, aber 
gut.  
 

(Heiterkeit und Beifall CDU) 
 
Wichtig ist auch in unseren Sachen, dass wir auch 
im traditionellen Familienbild Änderungen einziehen 
lassen, dass jetzt nicht nur die traditionelle Kleinfa-
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milie, sondern jegliche Form von Lebenspartnerschaf-
ten anerkannt wird - das ist schon gesagt worden -, 
insbesondere Steuerpolitik, Erbschaftspolitik, aber 
auch Beamtenrecht, andere Rechtskreise sind, glau-
be ich, nicht so dermaßen eingeengt, aber wir haben 
ja von Herrn Huber eine Menge gehört, sind hier 
zu verändern. Deshalb lehnen wir den Antrag auch 
ab, weil die Landesregierung in unseren Augen das 
Problem erkannt hat und sich dieses Problems an-
nehmen wird. 
 
Noch mal ausdrücklich gefördert werden muss, dass 
in unserer Umwelt, auch in der Arbeitswelt sich keiner 
scheut und sich keiner verstecken muss, wenn er 
denn einer anderen Neigung nachgeht. Vielen Dank. 
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat sich 
Abgeordneter Dr. Augsten zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich kann 
es meiner Fraktion nicht ersparen, ich muss mit ei-
nem Dank anfangen. Es ist mein Dank an Frau Holz-
apfel. Frau Holzapfel, nachdem ich Herrn Prof. Huber 
zugehört hatte und dann vor allen Dingen auch dem 
Kollegen Hauboldt, hatte ich das Gefühl, dass mein 
Redebeitrag möglicherweise deplatziert sein könn-
te, weil viel Richtiges gesagt wurde. Nachdem Sie 
hier gesprochen haben, habe ich richtig Lust noch 
mal zu sprechen.  
 

(Beifall CDU)  
 
Denn eines hat, glaube ich, Ihr Beitrag deutlich ge-
macht: Gut ist nicht gut genug, das ist das Erste.  
 
Zweitens, die Frage ist ja nicht, was man schon er-
ledigt hat, sondern was noch zu erledigen ist. Das 
ist die Frage. Da sind wir bei Weitem nicht an dem 
Stand, wo wir hingehören.  
 

(Beifall DIE LINKE)  
 

(Zwischenruf Abg. Hauboldt, DIE LINKE: 
Genau.)  

 
Ich verweise noch einmal auf die Vorgaben der EU, 
ich verweise auf Bundesvorgaben, ich verweise da-
rauf, dass es eine Thüringer Verfassung gibt mit ent-
sprechenden Klauseln, ich verweise auf den Koali-
tionsvertrag.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich verweise nicht zum Schluss auf Bayern, ich glau-
be, ein Land, was völlig unverdächtig ist, die Fami-
lien nicht hoch genug zu schätzen. Wenn Sie da mal 
hinschauen, dann würden Sie sehen, dass wir in 
Thüringen wirklich Entwicklungsland sind in dem Be-
reich.  
 

(Beifall DIE LINKE)  
 
Meine Damen und Herren, ich möchte ausdrücklich 
noch mal darauf hinweisen, dass Herr Huber hoffent-
lich gut verstanden wurde an der Stelle, als er da-
rauf hingewiesen hat, dass es im Dezember letzten 
Jahres eine Bundesratsinitiative der Länder Bremen, 
Hamburg und Berlin gab, die im Bundesrat, wie er 
dargelegt hat, keine Mehrheit fand. Thüringen - ich 
habe das Zitat von Herrn Poppenhäger vor mir lie-
gen, er hat sich sehr enttäuscht darüber gezeigt - hat 
sich da eindeutig positioniert.  
 
Um vielleicht einmal ein Beispiel für die Ablehnung 
hier auch zu bringen, da beziehe ich mich mal auf 
die FDP, Herr Kemmerich, ob Herr Westerwelle nun 
homosexuell ist, weil er in der FDP ist oder obwohl 
er in der FDP ist, darüber kann man noch mal reden. 
Auf jeden Fall hat der Kollege von Herrn Poppen-
häger aus Hessen  
 

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP:  
Das müssen Sie definieren.)  

 
gesagt: „Im Interesse einer möglichst schlanken und 
übersichtlichen Verfassung sollen nur zwingend er-
forderliche Änderungen des Textes vorgenommen 
werden.“ - er bezieht sich da auf das Grundgesetz 
„So werden eine Verwässerung und ein damit ein-
hergehender Bedeutungsverlust durch Überregulie-
rung und die Aufnahme immer neuer Schutzaspek-
te vermieden.“ Also das ist, glaube ich, eine sehr 
schöne Positionsbeschreibung für das, was dazu ge-
führt hat, dass im Bundesrat dieser Vorstoß abge-
lehnt wurde. Dem widersprechen wir natürlich aufs 
Heftigste. Denn etwas in das Grundgesetz zu schrei-
ben, was letztlich schon europäischer Konsens ist, 
also im Prinzip drei einfache Worte, drei ganz einfa-
che Worte in das Grundgesetz zu schreiben, und 
zwar „seiner sexuellen Identität“.  
 

(Beifall DIE LINKE)  
 
Das kann mit solchen Argumenten, wie wir sie von 
der FDP aus Hessen gehört haben, einfach nicht 
entkräftet werden.  
 

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP:  
Wir sind hier in Thüringen.)  

 
Ja, aber Sie haben hier ein heftiges Plädoyer - ich 
sag es noch einmal - dafür gehalten, dass das, was 
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Herr Huber hier vorgeschlagen hat, zu unterstützen 
ist, dem schließen wir uns an. Aber auch hier an der 
Stelle gab es eine Bundesratsinitiative, die ist abge-
lehnt worden. Da hat die FDP eine ganz deutliche Ak-
tie dran. Also hier geht es auch ein Stück weit um 
Sippenhaft. Sich hier hinzustellen und zu sagen, alles 
toll, aber auf Bundesratsinitiative …  
 

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP: 
Dann müssen Sie das mal machen.)  

 
Das können Sie ja machen, aber wir sehen das an-
ders an der Stelle.  
 

(Unruhe FDP)  
 
Meine sehr geehrte Damen und Herren, dass Les-
ben und Schwule nicht diskriminiert werden dürfen, 
soll man im Grundgesetz nachlesen können 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)  

 
und nicht in irgendeiner Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts in Karlsruhe. Das gehört in das 
Grundgesetz.  
 
Meine Damen und Herren, in einer demokratischen 
Gesellschaft darf es keine Menschen zweiter Klas-
se geben. Frau Holzapfel, Ihr Hinweis auf die Fa-
milie, wie wichtig diese ist, in allen Ehren, aber das 
hinterlässt schon einen Eindruck, dass Sie da Un-
terschiede machen. 
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Als erste Bundestagsfraktion haben BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN einen Gesetzentwurf in den Bundes-
tag eingebracht, den Gleichbehandlungsartikel des 
Grundgesetzes um ein ausdrückliches Verbot der 
Diskriminierung wegen der sexuellen Identität zu 
ergänzen, dem haben DIE LINKE und die SPD zu-
gestimmt.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Wir fordern die Thüringer Landesregierung auf, mit 
eigenen Initiativen in Zusammenarbeit mit anderen 
Bundesländern Impulse zu setzen, um endlich den 
Artikel 3 des Grundgesetzes der Lebenswirklichkeit 
anzupassen.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Herr Huber hat Andeutungen dahin gehend gemacht, 
dass Thüringen auf einem guten Weg ist. Insofern 
können wir das dann noch mal überprüfen. Denn 
Thüringen - und Frau Holzapfel nehmen Sie das bitte 

mit - ist neben Baden-Württemberg Schlusslicht bei 
der Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Partner-
schaften. Schwule und Lesben können zum Beispiel 
in Bayern - ich habe vorhin schon etwas dazu ge-
sagt - seit August 2009 im Standesamt den Bund fürs 
Leben schließen und nicht nur beim Notar. Wenn ich 
richtig informiert bin, ist das in Thüringen anders, wo 
es noch einen peinlichen Sonderweg gibt. So können 
homosexuelle Paare in zahlreichen Landkreisen 
nur auf dem Ordnungsamt heiraten und eben nicht 
standesamtlich. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Weiterhin sind diese Partnerschaften auch bei der 
Hinterbliebenenversorgung und bei der Beamtenbe-
soldung benachteiligt. Sie haben nicht die gleichen 
Ansprüche wie Eheleute. Diese Versäumnisse müs-
sen aufhören. Dazu gibt es Ansätze im Thüringer 
Koalitionsvertrag, die schnell umgesetzt werden müs-
sen. Ich darf aus dem Koalitionsvertrag noch einmal 
zitieren, um das auch noch einmal klarzumachen, 
dass dort im Koalitionsvertrag sehr viel Richtiges 
steht und wir nun hoffen, dass das auch umgesetzt 
wird: „Die Rechte gleichgeschlechtlicher Paare wer-
den gestärkt.“ Weiter steht da noch: „Es besteht Einig-
keit, dass Lebenspartnerschaften zukünftig vor dem 
Standesamt geschlossen werden können. Versor-
gungsansprüche von Beamten werden entsprechend 
der noch ausstehenden bundesgesetzlichen Rege-
lung ausgearbeitet.“  
 
Meine Damen und Herren, die Thüringer Landesre-
gierungen - die vergangenen - haben sich bisher ihrer 
Verantwortung entzogen. Da teilen wir die Auffas-
sung von Herrn Hauboldt. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Es gab ja schließlich hier mehrere Anträge im Haus, 
die sind abgelehnt worden. Insofern kann man das 
auch stehen lassen. Die Folge, die Gleichbehand-
lung homosexueller Lebenspartnerschaften ist noch 
weit entfernt, obwohl in der Thüringer Landesverfas-
sung klar geregelt ist, dass niemand wegen seiner 
sexuellen Orientierung bevorzugt oder benachteiligt 
werden darf. Es hat bisher am politischen Willen ge-
fehlt, Lebensrealitäten anzuerkennen, um Gleichstel-
lungen Wirklichkeit werden zu lassen. Bisher wurden 
Lesben und Schwule häufig nur bei den Pflichten 
gleichgestellt, bei den Rechten bestehen dagegen 
erhebliche Gleichstellungslücken.  
 
Meine Damen und Herren, diese Lücken müssen 
schnellstmöglich beseitigt werden, wir erhoffen uns 
von einem SPD-geführten Justizministerium einen 
Politikwechsel, der dringend notwendig ist. Herr Pop-
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penhäger hatte sich ja hier bezüglich der Bundes-
ratsinitiative auch klar positioniert. Unsere Fraktion 
unterstützt deshalb die Forderung der Fraktion DIE 
LINKE, das Thüringer Landesrecht hinsichtlich der 
Gleichstellung lesbischer und schwuler Menschen 
einem Gesetzescheck zu unterziehen. Es ist höchste 
Zeit, der erlahmten Thüringer Gleichstellungspolitik 
Beine zu machen. Nicht nur unsere Verfassung, das 
Bundesarbeitsgericht, die Europäische Grundrechts-
charta und der Europäische Gerichtshof mahnen und 
fordern uns auf, Ungerechtigkeiten an dieser Stelle 
zu beenden. Die allein regierende CDU-Regierung 
hat in der letzten Legislatur die Auffassung vertre-
ten, das Grundgesetz sehe eine Rangfolge vor Le-
bensstilen vor. Dazu möchte ich klarstellen, das Bun-
desverfassungsgericht hat bereits 2002 unmissver-
ständlich verneint, dass der grundgesetzliche Schutz 
der Ehe und Familie eine Schlechterstellung von Le-
benspartnerschaften gebietet.  
 
Meine Damen und Herren, die Landesregierung muss 
ihrem Gleichstellungsgebot nachkommen und Hand-
lungsschritte ableiten. Wir haben mit viel Aufmerk-
samkeit die Rede von Herrn Huber verfolgt. Ich bin 
juristisch leider nicht in der Lage, das jetzt so weit zu 
vergleichen, inwieweit das, was Sie hier auf den Weg 
gebracht haben oder vorhaben, dem nun entspricht, 
was wir hier fordern, das war ja eher etwas für ei-
nen Juristen, aber ich habe gute Ansätze erkennen 
können. Insofern können Sie davon ausgehen, dass 
wir das jetzt auch sehr stark begleiten werden, vor 
allen Dingen auch seitens unserer Juristen. Ich glau-
be, dass das, was Sie hier gesagt haben, auch Maß-
stab sein muss, dass es vor allem auch sehr schnell 
gehen muss, weil es hier ganz einfach Ungerechtig-
keiten gibt. Insofern gibt es auch keinen Grund, dem 
Antrag nicht zuzustimmen, denn Sie haben ja vie-
les von dem auch indirekt bestätigt, was DIE LINKE 
hier im Antrag gefordert hat. Wir werden also diesem 
Antrag zustimmen und fordern Sie dazu auch recht 
herzlich auf. Danke schön. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die Fraktion DIE LINKE hat sich Frau Abgeord-
nete Stange zu Wort gemeldet.  
 
Abgeordnete Stange, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, 
die Rede von Frau Holzapfel hat eigentlich noch ein-
mal provoziert, um nach vorn zu gehen, um noch ein 
paar Dinge richtig- und klarzustellen, die mein Kol-
lege von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bereits auch 
schon erwähnt hat.  
 

(Unruhe CDU) 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich denke, Thüringen war und ist in den letzten Jah-
ren weder topp, es war immer Flop bei der The-
matik Gleichstellung. Gleichstellung von Menschen, 
die eine unterschiedliche sexuelle Orientierung ha-
ben, ist einfach in Thüringen bisher nur ein Papier-
tiger gewesen. Es steht zwar in der Thüringer Ver-
fassung, die, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren vor allem von der CDU, seit 1994 hier im Lande 
gilt, aber eine wirkliche Umsetzung dessen, was in 
der Thüringer Verfassung in Artikel 3 Abs. 2 steht, 
ist bis heute nicht erfolgt. Ich will es Ihnen auch nicht 
ersparen, es an dieser Stelle einfach noch einmal 
zu dokumentieren. Ich denke, Sie haben es 20 Jahre 
lang oder 16 Jahre lang einfach verpennt, Sie ha-
ben es nicht geschafft, wirklich ein Diskriminierungs-
verbot wegen der sexuellen Orientierung, die Gleich-
stellung von Lesben und Schwulen sowie die Gleich-
stellung von Lebenspartnerschaften in Thüringen auf 
den Weg zu bekommen. Ich war auch sehr ange-
nehm überrascht, was der Innenminister erzählte oder 
in seinem Bericht uns darlegte, und war fast froher 
Hoffnung, dass wir in Thüringen nun endlich den Weg 
dahin frei bekommen. Aber, werter Herr Innenmi-
nister, 100 Tage sind nun einmal schon zu Ende und 
wir hätten ganz gern hier in diesem Landtag auch 
schon einmal Taten gesehen  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
in Umsetzung dessen, was diese Thematik Gleich-
stellung auch von unterschiedlicher geschlechtlicher 
Orientierung verlangt. Nichts ist im Moment hier im 
Landtag zu erkennen.  
 
Mein Kollege hat bereits von den in der zurücklie-
genden Legislatur mehrfach angestrebten Vorlagen 
der LINKEN gesprochen. Wir haben mehrfach be-
reits davon berichtet, dass wir Änderungsanträge 
und Änderungsvorschläge vorgelegt haben, 50 Stück 
waren es ungefähr. Alle diese sind nicht behandelt 
worden. Aus diesem Grunde ist es auch wichtig, den-
ke ich, dass wir genau Ihre Berichterstattung, Herr 
Innenminister, aber auch unseren Antrag an den Aus-
schuss für Gleichstellung, aber auch an den Aus-
schuss für Justiz, Bundes- und Europaangelegenhei-
ten überweisen, um dort inhaltlich noch einmal die-
se Problematik zu diskutieren und natürlich auch in 
einer Anhörung diese Problematik zu diskutieren, weil 
es eben nicht so ist, dass es in Thüringen nicht von 
Interesse ist. Frau Holzapfel, ich denke schon, Sie 
sollten sich von Ihrem althergebrachten Familienbild 
lösen. 
 

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP: 
Toleranz bitte.) 
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(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
(Unruhe FDP) 

 
Ich denke schon, dass auch Zahlen, die wir breit dis-
kutieren können in einer Anhörung, zeigen, dass viele 
Menschen sich gar nicht mehr in eine Ehe hinein-
zwängen oder hineindrücken wollen, sondern dass 
sie einfach das Leben, das sie für richtig halten, le-
ben, auch ohne Trauschein. In dem Sinne bitte ich 
noch einmal um die Überweisung. Herr Kemmerich, 
dass Sie als Gleichstellungsausschussvorsitzender 
sogar eine Änderung des Grundgesetzes Artikel 3 
diesbezüglich ablehnen, 
 

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: 
Pfui!) 

 
verwundert mich schon sehr. Ich denke auch, Sie 
sollten sich anders präsentieren. Das würde Ihnen 
viel besser zu Gesicht stehen. Danke schön.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
War das die Anzeige einer weiteren Redemeldung? 
Dann bitte Herr Kemmerich für die FDP-Fraktion. 
 
Abgeordneter Kemmerich, FDP:  
 
Meine Damen und Herren, sehr verehrte Frau Prä-
sidentin, das provoziert keine Frage, sondern noch 
einen Redebeitrag, denn die Antwort kann ich mir 
denken.  
 
Mit der Übernahme des Vorsitzes des Gleichstel-
lungsausschusses ist ja auch die Toleranz verbun-
den, dass ich meine Überzeugung beibehalten darf. 
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
Ich meine, wir müssen auch so tolerant sein, dass 
Frau Holzapfel ihr Weltbild haben darf, Frau Stange, 
dass Sie Ihr Weltbild haben dürfen und dass das je-
der hier der 88 Abgeordneten, der Regierung, alle 
Gäste, alle hier im Saal auch behalten dürfen. Ge-
rade das halte ich für das Wichtige. Nochmals aus-
drücklich gesagt, warum ich gegen eine Änderung 
des Grundgesetzes bin: Nicht alles, was wichtig und 
wahr ist, gehört in das deutsche Grundgesetz.  
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
Das haben die Väter des Grundgesetzes mit viel Be-
dacht entwickelt und dazu sollten wir auch stehen 
und nicht  

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN: Das waren auch Müt-
ter.) 

 
dem Zeitgeist folgend immer wieder verändern. Wenn 
es Mütter waren, auch die Toleranz sollten wir be-
sitzen, Frau Schubert. Vielen Dank.  
 

(Beifall CDU, FDP) 
 

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN: Schön, dass Sie das 
noch erwähnen.) 

 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Einen kleinen Moment bitte. Würden Sie die Anfra-
ge durch den Abgeordneten Hauboldt gestatten? 
 
Abgeordneter Kemmerich, FDP:  
 
Ja, gern. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Dann bitte, Herr Hauboldt. 
 
Abgeordneter Hauboldt, DIE LINKE: 
 
Herr Kollege Kemmerich, würden Sie mir beipflich-
ten, dass die Frage der Gleichstellung und Antidis-
kriminierung nicht ein Grundsatz ist, was im Grund-
gesetz als Menschenrecht zu regeln ist? 
 
Abgeordneter Kemmerich, FDP:  
 
Ich glaube, in Artikel 3 des Grundgesetzes steht drin, 
dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind.  
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
Weitere Regelungen sehe ich da nicht. Danke. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich schaue jetzt einmal in die Runde. Gibt es wei-
tere Redeanmeldungen? Das ist nicht der Fall. Ich 
schließe jetzt die Beratung zum Sofortbericht und 
die Aussprache zu Nummer II des Antrags. Ich fra-
ge in Richtung der Fraktion DIE LINKE, worauf sich 
der Antrag bezog. Es gebe jetzt zum einen den 
Wunsch, den Bericht im Ausschuss fortzuberaten, 
und es gebe die Frage der Überweisung der Num-
mer II des Antrags an die beiden benannten Aus-
schüsse. Wie darf ich das verstehen? Frau Renner. 
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Abgeordnete Renner, DIE LINKE: 
 
Beides. Wir wollen die Weiterberatung im Ausschuss 
und die Behandlung der beiden Punkte dann eben-
falls in den Ausschüssen Justiz und Gleichstellung. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Gut. Dann gehe ich erst mal davon aus, dass das 
Berichtsersuchen zu Nummer I des Antrags erfüllt 
ist. Ich muss jetzt fragen, alle Fraktionen haben die 
Aussprache zum Sofortbericht verlangt, inwiefern es 
Einverständnis gibt, den Sofortbericht in einem Aus-
schuss, das müsste man dann noch klären, fortzu-
beraten. Dem wird durch die CDU-Fraktion wider-
sprochen. Da brauche ich nicht weiter nachfragen, 
in welchem Ausschuss fortberaten werden soll.  
 
Ich komme zur Abstimmung zu Nummer II des An-
trags. Hier ist die Überweisung an den Gleichstel-
lungsausschuss beantragt worden. Wer dem zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Danke. 
Ich frage nach den Gegenstimmen. Das ist eine 
Mehrheit von Gegenstimmen. Ich frage nach den 
Stimmenthaltungen. Stimmenthaltungen gibt es nicht. 
Die Ausschussüberweisung an den Gleichstellungs-
ausschuss ist abgelehnt worden.  
 
Weiterhin ist der Antrag gestellt worden, die Num-
mer II an den Ausschuss für Justiz, Bundes- und Eu-
ropaangelegenheiten zu überweisen. Wer dem zu-
stimmt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Dan-
ke schön. Ich frage nach den Gegenstimmen. Das 
ist eine Mehrheit von Gegenstimmen. Ich frage nach 
den Stimmenthaltungen. Die gibt es nicht. Die Aus-
schussüberweisung ist abgelehnt worden.  
 
Damit schließe ich den Tagesordnungspunkt 13 und 
rufe den Tagesordnungspunkt 14 auf.  
 
Ich werde gerade darauf hingewiesen, dass wir, wenn 
wir die Ausschussüberweisung abgelehnt bekom-
men, über den gesamten Sachverhalt abstimmen 
müssen, so dass ich nun die Nummer II des Antrags 
der Fraktion DIE LINKE in Drucksache 5/635 zur Ab-
stimmung stelle. Wer dieser zustimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen. Danke schön. Jetzt frage ich 
nach den Gegenstimmen. Das ist eine Mehrheit von 
Gegenstimmen. Ich frage nach den Stimmenthal-
tungen. Es gibt 1 Stimmenthaltung. Mit einer Mehr-
heit von Gegenstimmen ist die Nummer II des An-
trags der Fraktion DIE LINKE in Drucksache 5/635 
abgelehnt worden.  
 
 
 
 
 
 

Jetzt kann ich den Tagesordnungspunkt 13 schlie-
ßen und rufe auf den Tagesordnungspunkt 14  
 

Sicherung der Fernverkehrs- und  
Regionalverkehrsleistungen der  
Bahn in Thüringen 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 5/639 - 
dazu: Alternativantrag der Fraktio- 

nen der CDU und der SPD 
- Drucksache 5/677 -  

 
Die Fraktion DIE LINKE hat nicht signalisiert, das 
Wort zur Begründung ihres Antrags zu nehmen. Wün-
schen das die Fraktionen von CDU oder SPD? Das 
scheint nicht der Fall zu sein. Die Landesregierung 
möchte die Möglichkeit eines Sofortberichts hier nicht 
nutzen, so dass ich die Aussprache zum Antrag er-
öffne.  
 

(Zwischenruf Carius, Minister für Bau, 
Landesentwicklung und Verkehr: Kein 
Sofortbericht, ich melde mich aber gern 
zu den Anträgen.) 

 
Für die Landesregierung hat sich Minister Carius ge-
meldet. Die Landesregierung hat immer Vorrang bei 
der Erteilung des Wortes durch die Präsidentin, dem-
zufolge erhalten Sie das Wort, Herr Minister Carius. 
 
Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung 
und Verkehr: 
 
Frau Präsidentin, ich freue mich immer, wenn Sie 
mir das Wort erteilen. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, die Landesregierung wurde Ende Feb-
ruar erstmals informiert, dass die DB-Fernverkehr AG 
ab Dezember 2010 umfangreiche Fahrplanänderun-
gen an den durch Thüringen verkehrenden ICE-Li-
nien vornehmen möchte. Als Gründe werden insbe-
sondere Fahrzeugprobleme und durch die Abschal-
tung der Neigetechnik bedingte teils erhebliche Ver-
spätungen angegeben. Erste noch unveröffentlich-
te und unverbindliche Planungen sehen vor, dass 
die stündlich verkehrende ICE-Linie 50 Frankfurt am 
Main bis Dresden in ein schnelles Angebot „Wies-
baden bis Dresden“ und ein langsames „Frankfurt 
über Erfurt bis Leipzig“ im zweistündlichen Wech-
sel gesplittet werden soll. Damit bestünden nur noch 
zweistündliche Verbindungen nach Dresden und ei-
ne deutliche Verringerung der Halte in Eisenach und 
Weimar. Die ICE-Linie 28 München-Berlin soll künftig 
alle zwei Stunden statt über Leipzig über Halle ge-
führt werden, und da die ICE in Saalfeld dann in einer 
anderen Stundenlage halten, wären Fehlanschlüsse 
zum Schienenpersonennahverkehr in Saalfeld die 
Folge. Die Landesregierung hat umgehend nach Be-
kanntwerden der Planungen Gespräche mit den Ei-
senbahnverkehrsunternehmen und den benachbar-
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ten Aufgabenträgern aufgenommen. Obwohl der 
Schienenpersonennahverkehr in Deutschland eigen-
wirtschaftlich erbracht wird und daher die Gestaltung 
der Verkehrsangebote ausdrücklich in der wirtschaft-
lichen Verantwortung der Anbieter liegt, habe ich pa-
rallel zu den bereits genannten Gesprächen den für 
den Personenverkehr zuständigen Bahnvorstand an-
geschrieben. Mit diesem Schreiben habe ich gegen 
die Kürzungsabsichten und Fahrplanverschiebungen 
protestiert und insbesondere kritisiert, dass die Pla-
nungen erst so kurz vor Anmeldung des kommen-
den Jahresfahrplans bekannt wurden. Des Weite-
ren habe ich gefordert, die Planung um ein Jahr zu 
verschieben, damit wir unseren eigenen Jahresfahr-
plan entsprechend anpassen könnten, wenn das un-
bedingt notwendig wäre, die angekündigte Reduzie-
rung der Halte in Eisenach und Weimar zurückzu-
nehmen und die Reiseketten bzw. Anschlüsse in Ei-
senach und Saalfeld nicht infrage zu stellen. 
 

(Beifall CDU) 
 
Nach Informationen der DB Fernverkehr AG wird der-
zeit geprüft, inwieweit die negativen Auswirkungen 
verringert werden können. Das betrifft vor allem die 
Aufrechterhaltung der bestehenden ICE-Halte und 
die Anschluss-Situation zum Nahverkehr. Eine ent-
sprechende Antwort der DB Fernverkehr AG steht 
allerdings noch aus. 
 
Lassen Sie mich zur langfristigen Fernverkehrskon-
zeption in Thüringen Folgendes sagen: Die Verant-
wortung der Länder im Bereich der Eisenbahn be-
schränkt sich natürlich ausschließlich auf den Schie-
nenpersonennahverkehr. Der Fernverkehr, unab-
hängig welches Unternehmen diesen betreibt, wird 
grundsätzlich eigenwirtschaftlich erbracht. Daher kön-
nen die Länder weder bei der Deutschen Bahn AG 
noch bei anderen Fernverkehrsunternehmen, also 
Wettbewerbern der DB AG, konkrete Verkehrsange-
bote erzwingen. Trotzdem wird sich die Landesregie-
rung selbstverständlich gegenüber der DB Fernver-
kehr AG und dem Eigentümer der Deutschen Bahn 
AG dafür einsetzen, dass nach Fertigstellung der 
ICE-Neubaustrecke auch auf der Saalebahn hoch-
wertiger Fernverkehr angeboten wird. Sollte die Deut-
sche Bahn AG auf dieser Relation nach Fertigstel-
lung der ICE-Neubaustrecke keine Fernverkehrszüge 
mehr anbieten, könnten hier gegebenenfalls natür-
lich Wettbewerber der Deutschen Bahn AG aus dem 
eigenen wirtschaftlichen Interesse heraus Fernver-
kehrsleistungen erbringen. Ich denke, auch das wä-
re im Interesse des Landes.  
 
Ungeachtet dessen wird natürlich die Landesregie-
rung erhebliche Anstrengungen unternehmen, um die 
Thüringer Region mit attraktiven Nahverkehrsange-
boten optimal an die Fernverkehrsknoten Erfurt, Leip-
zig, Halle, Bamberg, Nürnberg und Göttingen anzu-

binden. Dies soll dann durch ein Netz von Express-
zügen geschehen. Erste Erfolge in diesem Sinne hat 
die Landesregierung bereits erreicht. So werden in 
diesem Sinne ab Ende 2011 neue Direktverbindun-
gen zwischen Jena, Saalfeld über Bamberg bis nach 
Nürnberg geschaffen, die für die Anbindung Ostthü-
ringens wichtige Mitte-Deutschland-Verbindung soll 
weiter ertüchtigt und natürlich zweigleisig ausgebaut 
werden. Damit wird aus unserer Sicht die Voraus-
setzung geschaffen, um in der Relation Gera, Jena, 
Weimar und Erfurt zusätzliche Nahverkehrsleistun-
gen bestellen zu können. Vielen Dank. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Herr Minister. Das Wort hat Abgeordnete 
Dr. Lukin von der Fraktion DIE LINKE. 
 
Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE: 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen 
und Herren, ich möchte erst einmal dafür danken, 
dass der Minister einige Worte zu den Aktivitäten 
der Landesregierung schon genannt hat, möchte aber 
gleich meinen kurzen Beitrag damit beginnen: Sie 
kennen ja den Werbespruch: „Die Bahn kommt.“ In 
Thüringen lautet die Frage langsam: Wann? In dem 
Zusammenhang können wir uns auch mit den Hiobs-
botschaften, die uns erreicht haben, nicht zufrieden-
geben. Sie haben bereits gehört vom Minister die 
Ausdünnung des mit Fahrplanwechsel Dezember vor-
gesehenen ICE-Expressangebots auf den Strecken 
Frankfurt-Leipzig-Dresden bzw. die Aufgabe der Ein-
taktverbindung auf der Strecke München-Leipzig-Ber-
lin steht bevor. Ich will nur mal den Vergleich ziehen. 
Mit dieser Entscheidung der Deutschen Bahn AG 
würden die unhaltbaren Zustände manifest, die durch 
den zugegebenermaßen ein wenig strengeren Win-
ter hervorgerufen wurden. Für den Zugausfall im De-
zember hatte sich die Bahn AG allerdings noch ent-
schuldigt und jetzt soll die Angebotsverringerung Be-
standteil des Fahrplans werden. Diese Logik er-
schließt sich überhaupt nicht. Noch besser aber ist 
die etwas merkwürdige Begründung, das Ausschal-
ten der Neigetechnik führe zu Verspätungen, die mit 
dem Zugausfall abgefangen würden. Alle, die im Aus-
schuss für Bau, Landesentwicklung und Verkehr - im 
Februar war es wohl - gesessen haben, haben ge-
hört, dass die Deutsche Bahn AG am Ende dieses 
Jahres die Neigetechnik wieder zuschalten will. Dann 
könnten auch die IC-Expresszüge wieder ihrem Na-
men entsprechend fahren. Was ist der wahre Grund 
für die Angebotsverringerung? Sind es Geldprobleme 
im Bund oder ist es eine Kaufabsicht der Bahn in 
Großbritannien? Sicher hat die Landesregierung hier 
schon protestiert. Aber was wird weiterhin unternom-
men? Es trifft auch Sachsen, Hessen und andere 



 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 16. Sitzung, 26.03.2010 1257 
 
 
Bundesländer. Besonders auf der sehr häufig be-
fahrenen Strecke Frankfurt/Main-Dresden sind schon 
heute die Züge mit Menschen überfüllt, die zur Ar-
beit in die alten Bundesländer fahren und am Wo-
chenende zurückkehren. Hier wird auch zukünftig 
keine Entspannung eintreten. Warum wird also das 
Angebot gekürzt? Ich möchte hier die Frage stellen: 
Welche länderübergreifenden Initiativenaufrufe gibt 
es dort bereits?  
 
Ein zweites Problem wird in unserem Antrag eben-
falls angesprochen. Die 46 sogenannten vordring-
lichen Projekte der Deutschen Bahn AG sind in ih-
rer Fertigstellung akut gefährdet und das würde auch 
Thüringer Strecken betreffen. Hier fordern wir einfach, 
dass nicht nur von der Deutschen Bahn und von der 
Bundesregierung beschwichtigt und darauf verwie-
sen wird, dass man schon zeitgemäß irgendwelche 
Regelungen treffen würde, sondern an dieser Stelle 
muss die Landesregierung konkrete Informationen 
einholen und den Widerstand, der sich schon aufge-
baut hat, auch bündeln.  
 
Ein drittes Problem hat der Minister angesprochen, 
das ist das Problem der Saalbahn-Frankenwaldbahn. 
Hier sind natürlich die Anrainerstädte mit dem Vor-
schlag nicht zufrieden, ICE-Verbindungen, die nicht 
nur schnell sind, in denen man auch vorbestellen 
kann, die auch eine direkte Anbindung ohne Umstei-
gen realisieren, durch Regionalexpresszüge zu er-
setzen.  
 
Ich will vorausschicken, hier handelt es sich nicht 
nur um ein verkehrstechnisches Problem, sondern 
auch um ein konkretes wirtschaftliches Abhängen ei-
ner ganzen Region von der schnellsten Fernverkehrs-
verbindung. So sehen es die Anrainer und die jüngste 
Konferenz in Jena hat es eigentlich auch so mit zum 
Ausdruck gebracht. Es ist klar, dass man auch Al-
ternativlösungen suchen muss, aber Wirtschaftsver-
bände, mehr als 50 Anlieger und Umlandkommunen 
fordern ein Gegensteuern auch seitens der Landesre-
gierung. Das heißt konkret als Wunsch den Erhalt der 
Eintaktverbindungen, das heißt der schnellen ICE-
Verbindung von München nach Berlin auch auf die-
ser Strecke. Ich meine, im Bereich - da spreche ich 
als Lokalpatriotin - ist nicht nur die Wissenschafts-
stadt Jena betroffen, sondern auch die wirtschafts-
starke Saalfeld-Rudolstadt-Region. Es kann doch 
nicht sein, dass hier die Fahrgäste auf die Regional-
piste geschickt werden.  
 
Eine gute Verbindung ist ebenfalls nicht nur ein ver-
kehrstechnisches Problem, sondern ein Wirtschafts-
faktor. Das ist ein Grund für Ansiedlungsvorhaben, 
deshalb wundere ich mich, dass gerade vom Wirt-
schaftsministerium eine vornehme Zurückhaltung ge-
übt wird und hier keine kritischen Unterstützungs-
angebote kommen.  

(Zwischenruf Carius, Minister für Bau, 
Landesentwicklung und Verkehr: Kri-
tische Unterstützung hilft ja meist ...) 

 
Ich will mal sagen, die Kritik an der Deutschen Bahn 
wäre hier schon sehr laut und sehr deutlich zu äu-
ßern.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Ihre Kritik habe ich vernommen, die des Wirtschafts-
ministers nicht.  
 
Ich sehe hier auch die Gefahr, dass mit einer ICE-
Abkopplung die Bürger nicht nur auf Regionalver-
bindungen eingehen, sondern erst einmal - dort ist 
eine gute Autobahnstrecke - auf das Auto und die 
Autobahn umschwenken. Damit würden auch die 
Absichten der Landesregierung konterkariert, den 
Schienenpersonenverkehr zu verstärken.  
 
Fassen wir die genannten Probleme zusammen, 
dann erhebt sich die Frage: Wer ist hier eigentlich 
Auftraggeber, Auftragnehmer - ich gehe hier mehr 
in Richtung Bundesregierung - und was kann sich 
ein mit öffentlichen Mitteln von Bund und Land finan-
ziertes Unternehmen wie die Bahn eigentlich noch 
leisten? Hier, bin ich der Meinung, sollte sich nicht nur 
ein Thüringer Protest, sondern auch ein bundeswei-
ter Protest erheben. Längst machen Städte, Gemein-
den und Bürger mobil, Tourismus- und Wirtschafts-
zentren vor allem an der Städtekette bei den betref-
fenden ICE-Strecken stellen Forderungen nach tarif-
lichen Sonderangeboten, nach besserer und schnel-
lerer Erreichbarkeit. Ich denke, hier ist der Auftrag für 
die Landesregierung, doch noch aktiver zu werden.  
 
Lassen Sie mich noch einige wenige Worte zum An-
trag der Koalition sagen. Ich finde es gut, dass Sie 
unser Anliegen so nachhaltig unterstützen, dass Sie 
auch konkrete Forderungen und Aufgaben für die 
Landesregierung formulieren. Ich hätte es allerdings 
mehr als einen Ergänzungsantrag gewertet - das 
wäre zumindest meine logische Schlussfolgerung 
geworden - und nicht als einen Alternativantrag. Ich 
hatte das Gefühl, dass Sie mit diesem Antrag eine 
Berichterstattung verhindern wollten und bin des-
wegen dem Minister dankbar, dass er selbstständig 
dort gehandelt hat. Allerdings kommen mir auch zwei 
Probleme zu kurz, z.B. die Antwort auf die Frage: 
Wann kommen die 50 Mio. € vom Bund für den wei-
teren Ausbau der Mitte-Deutschland-Verbindung? Die 
Bedarfsplanung und deren Überprüfung müssten ja 
im Frühjahr 2010 beendet sein. Das wäre also jetzt. 
Der Bundeshaushalt ist beschlossen und da müss-
ten ja Aussagen vorliegen. Man darf nur hoffen, dass 
hier nicht eine - ich will mal sagen - Verschleierungs-
taktik der Bundesregierung und eine Hinhaltetaktik 
des Landes vorliegen. Dann würde mich noch inte-
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ressieren, welche Projekte der Um- und Ausbau-
strecken sind tatsächlich in Gefahr, gibt es dort Ter-
minverschiebungen, sind die schon signalisiert oder 
muss man hier tatsächlich noch eine Weile warten, 
bis die Bahn sich dort konkret äußert? Dann ist na-
türlich im Antrag der Koalition bewusst oder unbe-
wusst der Erhalt der schnellen ICE-Anbindung Mün-
chen-Jena-Leipzig-Berlin herausgenommen worden. 
Es ist dort nur noch von Fernverkehrsverbindungen 
die Rede. Wenn man sich koalitionsseitig davon ver-
abschiedet hat, dann müsste man das den Städten 
und Gemeinden auch deutlich sagen, denn die versu-
chen noch, für den Erhalt der ICE-Strecke und auch 
für die Eintaktverbindung zu kämpfen. Deswegen bit-
te ich Sie, dass unser Antrag an den Ausschuss für 
Bau, Landesentwicklung und Verkehr überwiesen 
wird und dass wir dort die Diskussion zeitnah fortset-
zen und die offenen Fragen noch beantworten. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat Abgeord-
nete Doht von der SPD-Fraktion. 
 
Abgeordnete Doht, SPD: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich glau-
be, leistungsfähige Infrastruktur ist eine grundsätz-
liche Voraussetzung für die Wirtschaftsentwicklung 
und dazu gehört in erster Linie auch die Verkehrs-
infrastruktur. Wenn Thüringen als grünes Herz wei-
terschlagen soll, brauchen wir insbesondere einen 
beschleunigten Ausbau der Bahninfrastruktur und 
wir brauchen attraktive Fern- und Regionalverbin-
dungen. 
 

(Beifall SPD) 
 
Ich denke, das sind Positionen, die hier jeder un-
terschreiben kann. Das, was wir vonseiten der Bun-
desregierung und vonseiten der Deutschen Bahn AG 
in letzter Zeit allerdings vernommen haben an Ver-
zögerungen beim Bau, an Einschränkungen im Fern-
verkehrsangebot, läuft dem zuwider. DIE LINKE hat 
diese Problematik mit ihrem Antrag aufgegriffen. 
Aber, Frau Dr. Lukin, Ihr Antrag ist in den ersten 
Punkten letztendlich nur ein Berichtsersuchen und 
der letzte Punkt ist so hinreichend unkonkret for-
muliert, dass wir der Auffassung waren als Koali-
tionsfraktion, wir sollten hier ganz konkret sagen, was 
wir vom Bund fordern, was wir von der Deutschen 
Bahn AG fordern, die Landesregierung auch beauf-
tragen, weiterhin in dieser Richtung aktiv zu blei-
ben, und deswegen ist es ein Alternativantrag und 
ich halte den auch für wesentlich substanzieller und 
qualifizierter als Ihren Antrag. 
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Deswegen möchte ich jetzt auch nicht mehr weiter 
auf Ihren Antrag eingehen, sondern letztendlich zu 
den Punkten unseres Antrags kommen. Vor einiger 
Zeit waren Meldungen aus dem Bund zu vernehmen, 
dass es Verschiebungen gibt, zum einen im zeit-
lichen Ablauf bei den Verkehrsprojekten Deutsche 
Einheit. Die Zeitschiene, nämlich den Abschnitt Er-
furt-Halle bis 2015 fertigzubauen, den Abschnitt Er-
furt-Nürnberg bis 2017, wurde infrage gestellt und 
auch der beschleunigte zweigleisige und elektrifizierte 
Ausbau der Mitte-Deutschland-Verbindung, auch die 
hier schon zugesagten 50 Mio. €, waren plötzlich wie-
der fraglich. Ich sage Ihnen, wenn ich mir die Poli-
tik der Bundesregierung anschaue, ist mir natürlich 
klar, dass kein Geld da ist, wenn man nur noch über 
Steuersenkungen redet, woher soll dann das Geld 
für den Ausbau der Infrastruktur kommen. Aber wenn 
das nun mal erklärtes Ziel dieser Bundesregierung ist, 
dann muss man auch entsprechende Prioritäten set-
zen und dann sage ich, gerade die Fertigstellung, und 
zwar die zügige Fertigstellung der Verkehrsprojekte 
Deutsche Einheit muss hier Vorrang haben vor an-
deren Maßnahmen. Wenn ich dann höre, dass man 
über dreistellige Millionenbeträge redet, um den Stutt-
garter Hauptbahnhof unter die Erde zu bringen - also 
der kann auch noch eine ganze Weile über der Erde 
bleiben, die baden-württembergische Landeshaupt-
stadt ist auch so gut an das Fernverkehrsnetz ange-
bunden. Wir fordern hier ganz konkret, dass die Zeit-
schiene für den Ausbau der Verkehrsprojekte Deut-
sche Einheit 8.1 und 8.2 eingehalten wird und dass 
auch vom Bund die notwendigen Mittel dafür zur Ver-
fügung gestellt werden. Das Gleiche betrifft natür-
lich den beschleunigten Ausbau der Mitte-Deutsch-
land-Verbindung und dass die durch Vermittlung des 
Bundestagsabgeordneten Carsten Schneider bereits 
in der vergangenen Legislatur zugesagten 50 Mio. € 
zusätzlich hier auch zeitnah zum Einsatz kommen. 
So weit zum Bereich Infrastruktur und es ist müßig, 
hier zu sagen, dass wir natürlich auch von der Bahn 
fordern, dass sie im Bereich des Regionalverkehrs 
ihrem Sanierungsauftrag für die Schieneninfrastruktur 
nachkommt.  
 
Nun zu den Punkten, welche unsere Forderungen 
an die Deutsche Bahn betreffen. Da ist zum einen 
die Aufrechterhaltung der stündlichen ICE-Halte in 
Weimar und Eisenach. Die Stadt Weimar ist als 
Hochschulstandort darauf angewiesen, dass mit der 
Bauhaus-Universität, mit der Musikhochschule jun-
ge Leute auch unkompliziert in die Stadt kommen. 
Weimar ist aber auch ein touristisch attraktiver Stand-
ort in Thüringen und wir wollen, dass Touristen nicht 
nur mit dem Auto anreisen, sondern dass sie die 
Möglichkeiten nutzen, mit der Bahn anzureisen. Die 
entsprechenden Aus- und Einsteigerzahlen zeigen 
auch, dass der ICE-Halt in Weimar angenommen 
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wird und deswegen muss der Einstundentakt für die 
ICE-Halte in Weimar erhalten bleiben. Das Gleiche 
betrifft Eisenach. Auch hier haben wir gerade im Be-
reich des Tourismus im vergangenen Jahr enorme 
Zuwächse gehabt, 10 Prozent mehr bei den Gästen, 
die die Wartburgstadt besucht haben. Wir wollen, 
dass diese Gäste mit dem ICE kommen. Die Stadt 
Eisenach hat auch mit ihrem Industriearbeitsplätze-
besatz, der bezogen auf 1.000 Einwohner in Thürin-
gen eine führende Stellung einnimmt, ein enormes 
Pensum an Aus- und Einpendlern in die Stadt. Auch 
hier ist es nötig, ein entsprechend attraktives Ver-
kehrsangebot bereitzustellen. Nicht zuletzt ist auch 
die Erschließung des Südthüringer Raums über die 
Südthüringenbahn davon abhängig, dass die ent-
sprechenden Ein- und Umsteigemöglichkeiten in den 
Fernverkehr in Eisenach gewährleistet sind. Wir for-
dern weiterhin die Beibehaltung der ICE-Linie Ruhr-
gebiet-Kassel-Eisenach-Erfurt-Halle-Berlin, weil mit 
dieser Linie auch von Thüringen die Bundeshaupt-
stadt ohne Umsteigen zu erreichen ist. Genauso 
kommt man hier ohne Umsteigen ins Ruhrgebiet. 
Auch diese Linie soll erhalten bleiben. Wir fordern 
weiterhin die Gewährleistung eines attraktiven Fern-
verkehrsangebots auf der Saale- und Frankenwald-
bahn, auch nach Fertigstellung der Verkehrsprojekte 
8.1, 8.2. Frau Dr. Lukin, wir haben uns nicht davon 
verabschiedet, was in Jena auf dieser Fernverkehrs-
konferenz gefordert wurde. Ich war selbst dort und 
ich habe die Resolution, die in Jena verabschiedet 
wurde, auch mit unterschrieben. Da steht, ich darf 
zitieren: „Die Unterzeichner fordern die DB AG auf, 
auf der Saalebahn und Frankenwaldbahn auch nach 
Inbetriebnahme der ICE-Bahnverbindung Berlin-Mün-
chen über Erfurt den Betrieb einer ICE-vergleich-
baren Verkehrsanbindung zu gewährleisten.“ Mit un-
serer Formulierung „einen attraktiven Fernverkehr“ 
wollen wir das gewährleisten. Dieser attraktive Fern-
verkehr besagt auch nach unserer Auffassung, dass 
es hier nicht angeht, dass Fernverkehrszüge nur in 
Tagesrandlagen halten oder man einen Vierstun-
dentakt oder noch größer einführt, sondern gerade 
Jena muss adäquat an den Fernverkehr angebunden 
sein. Aufgrund seiner wirtschaftlichen Entwicklung 
und auch was den Zuzug junger Leute in die Stadt 
betrifft, nimmt Jena in Thüringen eine Leuchtturm-
funktion ein. Es kann nicht sein, dass wir diesen 
Leuchtturm dann dauerhaft vom Fernverkehr ab-
hängen. Wir stehen hinter dieser Resolution, die die 
entsprechenden Verantwortlichen auf der Fernver-
kehrskonferenz am 8. März verabschiedet haben. 
Ich weiß auch, dass mein Kollege Siegfried Wetzel 
von der CDU-Fraktion da war, mit unterschrieben hat, 
und wir stehen natürlich auch dazu, dass die ande-
ren Städte an der Saalebahn, Frankenwaldbahn, ich 
nenne nur Saalfeld, aber da hängt nicht nur Saalfeld 
daran, sondern auch Rudolstadt, Bad Blankenburg, 
dass die adäquat an den Fernverkehr angeschlos-
sen bleiben.  

Der nächste Punkt ist, dass wir eine Beseitigung der 
Qualitätsprobleme durch witterungsbedingte Fahr-
zeugausfälle und technische Störungen fordern und 
dass die Bahn auch künftig hier Vorsorgemaßnah-
men ergreifen soll, damit es in künftigen Wintern nicht 
wieder zu diesen Ausfällen kommt. Wir hatten kei-
nen Katastrophenwinter. Wir hatten einen strengen 
Winter, das ist richtig, aber keinen Katastrophen-
winter. Bei diesen ganzen Ausfällen habe ich mich 
irgendwie an einen alten DDR-Witz erinnert gefühlt, 
der gesagt hatte, der Sozialismus hatte fünf Haupt-
feinde: Der erste war der Kapitalismus und die ande-
ren waren Frühjahr, Sommer, Herbst und Winter. 
 
Wer im Verkehrsausschuss dabei war, als wir Herrn 
Brehm, den Konzernbevollmächtigten der DB AG für 
Thüringen vorgeladen hatten, der dort sehr offen über 
die Probleme gesprochen hat, das muss man ihm 
lassen, der hat nichts versucht zu verschleiern. Aber 
es war für mich schon erschreckend, zu hören, dass 
die Deutsche Bahn bis heute keine Möglichkeit hat, 
irgendwo mal einen gesamten ICE binnen kürzester 
Zeit abzutauen, wenn er von unten vereist ist. Über 
Probleme, die mit dem Niedrigflur und der Problema-
tik Vereisung einhergehen, gar nicht zu reden. Ich 
meine, da kann man auch mal fragen, ob man sich 
vielleicht mit der Transsibirischen Eisenbahn unter-
halten sollte, die fährt im Winter auch. Aber Scherz 
beiseite, gerade die Darstellung dieser Probleme war 
für mich schon schockierend. Deswegen fordern wir 
das hier noch einmal.  
 
Wir fordern auch, dass die Bahn entsprechende 
Werkstattkapazitäten schafft, um in künftigen Wintern 
gewappnet zu sein und dass entsprechende Werk-
stattkapazitäten, die wir in Thüringen auch haben, die 
zwar momentan wie in Saalfeld für den Güterverkehr 
genutzt werden, erhalten bleiben und dann meinetwe-
gen auch für den Personenfernverkehr genutzt wer-
den. 
 
Wir fordern natürlich auch eine zügige Wiederein-
schaltung der Neigetechnik im Regionalverkehr und 
eine Sicherung der dauerhaften technischen Verfüg-
barkeit. Auch wenn die Folien, die von Herrn Brehm 
gezeigt wurden, letztendlich nur einen Zeitverlust 
von 2 Minuten aufgewiesen haben für den Bereich 
des Regionalverkehrs in Thüringen, wenn ich die 
längste Strecke zugrunde lege, bei der kürzesten 
waren es 14 Sekunden, ist die Neigetechnik hier wie-
der einzuschalten, entsprechend auch einzusetzen, 
weil wir andererseits wissen, dass aufgrund von In-
frastrukturproblemen im Schienenbereich die Fahr-
pläne zum Teil so eng gestrickt sind, dass 2 Minu-
ten schon darüber entscheiden, kriege ich den An-
schluss noch oder kriege ich den nicht mehr. Das 
ist oftmals kein böser Wille, wenn der Anschlusszug 
dann abgefahren ist, sondern es ist eigentlich auf-
grund der Fahrplansituation gar nicht anders mach-
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bar. 
 
All diese Dinge haben wir in unserem Antrag noch 
mal konkret aufgelistet. Ich würde mir wünschen, 
dass dieser Antrag hier im Plenum eine breite Mehr-
heit bekommt, um auch ein deutliches Signal in Rich-
tung Bahn AG zu senden, aber auch ein deutliches 
Signal in Richtung Bund, der als Eigentümer der 
Bahn und als der Verantwortliche für die Schienen-
infrastruktur in Verantwortung steht. So kann man 
hier in Thüringen mit uns nicht umgehen. Wir lie-
gen in der Mitte Deutschlands, wir sind ein zentra-
les Land, auch in Bezug auf europäische Verkehrs-
ströme. Wir brauchen eine entsprechende Bahninf-
rastruktur, wir brauchen die Fernverkehrsanbindung. 
Deshalb bitte ich Sie um Zustimmung zu unserem 
Antrag. 
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat Abgeord-
nete Schubert von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN. 
 
Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Frau Doht, ich habe mich über einige Ihrer 
Aussagen sehr gefreut. Sie haben das Projekt Stutt-
gart 21 als unnötiges Prestigeobjekt bezeichnet.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Das habe ich so wahrgenommen. Das entspricht 
genau unserer Auffassung. Es ist, glaube ich, be-
kannt, dass wir uns als die GRÜNEN dagegen aus-
gesprochen haben. Aber auch die ICE-Trasse, ein 
Verkehrsprojekt Deutscher Einheit, die im Moment in 
Thüringen gebaut wird, ist so ein Prestigeobjekt und 
entbehrlich. 
 

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: 
Quatsch!) 

 
Die ist unter Schwarz-Rot vorangetrieben worden, 
zuerst Schwarz-Gelb, und sie ist nach wie vor un-
nötig. Sie ist unwirtschaftlich. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)  

 
Wir haben als GRÜNE-Bundestagsfraktion dazu 
auch noch mal den Kosten-Nutzen-Faktor ausgerech-
net, der liegt bei 0,5. Wenn sie wirtschaftlich sein wol-
len, dann müssen sie über 1,0 kommen. Das ist ein-

fach nicht der Fall. Die Bahn hatte angekündigt, dass 
sie auf der Trasse im großen Stil Güterverkehr be-
treiben will. Jetzt kommt heraus, dass das gar nicht 
geht. Die Personenzüge und die Güterverkehrszü-
ge können sich im Tunnel nicht begegnen. Das ist 
konstruktionstechnisch nicht möglich. Die Güterver-
kehrszüge können auch nicht vor dem Tunnel war-
ten, weil die Steigungen zu steil sind. Insofern gibt es 
nur ein kleines, schmales Zeitfenster nachts, wo die-
ser Güterverkehr stattfinden kann. Das ist sehr be-
dauerlich, aber nicht zu ändern. Dazu bin ich Realpo-
litikerin genug, dass wir diesen Bau nicht mehr auf-
halten werden. Es sind auch schon so viele Milliar-
den in dieses Projekt geflossen. Ich bin auch Real-
politikerin genug, um zu sehen, dass wir sehr wahr-
scheinlich keinen ICE haben werden auf der Saa-
letal-Frankenwald-Bahnstrecke. 
 
Das Land wollte die ICE-Trasse und hätte auch schon 
früher sehen müssen, dass es diese Änderungen im 
Osten Thüringens geben wird, Veränderungen, de-
nen man frühzeitig begegnen muss. Wenn wir uns 
gestern dazu durchgerungen hätten, unseren An-
trag wenigstens an den Ausschuss zu überweisen 
und in Richtung eines Thüringentaktes zu arbeiten, 
dann wären wir wahrscheinlich auch schneller an der 
Stelle, wo man sein muss. 
 
Wir wissen oder Herr Carius hat es angesprochen, 
dass wir uns über Regionalplanung unterhalten müs-
sen. Das wäre zum Beispiel ein Ansatzpunkt, gewis-
se Knoten festzuhalten, mit denen man dann einen 
Regionalverkehr machen kann. Ich glaube, eine gute 
Alternative auf der Strecke Jena könnten zum Bei-
spiel auch schnelle Regionalexpresse sein, die dann 
natürlich auch Zubringer sein müssen für die ICE-
Trasse, hat auch den Vorteil - auf der Nord-Süd-Stre-
cke nach Berlin -, dass man dann Fahrräder mitneh-
men kann. 
 
Jetzt komme ich noch mal zu den technischen Prob-
lemen, die ja auch in den Anträgen hier angespro-
chen worden sind. Da bin ich ganz bei Frau Lukin. 
Wir müssen auch mal wieder schauen, was der Bund 
eigentlich an der Stelle macht. Was macht Schwarz-
Gelb und was hat Schwarz-Rot gemacht? Es war ur-
sprünglich mal vereinbart, dass die Mauteinnahmen 
zu 50 Prozent in die Schiene gehen; das tun sie aber 
nicht. Die gehen nämlich mehrheitlich in die Stra-
ße. Hätten wir diese ungleiche Verteilung nicht, dann 
hätten wir diese 50 Mio. für die Elektrifizierung und 
den Ausbau der Mitte-Deutschland-Verbindung schon 
längst im Sack. Das ist ein Problem. Da bitte ich Sie 
doch mal, auf Ihre Kollegen im Bund einzuwirken.  
 
Herr Ramsauer geht damit ja sogar durch das Land 
und sagt, wir wollen alle Mauteinnahmen in die Stra-
ße geben. Schade, das ist eine verfehlte Verkehrs-
politik. Wir möchten doch appellieren, wenn Sie jetzt 
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die Thüringer Sicht kennen und wissen, wie sich die 
Bundespolitik in den Bundesländern auswirkt: Wer-
den Sie aktiv!  
 
Wir bedanken uns ausdrücklich für den Antrag der 
LINKEN. Vielleicht ist an dieser Stelle doch mal ei-
ne Chance - bis jetzt haben Sie alle Anträge der Op-
position abgelehnt in dieser Sitzung -, zu würdigen, 
dass wir Fachausschüsse haben, die diese Thematik 
ausführlicher beraten können, als wir das hier tun. 
Insofern schließen wir uns dem Überweisungswunsch 
an und bitten dazu um Ihre Zustimmung. Danke 
schön. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat Abgeord-
nete Tasch von der CDU-Fraktion. 
 
Abgeordnete Tasch, CDU: 
 
Lieber Herr Präsident - ich habe jetzt noch mal ge-
schaut, wer hier oben sitzt, das geht einem sonst 
immer so schlecht über die Lippen, nicht dass ich hier 
noch eine drauf bekomme -, 
 

(Zwischenruf Abg. Siegesmund, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Keine  
Gewalt.) 

 
meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kol-
legen, was die GRÜNEN wollen, Frau Schubert, das 
verstehe ich nicht.  
 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Es geht  
um die Streckenführung, Frau Tasch.) 

 
Das kann man auch nicht verstehen, weil das nichts 
mit dem realen Leben zu tun hat. Sie wollen mehr 
Verkehr auf der Schiene, sind aber gegen ICEs. Da 
frage ich mich immer, ob Sie überhaupt mitfahren 
und wissen, warum Leute überhaupt Zug fahren. 
Zug ist eine Alternative, wenn Zugverkehre schnel-
ler sind, wenn ich schnelle Anbindungen habe, wenn 
ich einen Vorteil habe, mein Auto stehen zu lassen, 
dann nutzen Menschen die Deutsche Bahn oder 
auch andere Verkehrsunternehmen auf der Schie-
ne, ansonsten nicht. 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Schiene ist ei-
ne nachhaltige und umweltfreundliche Verkehrsart. 
Sie wird aber nur dann genutzt und stärker genutzt 
werden, wenn auch entsprechende Angebote den 
Kunden gemacht werden, das heißt attraktive, gute 
Angebote im Fernverkehr und eine schnelle Anbin-
dung im Nahverkehr. Mit dem Ankündigen der Deut-

schen Bahn, zum Fahrplanwechsel im Dezember 
2010 hier erhebliche Einschnitte umzusetzen, wer-
den keine neuen Kunden gewonnen und die bisheri-
gen Fahrgäste werden abgeschreckt, weiter die Bahn 
zu nutzen. Das kann nicht ernsthaft das Ziel der Deut-
schen Bahn sein. 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf Antrag der CDU- 
und SPD-Fraktion fand am 17.02.2010 eine Anhö-
rung im Ausschuss für Bau, Landesentwicklung und 
Verkehr im Landtag zum Thema „Auswirkungen nach 
Abschaltung der Neigetechnik auf den Regionalver-
kehr“ statt. Was uns dort vom Konzernbevollmäch-
tigten der Deutschen Bahn für den Freistaat Thürin-
gen vorgetragen wurde, ich denke mal, das klang 
nicht nur für mich so, wie ein Bericht aus den Anfän-
gen der Deutschen Bahn im 19. Jahrhundert. Bei al-
lem, was er vorgetragen hat, habe ich gedacht, wir 
sind jetzt im Jahr 1800 und noch was, es fährt die 
erste Bahn und es gibt noch technische Schwierig-
keiten. Ich habe überhaupt nicht verstanden - ich bin 
technisch nicht so versiert -, wie lange man braucht, 
um ein Problem, was sie mit den Achsen haben, an-
zupacken, dass man da zehn Jahre überhaupt kei-
ne Lösung gefunden hat. Ich habe immer gedacht, 
Deutschland ist ein Hochtechnologieland, aber dass 
man zehn Jahre braucht, um ein Achsenproblem in 
den Griff zu kriegen. Dass es vielleicht nicht einfach 
ist, will ich alles anerkennen, aber wenn man vor 
100 Jahren so lange gebraucht hätte, da würde heute 
immer noch nur von Nürnberg nach Fürth ein Zug 
fahren. Seit 2005 gibt es die Probleme mit der Nei-
getechnik und erst jetzt gibt es ernsthafte Überle-
gungen, wie dieses Problem in den Griff zu bekom-
men ist. Es gibt zu wenige Fahrzeuge. Jeder, der 
zum Beispiel mit dem Regionalexpress der Linie 1 
von Göttingen über Erfurt und Jena nach Chemnitz 
fährt, der weiß, wie gut diese Strecke angenommen 
wird und wie überfüllt diese Strecke ist. Ganz zu 
schweigen von der Pünktlichkeit. Wenn man da steht, 
weiß man, fünf Minuten kann man sich Zeit neh-
men, so viel kommt der Zug jeden Tag zu spät. Ich 
bin überzeugte Bahnfahrerin und will schon seit ei-
nem Jahr Frau Holzapfel überzeugen, mit mir von 
Mühlhausen in 48 Minuten hier nach Erfurt zu fah-
ren. Ich kann sie nicht überzeugen.  
 

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: 
Einmal ist sie mitgefahren.)  

 
Einmal ist sie mitgefahren, aber nur unter Zwang. 
Ich kann sie nicht überzeugen, weil der Zug zu voll 
ist und jeden Tag zu spät kommt. Es ist kein Aus-
hängeschild für die Deutsche Bahn, wenn ich mehr 
Kunden an mich binden will, wenn ich immer zu spät 
komme und noch schlimmer ist, man kommt in Er-
furt kaum raus. Wie die Züge überhaupt gebaut sind 
für Behinderte, das steht noch auf einem ganz an-
deren Stern. Ich glaube, es ist unverantwortlich von-
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seiten der Bahn, jahrelang diese Probleme vor sich 
herzuschieben und überhaupt keine Lösungen an-
zubieten.  
 

(Beifall CDU)  
 
Die in Rede stehenden Kürzungen - ich habe es ge-
rade gesagt - im Fernverkehr und in Fahrzeugver-
längerungen im Nahverkehr sind das Ergebnis von 
vielen Jahren des untätigen Zuschauens. Ich finde, 
so geht es nicht.  
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch für den Tou-
rismus im Freistaat Thüringen ist eine attraktive Fern-
verkehrsanbindung wichtig. Da soll nun ausgerech-
net der ICE auf der Linie 50 Frankfurt/Main-Dres-
den nur noch zweistündlich fahren? Die Krönung die-
ses Ansinnens ist, dass der ICE-Halt in Weimar und 
in Eisenach wegfällt. Wir sind derzeit dabei und wol-
len die Lutherdekade bewerben; Luther war nun 
mal bekanntlich auf der Wartburg. Da sitzt dann der 
Tourist, der die Wartburg besuchen will, im ICE und 
kann sich ansehen, wo die Wartburg ist, fährt bis 
Erfurt und dann wieder zurück. Ich weiß nicht, wie 
viele Leute das nutzen. Das können nur ganz ext-
reme Bahnfans sein, ein normaler Mensch macht die-
ses nicht. Dasselbe ist Weimar.  
 

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Dass  
du Luther in den Mund nimmst, ist schon 
mal gut. ) 

 
Ja, die heilige Elisabeth war auch auf der Wartburg, 
aber jetzt haben wir die Lutherdekade 
 

(Beifall CDU)  
 
und wollen damit werben. Die Wartburg ist nun mal 
ein Anziehungspunkt, Weltkulturerbe. Wir haben hier 
Chancen, Touristen nach Thüringen zu bringen, aber 
wenn wir nur noch durchfahren, kann keiner mehr 
aussteigen und es kommen weniger Leute. Das-
selbe gilt natürlich auch für Weimar. Das Bauhaus-
jubiläum steht an und auch hier muss der Reisen-
de entweder in Erfurt aussteigen oder fährt an Wei-
mar vorbei. Ich habe extra noch mal geschaut, wie 
sich der Tourismus in den Städten in den letzten Jah-
ren entwickelt hat. Ich habe mir die zwei aktuellen 
Zahlen von Eisenach und Weimar herausgesucht. 
2009 hatte Eisenach gegenüber 2008 10,3 Prozent 
Zuwachs bei den Ankünften und Weimar 8,4 Pro-
zent. Die anderen Jahre hat es auch gute Zuwäch-
se gegeben. Die Bahnpolitik bedeutet für Thüringen 
auch eine Schwächung unseres Wirtschaftsstand-
ortes Thüringen und auch Einbrüche im Tourismus. 
Das können wir in diesem Hohen Hause nicht gut-
heißen und müssen alles dafür tun, dass diese Kür-
zungen nicht kommen.  
 

Was passiert auf der ICE-Strecke 28 München-Leip-
zig-Berlin nach Fahrplanwechsel? Es steht in Re-
de, der ICE-Halt Saalfeld soll in einem anderen Stun-
dentakt erfolgen. Das bedeutet, dass für die Fahrgäs-
te zusätzliches Umsteigen erfolgt. Das ist auch wie-
der so eine Maßnahme, die nicht dazu beiträgt, dass 
ein Kunde mehr die Deutsche Bahn nutzt. Manchmal 
habe ich den Eindruck, die Obersten bei der Deut-
schen Bahn fahren selbst nicht mit, sonst wüssten sie 
besser Bescheid und würden solche umständlichen 
Verbindungen aus dem 19. Jahrhundert abschaffen. 
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
Wenn man mal in die Geschichte schaut, in den 
30er-Jahren gab es einen Zug von Hamburg nach 
Berlin, der war schneller - der hat auch einen Na-
men, ich komme jetzt nur nicht drauf, 
 

(Zwischenruf Abg. Bergemann, CDU: 
Blauer Express.) 

 
Blauer Express, danke schön, Herr Bergemann - als 
heute die Verbindung jemals ist. Ich habe manch-
mal den Eindruck, die Deutsche Bahn will den letz-
ten Bahnfahrer noch vergraulen, dass gar keiner 
mehr mitfährt und dann sagt man, wir würden ja gern 
fahren, aber es fährt keiner mit und jetzt müssen wir 
alles zumachen. Ich denke mal, das können wir nicht 
zulassen.  
 
Sehr geehrter Herr Minister Carius, vielen Dank noch 
mal für Ihren Redebeitrag. Ich habe dem entnom-
men, dass Sie zukünftig auch Bahnfan werden 
 

(Zwischenruf Carius, Minister für Bau, 
Landesentwicklung und Verkehr: Ich bin 
schon Bahnfan und habe eine sehr pla-
tonische Beziehung zu ihr.) 

 
(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Er soll 
erst mal aufs Fahrrad umsteigen.) 

 
- Sie sind schon Bahnfan -, dass Sie hier auch noch 
einmal ganz deutlich machen, dass das so nicht 
geht, dass wir das so im Freistaat Thüringen nicht 
hinnehmen können. Ich habe es aufgezählt, Frau 
Doht hat viele Sachen aufgezählt, warum es nicht 
geht, das muss man jetzt nicht alles noch mal wie-
derholen, es steht ja in unserem Antrag drin. Unser 
gemeinsamer Antrag soll auch noch einmal deut-
lich machen, dass nicht nur die Landesregierung hier 
noch mal aktiv wird, sondern dass das Parlament 
dahintersteht, dass es so nicht geht, dass wir mit 
der Politik der Deutschen Bahn im Freistaat Thürin-
gen überhaupt nicht einverstanden sind. Wir haben 
einen Alternativantrag dazu erarbeitet, weil uns der 
Antrag der LINKEN zu unkonkret war, nicht noch mal 
explizit auch auf die Thüringer Gegebenheiten auf-
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merksam gemacht hat. Unserer ist sehr konkret und 
wir halten ihn für wichtig und wir werben auch darum, 
dass hier eine breite Zustimmung erfolgt, dass wir un-
sere Position gegenüber der Bundesregierung und 
auch gegenüber der Deutschen Bahn noch mal mit 
Zustimmung des Parlaments bekräftigen können. 
Deshalb werbe ich noch einmal, bitte stimmen Sie 
unserem Antrag zu. Danke schön. 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat Abgeord-
neter Untermann von der FDP-Fraktion. 
 
Abgeordneter Untermann, FDP: 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren! Herr Minister, vielen Dank für das Schreiben, 
was Sie an die Verantwortlichen der Bahn gesandt 
haben. Sie haben da unsere vollste Unterstützung 
und die FDP steht hinter diesen Forderungen ohne 
jede andere Sache. Zur Sicherung des Fernverkehrs 
und des Regionalverkehrs der Bahn in Thüringen gibt 
es zwei wichtige Vorhaben, die auf das gesamte 
System im Thüringer Raum Auswirkungen haben. 
Das ist zum Ersten die Fertigstellung der ICE-Tras-
se München-Nürnberg-Erfurt-Halle-Berlin, wie hier 
schon öfter gesagt. Mit dem zügigen Weiterbau und 
der fristgerechten Übergabe verbinden sich viele wei-
tere Probleme im Umfeld und im Anschlussbereich. 
Frau Dr. Lukin hatte das erwähnt, Frau Tasch auch, 
dass wir in Jena eine Verkehrskonferenz hatten. Die 
hatte zwei Höhepunkte. Der eine Höhepunkt war mei-
ner Meinung, dass alle die Resolution an die Bahn 
unterschrieben haben. Der andere Höhepunkt - ich 
muss das jetzt mal so sagen - kam aus der Ecke der 
GRÜNEN aus Bayern. Herr Dr. Augsten ist leider 
nicht da - das Wort Sippenhaft gibt es für mich ei-
gentlich gar nicht, auch wenn Sie vorhin diesen Aus-
druck gebraucht haben, wollte ich eigentlich das ähn-
lich sagen, dass ein bayerischer Grüner aufstand und 
sagte, wenn es nach ihm ginge, müssten wir sofort 
aufhören, die Strecke zu bauen. Nun hatte ich ange-
nommen, dass die GRÜNEN in Thüringen da etwas 
verständlicher sind, weil ja auch keine Reaktion da-
rauf kam, aber dass Sie heute so in dieselbe Rich-
tung denken, 
  

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ganz  
genau zuhören!) 

 
da kann ich nicht mitgehen und das ist auch töricht 
meiner Meinung nach. Stellen Sie sich das einmal 
bildlich vor, wenn man jetzt sämtliche Baustellten hier 
stoppen würde, die Tunnel, die fertig sind, wollen Sie 
da die Füchse drin übernachten lassen oder die Ar-
beitsplätze, die dann wegfallen würden in den nächs-
ten fünf, sechs oder sieben Jahren. Das sind doch 

alles Faktoren, die da auch mit reinspielen. Also un-
sere Meinung ist, diese Strecke hat Vorrang. Die wird 
ja nicht nur bei uns gebraucht, die wird in Berlin ge-
braucht, die wird in München gebraucht, die wird in 
Nürnberg und Halle gebraucht. Daran lassen wir nicht 
drehen. Das ist eine Nummer 1 und da sollte sich 
eigentlich auch kein Politiker dagegenstellen, denn 
das kommt auch draußen nicht gut an.  
 
Die Mitte-Deutschland-Verbindung, die eine schnel-
le Anbindung Ost- und Westthüringens garantieren 
muss, ist der zweite Schwerpunkt. Die Mitte-Deutsch-
land-Verbindung hat aber auch enorme Bedeutung 
bei der Ost-West-Verbindung von Paderborn nach 
Eisenach bis Chemnitz oder Dresden. Das war hier 
auch schon erwähnt worden. Diese Strecke ist zwei-
gleisig auszubauen und die Elektrifizierung kann mei-
ner Meinung nach auch später durchgeführt werden. 
Wichtig ist, dass sich hier die Züge ordentlich be-
gegnen können, damit auch der Güterverkehr wie-
der richtig und ordentlich funktioniert. Züge müssen 
in einem Stundentakt fahren, ausgenommen die ver-
kehrsschwachen Zeiten, die dann im Zweistunden-
takt bedient werden können.  
 
Ich muss noch einmal auf diese Konferenz zurück-
kommen. Da hatte Herr Brehm von der Bahn von ei-
nem Vierstundentakt gesprochen. Meine Damen und 
Herren, bei einem Vierstundentakt stirbt die Strecke 
ab. Im Vierstundentakt zu fahren, das ist sinnlos und 
ist auch von uns abzulehnen, nicht nur wegen der 
Gäste, auch vom Betriebsablauf der Bahn, diese Zü-
ge stehen ja mehr als sie fahren. Das kann nicht im 
Sinne der Beweglichkeit sein.  
 
Es wird in Thüringen eine europaweite Ausschrei-
bung erfolgen über die Betreiber des Dieselnetzes 
Ostthüringen. Hier wird der Zweistundentakt gefor-
dert, als höchstes der Zweistundentakt, und das 
Merkwürdige ist, die Bahn wird sich ja auch für die-
se Strecke mit bewerben. Da muss man sicher ein-
deutig sagen, wenn sie sich zu dem Zweistunden-
takt, höchstens Zweistundentakt oder Einstunden-
takt nicht bekennen, ich denke einmal, da werden 
sie ganz schlechte Karten haben, überhaupt weiter-
fahren zu können.  
 
Zur Kenntnis nur noch einmal: Solche Strecken wie 
Gera-Weida-Zeulenroda, Leipzig-Zeitz-Gera, Gera-
Weida-Triptis-Saalfeld, Erfurt-Arnstadt-Rottenbach, 
Erfurt-Weimar-Göschwitz-Gera, Erfurt-Weimar-Apol-
da gehören dazu. Dies soll schon im Jahr 2012 zum 
Tragen kommen. Im Zuge dieser Maßnahme erhalten 
die Betreiber aber auch die Möglichkeit, das Umfeld 
der Reisenden zu verbessern. Ich denke hier ein-
mal ganz speziell an die vielen Bahnhöfe in Thürin-
gen, die noch als Schandfleck vorhanden sind. Wir 
haben u.a. einen supermodernen Erfurter Hauptbahn-
hof. Wenn ich mir aber Apolda vorstelle, ich war in 
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Apolda und habe mir den Bahnhof einmal ange-
schaut. Ich habe vor über 40 Jahren einmal angefan-
gen, bei der Reichsbahn zu lernen. Ich sage Ihnen, 
ohne die DDR jetzt hervorzuheben, der Bahnhof sah 
damals besser aus als heute. Das können wir uns 
in Deutschland nicht leisten, mit solchen Ansichten 
der Bahn. Außerhalb des Protokolls, sage ich ein-
mal, es ist nicht einmal eine Bedürfnisanstalt vor-
handen. Da haben wir noch viel Nachholbedarf. 
 

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU:  
Das haben wir nicht gehört.) 

 
Das hat doch keiner gesagt. Oder wenn ich mir vor 
meiner Haustür den Bahnhof in Kölleda z.B. anse-
he, ich brauche gar nicht so weit zu schauen. Als 
Bahner, der auch auf den Strecken fährt, müsste man 
sich eigentlich schämen.  
 
Was mir auch noch fehlt in den Ausführungen die-
ser beiden Anträge, ist, dass wir Nordthüringen ei-
gentlich gar nicht erwähnen.  
 

(Beifall FDP) 
 
Dann wäre einmal interessant zu wissen, ob es in 
Richtung Nordhausen oder Sondershausen irgend-
welche Sachen vonseiten der Regierung gibt. Viel-
leicht machen wir daraus einmal eine Anfrage.  
 

(Zwischenruf Carius, Minister für Bau, 
Landesentwicklung und Verkehr: Die be-
antworte ich gern. An Nordhausen sind 
wir dran.) 

 
Das ist in Ordnung. Zum Abschluss möchte ich noch 
auf die kleinen Regionalbahnen hinweisen. Hier sollte 
der Trend zur weiteren Privatisierung gehen. Das hat 
sich zum größten Teil ganz gut gemacht. Förder-
mittel sollten dann aber nur noch nach genauer Prü-
fung vergeben werden, das hatte ich ja gestern schon 
betont, dass diese auch da verwendet werden, wo 
es sein muss. Es muss also nicht sein, dass ein Zug 
fährt, der nur mit drei Leuten besetzt ist. Ich habe 
bei mir eine solche Bahn auch vor der Tür, die so-
genannte Pfefferminzbahn. Es ist manchmal trau-
rig - da fahren auch Busse parallel - da sitzt einer 
drin. Ob das alles so gewollt ist, das wage ich zu 
bezweifeln.  
 
Parallelfahrten von Bahn und Bus müssen auf den 
Prüfstand und nach wirtschaftlichen und fahrgast-
freundlichen Überprüfungen jeweils entflochten wer-
den. Da ich in beiden Anträgen wichtige Faktoren 
sehe, die hier besprochen werden sollten, würde ich 
Sie bitten, auch vielleicht die CDU, beide Anträge an 
den Ausschuss für Bau, Landesentwicklung und Ver-
kehr zu überweisen. Danke schön.  
 

(Beifall FDP) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Herr Abgeordneter. Um das Wort hat noch 
einmal Abgeordnete Schubert von der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gebeten. 
 
Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Un-
termann, ich habe nicht gefordert, den Bau der Stre-
cke zu stoppen, aber ich gestatte mir in diesem Ho-
hen Hause auch zu sagen, was vor 20 Jahren in 
diesem Land schiefgelaufen ist. Und vielleicht noch 
einmal, da es nicht mehr alle wissen: 
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Wir haben bereits eine ICE-Strecke, die von Berlin 
nach München geht. Man hätte ehrlicherweise mal 
die Alternative prüfen sollen, wie man diese aus-
bauen kann.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Zugegeben, wir haben eine kurvenreiche Strecke im 
Thüringer Wald und man wäre vielleicht nicht auf 
die Geschwindigkeit gekommen, aber angesichts 
der Tatsache, dass sich das ganze Ding auch über 
15 Jahre, in denen jetzt schon irgendwelche Stahl-
träger in der Landschaft herumstehen, wirtschaftlich 
nicht rechnet, wäre es sehr wahrscheinlich die bes-
sere Alternative gewesen. Das ist jetzt vorbei, das 
akzeptieren wir.  
 
Frau Tasch, Sie haben mich nicht verstanden, des-
wegen möchte ich auch noch einmal die Gelegen-
heit ergreifen, Ihnen ein paar Dinge zu erklären. Nur 
weil die Bahn ein alternatives Verkehrsmittel ist, muss 
man im Thüringer Wald nicht so viel Geld verbud-
deln wie in ganz Nordrhein-Westfalen. Das passiert 
nämlich gerade zurzeit.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Ich weiß nicht, ob alle in Thüringen die Auffassung 
teilen, dass mit einem ICE-Halt - von Nord nach Süd 
gesehen - in Erfurt, man dann ein attraktives Fern-
verkehrsangebot hat. Ich glaube nicht.  
 
Noch ein letzter Punkt zu dem Thema technische 
Probleme und Ausfälle. Am Ende ist es eine Frage, 
wie viel gibt der Bund an Geld? Es ist ganz einfach, 
hätte die Bahn genug Geld, dann hätte es ganz viele 
Ersatzzüge gegeben, dann hätte man in Ruhe das 
Problem der Achsen, das Problem der Neigetech-
nik reparieren können. Da das nicht der Fall ist, ha-
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ben wir jetzt die Mesalliance und deswegen haben 
wir auch die ganze Ausdünnung. Frau Doht, man 
kann viel fordern, Sie fordern diesen ganzen Katalog, 
aber es bleibt ein bisschen plakativ. Es ist sehr spät, 
was Sie alles fordern.  
 
Noch mal: Wenn wir nicht dazu kommen, dass wir 
der Schiene mindestens so viel Geld geben wie der 
Straße, dann werden wir nicht viel erreichen. Vielen 
Dank. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Frau Abgeordnete Schubert. Damit erschöpft 
sich die Redeliste. Ich schließe die Debatte und wir 
kommen zur Abstimmung. Wir beginnen mit der Ab-
stimmung über den Antrag der Fraktion DIE LINKE 
in der Drucksache 5/639. Die Fraktion DIE LINKE, 
die Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
die Fraktion der FDP haben eine Überweisung an 
den Ausschuss für Bau, Landesentwicklung und Ver-
kehr beantragt. Habe ich das jetzt alles ordentlich zu-
sammengefasst oder gibt es weitere Ausschüsse? 
Das ist nicht der Fall. Dann frage ich: Wer dieser 
Überweisung zustimmt, den bitte ich jetzt um sein 
Handzeichen. Danke. Gegenstimmen? Das müssen 
wir zählen. Ich frage noch mal: Wer stimmt diesem 
Antrag auf Ausschussüberweisung zu, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. Das sind 28 Jastimmen. 
Wer stimmt gegen die Ausschussüberweisung? Das 
sind 32 Stimmen. Damit ist der Antrag auf Ausschuss-
überweisung abgelehnt.  
 

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE 
LINKE: Bei 5 Stimmen, die reingekom-
men sind.) 

 
Wir stimmen deshalb jetzt direkt über den Antrag 
der Fraktion DIE LINKE in der Drucksache 5/639 ab. 
Wer diesem Antrag direkt zustimmen möchte, den 
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Danke. Gegen-
stimmen? Danke. Das ist die Mehrheit. Damit ist die-
ser Antrag abgelehnt.  
 
Kommen wir zur Abstimmung über den Alternativ-
antrag der Fraktionen von CDU und SPD. Hier hat die 
Fraktion der FDP eine Überweisung an den Aus-
schuss für Bau, Landesentwicklung und Verkehr be-
antragt. Wer dieser Ausschussüberweisung zustimmt, 
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Danke. Ge-
genstimmen? Das ist die Mehrheit. Damit ist eine 
Ausschussüberweisung abgelehnt. 
 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Enthal- 
tungen gibt es auch.) 

 

Habe ich eine Enthaltung übersehen?  
 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Sie ha- 
ben das überhaupt nicht aufgerufen.) 

 
Entschuldigung. Enthaltungen? Mit Enthaltung der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und einzelnen 
Stimmen aus der Fraktion DIE LINKE ist die Aus-
schussüberweisung abgelehnt.  
 
Wir kommen jetzt zur direkten Abstimmung über den 
Antrag. Wer dem Alternativantrag der Fraktionen von 
CDU und SPD in der Drucksache 5/677 zustimmen 
möchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Dan-
ke schön. Gegenstimmen? Enthaltungen? Bei einzel-
nen Enthaltungen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Fraktion DIE LINKE mit großer 
Mehrheit angenommen. 
 
Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 20 
 

Fragestunde 
 
Wir hatten uns zu Beginn darauf verständigt, diesen 
Tagesordnungspunkt um 14.00 Uhr aufzurufen. Ich 
will dieses jetzt schon tun. Ich bitte das Innenminis-
terium zu informieren, dass wir jetzt schon in diese 
Debatte eintreten. 
 
Ich rufe auf die Mündliche Anfrage der Abgeordne-
ten Stange und Hauboldt von der Fraktion DIE LINKE 
in der Drucksache 5/650. 
 
Abgeordneter Hauboldt, DIE LINKE: 
 
Integrative Beschulung in Ebeleben weiter fortsetzen 
 
Nach Informationen der Elternsprecher der Finneck-
Schule „Maria Martha“, Außenstelle Ebeleben, wurde 
die seit vielen Jahren praktizierte integrative Beschu-
lung von Schülerinnen und Schülern mit geistiger 
Behinderung der 5. und 7. Klasse in der Ebelebe-
ner Regelschule beendet, indem die Lehrerkonfe-
renz die vor Jahren beschlossene Kooperation auf-
hob. Die Eltern der Kinder aus der Finneck-Schule 
„Maria Martha“ wandten sich mit einem offenen Brief 
an den Minister für Bildung, Wissenschaft und Kul-
tur, Herrn Matschie, und baten um Hilfe. 
 
Wir fragen die Landesregierung: 
 
1. Mit welchen Schwerpunkten und Zielen bestand 
die Kooperation zwischen dem privaten Träger der 
Finneck-Schule „Maria Martha“ und dem Schulamt 
Artern bzw. dem Schulverwaltungsamt des Kyffhäu-
serkreises? 
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2. Was wurde seitens der Landesregierung vor dem 
Hintergrund der Entscheidung der Lehrerkonferenz 
der Regelschule Ebeleben, die Kooperation auslau-
fen zu lassen, unternommen, um den Rechtsan-
spruch auf eine integrative Beschulung der o.g. Kin-
der in der Regelschule Ebeleben fortzuführen? 
 
3. Welche Projekte einschließlich dazu bestehender 
Vereinbarungen zwischen verschiedenen Trägern zur 
Integration behinderter Kinder mit dem Beginn der 
Bildungschance im Kindergarten über die Grund-
schule bis zum Besuch der Regelschule in Thürin-
gen sind der Landesregierung bekannt? 
 
4. Sieht die Landesregierung einen Regelungsbe-
darf in der Thüringer Gesetzgebung oder auf Grund-
lage einer Verordnung, Kooperationsmodelle anzu-
erkennen und zu befördern, und wie wird dies be-
gründet? 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur. Herr Staats-
sekretär Prof. Merten, Sie haben das Wort. 
 
Prof. Dr. Merten, Staatssekretär: 
 
Vielen Dank, Herr Präsident. Meine Damen und Her-
ren, die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Stange 
und Hauboldt beantworte ich namens der Landes-
regierung wie folgt: 
 
Zu Frage 1: Der Stiftung Finneck als freier Träger ei-
ner Förderschule in Rastenberg wurde im Jahr 2003 
die Nutzung eines Klassenraums der staatlichen 
Grundschule „Adolf Diesterweg“ Ebeleben als Außen-
stelle der Finneck-Schule im Rahmen des Projekts 
„Lernen unter einem Dach“ genehmigt. Es besteht 
zwischen der Stiftung Finneck, dem staatlichen Schul-
amt Artern und dem Kyffhäuserkreis eine Rah-
menkooperationsvereinbarung „Lernen unter einem 
Dach“, welche Grundsätze der Zusammenarbeit der 
Partner regelt. Danach unterrichten und erziehen die 
Lehrer der jeweiligen Schule die ihnen anvertrauten 
Schüler in eigener pädagogischer Verantwortung. 
 
Zu Frage 2: Die Lehrerkonferenz der Regelschule 
Ebeleben hat am 8. Februar 2010 einstimmig be-
schlossen, die Beschulung der fünf Schüler der Finn-
eck-Stiftung in der Klasse 7 fortzuführen und jegliche 
weitere Zusammenarbeit mit der Stiftung Finneck zu 
beenden. Das Thüringer Ministerium für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur ging nach Kenntnisnahme die-
ses Beschlusses davon aus, dass das Projekt „Ler-
nen unter einem Dach“ mit den derzeitigen Schü-
lern der Klasse 5 und 7 im bisherigen Umfang fort-
gesetzt wird und dass ab dem nächsten Schuljahr 
keine weiteren Schüler der Stiftung Finneck mehr 

mit Schülern der Regelschule Ebeleben unter einem 
Dach unterrichtet werden. Ein Rechtsanspruch auf 
die integrative Beschulung von Schülern mit son-
derpädagogischem Förderbedarf im Bereich der geis-
tigen Entwicklung besteht im Übrigen nicht, da die-
se Schüler nicht Schüler der Staatlichen Regelschule 
Ebeleben sind, sondern Schüler der freien Schule. 
Als Schüler der Stiftung Finneck werden diese vom 
Land finanziert. Darüber hinaus verweise ich auf 
§ 1 Abs. 2 Thüringer Förderschulgesetz.  
 
Zu Frage 3: Der Landesregierung ist bekannt, dass 
es das Projekt „Lernen unter einem Dach“ bei der 
Stiftung Finneck gibt. Hierzu sind folgende Koope-
rationen zwischen der Stiftung und den staatlichen 
Schulen bekannt: mit der Grundschule Rastenberg, 
mit der Grundschule „Adolph Diesterweg“ Ebeleben, 
mit der Regelschule Ebeleben, mit der Regelschu-
le „Christian Gotthilf Salzmann“ Sömmerda, mit der 
Regelschule „Prof. Gräfe“ Buttstädt und mit der 
Grundschule „Lindenschule“ Sömmerda. Weitere Pro-
jekte dieser Art sind der Landesregierung nicht be-
kannt. Thüringenweit werden in diesem Schuljahr 
über 21 Prozent der Schülerinnen und Schüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf im gemeinsa-
men Unterricht an den staatlichen Grundschulen, Re-
gelschulen und Gymnasien unterrichtet. Gemeinsa-
mer Unterricht bedeutet, dass die Schülerinnen und 
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf ge-
meinsam mit anderen Schülerinnen und Schülern in 
einer Lerngruppe unterrichtet werden.  
 
Zu Frage 4: Nein.  
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Es gibt eine Nachfrage durch den Abgeordneten 
Hauboldt. 
 
Abgeordneter Hauboldt, DIE LINKE: 
 
Herr Staatssekretär, nur noch mal zum richtigen Ver-
ständnis, Sie haben gesagt, mit Beschluss der Leh-
rerkonferenz 08.02. wurde beschlossen, den Rah-
menkooperationsvertrag weiterzuführen. Habe ich 
das so richtig verstanden? Mir war bekannt, dass 
die Lehrerkonferenz den Beschluss gefasst hat, die-
ses nicht weiterzuführen. Jetzt haben Sie noch ein-
mal zur Kenntnis gegeben, es wird weiter beschult, 
erst mit Auslaufen oder mit Beginn des neuen Schul-
jahres soll das nicht mehr stattfinden. Ich will noch 
mal die Frage anknüpfen: Der Rahmenkooperations-
vertrag besteht weiter bzw. es ist ein neuer gefer-
tigt und unterschrieben worden?  
 
Prof. Dr. Merten, Staatssekretär: 
 
Es besteht ein Rahmenkooperationsvertrag und der 
besteht weiterhin fort. Die Beschulung der Schüle-
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rinnen und Schüler ist auch im kommenden Schul-
jahr sichergestellt.  
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Es gibt eine Nachfrage durch die Abgeordnete Sojka. 
 
Abgeordnete Sojka, DIE LINKE: 
 
Ist Ihnen bekannt, Herr Staatssekretär, welche Grün-
de es für den Beschluss der Lehrerkonferenz gibt? 
Wäre es möglich, dass es damit begründet wird, dass 
die personelle Situation sich vor Ort so verschärft 
hat, dass dieser gemeinsame Unterricht - Lehrertan-
dems, wie Sie selber auch fordern - eigentlich vor-
sieht, dass das dann einfach nicht mehr vollzogen 
werden kann oder konnte?  
 
Die zweite Frage: Ist Ihnen bekannt, dass Eltern vor-
haben, sich wieder beim staatlichen Schulsystem 
anzumelden, um gegebenenfalls die neue Gesetzes-
lage, die es gibt, um das Landesziel Inklusion zu ver-
wirklichen, zu nutzen?  
 
Prof. Dr. Merten, Staatssekretär: 
 
Werte Frau Abgeordnete, auf beide Fragen kann 
ich eigentlich nicht antworten, weil sie Motivlagen er-
fragen, die ich nicht eruieren kann.  
 
Zu 2.: Ich kann Ihnen nicht sagen, was die Eltern 
vorhaben. Ich gehe aber davon aus, zumindest auf-
grund dessen, was ich bisher weiß, dass die Eltern 
weiterhin ihre Kinder integrativ beschulen lassen wol-
len in Ebeleben.  
 
Zur ersten Frage: Mir ist der Beschluss mitgeteilt wor-
den. Gründe dafür liegen uns im Moment nicht vor. 
Da müsste ich jetzt spekulieren, da bitte ich um Nach-
sicht, dass ich das ungern täte.  
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr 
Staatssekretär.  
 
Ich rufe auf die Mündliche Anfrage des Abgeordne-
ten Kuschel von der Fraktion DIE LINKE in der Druck-
sache 5/651.  
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Danke, Herr Präsident.  
 
Nach Gespräch klargestellt: keine Gespräche 
 
Der Innenminister hat erklärt, dass die Landesregie-
rung zwischen den Betroffenen über die Aufhebung 
des Status der kreisfreien Städte Suhl und Eisenach 

vermittle (Freies Wort vom 8. März 2010). Der Land-
rat des Wartburgkreises, Krebs (CDU), der Bürger-
meister von Bad Salzungen, Bohl (Freie Wähler), und 
der Oberbürgermeister von Eisenach, Doht (SPD), 
haben daraufhin öffentlich erklärt, dass es derartige 
Gespräche mit dem Land nicht geben würde. Am 
16. März 2010 haben die „Thüringer Allgemeine“ und 
die „Thüringische Landeszeitung“ Eisenachs darüber 
berichtet, dass in einem Gespräch der betroffenen 
Kommunen mit dem Innenstaatssekretär festgestellt 
wurde, dass es zuvor keine Gespräche zum Verlust 
der Kreisfreiheit gab. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. An welchen Gesprächen zum künftigen Status der 
Kreisfreiheit von Eisenach hat der Innenminister oder 
ein sonstiger Vertreter des Innenministeriums teilge-
nommen und wer waren die weiteren Gesprächs-
teilnehmer? 
 
2. Welche Ergebnisse hatte das Gespräch des In-
nenstaatssekretärs mit dem Landrat des Wartburg-
kreises, dem Bürgermeister von Bad Salzungen und 
dem Oberbürgermeister von Eisenach? 
 
3. Welche Strategie verfolgt die Landesregierung hin-
sichtlich der Sicherung der künftigen Aufgabener-
füllung durch die kreisfreien Städte und mit welchen 
Maßnahmen will die Landesregierung möglicherwei-
se die stärkere Vernetzung und Kooperation der Auf-
gabenerfüllung der kreisfreien Städte mit den sie um-
gebenden Landkreisen fördern? 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Für die Thüringer Landesregierung antwortet das In-
nenministerium. Herr Minister Prof. Dr. Huber, Sie 
haben das Wort. 
 
Prof. Dr. Huber, Innenminister: 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren, zur Mündlichen Anfrage des Abgeordneten Ku-
schel nehme ich für die Landesregierung wie folgt 
Stellung. 
 
Zu Frage 1: Zur Situation der kreisfreien Stadt Eise-
nach haben vor der 14. Plenarsitzung des Thürin-
ger Landtags Vertreter des Innenministeriums drei 
Gespräche geführt, die alle im Thüringer Innenmi-
nisterium stattfanden. Am 14. Dezember 2009 wur-
de ein Gespräch im Innenministerium geführt, an 
dem aufseiten der kreisfreien Stadt Eisenach unter 
anderem Herr Oberbürgermeister Doht sowie der 
Kämmerer der Stadt Eisenach teilnahmen. Das Ge-
spräch führte der Leiter der Kommunalabteilung im 
Innenministerium. Weiter waren der Präsident des 
Landesverwaltungsamts, der Leiter des Kommuna-
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len Haushaltsreferats im Innenministerium und der 
im Landesverwaltungsamt zuständige Haushalts-
sachbearbeiter anwesend. Ein weiteres Gespräch 
führte Staatssekretär Geibert mit dem Landrat des 
Wartburgkreises, Herrn Krebs, am 12. März 2010. 
Hier war außerdem der Leiter des Ministerbüros an-
wesend. Schließlich fand am 17. März 2010 ein wei-
teres Gespräch im Innenministerium statt. Daran 
nahmen insbesondere teil: Herr Oberbürgermeister 
Doht, der Leiter der Kommunalabteilung des Innenmi-
nisteriums, der Präsident des Thüringer Landesver-
waltungsamts, Referatsleiter des Innenministeriums 
sowie Bedienstete der Stadtverwaltung Eisenach und 
des Landesverwaltungsamts. 
 
Zu Frage 2: Es fanden keine Gespräche zwischen 
dem Innenstaatssekretär und dem Bürgermeister von 
Bad Salzungen und dem Oberbürgermeister von Ei-
senach statt. In dem bereits genannten Gespräch, 
das Herr Staatssekretär Geibert am 12. März 2010 
mit dem Landrat des Wartburgkreises führte, wur-
de insbesondere besprochen, dass eine freiwillige 
Rückkreisung von Eisenach nur in Betracht kommt, 
wenn der Wartburgkreis und die Stadt Eisenach zu 
einer übereinstimmenden und von beiden Seiten mit-
getragenen Lösung kommen. 
 
Zu Frage 3: In der im Oktober 2009 zwischen den 
Landesverbänden der beiden Regierungsparteien 
geschlossenen Koalitionsvereinbarung wurde un-
ter anderem ein Prüfauftrag vereinbart. Unabhängi-
ge Gutachter sollen prüfen, ob und in welchem Um-
fang und in welchem Zeitrahmen eine Funktional- 
und Gebietsreform zu Einsparungen und Effizienz-
gewinnen führen kann.  
 
Darüber haben wir heute Morgen mehr als drei Stun-
den debattiert. Vielen Dank. 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Es gibt eine Nachfrage durch den Abgeordneten 
Kuschel. 
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Danke, Herr Präsident. Ich würde gern gleich beide 
mir zustehenden Nachfragen formulieren mit Ihrem 
Einverständnis. Danke schön.  
 
Herr Minister, wie bewerten Sie in dem Zusammen-
hang zu Frage 3, wenn gemäß dem Vorschlag der 
Landesregierung an den Thüringer Landtag die Aus-
gleichszahlung für zentrale Orte - 10 Mio. € -, die 
auch die kreisfreie Stadt Eisenach stark treffen wür-
de, ersatzlos entfallen soll.  
 
Die zweite Frage: Im Rahmen einer öffentlichen Äu-
ßerung des ehemaligen Innenstaatssekretärs Baldus, 

der vor Ort in der CDU verankert ist, hat dieser aus-
gesagt, es genüge, wenn die Stadt Eisenach einen 
Antrag stellt beim Land, um das Verfahren auf den 
Weg zu bringen. Sie haben hier formuliert, Sie hät-
ten die Beteiligten darüber informiert, dass sie sich 
gemeinsam an den Verordnungsgeber, in der Fol-
ge dann an den Gesetzgeber wenden müssen. Könn-
ten Sie also noch mal erklären, wie das Verfahren 
sich gestalten müsste, wenn es dort zu einer frei-
willigen Gemeinde- oder Kreisneugliederung kom-
men sollte? 
 
Prof. Dr. Huber, Innenminister: 
 
Herr Abgeordneter Kuschel, was die zweite Frage 
angeht, habe ich heute Morgen in meinem Bericht 
deutlich gemacht, dass über alle Fragen der Gebiets-
änderung der Thüringer Landtag durch Gesetz ent-
scheidet. Dieses Gesetz kann entweder aus der Mitte 
des Landtags oder durch die Landesregierung ein-
gebracht werden. Die Vorläufe für Gesetze zur Neu-
gliederung unterscheiden sich vom Verfahren her 
nicht grundsätzlich von denen, die in anderen Fäl-
len mit Kommunalbezug Anwendung finden.  
 
Was die erste Frage anging, beruht die Abschaffung 
einer Vorabschlüsselzuweisung für die Zentralität der 
Orte auf der Umstellung des Systems des Kommu-
nalen Finanzausgleichs in der Folge der Umsetzung 
der Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs von 
2005.  
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Ich sehe keinen weiteren Nachfragebedarf. Danke, 
Herr Innenminister.  
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Bedarf schon, aber ich darf nicht mehr.) 

 
Ich rufe auf die Mündliche Anfrage des Abgeord-
neten Hauboldt von der Fraktion DIE LINKE in der 
Drucksache 5/641. 
 
Abgeordneter Hauboldt, DIE LINKE: 
 
Danke, Herr Präsident. 
 
Modellprojekte zur gerichtsinternen Mediation in Thü-
ringen ohne rechtliche Grundlage? 
 
Am 11. März 2010 zog der Thüringer Justizminister 
in einer Pressekonferenz eine positive Bilanz hin-
sichtlich der Modellprojekte zur gerichtsinternen Me-
diation an Thüringer Gerichten. Unter Experten ist 
aber immer noch umstritten, auf welcher rechtlichen 
Grundlage solche gerichtsinterne Mediation statt-
finden kann. 
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Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Auf welcher rechtlichen Grundlage finden die der-
zeitigen Modellprojekte zur gerichtsinternen Media-
tion in Thüringen statt? 
 
2. Welche Schritte unternimmt nach derzeitiger 
Kenntnis die Bundesregierung, um das Instrument 
der gerichtsinternen Mediation gesetzlich bzw. recht-
lich zu verankern? 
 
3. Welche Schritte - z.B. Bundesratsinitiative oder 
Ähnliches - beabsichtigt die Landesregierung zu un-
ternehmen, um die Rechtsgrundlagen für die ge-
richtsinterne Mediation als reguläres Schlichtungs-
instrument in Gerichtsverfahren zu schaffen? 
 
4. Wie wird die Problematik der fehlenden recht-
lichen Grundlagen für gerichtsinterne Mediation nach 
Kenntnis der Landesregierung in anderen Bundes-
ländern bzw. in Fachministerkonferenzen und an-
deren Gremien diskutiert? 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Für die Landesregierung antwortet das Justizminis-
terium. Herr Staatssekretär Prof. Herz, Sie haben 
das Wort. 
 
Prof. Dr. Herz, Staatssekretär: 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren Abgeordneten, die Mündliche Anfrage des Ab-
geordneten Hauboldt beantworte ich für die Lan-
desregierung wie folgt: 
 
Zu Frage 1: Die rechtliche Grundlage für eine ge-
richtsinterne Mediation ist § 278 Abs. 5 Satz 1 der 
Zivilprozessordnung in Verbindung mit dem jewei-
ligen Geschäftsverteilungsplan, in dem die Präsi-
dien der Gerichte die Zuständigkeit für die Erledi-
gung entsprechender Ersuchen festgelegt haben. 
Zu einer Verhandlung vor dem Güterichter kommt 
es nur unter drei Voraussetzungen: Erstens, wenn 
der Geschäftsverteilungsplan, der von den Präsidien 
in richterlicher Unabhängigkeit beschlossen wird, ei-
ne entsprechende Zuständigkeit begründet, zweitens, 
wenn der Prozessrichter ebenfalls in richterlicher Un-
abhängigkeit ein Ersuchen an den Güterichter stellt 
und wenn drittens beide Parteien mit diesem Ver-
fahren einverstanden sind. Das Einverständnis kann 
von beiden Parteien jederzeit widerrufen werden.  
 
Zu Frage 2: Beim Bundesministerium der Justiz be-
schäftigt sich derzeit ein Expertengremium mit der 
Umsetzung der EU-Richtlinie vom 21.05.2008 über 
bestimmte Aspekte der Mediation in Zivil- und Han-
delssachen, die in Artikel 3 auch die Mediation auch 
durch Richter anspricht. Bislang fehlt eine ausdrück-

liche Regelung zur gerichtsinternen Mediation. Die 
Bundesregierung steht daher vor der Entscheidung, 
dem Gesetzgeber hierzu entweder detaillierte oder 
eher zurückhaltende Regelungen vorzuschlagen. 
Konkrete Vorstellungen der Bundesregierung sind 
derzeit nicht bekannt. Mitteilen kann ich in diesem 
Zusammenhang aber, dass die Bundesregierung im 
Rahmen einer Kleinen Anfrage zur gerichtsinternen 
Mediation, Bundestagsdrucksache 16/13541, in ih-
rer Antwort vom 23.07.2009 die Auffassung vertre-
ten hat, dass sich die gerichtsinterne Mediation auf 
eine analoge Anwendung des § 278 Abs. 5 Satz 1 
ZPO stützen lässt.  
 
Zu Frage 3: Derzeit sind keine Schritte beabsich-
tigt. Das Thüringer Modellprojekt wurde, wie ich be-
reits bei Frage 1 ausgeführt habe, von Anfang an 
auf eine sichere rechtliche Grundlage gestellt. Das 
Projekt ist auf drei Jahre angelegt und wird wissen-
schaftlich begleitet und ausgewertet. Erst nach Ab-
schluss des Modellprojekts und mit dem Vorliegen 
der wissenschaftlichen Evaluation wird über weite-
re Schritte entschieden werden. 
 
Zu Frage 4: Eine entsprechende Diskussion exis-
tiert nicht, da eine hinreichende rechtliche Grund-
lage zur Verfügung steht, die für die gerichtsinter-
ne Mediation genutzt werden kann. Die Justizmi-
nisterinnen und Justizminister des Bundes und der 
Länder haben sich daher bereits auf ihrer Konfe-
renz vom 29. und 30. Juni 2005 für eine Erprobung 
der gerichtsinternen Mediation auf der bestehenden 
Grundlage ausgesprochen. In zahlreichen Bundes-
ländern finden entsprechende Pilotprojekte statt. Vie-
len Dank. 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Es gibt eine Zusatzfrage durch den Abgeordneten 
Hauboldt. 
 
Abgeordneter Hauboldt, DIE LINKE: 
 
Danke schön, Herr Staatssekretär, für die Auskünf-
te. Eine Frage noch zum Modellprojekt an sich. Die 
personelle und finanzielle Sicherstellung ist für drei 
Jahre gesichert? 
 
Prof. Dr. Herz, Staatssekretär: 
 
Ja. 
 
Abgeordneter Hauboldt, DIE LINKE: 
 
Danke. 
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Vizepräsident Gentzel: 
 
Dann sehe ich keine weiteren Zusatzfragen. Danke, 
Herr Staatssekretär. Ich stelle fest, dass die Münd-
lichen Anfragen abgearbeitet sind. Ich schließe den 
Tagesordnungspunkt 20.  
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 15 
 

Für ein Ende der Lohndiskrimi- 
nierung - gleicher Lohn für glei- 
che Arbeit! 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 
- Drucksache 5/621 - 
dazu: Änderungsantrag der Frak- 

tion DIE LINKE 
- Drucksache 5/680 - 

dazu: Alternativantrag der Fraktio- 
nen der CDU und der SPD 
- Drucksache 5/676 -  

 
Wünscht die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
das Wort zur Begründung? Das ist nicht der Fall. 
Wünschen die Fraktionen von CDU und SPD das 
Wort zur Begründung zu ihrem Alternativantrag? Das 
ist auch nicht der Fall. Dann eröffne ich die … 
 

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU:  
Herr Präsident.) 

 
(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Wollen  
Sie auch ein T-Shirt?) 

 
(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Wenn 
Sie die richtige Größe mitbringen.) 

 
Ich sage jetzt auch mal zwei Sätze dazu, Herr Abge-
ordneter Fiedler. Das Thema nonverbale Meinungs-
äußerung ist hier mehr als einmal besprochen wor-
den. Es spielt auch keine Rolle, ob es in diesem Hau-
se überwiegend Sympathien für diese Initiative gibt. 
 
Ich würde Sie doch bitten, diese T-Shirts,  
 

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU:  
… auszuziehen.) 

 
(Heiterkeit im Hause) 

 
und wenn das so nicht möglich ist, dass Sie bitte 
den Saal verlassen. Vorher können wir hier leider 
nicht weitermachen. Da Sie darüber nachdenken, wie 
Sie sich im Augenblick verhalten, werde ich durch 
einen Ordnungsruf an Sie vielleicht das Nachden-
ken noch ein bisschen befeuern. Der Ordnungsruf 
ist hiermit erteilt. 
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
An wen alles, Namen vorlesen.) 

 
(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Das 
Foto ist doch schon gemacht, das reicht 
doch.) 

 
Ich eröffne die Aussprache zum Tagesordnungs-
punkt 15. Das Wort hat Abgeordnete Astrid Rothe-
Beinlich von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN.  
 
Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Bei solch einem Tagesordnungspunkt „sehr geehr-
ter Herr Präsident“ sagen zu dürfen, ehrt natürlich 
ganz besonders. 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, liebe Frauen, wir haben den An-
trag zum Equal Pay Day gestellt, weil wir es für ei-
ne richtige, gute und überfällige Maßnahme halten, 
dass der Thüringer Landtag diese Initiative unter-
stützt, auch wenn hier gerade nicht allzu viele Ab-
geordnete anwesend sind, was ich ausgesprochen 
bedauere. 
 

(Beifall DIE LINKE)  
 
Ich hoffe, dass dies nicht Ausdruck des Interesses 
an dieser Thematik ist.  
 

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU:  
Ich bin da.) 

 
Zu Beginn des Jahres 2009 hat sich ein - ja Sie sind 
da, das ist schon klar, Herr Fiedler, unüberhörbar und 
unübersehbar - nationales Fraktionsbündnis formiert, 
um sich gemeinsam für den Abbau von Lohnunter-
schieden zwischen Männern und Frauen einzuset-
zen. Neben dem Frauennetzwerk Business and Pro-
fessional Woman Germany, Initiator übrigens des 
ersten Equal Pay Day in Deutschland 2008 zählen 
die Bundesarbeitsgemeinschaften der kommunalen 
Frauenbüros und Gleichstellungsbeauftragten, die 
Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeberver-
bände, der Deutsche Frauenrat und der Verband 
deutscher Unternehmerinnen zum nationalen Aktions-
bündnis. Wir meinen, dass es ein sehr eindrucksvol-
les Zeichen ist, darauf hinzuweisen, dass Frauen in 
Deutschland bis zum 26. März dieses Jahres ha-
ben arbeiten müssen, um das Gleiche zu verdienen 
wie ein Mann im Vorjahr. Manchen ist dieser Fakt 
ja leider nach wie vor nicht bekannt.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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Deswegen unterstützen wir das Anliegen des Equal 
Pay Day, um auf diese eklatante Ungerechtigkeit hin-
zuweisen, um dafür zu sensibilisieren, Öffentlichkeit 
zu schaffen und gewissermaßen als Thüringer Land-
tag für ein Ende der Lohnungleichheit geschlossen 
voranzugehen. Das jedenfalls ist unser Interesse.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Meine Damen, meine Herren, der Equal Pay Day soll 
auch dazu beitragen, über die Ursachen von unter-
schiedlichen Chancen und unterschiedlicher Bezah-
lung ins Gespräch zu kommen und zu diskutieren. 
Es gibt natürlich ganz komplexe Gründe, warum 
das in Deutschland so ist. Und doch gibt es einen 
Hauptgrund, der dafür verantwortlich ist, dass es so 
ist, wie es ist.  
 

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Über-
setzen Sie das mal, wie das heißt.) 

 
„Equal“ heißt „gleich“, „Pay“ heißt „bezahlen“, „Day“ 
heißt „Tag“. Es geht um gleiche Bezahlung, Herr 
Fiedler, ich gebe Ihnen gern Nachhilfeunterricht, Sie 
machen das ja sonst auch so gern. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Jetzt rede ich jedoch über den Hauptgrund, der da-
für verantwortlich ist, dass es derartige Lohnunter-
schiede in Deutschland nach wie vor gibt. Das näm-
lich liegt in der Zuschreibung - Herr Fiedler, jetzt 
wird es interessant auch für Sie - von traditionellen 
Geschlechterrollen. Dazu gehört die Erwerbsunter-
brechung von Frauen aus familiären Gründen, dazu 
gehört ein Berufswahlspektrum, das sich gerade für 
Frauen trotz ihrer besseren Schulabschlüsse nach 
wie vor in bestimmten Ausbildungsberufen - nach 
wie vor, und das ist, finde ich, eine durchaus be-
achtliche Tatsache, sind es gerade mal zehn Ausbil-
dungsberufe, zwischen denen Frauen und Mädchen 
in der Regel wählen - ausdrückt. Dazu gehört, dass 
Berufe, die mit Karriere verbunden sind und auch 
höhere Hierarchiestufen zulassen, nach wie vor über-
wiegend Männerberufe sind. Das kann nicht in un-
serem und auch nicht in Ihrem Interesse sein, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. 
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
So machte die GEW in ihrer Pressemitteilung aus 
aktuellem Anlass darauf aufmerksam, dass selbst 
Lehrerinnen in Deutschland im Schnitt wesentlich 
weniger verdienen als ihre männlichen Kollegen. Als 
Gründe für den niedrigeren Verdienst nannte Frau 
Anne Jenter für die Gewerkschaft Erziehung und Wis-
senschaft die extrem hohe Teilzeitquote bei Frauen, 

ihre niedrige Quote bei Leitungsfunktionen und ih-
re Arbeit gerade mit jüngeren Kindern und im Be-
reich der frühkindlichen Bildung. Sie wies zudem 
darauf hin, dass mehr als 80 Prozent der teilzeitbe-
schäftigten Lehrkräfte Frauen sind. Männer aller-
dings besetzen die meisten Leitungsfunktionen, ins-
besondere bei den höher bezahlten Stellen. Das Prin-
zip „kleine Kinder - kleines Gehalt, größere Kinder 
- größeres Gehalt“ trifft daher insbesondere Frauen, 
denn sie arbeiten überwiegend in Kitas und Schu-
len. Dass es grundlegend falsch ist, wissen wir ei-
gentlich alle, dass gerade diejenigen, die mit den 
Kleinsten arbeiten, das Wenigste verdienen, denn 
in den ersten Jahren werden die entscheidenden 
Grundlagen gelegt.  
 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Wir wollen mit unserem Antrag dafür sorgen, dass 
die Qualifizierung und Förderung der Erwerbstätig-
keit von Frauen auch über Landesprogramme Un-
terstützung findet. Zudem geht es uns um qualifizierte 
Beratung mit Blick auf die Berufswahl von Mädchen 
und Jungen bereits in der Schule und eine Auswei-
tung des Berufswahlspektrums. Die Gründe habe ich 
ja eben schon genannt. Wir wollen Mädchen und 
Jungen eine Berufsperspektive in zukunftsfähigen 
Berufen jenseits der klassischen Rollenmodelle er-
öffnen und dafür sorgen, dass auch in Branchen, in 
denen hauptsächlich Frauen arbeiten, fair und den 
tatsächlichen Anforderungen entsprechend bezahlt 
wird. Auch sprechen wir uns dezidiert dafür aus, dass 
Land, Wirtschaft und Tarifparteien für Lohngleich-
heit, gerechte Eingruppierung bei Tarifverträgen und 
Beförderungen, Mentorinnenprogramme für mehr 
Frauen in Führungsfunktionen und eine Mindest-
frauenquote für Aufsichtsräte sorgen, das ist Ihnen 
ja hinlänglich bekannt.  
 

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU:  
Das wurde auch Zeit.) 

 
Die Telekom übrigens, sehr geehrter Herr Fiedler, ist 
hier gerade einen ersten Schritt in die richtige Rich-
tung gegangen, kann ich da nur sagen. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Weiterhin fordern wir ein Gleichstellungsgesetz, das 
auch die Privatwirtschaft zu mehr Gerechtigkeit 
zwingt. Genau deshalb nehmen wir auch gern den 
Änderungsantrag von der Fraktion DIE LINKE mit 
auf. Ebenso unterstützen wir Punkt 1 des Änderungs-
antrags, des Thüringer Gleichstellungsgesetzes zu 
novellieren. Und wir wollen Mädchen und Jungen 
eine Berufsperspektive in zukunftsfähigen Berufen 
jenseits der klassischen Rollenmodelle eröffnen und 
dafür sorgen, dass auch in Branchen, in denen haupt-
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sächlich Frauen arbeiten, fair und den tatsächlichen 
Anforderungen entsprechend bezahlt wird. 
 
Nun noch einmal zu ein paar Zahlen aus Thüringen, 
die vom Landesfrauenrat 2008 - einige von Ihnen 
kennen sie sicherlich - in der Studie „Fatale Fak-
ten“ benannt wurden und die trotzdem immer wie-
der nachdenklich stimmen müssen. In Thüringen er-
halten Frauen bundesweit die niedrigsten Löhne. 
Mit 2.096 € brutto verdienten Anfang 2008 Frauen 
in Thüringen im Durchschnitt sogar ein Drittel we-
niger als zum Beispiel Frauen in Bayern, die dort 
2.764 € verdienten. Ich weiß, wir sind hier in Thü-
ringen, ich rede auch über Thüringen.  
 
Der Abstand der Frauenlöhne zu den Männerlöhnen 
hat sich 2008 in Thüringen - entgegen dem bundes-
weiten Trend übrigens - zum Nachteil der Frauen 
vergrößert. Er ist von 18 Prozent im Jahr 2007 auf 
21 Prozent im Jahr 2008 gestiegen. Bundesweit ist 
er bei 23 Prozent geblieben. Dramatisch angestie-
gen ist auch die Beschäftigung im Niedrigstlohnbe-
reich.  
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Frau Abgeordnete,  
 
Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Ja.  
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
es gibt den Wunsch auf eine Zwischenfrage vom Ab-
geordneten Recknagel.  
 
Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Da bin ich sehr gespannt.  
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Danke schön. Mich würde interessieren, Sie haben 
eben den Vergleich der Gehälter oder Löhne von 
Frauen in Thüringen mit Frauen in Bayern gebracht. 
Wie verhält es sich denn bei den Männern. Haben 
Sie da auch statistische Unterlagen? Wie hoch ist 
die Gehaltsdifferenz/Lohndifferenz bei den Männern 
in Thüringen im Vergleich zu den Männern in Bayern.  
 
Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Es gibt in der Tat auch da eine Gehaltsdifferenz. 
Die genauen Zahlen liefere ich Ihnen gern nach. Das 
ist aber ein generelles Problem, das wissen wir, dass 

wir nach wie vor höhere Löhne in vielen anderen 
Bundesländern haben, insbesondere auch in Bayern 
und dass wir deswegen auch sehr hohe Auspendler-
zahlen haben sowohl von Frauen als auch von Män-
nern, ganz besonders aus dem Südthüringer Raum 
nach Bayern, die sogar tagtäglich pendeln, weil dort 
die Löhne wesentlich besser sind oder höher sind als 
in Thüringen.  
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Es gibt den Wunsch auf eine weitere Nachfrage.  
 
Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Nur zu.  
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Was hat das dann hier bei der Diskussion über den 
Equal Pay Day zu tun? Wenn Sie regionale Gehalts-
unterschiede thematisieren, dann ist das doch kei-
ne Frage nach geschlechtsspezifischer Benachtei-
ligung, sondern einer regionalen Spezifikation.  
 
Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Ja, die kommt noch hinzu. Es ist sozusagen eine dop-
pelte Benachteiligung. 
 

(Beifall DIE LINKE)  
 
Ich hoffe, das ist Ihnen deutlich geworden. Es gibt 
auch eine Lohndifferenz bei Männern. Nichtsdesto-
trotz gibt es zusätzlich die Lohndifferenz zwischen 
vergleichbarer Arbeit von Frauen und Männern. Man 
redet nicht von gleicher, sondern wir sagen bewusst, 
gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit und der Ar-
beit, die Männer in bestimmten Branchen leisten. 
Das eine ist überhaupt nicht ausschließend für das 
andere. Haben Sie noch eine Nachfrage?  
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Das muss er bei mir anmelden. Nein.  
 
Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Gut, dann mache ich lieber weiter. Der Anteil der er-
werbstätigen Frauen in Thüringen, die weniger als 
700 € netto im Monat verdienen, ist übrigens inner-
halb eines Jahres um 10 Prozent gestiegen - von 
27 Prozent im Jahr 2006 auf 38 Prozent im Jahr 
2007. Ein Beschäftigungszuwachs hat bei Frauen 
in den letzten Jahren ausschließlich im Bereich der 
Teilzeitbeschäftigung stattgefunden, bei Männern 
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allerdings - der Unterschied ist sehr auffällig - im Voll-
zeitbereich. Nur noch 34 Prozent der Vollzeitstel-
len in Thüringen sind mit Frauen besetzt.  
 
Meine Damen und Herren, deswegen sind wir der 
Meinung, dass wir beim sogenannten Niedriglohn-
bereich auch über Mindestlöhne reden müssen und 
dass der Mindestlohn eine ganz wesentliche For-
derung bei der Bekämpfung der ungleichen Bezah-
lung der Geschlechter ist, deswegen haben wir die-
sen auch in unserem Antrag mit aufgenommen. Ein 
gesetzlich garantierter Mindestlohn ist eine überfäl-
lige Antwort auf Niedriglohn und prekäre Beschäfti-
gung und damit auch für viele Frauen, die kein Ein-
kommen haben, das dafür ausreicht, die Existenz 
eigenständig zu sichern.  
 
Meine Damen und Herren, wir haben diesen Antrag 
bewusst mit sehr konkreten Vorgaben in den Thü-
ringer Landtag eingebracht. Heute ist leider Minis-
ter Machnig nicht da, denn er müsste uns eigentlich 
mindestens aus vollem Herzen zustimmen. Schließ-
lich ist er heute mit folgendem Satz auf der Titelsei-
te der „Thüringischen Landeszeitung“ zitiert: „Lohn-
diskrimminierung ist ein Verstoß gegen die Men-
schenrechte und darf nicht länger hingenommen wer-
den.“ Wie wahr. Umso verwunderlicher Folgendes:  
 

(Zwischenruf Abg. Dr. Pidde, SPD: Er 
vertritt gerade Thüringen im Bundesrat.) 

 
(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN: Dann kann er das 
gleich einbringen.) 

 
Ja, das ist total wichtig, vielleicht können Sie sich 
den Satz Ihres Ministers zu Herzen nehmen. Denn 
seit gestern liegt uns nun Ihr Alternativantrag von 
CDU und SPD vor. Ich hätte mir sehr gewünscht, 
dass Sie, die Vertreterinnen und Vertreter von SPD 
und CDU das Gespräch mit uns gesucht und den 
Versuch unternommen hätten, einen gemeinsamen 
Antrag auf den Weg zu bringen. Dann hätte ich zu-
mindest glauben können, Ihnen sei am gemeinsa-
men Vorgehen und an wirkungsvollen Maßnahmen 
nicht nur an effektheischenden Überschriften gele-
gen. Sie haben sich für einen Alternativantrag ent-
schieden. Was das bedeutet, wissen oder ahnen lei-
der alle hier im Saal und das finde ich ausgespro-
chen bedauerlich.  
 
Zu Ihrem Antrag: Wenn wir betrachten, dass wir in 
Deutschland, und zwar entgegen dem europäischen 
Trend, einen wachsenden Lohnunterschied zwischen 
Männern und Frauen haben, dass wir europaweit 
zu den Schlusslichtern bei der gleichen Bezahlung 
von Männern und Frauen gehören, dann kann man 
keinen Antrag wie diesen vorlegen, der zur Über-
schrift haben müsste, „Wasch mir den Pelz, aber 

mach mich nicht nass“,  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von CDU 
und SPD. Wir sind uns in der Analyse weitestge-
hend sogar einig. Aber in einer solchen Zeit, in der 
der Lohnunterschied zwischen Frauen und Män-
nern in Deutschland mehr als 23 Prozent beträgt, 
kann man sich einen solchen Antrag eigentlich nicht 
mehr leisten, meine Damen und Herren.  
 
Sie haben die Einführungspassage aus unserem An-
trag übernommen, den Forderungskatalog aber ha-
ben Sie weggelassen. Ohne konkrete Maßnahmen 
jedoch verkommt das Anliegen zum zahnlosen Ti-
ger und das können, wollen und dürfen wir uns nicht 
leisten. Wir haben allen Abgeordneten im Landtag 
einen Brief zukommen lassen, um für unser Anlie-
gen zu werben. Als Antwort darauf hat uns gestern 
der Kollege Bergemann von der CDU den Flyer der 
Frauen in der CDA überreicht mit den Worten: „Auch 
wir tun was.“ Das freut uns. 
 

(Beifall CDU) 
 
Noch schöner wäre es, wenn nicht nur die Frauen 
in der CDA tatsächlich etwas täten. In diesem Flyer 
wird interessanterweise das 10-Punkte-Regierungs-
programm der CDU Thüringens zitiert. Darin heißt 
es: „Wir wollen die Chancen- und Lohngleichheit von 
Frauen verwirklichen und fordern eine ausgewoge-
ne Berücksichtigung von Frauen in Führungsposi-
tionen.“ Daher frage ich Sie und das durchaus ernst 
gemeint: Was folgt aus diesen hehren Worten? Sie 
wollen alle zwei Jahre einen Bericht, mehr aber nicht. 
Das ist uns entschieden zu wenig. Erst wenn der 
Equal Pay Day auf den 31. Dezember fällt, ist das 
Ziel der Lohngleichheit, das bereits vor über 50 Jah-
ren - das bitte ich Sie, sich alle mal auf der Zunge 
zergehen zu lassen - in den römischen Verträgen 
als verbindliches Ziel festgeschrieben wurde, erreicht. 
Bis dahin werden wir immer und immer wieder auf 
diese Ungerechtigkeit aufmerksam machen, denn 
Frauen sind uns 100 Prozent wert.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Genau deshalb reichen wir Ihnen heute und reiche 
auch ich Ihnen heute die Hand und bitte Sie, die 
ideologischen Schützengräben zu verlassen, um ge-
meinsam für ein Ende der Lohnungleichheit zu strei-
ten. Wir wollen, dass von Thüringen sehr bald das 
Signal ausgeht, dass wir tatsächlich Vorreiterinnen 
sind, und zwar nicht nur, indem wir eine Minister-
präsidentin an der Spitze haben. Deshalb geben Sie 
sich doch einen Ruck und unterstützen Sie unse-
ren Antrag für ein Ende der Lohndiskriminierung. 
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Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit! Danke schön. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat Abgeord-
neter Worm von der Fraktion der CDU. 
 
Abgeordneter Worm, CDU: 
 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, heute, am 26. März, findet der Equal Pay Day 
zum dritten Mal in Deutschland statt. Im Mittelpunkt 
des Ganzen steht die Forderung nach Entgeltgleich-
heit für gleichwertige Arbeit von Frauen und Män-
nern. Ich denke, das ist eine durchaus berechtigte 
Forderung, der wir uns auch anschließen. Ganz klar 
ist, dass die Wirtschaft in Deutschland zukünftig oh-
ne gut bezahlte Jobs für Frauen, also ohne dieses 
verfügbare Potenzial auch zu nutzen, die Aufgaben 
der Zukunft nur schwer meistern kann. Bedauerlich 
- und das möchte ich an dieser Stelle einmal zum 
Ausdruck bringen - ist jedoch die Tatsache, dass wir 
es in Deutschland nicht schaffen, solchen Aktions-
bündnissen eine Begrifflichkeit in deutscher Spra-
che zuzuordnen. 
 

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Jawohl!) 
 
Auch wenn das Ganze auf eine US-Initiative zurück-
zuführen ist, denke ich, es würde gut für die Ver-
ständlichkeit sein, das zu überdenken.  
 
Sehr verehrte Damen und Herren von BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, wir lehnen trotzdem Ihren Antrag 
zum Thema „Ende der Lohndiskriminierung“ ab, nicht, 
weil uns das Thema nicht am Herzen liegen würde, 
das will ich noch einmal deutlich sagen, sondern weil 
Ihr Antrag handwerklich nicht solide gemacht ist.  
 

(Zwischenruf Abg. Sojka, DIE LINKE: 
Weil Männer eben fehlen ...) 

 
Nein. Ich will das im Folgenden begründen und auf 
die einzelnen Punkte Ihres Antrags eingehen. 
 
Zu Punkt 1 - das haben Sie schon gesagt, Frau 
Rothe-Beinlich - gehen wir absolut d’accord. Deshalb 
haben wir diesen Passus unverändert in den Punkt 1 
unseres Alternativantrags übernommen, ihn jedoch 
dahin gehend erweitert, dass sich die Landesregie-
rung unter anderem auch für Chancengleichheit und 
gleichwertige Aufstiegschancen einsetzen soll. Hier 
besteht Einigkeit, was allerdings in den nachfolgen-
den Punkten nicht der Fall ist, denn schon in Punkt 2 
stellen Sie fest, dass die Lohndifferenz bei gleich-
wertiger Arbeit durchschnittlich 23 Prozent beträgt. 

Nach dem Statistischen Bundesamt ist dieser Wert 
absolut korrekt. Allerdings ist das der Durchschnitts-
wert für ganz Deutschland.  
 
Wenn man sich aber in Punkt 2 Ihres Antrags auch 
auf Thüringen bezieht, dann gehört zur Wahrheit 
dazu, dass es ein deutliches Gefälle zwischen den 
alten und neuen Bundesländern gibt, und in Thürin-
gen und auch in den anderen neuen Bundesländern - 
das kann man den entsprechenden Statistiken ent-
nehmen - beträgt der Wert im Durchschnitt tatsäch-
lich nur 6 Prozent. An dieser Stelle sage ich deutlich, 
das sind durchaus 6 Prozent zu viel, da gibt es gar 
keine Frage, aber zu 23 Prozent ist es ein entspre-
chender Abstand. Damit lässt sich also feststellen, 
dass die Lage in Thüringen nicht unmittelbar mit der 
in Deutschland vergleichbar ist.  
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Es gibt eine Anfrage der Abgeordneten Rothe-Bein-
lich.  
 
Abgeordneter Worm, CDU: 
 
Ja. 
 
Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Herr Worm, könnten Sie uns bitte einweihen, wo-
her Sie diese Zahlen haben, und sie uns ggf. auch 
zur Verfügung stellen? Denn mir sind die nicht be-
kannt und ich beschäftige mich durchaus schon län-
ger mit dieser Thematik. 
 
Abgeordneter Worm, CDU: 
 
Das kann ich gern machen. Sie stehen im Dossier 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren und 
Frauen. Aber Sie können es dann gleich im An-
schluss bekommen.  
 
Es ist auch nachweislich, dass es Lohnunterschie-
de zwischen Frauen und Männern in ganz Europa 
gibt. Das ist ein Fakt. Deswegen ist es zu begrüßen, 
dass sich die Bundesregierung der Frage der Ent-
geltungleichheit in den letzten drei Jahren verstärkt 
zugewandt hat und diese Frage auch entsprechend 
thematisiert.  
 
In Punkt 3 fordern Sie ausreichende Bereitstellung 
von Landesmitteln für flächendeckende Betreuungs- 
und Bildungsangebote für Kinder von Anfang an. An 
dieser Stelle weiß ich jetzt nicht wirklich, ob das neue 
Kita-Gesetz, auf das sich die Koalition geeinigt hat 
und was vor gut acht Wochen hier im Landtag zum 
ersten Mal diskutiert wurde, völlig an Ihnen vorbei-
gegangen ist. Auch wenn es um das Berufswahl-
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spektrum für Mädchen und Jungen geht, möchte 
ich stellvertretend für die zahlreichen Angebote dies-
bezüglich, die da an den Standorten Ilmenau, Erfurt 
und Jena angeboten werden, nur auf die Initiative 
FrITZI hinweisen und denke, an dieser Stelle macht 
sich auch sehr deutlich, dass wir hier in Thüringen 
schon einiges in diesem Bereich haben.  
 
Bei Punkt 4 verweise ich darauf, dass wir uns mit 
der Thematik „Frauenquote in Aufsichtsräten“ der-
zeit im Wirtschaftsausschuss beschäftigen und dass 
eigentlich fraktionsübergreifend auch Einigkeit da-
rüber besteht, dass in diesem Bereich Fortschritte ge-
macht werden müssen.  
 
Bei Punkt 5, Mindestlohn, verweise ich aufgrund der 
umfangreichen und vielfältigen Diskussionen zu die-
sem Thema in diesem Haus lediglich auf Punkt 2 un-
seres Alternativantrags, in dem wir uns für den Aus-
bau eines branchenbezogenen Mindestlohns aus-
sprechen. Alles in allem werbe ich an dieser Stelle 
noch einmal für die Annahme unseres Alternativan-
trags und die Ablehnung des Antrags von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Wir lehnen ebenfalls ab den 
Änderungsantrag der LINKEN. Hier will ich inhalt-
lich gar nicht noch einmal tiefgründig darauf einge-
hen. Ich verweise lediglich auf die ausstehende No-
vellierung des Thüringer Gleichstellungsgesetzes. Es 
macht hier wenig Sinn, ohne umfängliche Diskussion 
einen Passus herauszunehmen und entsprechend 
neu zu definieren. Nochmals: Wir lehnen auch Ihren 
Änderungsantrag diesbezüglich ab.  
 

(Beifall CDU) 
 

(Zwischenruf Abg. Dr. Lukin, DIE LINKE: 
Die Frauen der CDU haben aus Protest 
schon den Saal verlassen.) 

 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Herr Abgeordneter. Das Wort hat Abgeord-
neter Kemmerich von der FDP-Fraktion. 
 
Abgeordneter Kemmerich, FDP:  
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren, liebe Gäs-
te, Equal Pay Day heute, am 26. März, zeigt den Tag, 
wo die Frauen, zumindest statistisch, im Gegensatz 
zu der männlichen Bevölkerung umsonst gearbei-
tet haben.  
 
Punkt 1 Ihrer Forderung in dem Antrag ist unterstüt-
zenswert, weil wenig kritisch. Danach, Frau Rothe-
Beinlich, weiß ich nicht, ob Sie selbst der statistischen 
Falle aufgesessen sind, aber es sind ja erst einmal 
Fakten, dass 34 Prozent der Frauen nur vollzeit-
beschäftigt sind, ich kenne die Zahl auch nur aus 
Deutschland, und 79 Prozent der männlichen Bevöl-

kerung ebenfalls vollzeitbeschäftigt sind. Das liegt 
aber erst einmal an der Berufswahl und die ist be-
kanntlicherweise in Deutschland frei. Frauen ent-
scheiden sich halt heute immer noch eher - und das 
sind auch die Gründe - für personalintensive Dienst-
leistungen, die sind halt etwas schlechter bezahlt. 
 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Sie  
kennen sich ja aus damit.) 

 
Es gibt ja nicht nur Friseure. Ich empfehle Ihnen das 
jetzt nicht. Die Zeiten der Kinderunterbrechung ist 
alles schon genannt worden, aber wenn man mal 
tiefer in die Statistik eintaucht, Frau Rothe-Beinlich, 
dann merken Sie auch, dass die Statistik mehr Er-
hellung bringt. Denn in dem Altersbereich bis 24 Jah-
re beträgt der Lohnunterschied „nur“ 7,8 Prozent. 
In der Altersklasse dann bis 34 wächst er an auf 
17,5 Prozent, um in der Altersklasse bis 55 bei 22,2 
zu landen. Und das ist sicherlich vor allen Dingen 
der Entscheidung vieler Frauen geschuldet, Unter-
brechungszeiten für Kindererziehung in Kauf zu neh-
men. Sie haben sich jedenfalls meist freiwillig dafür 
entschieden. 
 

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE:  
Jetzt sind die Frauen selber Schuld.) 

 
Das wollen wir doch weiter anerkennen. Insofern 
müssen wir sicherlich an der Einstellung der Bevöl-
kerung arbeiten, aber - da wissen Sie, sind wir libera-
ler - wir werden hier keinem irgendwelche Vorschrif-
ten machen.  
 
Gleichwertige Arbeit, hier Punkt 2. Was heißt gleich-
wertig? Wer will beurteilen, welche Arbeit wertiger 
ist oder weniger wert? Ich möchte mir das nicht an-
maßen. Ich möchte nicht unterscheiden, ob der Mau-
rer wertiger ist oder die Kindergärtnerin. Ich möch-
te nicht entscheiden, ob der Autoschlosser werti-
ger ist oder weniger wertig ist.  
 
Meine Damen und Herren, Fakt ist eins, wir bewe-
gen uns in einer globalisierten Wirtschaft. Wir müs-
sen die Produkte am Weltmarkt verkaufen. Und 
wenn der Autoschrauber halt bei Opel, bei Daimler 
deutlich besser bezahlt ist, wenn der Pendler, den 
Sie eben anführten, außerhalb von Thüringen bes-
ser bezahlt ist als die Kindergärtnerin, dann ist das 
erst mal ein Fakt. Den müssen wir gesamtvolkswirt-
schaftlich erst mal zur Kenntnis nehmen, und dann 
sicherlich mit anderen Mechaniken hier dafür Sor-
ge tragen, dass es zum sozialen Ausgleich kommt. 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Es gibt den Wunsch auf eine Zwischenfrage vom 
Abgeordneten Kuschel. 
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Abgeordneter Kemmerich, FDP:  
 
Ich bringe das kurz zu Ende, Herr Kuschel, dann 
komme ich gern auf Sie zurück. Aber die Volks-
wirtschaften haben sich anders entwickelt. Wir ste-
hen in einer globalisierten Welt. Wir haben heute 
Probleme, das so darzustellen, dass alle gleicher ver-
dienen, was wir auch nicht wollen. Deshalb, denke 
ich, dass wir in der Republik den Fakt haben, dass 
für wirklich gleiche Arbeit auch gleicher Lohn bezahlt 
wird. Wenn das nicht der Fall sein sollte, gibt es das 
AGG, was diese Fälle regelt und heute schon hier 
eingreifen könnte. Herr Kuschel. 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Herr Kuschel. 
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Danke, Herr Präsident. Eine Frage, können Sie mir 
mal erläutern, wie die Globalisierung im Friseurhand-
werk durchschlägt und dort das Niedriglohnniveau 
begründet? 
 
Abgeordneter Kemmerich, FDP:  
 
Ich kann Ihnen gern den Markt erklären, ja es gibt 
keinen globalisierten Friseurmarkt, weil Herr Kuschel, 
ich weiß nicht, ob Sie schon mal in China waren 
zum Haareschneiden?  
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Das lohnt bei mir nicht.) 

 
Insofern, das fällt eigentlich aus. Wo Sie zum Friseur 
gehen oder überhaupt, spielt jetzt auch keine Rolle. 
Aber den deutschen Markt kann ich Ihnen erklären. 
Liebe rot-grüne Fraktion, durch Ich-AGen, durch 
Kleinstunternehmerregelungen hat man unter ande-
rem dafür Sorge getragen, dass wir eine Schwarzar-
beitsquote haben von fast 40 Prozent. Die verdirbt 
den Markt, die ermöglicht nicht, eine vernünftige 
Preispolitik zu nehmen, und die ermöglicht insofern 
auch nicht, darüber hinausgehende Löhne zu zah-
len, die heute insgesamt in der Republik gezahlt wer-
den. Wir haben das mal ausgerechnet. Ich komme 
gleich zu Ihnen dann auch. Wenn wir Ihren Fantast-
Lohn im Gebiet der fünf neuen Länder von 7,50 € 
zur Anwendung bringen würden auf Basis, was heute 
tatsächlich gezahlt wird, und wir würden davon aus-
gehen, dass gleich viele Leute zum Friseur gehen 
mit der gleichen Frequenz, dann würde das eine 
Preissteigerung von 38 Prozent nach sich ziehen. 
Die Statistik und dieses Gutachten kann ich Ihnen 
auch gern zur Verfügung stellen. 
 
 
 

Vizepräsident Gentzel: 
 
Es gibt einen weiteren Nachfragewunsch durch die 
Abgeordnete Leukefeld. 
 
Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE: 
 
Herr Kemmerich, Sie haben gerade von der Schwarz-
arbeit im Friseurhandwerk gesprochen. Können Sie 
sich vorstellen, dass es unter anderem auch daran 
liegt, dass vor allen Dingen Frauen, Friseurinnen so 
wenig verdienen, dass sie nebenbei noch einer Tä-
tigkeit nachgehen, und dass das ausgeräumt wer-
den könnte, indem Sie ordentliche Löhne zahlen? 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Abgeordneter Kemmerich, FDP:  
 
Frau Leukefeld, hätten Sie mir zugehört, hätte ich 
Ihnen das schon erklärt. Es liegt an der Preisgestal-
tung, die sich auf dem Markt einstellt. Gehen Sie mal 
in einen Friseurladen und fragen Sie die Mädels, die 
haben das jetzt 15 Jahre mitgemacht, wie Kunden 
darauf reagieren, wenn ich nur 10 Cent oder 50 Cent 
auf den Preis aufschlage. Die Kunden reagieren mit 
Abwanderung. Das ist das Problem.  
 

(Zwischenruf Abg. Leukefeld, DIE LINKE: 
Wohin sollen die abwandern?) 

 
In den Schwarzmarkt. Ich habe gesagt 40 Prozent 
Schwarzmarkt, Gefälligkeit, ähnliche Sachen.  
 
Der Friseurmarkt ist sehr preissensibel, aber ich 
weiß nicht, ob wir hier ein Referat über den Friseur-
markt machen, wir sind hier beim Antrag der GRÜ-
NEN. Ich stehe aber gern zur Verfügung, Ihnen das 
Weitere zu erläutern.  
 
Wir lehnen den Antrag der GRÜNEN ab, weil sie 
unter anderem auch hier wieder 7,50 € Mindestlohn 
fordern. Das ist ja interessant, für was Mindestlohn 
insgesamt immer herhalten muss, was das alles lö-
sen soll, aber ganz bestimmt für die wirklich teilwei-
sen Diskrepanzen in der Lohnzahlung, die aber an-
dere Ursachen haben, wird es nicht herhalten.  
 
Der Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE wird 
auch nicht unsere Zustimmung finden. Auch da sa-
gen wir, es gibt das AGG und wer will die Gleich-
heit von Arbeit bewerten. 
 
Zum Antrag der CDU und SPD: Den Punkt 1 kann 
man sicherlich durchaus unterschreiben. Der Punkt 2, 
wo Sie sich dafür aussprechen, dass diejenigen 
Branchen ausgeweitet werden, wo ein Mindestlohn 
gilt, findet nicht unsere Zustimmung. Wir sind für die 
im Grundgesetz verankerte Tarifhoheit und wollen 
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die auch weiter hochhalten. 
 

(Beifall FDP) 
 
Es gibt von der Koalition in Berlin eine Verabredung 
im Koalitionsvertrag, dass in den Bereichen, in de-
nen eine Tariffähigkeit nicht mehr gegeben ist auf-
grund fehlender Organisationstiefe, der Ausschuss 
einstimmig auf Antrag beider Tarifparteien einen all-
gemein verbindlichen Tarifvertrag festsetzen kann. 
Das unterstützen wir ausdrücklich, das macht auch 
Sinn, aber bitte keine einseitig politisch motivierten 
Aktionen. Vielen Dank. 
 

(Beifall FDP) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Herr Abgeordneter. Das Wort hat Abgeord-
nete Leukefeld. 
 
Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren, es ist in 
diesem Hohen Haus schon oft zu diesem Thema 
gesprochen worden. Zumindest in der letzten Wahl-
periode hat sich das doch durchgesetzt. Es hat auch 
im Gleichstellungsausschuss erhebliche Debatten 
gegeben. Meistens rankten sich diese Themen um 
den Frauentag, um den Girls Day, um den Equal Pay 
Day. Ich meine aber, schöne Reden nützen da we-
nig, darüber können wir uns alle mal trefflich unterhal-
ten, wenn Sie dann mehrheitlich doch die Anträge 
ablehnen und letztendlich gar nicht gewillt sind, dort 
gemeinsam Strategien zu entwickeln, denke ich, ver-
pufft das. 
 
Die Frage mit den 23 Prozent Lohndifferenz in 
Deutschland auch im Vergleich zu anderen euro-
päischen Ländern ist ein Thema. Deutschland nimmt 
dort den siebentletzten Platz ein. Frau Astrid Rothe-
Beinlich hat schon versucht, Gründe und Ursachen 
zu analysieren. Das ist die Voraussetzung dafür, dass 
man den Hebel ansetzen kann. Ich will da vielleicht 
noch zwei, drei Sachen ergänzen.  
 
Meine erste grundlegende Position ist: Es gibt kei-
ne wirkliche Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt. 
Das ist aus meiner Sicht die Hauptursache. Da gibt 
es viele Fakten. Die überdurchschnittliche prekäre 
Beschäftigung und unfreiwillige Teilzeit von Frauen 
mit schlechterer Bezahlung ist aus meiner Sicht ein 
ganz wesentlicher Grund. Lassen Sie mich zwei Zah-
len im Vergleich nennen. 1998 waren 60.000 Men-
schen in Teilzeit, 2008 hat sich das verdoppelt auf 
113.000 und davon sind 70 Prozent Frauen. Aus den 
praktischen Erfahrungen wissen wir, eine Reihe von 
Frauen wollen gern in Teilzeit arbeiten, das ist auch 
gut so, das ist ihre individuelle Entscheidung, viele 

wollen es aber auch nicht. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Ein zweiter Punkt: Frauen werden in der Jobver-
mittlung benachteiligt. Das lässt sich ganz klar nach-
weisen, die Zahl ist vorhin schon genannt worden. 
Bei den Neueinstellungen in Thüringen sind Frauen 
nur mit 34 Prozent dabei. Das ist so und das ist auch 
näher untersucht worden, nämlich in der Studie zur 
geschlechtsspezifischen Umsetzung von Hartz IV 
vom IAB (Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung), wo ganz klar herausgearbeitet wurde, dass 
bei einem hilfsbedürftigen Paar mit einem Kind im-
mer von vornherein zuerst versucht wird, den Mann 
in Arbeit zu vermitteln, weil es bei der Frau einfach 
problematischer ist und weil man im Grunde ge-
nommen schon von vornherein davon ausgeht, der 
Mann verdient mehr, kommt vielleicht eher aus der 
Hilfebedürftigkeit heraus. Im Übrigen muss man bei 
der Frau sich noch um einen Platz in der Kinderta-
gesstätte kümmern oder sie ist nicht so mobil oder 
nicht so qualifiziert.  
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Frau Abgeordnete, es gibt den Wunsch auf eine 
Zwischenfrage vom Abgeordneten Recknagel.  
 
Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE: 
 
Ja, ich beende nur den Gedanken. Ich möchte das 
gern noch mit einem Fakt untermauern. In dieser 
IAB-Studie, die ist von 2007, bekamen von 1.000 
männlichen Arbeitslosen 40 einen Eingliederungs-
zuschuss, bei Frauen lag dieser Anteil nur bei 20. 
Das macht, denke ich, ein strukturelles Defizit ganz 
klar und deutlich.  
 
Jetzt würde ich die Frage beantworten.   
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Frau Abgeordnete Leukefeld, Sie haben hier einige 
Behauptungen in den Raum gestellt, bei denen ich 
den Beweis nicht nachvollziehen kann und ich den 
Beweis vermisse. Sie behaupten, es gäbe eine struk-
turelle Ungleichbehandlung von Männern und Frauen 
bei der Arbeitsvermittlung.  
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Herr Abgeordneter Recknagel, wenn Sie zwischen-
durch mal die Geschäftsordnung zur Hand nehmen 
und den § 30 Abs. 2 lesen, werden Sie feststellen, 
dass solche Zwischenfragen kurz, präzise und oh-
ne eigene Wertung zu verfassen sind.  
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(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Ich will Ihnen das noch einmal anheimlegen, wenn 
Sie in der Art und Weise so weiterverfahren, gibt 
es bei der nächsten Zwischenfrage in dieser Stilart 
einen Ordnungsruf.  
 
Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE: 
 
Ich habe aber, glaube ich, die Frage trotzdem ver-
standen und würde an der Stelle vielleicht gern ant-
worten.  
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Jetzt muss ich noch einmal die Frage formulieren: 
Wo nehmen Sie die Beweise her? Welche Bewei-
se führen Sie an? 
 
Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE: 
 
Ich würde gern antworten. Da sage ich, lesen bildet.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich habe keine Behauptung aufgestellt, sondern ich 
habe mich auf die IAB-Studie zur geschlechtsspe-
zifischen Umsetzung von Hartz IV aus dem Jahr 
2007 bezogen. Das kann man sich ganz unkompli-
ziert aus dem Computer holen, runterladen und nach-
lesen. Das würde ich Ihnen empfehlen.  
 
Ich will noch einen Fakt nennen, weil immer auf die 
Privatwirtschaft abgehoben und gesagt wird, die kön-
nen nicht anders. Das haben wir eben bei Herrn 
Kemmerich gehört. In der Zeitung „Die Welt“ vom 
28.09.2009 gibt es einen Artikel, der heißt „Beam-
tinnen verdienen 18,7 Prozent weniger“. Wenn man 
glaubt, der öffentliche Dienst steht da vor anderen, 
da ist das alles schon geregelt, dann ist ganz klar 
hier auch nachgewiesen, dass selbst im öffentlichen 
Dienst Beamtinnen 18,7 Prozent weniger verdie-
nen, wenn man Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigte zu-
sammenfasst. In diesem bewussten Artikel gibt es 
noch einen interessanten Satz, den würde ich gern 
zitieren mit Ihrer Erlaubnis, der lautet nämlich: „Die 
Gründe sind die gleichen. Beim Staat wie in der Pri-
vatwirtschaft ist die unterschiedliche Bezahlung nicht 
hauptsächlich in einer direkten Diskriminierung be-
gründet nach dem Motto: Eine Frau bekommt we-
niger, ganz einfach, weil sie eine Frau ist. Die Un-
terschiede ergeben sich vielmehr indirekt. Es gibt 
weniger Frauen in gut bezahlten Führungspositio-
nen, zudem arbeiten viele Frauen in Teilzeit und set-
zen zeitweise wegen der Kinderbetreuung aus.“ Ich 
denke, da muss man den Hebel ansetzen.  
 
 

Ich will ganz aktuell verweisen - auch da kann man 
sich noch einmal ganz viel Wissen in dieser Frage 
analytisch herholen -, unsere Fraktion DIE LINKE 
im Bundestag hatte eine Kleine Anfrage gestartet 
in Drucksache 17/874. Das ist ein ziemlich dickes 
Papier, aber auf eines will ich noch einmal eingehen, 
und zwar wo man noch mal deutschlandweit ver-
gleicht vollzeitbeschäftigte Arbeitnehmer Männer und 
Frauen. Da ist es in der Tat so, dass Männer im Jahr 
2008 im Durchschnitt 3.294 € Brutto verdient ha-
ben und Frauen 2.661 €. Das ist eine Differenz von 
633 €. In der Antwort der Bundesregierung ist auch 
noch mal nachzulesen: „Frauen setzen sich im Rah-
men individueller und kollektiver Lohnverhandlungen 
nicht ausreichend durch und typische Frauenberu-
fe werden immer noch schlechter bewertet sowie 
vergütet wie klassische Männerberufe.“ Ich meine, 
da dürfen Sie sich nicht wundern, wenn wir Frauen 
mobil machen und sagen: Gleicher Lohn für gleich-
wertige Arbeit, das ist jetzt einfach dran. Frauen sind 
eben immer noch zu sehr auf traditionelle Frauen-
berufe festgelegt, so im Dienstleistungsbereich, im 
soziokultureller Bereich, in Bildung, Gesundheitswe-
sen und Pflege. Da gibt es aus meiner Sicht zwei 
Strategien, zwei Wege. Das eine ist schon gesagt 
worden: Frauen und Mädels, geht in die Berufe, die 
besser bezahlt werden, MINT-Berufe sind hier ge-
nannt worden, vor allen Dingen im technischen Be-
reich, geht auch in traditionelle Männerberufe, die 
besser bezahlt werden. Im Übrigen gibt es da auch 
einen Fachkräftebedarf. Hier wird schon eine gan-
ze Menge getan, was mit Berufsorientierung einher-
geht, Girls Day ist da auch nur eine Eintagsfliege, 
das muss durchgängiger gemacht werden. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Aber ich glaube in der Tat, dass es noch einer zwei-
ten Strategie bedarf, und zwar die in Richtung der 
Vergleichbarkeit und der gleichwertigen Arbeit. Da 
möchte ich schon mal die Frage stellen: Was ist uns 
Arbeit wert, die in sogenannten traditionellen Frauen-
berufen geleistet wird? Das muss in der Pflege, im 
sozialen Bereich schon gemeinschaftlich diskutiert 
und auch beantwortet werden, wenn wir wollen, dass 
diese Arbeit entsprechend auch geleistet wird, dann 
muss die auch besser bezahlt werden. Ich möchte 
mich hier beziehen auf einen Beschluss des Lan-
desfrauenrates in Thüringen, interessanterweise un-
terschrieben nach dieser Beschlusslage von Frau 
Holzapfel - sie ist leider nicht da -, wo noch mal drin-
steht, da möchte ich zitieren: „Eine Lösung für diese 
Probleme ist aber nicht eine Vergeschlechtlichung 
von Berufsarbeit, sprich ein stärkeres Durchdringen 
der Frauenberufe durch Männer oder dass Frauen 
sich abwenden von den sogenannten typischen 
Frauenberufen und überwiegend in den von Män-
nern dominierten Berufen einsteigen. Es kann nicht 
sein, dass Frauenarbeit erst dann etwas wert ist, 



 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 16. Sitzung, 26.03.2010 1279 
 
 
wenn sie von Männern erbracht wird. Es kann nicht 
sein, dass Frauen, die Karriere und eine eigenstän-
dige Lebensführung als ihr Lebensziel sehen, in Be-
rufe gehen müssen, die durch Männer geprägt und 
besetzt sind, um ausreichend Geld zu verdienen und 
Anerkennung zu finden.“ Das ist das strukturelle 
Problem und dem kann man nicht ausweichen.  
 
Zum Schluss lassen Sie mich noch Monika Griefahn, 
die ehemalige Umweltministerin der SPD in Nieder-
sachsen, zitieren. Sie sagte: „Frauen leisten zwei Drit-
tel der Arbeitsstunden, haben ein Zehntel des Ein-
kommens und ein Hundertstel des Eigentums die-
ser Welt.“ Meine Damen und Herren, solange das 
noch so ist auch hier bei uns in Thüringen, so lan-
ge werden wir hier stehen und dafür eintreten, dass 
wirklich gleiche Rechte für Frauen, gleichwertige Be-
zahlung erfolgt. Ich danke Ihnen. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat Abgeord-
neter Lemb von der SPD-Fraktion. 
 
Abgeordneter Lemb, SPD: 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, ich stimme dem absolut zu, dass wir wahr-
scheinlich noch ein Stück hier stehen müssen, um 
den Grundsatz, gleiche Entlohnung bei gleicher und 
gleichwertiger Arbeit, durchzusetzen. Ich finde es 
auch gut und wichtig, dass wir heute anlässlich des 
Equal Pay Days in diesem Hohen Hause die Prob-
lematik der nach wie vor vorhandenen Ungerechtig-
keiten bei der Entlohnung von Männern und Frauen 
diskutieren. Auf meinem Zettel steht hier weiter, dass 
ich der Überzeugung bin, dass wir uns fraktionsüber-
greifend darüber einig sind, dass es schlicht ein ge-
sellschaftlicher Skandal ist, dass im 21. Jahrhundert 
Unterschiede in der Bezahlung von Männern und 
Frauen vorhanden sind. Allerdings bin ich mir nach 
den Ausführungen des Kollegen Kemmerich, der in-
teressanterweise auch Vorsitzender des Gleichstel-
lungsausschusses dieses Hohen Hauses ist, nicht 
mehr ganz so sicher, ob wir uns völlig fraktionsüber-
greifend darüber einig sind.  
 

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Ich bin der Auffassung, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, dass moderne Industriegesellschaften schon 
aus eigenem Interesse der Zukunftssicherung im glo-
balen Wettbewerb - damit meine ich jetzt nicht den 
globalen Friseurwettbewerb - Maßnahmen einleiten 
sollten, die den Grundsatz „gleicher Lohn für gleiche 

Arbeit“ realisieren. Die Dimension, über die wir hier 
reden, das wissen wir auch alle, ist leider kein Thü-
ringer Problem allein, sondern mindestens ein eu-
ropäisches. In den Mitgliedstaaten der EU gibt es 
einen geschlechterbezogenen Einkommensunter-
schied von 17,4 Prozent, in Deutschland über alle 
Branchen, Branchenarten - das ist bereits diskutiert 
worden - von 23 Prozent. Deutschland liegt damit auf 
einem, wie ich finde, unrühmlichen siebtletzten Platz 
in der Europäischen Union.  
 
Aus meiner Sicht, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist 
es aber, glaube ich, wenig hilfreich - das hat mir die 
Debatte eben gezeigt, manchmal ist es gut, wenn 
man der letzte Redner ist, der redet -, sich irgend-
wie an dem Wettstreit der unterschiedlichen statis-
tischen Auslegungen der Zahlen zu beteiligen. Fakt 
ist, wir haben unterschiedliche Einkommensunter-
schiede zwischen Frauen und Männern im ländlichen 
Raum und in den Großstädten. Fakt ist, wir haben 
Lohnlücken zwischen den Bundesländern, zwischen 
den alten Bundesländern und den neuen Bundes-
ländern, in unterschiedlicher Größenordnung. Fakt 
ist, wir kommen zu völlig unterschiedlichen Ergebnis-
sen bezüglich der Betrachtung der Stundenlöhne 
oder der monatlichen Effektiventgelte. Nicht zuletzt 
haben wir erhebliche Lohnunterschiede in der Be-
zahlung zwischen Frauen und Männern, wenn wir 
uns die einzelnen Branchen innerhalb des Freistaats 
ansehen.  
 
Was ist also zu tun? Das eine ist die Frage von 
Symbolpolitik, von Symbolik. Dazu gehört der heu-
tige Tag. Dazu gehört der Equal Pay Day, dazu ge-
hört die Diskussion, die wir führen. Das ist alles rich-
tig, wichtig und notwendig, solange die Unterschie-
de noch nicht beseitigt sind. Da ist gut, was der Lan-
desfrauenrat macht, die politischen Veranstaltungen 
dazu oder die Symbole, die roten Zeichen, die ro-
ten Krawatten, die roten Taschen, die alle was mit 
dem Equal Pay Day zu tun hatten. Im Übrigen ist 
mir rot sehr sympathisch. Wenn die Farbe gelb wä-
re, würde es mir schwerer fallen. Aber, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, all das sind nur Symbole, um 
das gesellschaftliche Problem zu dokumentieren und 
auch zu skandalisieren. Wichtiger aus meiner Sicht 
sind die konkreten Schritte. Da will ich schon noch 
einmal sagen, dass wir, glaube ich, schon deutlich 
weiter sind, als die Kolleginnen und Kollegen der 
Linksfraktion und auch der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN in Teilbereichen hier angesprochen haben. 
Ich werde das jetzt versuchen, an ein paar Beispielen 
zu verdeutlichen.  
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Herr Abgeordneter, es gibt den Wunsch der Abge-
ordneten Berninger auf eine Zwischenfrage.  
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Abgeordneter Lemb, SPD: 
 
Aber gern. 
 
Abgeordnete Berninger, DIE LINKE: 
 
Ich möchte Sie bitten, bei mir eine Wissenslücke zu 
füllen. Ich weiß, dass diese roten Taschen symbo-
lische Bedeutung haben, nämlich dafür, dass Frauen 
weniger in der Tasche haben. Würden Sie mich bitte 
aufklären und mir sagen, was die rote Krawatte am 
Equal Pay Day für eine Bedeutung hat?  
 
Abgeordneter Lemb, SPD: 
 
Sie ist rot und damit in der gleichen Bedeutung wie 
die rote Schrift auf Ihrem schwarzen T-Shirt, also 
als Symbol der Farbe rot zum Equal Pay Day in der 
Analogie zum Schluss der roten Tasche.  
 

(Beifall SPD) 
 
Im Übrigen war der Kollege Fiedler, der ansonsten 
wenig zögerlich ist für entsprechende Hinweise aus 
dem Plenum vorhin schon ein bisschen irritiert, als 
Sie die schwarzen T-Shirts übergestülpt haben, weil 
er gar nicht mehr wusste, was los ist. Ob das jetzt 
eine Sympathiebekundung für ihn war.  
 

(Zwischenruf Abg. Dr. Lukin, DIE LINKE: 
Das wusste er aber.) 

 
Insofern hat er sich ein bisschen geziert, den ent-
sprechenden Hinweis an den Präsidenten zu ge-
ben.  
 

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE:  
Der hat gepetzt.) 

 
Zurück zum Thema: Ich will deutlich machen, dass 
die im Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN angesprochenen Unterschiede bei Einstufun-
gen und Eingruppierungen völlig zu Recht angespro-
chen sind, aber natürlich wesentliche Aufgabe der Ta-
rifparteien, der Betriebsräte sind, dort im praktischen 
Streit innerhalb der Betriebe zu entsprechenden Fort-
schritten zu kommen. Ich halte einen flächendecken-
den Mindestlohn vom Grundsatz für die richtige Kon-
sequenz, die Lohnunterschiede in der Bundesrepublik 
zu regeln. So lange es hierzu aber keine politischen 
Mehrheiten gibt, setzen wir so, wie in dem Antrag 
der Regierungsfraktion aufgeführt, auf eine Auswei-
tung der Branchen, für die Mindestregelungen ver-
einbart werden können, und damit auf eine Auswei-
tung des Anteils der Arbeitnehmer, für die Mindest-
lohn gilt. Insofern will ich ausdrücklich das begrüßen, 
was heute veröffentlicht worden ist als Einigung über 
die Mindestlohnregelung in der Pflegebranche. Wenn 
wir das mit einbinden, in das, was wir heute haben, 

dann kann man als Zwischenbilanz - die aus mei-
ner Sicht nicht ausreichend ist - sagen, dass wir heu-
te ca. 3 Mio. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
haben, die unter einen branchenbezogenen Mindest-
lohn fallen.  
 
Der Vorschlag im Antrag von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN in Ziffer 5, sich heute auf einen Mindest-
lohn von 7,50 € zu verständigen, ist schon ange-
sichts der Tatsache nicht zielführend, dass DIE LIN-
KE, glaube ich, im Moment bei der Forderung von 
10,00 € Mindestlohn, die Gewerkschaften mittler-
weile bei der Forderung von 8,50 € angelangt sind. 
Insofern sollte sich der Thüringer Landtag heute nicht 
auf eine Forderung von 7,50 € festlegen.  
 
Sowohl im Antrag der Regierungsfraktionen als auch 
in den beiden anderen Anträgen wird die Landes-
regierung aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass 
es künftig keine Lohndifferenzen mehr gibt. Das ist 
richtig. Ich will noch einmal den Versuch unterneh-
men, deutlich zu machen, was wir bisher getan ha-
ben. Das, was diese Landesregierung in den letz-
ten fünf Monaten dazu auf den Weg gebracht hat, 
ist deutlich mehr, als sich in den letzten Jahren im 
Freistaat hierzu entwickelt hat. Dazu vier Beispiele. 
 
1. Die Landesregierung hat vor wenigen Wochen die 
im Koalitionsvertrag definierte konzertierte Aktion 
konstituiert. Dort ist ein erstes Grundsatzpapier ver-
abschiedet worden, eine gemeinsame Erklärung der 
Tarifparteien liegt vor. Das nächste Treffen findet 
nächste Woche statt, das heißt, es wird gearbeitet. 
Was ist das Ziel? Das Ziel ist eine Erhöhung der Ta-
rifbindung im Freistaat. Das Ziel ist eine nachhalti-
ge Erhöhung des Entgeltniveaus im Freistaat. Maß-
nahmen, wie wir Lohnunterschiede zwischen Frauen 
und Männern minimieren können, werden dort dis-
kutiert. Verabredungen zu der Regelung zur Leih-
arbeit und Eindämmung prekärer Beschäftigungs-
verhältnisse sind geplant. Insofern ist das, was in 
Ziffer 4 des Antrags von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gefordert ist, bereits auf den Weg gebracht. 
 
2. Im Wirtschafts- und Innovationsrat wird zurzeit 
darüber diskutiert, welche weiteren Maßnahmen zur 
Fachkräftesicherung entwickelt werden können. Ein 
wesentlicher Punkt im Rahmen dieser Diskussio-
nen ist, welche Maßnahmen entwickelt werden kön-
nen, um Frauen bessere Beschäftigungschancen 
für gut bezahlte Jobs mit entsprechenden Aufstiegs-
möglichkeiten zu bieten oder wie wir mehr junge 
Frauen beispielsweise für MINT-Berufe begeistern 
können, damit Möglichkeiten besserer Bezahlung und 
besserer Aufstiegschancen geregelt und gewährleis-
tet sind. 
 
3. Ein Vergabegesetz, um öffentliche Auftragsver-
gabe insgesamt im Freistaat endlich zu regeln, ist 
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in Vorbereitung. Hierzu müssen wir die Schnittstel-
len zwischen Vergabegesetz und notwendiger No-
vellierung des Thüringer Gleichstellungsgesetzes be-
achten. Einzelne Grenzen herauszunehmen, wie 
beispielsweise im Ergänzungsantrag DER LINKEN 
in Ziffer 6 gefordert, halten wir an der Stelle zum jetzi-
gen Zeitpunkt nicht für zielführend.  
 
Die genannten Maßnahmen sind Maßnahmen, die 
die Landesregierung trägt, die im Koalitionsvertrag 
vereinbart sind, die im Wesentlichen - zumindest 
diese drei Punkte - fachlich vom Thüringer Ministe-
rium für Wirtschaft, Arbeit und Technologie verant-
wortet werden. Jetzt ist er leider nicht da, aber viel-
leicht können die Kolleginnen und Kollegen der FDP 
den kleinen Hinweis an ihren Fraktionsvorsitzenden 
weitergeben, der heute in der „Thüringer Allgemei-
nen“ zitiert wird, indem er den Wirtschaftsminister des 
Freistaats als „Zampano“ bezeichnet. Das hat mich 
veranlasst, mal bei Wikipedia zu schauen, was ei-
gentlich „Zampano“ bedeutet. Kleine Hilfestellung 
am Rande: „Zampano“ war eine der drei Hauptfigu-
ren aus dem Film „La Strada“. Durch diese Filmfigur 
ist der Begriff „Zampano“ ursprünglich einzig negativ 
besetzt, weil Anthony Quinn als Schauspieler hier ei-
nen prahlerischen Mann spielt, der sich lautstark in 
Szene setzt und mit viel Tamtam Eindruck schinden 
will. Das war wahrscheinlich die Ableitung für den Kol-
legen Barth, unseren Wirtschaftsminister, der aktiv ist, 
als „Zampano“ zu bezeichnen. 
 

(Zwischenruf Abg. Recknagel, FDP:  
Erläuterung.) 

 
Na, ich bin ja noch nicht fertig. In Wikipedia heißt 
es dann weiter: „Heutzutage hat sich die Bedeutung 
des Begriffs ‚Zampano’ im Sprachgebrauch vieler 
Menschen jedoch gewandelt. Er steht jetzt oft als 
Synonym für jemanden, der die Fäden in der Hand 
hält.“ Ein Wirtschaftsminister, der die Fäden in der 
Hand hält, ist nicht der schlechteste Wirtschaftsmi-
nister. 
 

(Beifall SPD) 
 

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Unser 
Fraktionsvorsitzender geht nicht nach 
Wikipedia.) 

 
Ja, er sollte vielleicht mal lesen oder ansonsten muss 
er seinen Bildungsurlaub noch mal ein bisschen ver-
längern, den einer von euch ja gestern erwähnt hat, 
dass ihr so lange im parlamentarischen Bildungs-
urlaub wart, aber offensichtlich trotzdem zu wenig 
gelernt habt.  
 

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: So  
ein Urlaub würde auch Ihnen guttun!) 

 

Es geht dann trotzdem noch im Halbsatz bei Wikipe-
dia weiter, da könnt ihr noch mal nachlesen, so heißt 
es dann: „Als Zampano wird auch jemand definiert,“ 
- heutzutage, nicht früher - „der auf das Schicksal 
anderer Personen Einfluss nimmt.“ Wenn der Wirt-
schaftsminister auf das Schicksal anderer Perso-
nen Einfluss nimmt und das positive Wirkungen für 
den Freistaat hat, auch das ist hier an keiner Stelle 
zu kritisieren, sondern im Gegenteil zu begrüßen. 
 
Last, but not least, was wird konkret gemacht, Stich-
wort Kita-Gesetz - ist bereits gefallen -, das befin-
det sich, wie wir alle wissen, im parlamentarischen 
Verfahren. Was wollen wir? Ausweitung des Betreu-
ungsangebots beispielsweise, wir wollen damit ei-
nes der familienfreundlichsten Kita-Gesetze schaffen 
und nicht zuletzt die Bedingungen dafür verbessern, 
dass mehr Frauen einer Vollzeittätigkeit nachgehen 
können und sich eben nicht weiterhin in schlecht 
bezahlter Teilzeitarbeit verdingen müssen. 
 
Das, Kolleginnen und Kollegen, waren nur einige 
Ausschnitte der konkret geplanten Maßnahmen, die, 
glaube ich, alle was in den verschiedenen Segmen-
ten mit dem Thema des heutigen Equal Pay Days 
zu tun haben. Insofern lassen Sie uns an dem heu-
tigen Tage, der ein Symboltag ist, aber trotzdem nicht 
nur Symbolpolitik machen. Ich plädiere deshalb ab-
schließend dafür, dass wir den Antrag der Regie-
rungsfraktionen annehmen und die Anträge von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und auch den Ergän-
zungsantrag von den Kollegen der LINKEN somit ab-
lehnen. Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall SPD) 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Lemb. Das Wort hat 
jetzt Abgeordneter Bergemann von der CDU-Frak-
tion. 
 
Abgeordneter Bergemann, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ich mache es nicht so lang, aber ich möch-
te zwei, drei Dinge noch mal ansprechen, weil Frau 
Rothe-Beinlich in ihrer Rede uns ja so ein Stück 
Effekthascherei vorgeworfen hat im Alternativantrag. 
Dem möchte ich eigentlich widersprechen. Sie ha-
ben es, glaube ich, sogar wörtlich gesagt.  
 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Aber  
das galt Herrn Minister Machnig.) 

 
Wissen Sie, wir haben nicht ohne Grund einen Al-
ternativantrag gestellt, Kollege Lemb hat relativ aus-
führlich berichtet, weil ich einfach glaube, der Tag 
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heute ist wichtig und die öffentliche Debatte ist wich-
tig und das ist nicht das erste Mal, keine Frage, dass 
wir auch ein Stück Verantwortung dafür tragen, dass 
draußen in der Gesellschaft, vor Ort noch ein Um-
denken weiterhin erfolgen muss. Die Fakten, die Zah-
len sind alle genannt, wie viel Prozent und auch wel-
che Stelle in Europa und in Deutschland - das will 
ich alles nicht wiederholen.  
 
Aber ich meine, klar ist, und das ist mir auch klar ge-
worden und herausgekommen, was Kollege Kemme-
rich gesagt hat, weil in dem Punkt 4 Ihres Antrags - 
wenn ich noch mal zitieren darf: „Der Landtag spricht 
sich dafür aus, dass Land, Wirtschaft, Tarifparteien 
…“ dafür sorgen. Grundgesetz, Tarifvertrag - Hoheit, 
völlig klar. Das ist von Ihnen noch mal klar gemacht 
worden, das ist auch unsere Position und ich bin 
sehr froh darüber. Wir haben über Tarifentwicklungen 
oft genug gesprochen hier an diesem Pult und in die-
ser Runde, aber die Erfolge, die jetzt kommen, zei-
gen es ja deutlich. Auch gebe ich zu, dass inner-
halb der CDU ein Umdenken erforderlich war, das 
auch eingetreten ist in Sachen Mindestlohnentwick-
lung, dass wir jetzt über branchenspezifische Mindest-
löhne die Pflege dabei haben, vor wenigen Tagen 
das Sicherungsdienstleistungsgewerbe und weitere 
werden folgen. Nicht allein deswegen, weil ab Mai 
nächsten Jahres die sogenannte Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer verloren ist. Umso wichtiger ist es, dort 
auch für anständige Löhne zu sorgen. Also, das sol-
len die mal machen, das ist vernünftig und das passt 
auch gut rein. Sie haben ja uns einen Brief geschickt 
mit grünem Siegel, in dem Sie tatsächlich für die 
7,50 € noch mal werben. Ich will es nur mal sagen, 
da muss man mal mit den Leuten vor Ort sprechen. 
Das ist völlig klar, dass die Unternehmen auch gro-
ße Verantwortung tragen und sie auch wahrnehmen, 
auch die Arbeitgeberseite. Ich war mal Betriebsrats-
vorsitzender und deshalb weiß ich auch, wovon ich 
rede, über viele Jahre. Es ist gut, dass man beide 
Seiten hat und dass man sich über solche Fragen 
verständigt. Auch ich kann nur das zahlen, was ich 
unterm Strich am Ende erwirtschaften kann. Das 
ist völlig klar.  
 

(Beifall CDU, FDP)  
 
Der Lohn von 7,50 €, das wäre katastrophal, wenn 
man das jetzt flächendeckend machen würde.  
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
Wissen Sie, was das heißt, Frau Rothe-Beinlich? 
Wenn Sie 7,50 € Stundenlohn hätten und müssten 
dann zum Tag X in die Rente gehen, dann würden 
Sie eine Rente nach jetzigem Rentenberechnungs-
status erhalten, die unter der Grundsicherung liegt, 
die eindeutig unter der Grundsicherung liegt.  
 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 54 Jahre 
Arbeit, um auf die Grundsicherung zu 
kommen.) 

 
Das kann auch das Ziel nicht sein. Auch das muss 
man bedenken - im Normalfall.  
 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Des- 
halb heißt es „Mindestlohn“.) 

 
Ja, schon völlig klar. Aber deshalb muss man es 
auch praktisch über die Branchen hinweg differen-
zieren und da, glaube ich, muss man in Zukunft oder 
sollte man darüber reden. Frau Leukefeld, weil Sie 
gerade ans Pult gehen, den Satz noch bitte: Sie ha-
ben vorhin gesagt, lesen bildet. Das muss man nicht 
unbedingt tun. Keiner weiß alles. Frau Rothe-Bein-
lich hat zum Beispiel von meinem Kollegen Henry 
Worm den freundlichen Hinweis bekommen, wo was 
steht.  
 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ich  
habe es nachgelesen.)  

 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Abgeordneter Bergemann, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage?  
 
Abgeordneter Bergemann, CDU: 
 
Natürlich gern.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Bitte. Das Mikrofon ist nicht an.  
 
Abgeordneter Bergemann, CDU: 
 
Es ging bestimmt um Mindestlohn, Frau Leukefeld.  
 
Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE: 
 
Genau. Herr Bergemann, Sie haben zu Recht darauf 
verwiesen, 7,50 € sind niedrig, also Grundsicherung 
im Alter, Armut im Alter. Aber Sie wissen doch - und 
meine Frage ist, wie bewerten Sie das -, dass viele 
Menschen, Frauen und Männer, vorwiegend Frauen, 
deutlich unter diesen 7,50 € sind und dass der De-
ckel Mindestlohn, gesetzlich flächendeckender Min-
destlohn tatsächlich nur die untere Schiene ist. Man 
kann natürlich tarifgerecht deutlich mehr verdienen. 
Also wie bewerten Sie das?  
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Abgeordneter Bergemann, CDU: 
 
Das ist völlig klar, daraus mache ich überhaupt kei-
nen Hehl, das ist eine katastrophale Entwicklung. 
Da gibt es gar keine Frage, da sind wir uns einig. 
Deshalb müssen wir auch schauen, wie es geht. Aber 
ich habe auch klargemacht, man muss schauen in 
der Verantwortung auf beiden Seiten, wie kann man 
das hinbekommen, dass wir in der Lohnentwicklung 
nach oben kommen. Das hängt auch mit der Produk-
tivität des Unternehmens zusammen, mit vielen Fak-
toren. Aber ich bin da sehr bei Ihnen, dass wir an 
der Stelle gegen Altersarmut vorsorgen müssen. Das 
Problem kommt, wir bekommen das. Aber ich denke, 
wir sind da doch auf gutem Wege, weil sich die Part-
ner inzwischen auch verständigen. Dafür brauchen 
wir kein Gesetz, sondern das sollen bitte schön die 
Tarifpartner machen; das haben die bisher gemacht.  
 

(Beifall FDP) 
 
Das hat sich in der deutschen Geschichte bewährt, 
so bleibt es auch.  
 
Ein letzter Hinweis von mir noch mal, weil das inte-
ressant ist, wenn man vor Ort ist, nicht hier im Ple-
narsaal diskutiert. Ich habe vor zwei Tagen mal am 
Anger gestanden, weil heute keine Chance ist, weil 
wir alle hier sein dürfen. Ich habe mich da wegen 
Equal Pay Day im Vorfeld mit meiner Vereinigung der 
Christlich Demokratischen Arbeitnehmerschaft prä-
sentiert und bin mit vielen Menschen ins Gespräch 
gekommen, auch vorwiegend mit Frauen, weil die 
Männer nicht so begeistert davon waren. Das ist auch 
so ein Punkt. Die waren erstaunt, dass überhaupt ein 
Mann mit dasteht und mitwirkt. Aber es war interes-
sant. Ich habe mit vielen Frauen gesprochen, die ge-
sagt haben, ich bin gar nicht betroffen oder es interes-
siert mich nicht. Ein wichtiger Grund ist, weil es heute 
von Rednern angesprochen worden ist, weil sie mit 
dem Equal Pay Day nichts anfangen konnten. Man 
kann im Vorbeigehen auch nicht immer alles so ge-
nau erläutern. Manche hat man dort dafür begeistern 
können, manche weniger. Aber es ist schon noch 
viel Arbeit zu leisten an der Stelle. Ich habe bei mir im 
Stimmkreis eine junge Dame, die ist in einem tech-
nischen Beruf und vertritt dort sehr häufig einen Meis-
ter. Dieser Meister ist dann eines Tages weggegan-
gen und die Stelle wurde neu ausgeschrieben. Sie 
hat die Stelle nicht bekommen, obwohl ich versucht 
habe zu helfen, weil man ihr gesagt hat, sie hat nicht 
genug technisches Verständnis. Das war die Begrün-
dung. Ich denke, das ist auch ein Problem in der Ge-
sellschaft nach wie vor,  
 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Das  
ist strukturelle Diskriminierung.) 

 

über das man reden muss. Das kann der Thüringer 
Landtag für sich ganz anders in Anspruch nehmen, 
die Ministerpräsidentin, die Landtagspräsidentin, die 
Vizepräsidentinnen, außer Heiko, der das Männer-
quorum natürlich nicht erfüllt bei der Vielzahl von 
Frauen in der Führungsposition. Also bei uns klappt 
das hier schon ganz gut.  
 
Letzter Hinweis, liebe Kollegen von den GRÜNEN, 
sehr nett, 1,00 €, 22 Prozent unter Wert, vielleicht 
können Sie es korrigieren. Inzwischen sind es schon 
23 Prozent. Danke schön.  
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Danke, Herr Abgeordneter Bergemann. Es hat jetzt 
das Wort Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich von der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.  
 
Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Lieber Herr Bergemann, vielen 
Dank für den Hinweis, dass wir eigentlich noch eine 
Zacke abschneiden müssten an dem Euro. Es ist 
traurig, dass die Entwicklung so schnell vorwärtsgeht, 
dass die Schere zwischen den Löhnen von Frauen 
und Männern noch immer weiter auseinandergeht.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Das allein muss uns eigentlich zu denken geben. 
Ich danke Ihnen auch wirklich für Ihren Beitrag. Ich 
hatte das ja auch vorhin in meiner Rede schon er-
wähnt. 
 

(Beifall SPD) 
 
Ich habe das auch durchaus ernst gemeint, dass ich 
mich gefreut habe, dass es ein Faltblatt der Frauen 
in der CDA gibt. Sie haben ja schon gesagt, es sind 
die Frauen, die sich überwiegend auch in dieser Fra-
ge engagieren. Sie waren dabei und haben die Eh-
re gerettet. Haben Sie herzlichen Dank dafür. 
 

(Beifall SPD) 
 
Ich möchte aber noch einmal sagen, warum wir die 
7,50 € erwähnt haben. Wir haben die 7,50 € erwähnt, 
obwohl wir wissen, dass Frau oder Mann 54 Jahre 
arbeiten müssen, um mit 7,50 € Lohn überhaupt 
auf das Niveau der derzeitigen Grundsicherung zu 
kommen. Wir haben 7,50 € mit Bedacht gewählt, weil 
wir nicht in einen Wettlauf eintreten wollten, wer bietet 
die höchste und die schönste Zahl, sondern weil wir 
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gesagt haben, es muss eine Unterschranke geben, 
eine gesetzliche Unterschranke, wo alles, was da-
runter bezahlt wird, schlichtweg nicht vertretbar ist, 
und zwar in keinster Weise, weil davon kein Mensch 
auch nur annähernd leben kann. Deswegen diese 
Unterschranke tatsächlich als das Unterste, darun-
ter darf nicht gezahlt werden. Ich habe mir allerdings 
schon die Frage gestellt, warum es einen Alterna-
tivantrag gibt. Sie haben jetzt gesagt, weil es Ihnen 
so wichtig ist, deswegen hätten Sie auch viel darüber 
gesprochen und gibt es jetzt diesen Antrag. Ich frage 
Sie: Warum haben Sie nicht von sich aus einen An-
trag für diese Plenarsitzung eingereicht? Ich sage 
ganz ehrlich, was ich denke. Sie haben gesehen, es 
gibt einen Antrag, dem Sie nicht zustimmen wollen. 
Es kommt natürlich in der Öffentlichkeit nicht beson-
ders gut an, wenn CDU und SPD - insbesondere der 
Tatsache geschuldet, dass die SPD ja viele Jahre mit 
uns am Equal Pay Day durchaus auch zu den glei-
chen Forderungen gemeinsam gestritten hat - jetzt 
plötzlich nichts sagen oder unseren Antrag einfach 
ablehnen. Also haben Sie sich unseren Antrag ge-
nommen, das, was Ihnen gefallen hat rüberkopiert 
und zwei weiterhin nicht besonders „bewegende 
Punkte“ angefügt, nämlich diese Berichtspflicht, die 
Sie aufführen und ansonsten keinerlei tatsächlich fun-
dierte Forderungen niedergeschrieben. Deswegen 
sage ich ganz deutlich, diesen Etikettenschwindel - 
und nichts anderes ist es für mich - werden wir nicht 
mitmachen. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Wenn Sie wollen, dass wir tatsächlich zu diesem The-
ma etwas verabschieden, was auch nur annähernd 
Hand und Fuß hat, dann werbe ich um Unterstüt-
zung für unseren Antrag. Sie hätten gut und gern 
die Möglichkeit gehabt, dazu Änderungsanträge zu 
stellen, wir hätten jeden davon gern mit Ihnen dis-
kutiert, wir hätten gern die Auseinandersetzung im 
Ausschuss geführt. Das wollten Sie nicht. Deswe-
gen müssen Sie sich leider den Vorwurf gefallen las-
sen - ich habe es vorhin gesagt -, dass es offen-
kundig nur um Effekthascherei geht, aber wenn es 
darum geht, tatsächlich etwas zu beschließen, dann 
sind Sie nicht mehr so sehr mit dabei. Zu dem Hin-
weis auf das Dossier zur Entgeltungleichheit, was 
Sie zitiert haben; Sie haben es mir ja leider nicht ge-
geben, aber wir leben ja im modernen Zeitalter, also 
habe ich es mal eben gegoogelt, habe es auch ge-
funden, da sind mitnichten Zahlen für Thüringen auf-
geführt, sondern schlichtweg die Unterschiede zwi-
schen Ost und West. Allerdings ist auch genau be-
schrieben, warum und wie man zu solchen Unter-
schieden kommt und auch die Schwierigkeit, weil 
nämlich die Parameter überhaupt nicht genau fest-
geschrieben sind. Das ist auch eine Kritik von uns. 
Deswegen sagen wir auch nicht - das will ich auch 

jetzt noch einmal ausführen, warum -, gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit, sondern gleicher Lohn für gleich-
wertige Arbeit. Das ist ein sehr langwieriger Diskus-
sionsprozess. Herr Lemb mindestens dürfte es wis-
sen, auch mit den Gewerkschaften, dass es gleich-
wertig sehr entscheidend ist, nicht, weil irgendetwas 
abgewertet wurde, sondern weil man versuchen 
muss, in ganz unterschiedlichen Berufsfeldern ver-
gleichbare Maßstäbe zu finden. Da habe ich eine net-
te Passage in dem von Ihnen vorhin zitierten Dos-
sier gefunden, da heißt es nämlich: „Die Bewertung 
von Arbeit drückt die Wertschätzung aus, die die Ge-
sellschaft bestimmten Tätigkeiten beimisst.“ Wenn 
wir mal konkret werden, dann ist es doch immer wie-
der interessant, dass jeder und jede, der an einen 
Maurer, natürlich an einen Mann denkt, weiß, dass er 
schwer körperlich arbeitet, wenn wir aber über die Al-
tenpflegerinnen noch bis vor Kurzem geredet haben, 
dann war es überhaupt nicht selbstverständlich, dass 
diese ebenfalls mindestens genauso schwere kör-
perliche Arbeit leisten. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Dies wird nämlich oft übersehen. Sie können ja mal 
als Kindergärtner in einer Gruppe mit 20 Kindern die-
se binnen weniger Minuten alle anziehen, hochhe-
ben, wickeln und so weiter und so fort. Das ist auch 
eine richtig schwere körperliche Arbeit. Das ist bis 
jetzt überhaupt nicht aufgenommen worden in den 
Bewertungsmaßstäben von Arbeit - deswegen gleich-
wertige Arbeit. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Dann finde ich es schon sehr interessant, in Rich-
tung FDP heute feststellen zu dürfen, ich bin ja sehr 
froh, dass es die Einigung für den Pflegebereich gibt, 
interessanterweise mit einer Diskrepanz, die ich nicht 
wirklich erklären kann, nämlich dass die Pflegen-
den künftig im Osten 7,50 € als Mindestlohn bekom-
men sollen, im Westen 8,50 €. Das ist auch so eine 
Ungleichheit 20 Jahre nach der friedlichen Revolu-
tion. Aber was ich das Interessanteste daran finde 
- man hat sich ja sechs Monate lang gestritten, um 
zu dieser Einigung zu kommen -, ist, dass die Re-
gierungskoalition bestehend aus CDU und FDP ge-
sagt hat, sie wird dies unterstützen. Offenkundig kann 
sich auch die FDP auf Mindestlöhne einlassen, wenn 
der Streit darum nur lange genug dauert, und zwar 
in einer Höhe - wie eben beschrieben - von mindes-
tens 7,50 €. Wir meinen, genau das ist auch wichtig.  
 
Um einen letzten Punkt noch anzuführen. Sie ken-
nen die Studie „Fatale Fakten“ vom Landesfrauenrat 
Thüringen. Da können Sie über Thüringen sehr de-
zidiert und sehr kleinteilig nachlesen, wie es Frauen 
hier in Thüringen geht und unter welchen Bedingun-
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gen sie leben müssen. Wir meinen, es ist höchste 
Zeit, tatsächlich etwas zu tun. Da habe ich durch-
aus vernommen, dass Sie vier wichtige Projekte min-
destens schon auf den Weg gebracht haben. Ich 
hoffe, dass Wirtschaftsminister Machnig - auch wenn 
mir die Bezeichnung ebenfalls aus meiner Sicht zu-
mindest erst einmal eigenartig vorkam, die der nicht 
anwesende Fraktionsvorsitzende für ihn gefunden 
hat - sich seines Zitats bewusst ist, dass er dieser 
menschenunwürdigen Ungleichbehandlung begeg-
nen will, und zwar mit aller Kraft. Dafür wäre ein ers-
ter Schritt, unseren Antrag zu unterstützen. Ich dan-
ke. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat jetzt Ab-
geordneter Recknagel von der FDP-Fraktion. 
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Frau Präsidentin, sehr verehrte Damen und Herren, 
das ist schon eine spannende Diskussion, die wir 
heute hier haben. Eine, von der ich den Eindruck 
habe, da darf man ja gar nicht dagegen sein.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Es ist ja immer so. Die politische Linke, die hat die 
Weisheit und die Wahrheit gepachtet und wer sich 
dagegen erhebt,  
 

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Ja.) 

 
(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Und  
die FDP die Steuern.) 

 
zu erheben wagt, der hat von vornherein schon ein-
mal schlechte Karten. Die Rolle übernehme ich gern. 
Eben war von diesen roten Taschen die Rede, die 
leere Taschen oder geringer gefüllte Taschen sym-
bolisieren sollen. Mir ist dabei eingefallen, wenn man 
an den deutschen Steuerzahler denkt, dann sollten 
das Taschen sein mit einem Loch drin, weil da ver-
liert man immer eine ganze Menge.  
 

(Zwischenruf Abg. Siegesmund, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Wir  
haben Mitleid mit Ihnen.) 

 
Hier wird mit Halbwahrheiten und Legenden gear-
beitet.  
 

(Beifall FDP) 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Die FDP 
hat die Weisheit gepachtet.) 

 
Mit Halbwahrheiten und Legenden, das will ich Ih-
nen auch erläutern. Wenn Sie, Frau Leukefeld, da-
von reden, das sei ja bei der Vermittlung schon klar, 
dass Frauen schlechtere Chancen haben und bei 
Einstellungen sowieso, die Arbeitgeber suchen sich 
ja viel lieber Männer aus, dann frage ich mich: Wo-
her nehmen Sie die Weisheiten? Da können Sie Stu-
dien anführen so viel Sie wollen, da gilt das alte Wort,  
 

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN: Was soll denn das?) 

 
glaube nur den Statistiken, die du selbst gefälscht 
hast. Die Frage ist, wie man hier die Fragen stellt und 
wie man die Statistiken aufbereitet. Hier wird doch 
ganz intensiv mit statistischen Rechentricks gear-
beitet. Hier wird tatsächlich - wo passte es besser 
als an dieser Stelle - mit Vergleichen zwischen Äp-
feln und Birnen gearbeitet. Ich habe heute Morgen 
den Deutschlandfunk gehört.  
 

(Beifall SPD) 
 
Ja, ich höre den gern. Da war ein Interview mit Frau 
Sehrbrock, DGB, meines Wissens auch Mitglied des 
CDA und die hat ein interessantes Beispiel gebracht. 
Die sagte, sie könne es nicht verstehen, dass eine 
Bibliothekarin anders bezahlt würde, geringer bezahlt 
würde als ein Ingenieur. Damit aussagend: Die Biblio-
thekarin - häufig Frauen, Ingenieure in der Regel 
Männer. Also, Frau Rothe-Beinlich, Sie brachten das 
eben auch, da wittert man die strukturelle Diskrimi-
nierung. Aber ich frage Sie, wo ist denn da die struk-
turelle Diskriminierung? Jede Bibliothekarin hat die 
Möglichkeit, ein Ingenieurstudium aufzunehmen. Je-
der Ingenieur hat die Möglichkeit, Bibliothekar zu wer-
den, also die passende Ausbildung zu machen. Je-
der ist seines Glückes Schmied und jeder sollte den 
Beruf wählen, in dem er glücklich ist. 
 

(Beifall FDP) 
 
Das gilt übrigens auch für die Aussage, die Sie eben 
gemacht haben. 
 

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP:  
Das gilt auch für Angestellte.) 

 
Das gilt für Angestellte und Mitarbeiter im öffentlichen 
Dienst ganz genauso. Sie haben eben gesagt, es 
seien nur zehn Ausbildungsberufe, die typischerweise 
von Frauen aufgenommen werden. Na ja dramatisch. 
Dann sollte man doch dafür werben, dass Frauen, 
dass junge Mädchen, 
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(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Genau  
das wollen wir ja.) 

 
dass junge Damen andere Ausbildungsberufe auf-
nehmen.  
 

(Unruhe im Hause) 
 

(Zwischenruf Abg. Sojka, DIE LINKE:  
Erkenntnisprozess, toll.) 

 
Das ist überhaupt kein Erkenntnisprozess. Ich fra-
ge mich manchmal bei den Beiträgen, die ich bis-
her gehört habe, in welchem Jahrhundert leben Sie 
eigentlich? Es ist heute schon so. Und insbesonde-
re ist das schon so, wenn man die heutige Situation 
auf dem Ausbildungsstellenmarkt betrachtet. Jede 
Menge Ausbildungsstellen bleiben leer. Jeder Ar-
beitgeber ist heilfroh, wenn er eine geeignete Bewer-
berin und einen geeigneten Bewerber findet. Nur 
ganz Verbohrte schauen heute noch nach dem Ge-
schlecht oder nach der Herkunft, nach der Hautfar-
be, nach der sexuellen Orientierung. 
 

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Nein, nicht.) 

 
(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Über- 
haupt nicht.) 

 
Heute sind wir ein ganzes Stück weiter. 
 

(Beifall FDP) 
 
Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, mindestens die Pri-
vatwirtschaft und ganz sicher auch der öffentliche 
Dienst sind heute schon viel weiter als Sie unterstel-
len. Deswegen sind das, was Sie hier verbreiten, Le-
genden. Das sind möglicherweise Themen von vor 
etlichen Jahren und Themen, die früher mal aktuell 
waren. Heute sind wir in der Mehrzahl ganz bestimmt 
daran vorbei. 
 

(Unruhe DIE LINKE) 
 

(Zwischenruf Abg. Leukefeld, DIE LINKE: 
Das ist hochaktuell.) 

 
Ich will Ihnen noch ein Weiteres sagen.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Abgeordneter Recknagel, es gibt eine Zwischen-
frage. 
 
 
 

Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Ja, ganz besonders gern. 
 
Abgeordnete Renner, DIE LINKE: 
 
Herr Recknagel, vielen Dank. Würden Sie zum Bei-
spiel angesichts der Verteilung von Männern und 
Frauen in Ihrer Fraktion wirklich davon sprechen, 
dass heute der Zugang von Frauen zu Führungspo-
sitionen so gleichwertig ist wie der von Männern? 
 

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: 
Die wollten alle nicht, Martina.) 

 
(Beifall SPD) 

 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Ja, selbstverständlich. Wir haben jede Menge akti-
ve, hochqualifizierte, engagierte Frauen in der FDP 
und die bemühen sich um Ämter und Mandate. Da-
ran habe ich überhaupt keinen Zweifel. Den nächs-
ten Listenplatz - wir hätten bei der nächsten Wahl 
die Chance, noch ein paar mehr Mandatsträger in 
das Parlament zu bekommen -  
 

(Zwischenruf Abg. Weber, SPD:  
Das glaube ich nicht.) 

 
hat zum Beispiel auch eine Frau inne. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Abgeordneter Recknagel, es gibt eine weitere 
Zwischenfrage. Gestatten Sie die? 
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Gern. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Bitte. 
 
Abgeordneter Lemb, SPD: 
 
Herr Abgeordneter Recknagel, habe ich Ihre Aus-
führungen von eben richtig verstanden, dass Sie der 
Auffassung sind, dass im Jahr 2010, also heute, we-
der eine Benachteiligung der Frauen bei der Bezah-
lung noch eine Benachteiligung der Frauen im Hin-
blick auf berufliche Aufstiegschancen sowohl in Thü-
ringen als auch in der Bundesrepublik Deutschland 
existiert? 
 

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP:  
Schöne einfache Erklärung.) 
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Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Ich will Ihnen das gern mit einem einfachen Wahl-
spruch beantworten. Ich für meinen Teil - und das 
gilt ganz sicher auch für Frauen - wollte nicht bei ei-
nem Arbeitgeber arbeiten, bei dem ich unangemes-
sen und zu gering bezahlt werde. Das würde ich ein-
fach nicht tun.  
 

(Zwischenruf aus dem Hause:  
Das ist ja jedem seine Sache.) 

 
(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN: Wenn Sie verheiratet 
sind und 2 Kinder haben.) 

 
Ich möchte noch einmal auf die Beschäftigungsquote 
kommen. Zu diesen statistischen Rechentricks ge-
hört auch, dass man sich zum Beispiel diesen Ost-
West-Vergleich zu Hilfe nimmt und dann Unterschie-
de konstruiert, die sicherlich immer noch da sein kön-
nen, die man sich statistisch zurecht rechnet. Man 
sollte aber dann auch berücksichtigen, dass beispiels-
weise die Beschäftigungsquote von Frauen in Thü-
ringen viel höher ist, als beispielsweise in Bayern. 
Dann kommen rein rechnerisch schon andere Ver-
hältnisse heraus. 
 
Das Vergaberecht, auch das kam in einem der An-
träge vor ...  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Abgeordneter Recknagel, ich muss Sie noch mal 
unterbrechen. Es gibt eine weitere Zwischenfrage. 
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Ja, gern. Ich würde gern in den Dialog gehen. 
 
Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Herr Recknagel, was würden Sie zum Beispiel einer 
alleinerziehenden Frau sagen, wenn sie lediglich die 
Aussicht auf eine Stelle hat, die nicht besonders gut 
bezahlt ist? Sollte sie lieber auf diese verzichten oder 
heiraten? 
 

(Unruhe im Hause) 
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Danke für den sehr guten Hinweis. Gerade den allein-
erziehenden Frauen ist es häufig ein hohes Gut, eine 
Teilzeitbeschäftigung zu bekommen und eine gute 
Chance, im Arbeitsprozess ihren Mann, ihre Frau 

zu stehen. Gerade die Interessenlage vieler Frauen 
führt doch dazu, dass Teilzeitarbeit nachgefragt wird. 
Das ist keineswegs so, wie Sie glauben machen 
wollen, Frau Leukefeld, nur quasi unter dem Druck 
der Verhältnisse, man bietet ihnen gar nichts ande-
res an, sondern ganz im Gegenteil, es wird von vielen 
Frauen so gewünscht. Das ist etwas, was man durch-
aus anerkennen sollte. Jeder möge für sich entschei-
den, was für ihn der richtige Weg ist und jede Fa-
milie, jede alleinerziehende Mutter sollte das entschei-
den können. Zu der freien Wahl gehört auch, eine Ar-
beit in Teilzeit anzunehmen. Dazu gehört auch, zum 
Beispiel auf ein gutes Arbeitsklima in einem kleinen 
Betrieb Wert zu legen, in dem vielleicht nicht ganz so 
viel bezahlt wird, wie in den großen Betrieben. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Abgeordneter Recknagel, ich glaube, der Satz 
war gerade zu Ende. 
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Nein, der Satz ist noch nicht zu Ende. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Wir haben zwei Wünsche auf Zwischenfragen, ein-
mal vom Abgeordneten Weber.  
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Am Ende. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Am Ende. 
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Um das noch mal auszuführen. Ein gutes Betriebs-
klima, eine angenehme Arbeitsatmosphäre, Kolle-
gen, mit denen man auskommt, meinetwegen auch 
einen Chef, mit dem man gut klarkommt, ist für vie-
le ein ganz besonders hohes Gut.  
 

(Zwischenruf Abg. Siegesmund, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Oder  
eine Chefin.) 

 
Oder eine Chefin. Danke für den Hinweis. Der Zwi-
schenruf war jetzt notwendig. Das gibt mir die Ge-
legenheit darauf hinzuweisen, dass es auch in mei-
nem Unternehmen durchaus Chefinnen gibt, die ei-
nen sehr guten Job machen. Wie gesagt, ich bin im 
21. Jahrhundert angekommen, manche sind das of-
fensichtlich noch nicht. 
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Ein gutes Klima höher zu bewerten als den letzten 
Euro mehr bei der guten Bezahlung, das ist doch ei-
gentlich eine weise Entscheidung, die viele Frauen 
fällen. Das sieht man nicht zuletzt daran, bei Män-
nern ist das häufig andersrum, die streben höhere 
Positionen an, möglicherweise die besser bezahl-
ten Positionen und bezahlen das mit einem höheren 
Herzinfarktrisiko. Ich glaube, da tun manche Frauen 
genau das Richtige.  
 
Also, ich wäre jetzt so weit. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Abgeordneter Weber? Aha. Frau Abgeordne-
te König, bitte. 
 
Abgeordnete König, DIE LINKE: 
 
Danke schön. Herr Abgeordneter Recknagel, eine 
Zwischenfrage, und zwar: Habe ich Sie richtig ver-
standen, dass Sie keinen Dienst annehmen wür-
den, in dem Sie schlecht bezahlt werden? Heißt das 
übertragen, um es mal praktisch zu machen, bei Ih-
ren Fraktionskollegen würden Sie keine Arbeit an-
nehmen bzw. aufnehmen? 
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Ich bin davon überzeugt, dass ich bei meinen Frak-
tionskollegen und bei vielen anderen privaten Un-
ternehmern durchaus angemessen bezahlt würde. 
Gleiche Bezahlung für gleiche Arbeit, für gleiche Leis-
tung. Also, das kann man so nicht sagen. Und was 
ich eben gesagt habe, wenn Sie genau hingehört 
haben, ich würde nicht bei einem Arbeitgeber ar-
beiten, wo das so ist. Man kann sich möglicherwei-
se auch einen anderen aussuchen.  
 

(Zwischenruf Abg. Metz, SPD: Wenn 
man sich die Arbeit aussuchen kann.  
Alles klar!) 

 
Ein Arbeitsmarkt heißt deswegen Markt, weil man 
sich die Arbeit aussuchen kann, weil es dort einen 
Wettbewerb gibt, einen Wettbewerb der Unterneh-
men um die fähigsten Köpfe und die stärksten Hän-
de.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Abgeordneter Weber. 
 
Abgeordneter Weber, SPD: 
 
Herr Kollege, sehe ich das richtig, dass in Summe 
Ihrer Ausführungen das Ergebnis für Sie und Ihre 
Fraktion feststeht, dass die nachgewiesene Ungleich-
behandlung von Frauen gegenüber Männern in der 

Arbeitswelt von den Frauen so gewünscht ist, um 
ein besseres Betriebsklima herzustellen? 
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Wenn sie nachgewiesen wäre, dann wäre sie ganz 
sicher nicht gewünscht. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Es gibt anscheinend eine Nachfrage? 
 
Abgeordneter Dr. Hartung, DIE LINKE: 
 
Ich sehe das also richtig, dass die FDP-Fraktion die 
Tatsache, dass Frauen bundesweit und auch in Thü-
ringen schlechter bezahlt werden als Männer, infra-
ge stellt? 
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Ich stelle es nicht grundsätzlich infrage, ich bin nur 
der Meinung, dass man nicht mit statistischen Re-
chentricks arbeiten sollte. 
 

(Beifall FDP) 
 
Das wird hier in den ganzen Beiträgen immer wie-
der getan und darauf muss man hinweisen dürfen, 
das muss man klarstellen können. Es gibt noch an-
dere Aspekte bei der Berufswahl und bei der Wahl 
der richtigen Stelle als nur das Geld. Ich glaube, das 
ist eine sehr weise Entscheidungsgrundlage. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Es gibt einen weiteren Wunsch auf Nachfrage. Herr 
Dr. Hartung. 
 

(Zwischenruf Abg. Metz, SPD:  
Hervorragendes Kabarett.) 

 
Abgeordneter Dr. Hartung, DIE LINKE: 
 
Herr Kollege Recknagel, gestehen Sie das Recht, 
eine nach eigener Auffassung nicht angemessen ent-
lohnte Arbeit abzulehnen auch einem Arbeitslosen-
geld-II-Empfänger zu und wären Sie bereit, die da-
nach folgenden Restriktionen in Zukunft abzuschaf-
fen? 
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Ich sehe nicht, was das mit der jetzigen Diskussion 
zu tun hat. Das gilt doch für Männer und Frauen glei-
chermaßen. 
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Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Es gibt noch zwei weitere Nachfragen. Ich frage Sie 
jetzt, wollen Sie diese Nachfragen beantworten? 
Nein. 
 

(Unruhe im Hause) 
 
Danke schön. Ich habe auf meiner Rednerliste noch 
drei Redner. Es hat jetzt das Wort Abgeordneter 
Kemmerich von der FDP-Fraktion. 
 
Abgeordneter Kemmerich, FDP:  
 
Sehr verehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren, erst einmal möchte ich mich dagegen ver-
wahren, dass Sie mich hier gern diskreditieren kön-
nen, aber bitte nicht meine Mitarbeiter. Das ist eine 
Frechheit.  
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
Ansonsten möchte ich mal die Frage stellen, ob Sie 
wirklich mal draußen in der Wirtschaft waren. Drau-
ßen tobt der War of Talents. 
 

(Beifall FDP) 
 
Es ist längst angekommen in der freien Wirtschaft, 
dass wir die jungen, gut ausgebildeten Frauen brau-
chen.  
 

(Beifall FDP) 
 
Die Mehrheit der Hochschulabsolventen sind heute 
Frauen. Alles, was hier gekommen ist von Ihnen, lie-
be Linkspartei, liebe GRÜNEN, ist wenig zielführend, 
das Problem zu lösen, was tatsächlich da ist.  
 

(Beifall FDP) 
 
Die Frage ist nur, ob es in dieser Höhe da ist, wie 
Sie es hier beschreiben. Nur die Lösungsansätze 
sind nicht da. Ein Lösungsansatz, über den wir uns 
einig sind, Herr Kollege Lemb, ist wirklich, das Be-
treuungsangebot deutlich zu verbessern,  
 

(Beifall FDP) 
 
denn das ist der Hauptfaktor für das Ungleichgewicht 
in der Bezahlungsstatistik, das ist richtig. Aber es gibt 
noch viele Faktoren, die wir hier erläutern müssen, 
die wir beheben müssen. Gewollte oder ungewollte 
Teilzeit, was ist denn das? Wird hier einer mit Waf-
fengewalt gezwungen, in Teilzeit zu arbeiten, das 
habe ich noch nicht erlebt. Er wird sicherlich aus einer 
familiären freiwilligen Situation bewogen, es zu tun. 
Er wird auch teilweise durch das deutsche Steuer-
system dahin gezwungen, deshalb haben wir auch 

vorgeschlagen, das Ehegattensplitting umzubauen,  
 

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN: Wo leben Sie denn?) 

 
diese unselige Steuerklasse 5 abzuschaffen. Wir 
müssen darüber nachdenken, wie wir Lebensarbeits-
zeit organisieren können, da sich junge Frauen, die 
in der Blüte ihrer Jahre stehen, nicht entscheiden 
können, tue ich etwas für mein Leben und damit auch 
für die Rente oder mache ich etwas für die Familie 
und für die Kinder. Auch das kann man ändern.  
 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Wir  
übrigens auch, Herr Kemmerich.) 

 
(Beifall FDP) 

 
Und dieses Unsinnige, zu sagen, ich muss jetzt je-
de junge Dame in einen MINT-Beruf zwingen, führt 
auch nicht dazu. Ich hatte Diskussionen mit jungen 
Abiturientinnen, die habe ich auch gefragt, wollt ihr 
MINT-Berufe wahrnehmen, die haben gesagt, nein, 
wollen wir nicht und ich will auch nicht dazu gezwun-
gen werden. Die Freiheit sollten wir haben.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Abgeordneter Kemmerich, es gibt den Wunsch 
nach einer Nachfrage.  
 
Abgeordneter Kemmerich, FDP:  
 
Ich hatte gesagt, keine Nachfragen, damit wir die Sa-
che hier irgendwann mal zu Ende bekommen.  
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
Meine Damen und Herren, ich sprach gerade über 
Steuerrecht. Am 13. Juli dieses Jahres 2010 ist Tag 
des Steuerzahlers. Bis dahin arbeiten alle Leistungs-
willigen, Leistungsfähigen, alle Steuerzahler für die 
Taschen des Staates. Ich würde mir die Vehemenz, 
mit der wir diese Debatte führen, auch am 13. Juli 
dieses Jahres wünschen, damit wir auch einmal für 
die Steuerzahler, für die Leistungsträger der Gesell-
schaft etwas tun. Vielen Dank.  
 

(Beifall FDP) 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Danke, Herr Abgeordneter. Es hat jetzt Abgeordne-
ter Worm von der CDU-Fraktion das Wort.  
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Abgeordneter Worm, CDU: 
 
Keine Gefahr, ich mache es kurz, ich möchte nur gern 
auf die zwei Einwürfe von Frau Rothe-Beinlich rea-
gieren.  
 
1. Warum haben Sie das Dossier nicht gleich be-
kommen? Die Debatte war mir so wichtig, dass ich 
es erst voll umfänglich mitbekommen wollte, aber 
wir können uns gern im Anschluss darüber unter-
halten.  
 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Es gibt  
nur eins, Herr Worm.) 

 
2. Es gibt die Aussage, dass der Unterschied im 
Verdienstabstand bei den neuen Ländern bei 6 Pro-
zent liegt. Das steht hier drin, das ist richtig, aber 
auch unabhängig davon, Frau Rothe-Beinlich, hät-
ten Sie die Zahl durch einen kurzen Anruf im zu-
ständigen Wirtschaftsministerium erfragen können 
- völlig unproblematisch.  
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Danke, Herr Abgeordneter. Es hat jetzt Abgeordnete 
Rothe-Beinlich von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN das Wort.  
 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Sie brau-
chen nicht gleich singen, keine Sorge.) 

 
Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, uns sind die Zahlen allesamt 
bekannt. Es gibt sehr viele Dossiers, aber ich habe 
auch auf die Schwierigkeit hingewiesen, die sich üb-
rigens auch bei den unterschiedlichen Zahlen ab-
liest. Wenn Sie den Brief noch einmal vor sich neh-
men, den wir Ihnen zukommen lassen haben, dann 
sehen Sie, dass am Dienstag das DIW sogar 28 Pro-
zent Unterschied festgestellt hat. Es gibt Studien, die 
sagen 22, es gibt Studien, die sagen 23 Prozent. 
Es gibt die besagte Studie, die Sie genannt haben, 
mit den 6 Prozent im Osten, aber auch mit den ge-
nannten Schwächen, nämlich dass die Parameter da-
bei nicht entsprechend berücksichtigt sind. Dass die 
Unterschiede in Ost und West unterschiedlich sind, 
ist uns allen bekannt, da müssen Sie sich nicht sor-
gen.  
 
Ich möchte trotzdem einen Punkt ansprechen, der 
mir sehr am Herzen liegt und wo ich bezweifle, dass 

tatsächlich ernsthaft an dieser Thematik weiterge-
arbeitet wird. Die Frage war mir ja nicht gestattet, als 
Sie gesprochen haben, aber deswegen will ich die 
Gelegenheit hier nutzen, zu fragen: Ist das, was Sie 
eben hier vorgetragen haben, Herr Abgeordneter, die 
Meinung der FDP-Fraktion, und zwar die Meinung 
der gesamten FDP-Fraktion? Ich sage Ihnen auch, 
warum ich das frage. Wenn es der Fall ist, dass das 
die Meinung der FDP-Fraktion ist, dass sie alle Stu-
dien, die es gibt, nämlich dass eine solche Lohnun-
gleichheit existiert und dass diese auch begründet 
ist in struktureller Diskriminierung, aber auch natür-
lich im Berufswahlverhalten - auch ich will nieman-
dem vorschreiben, was er oder sie werden möchte -, 
wenn Sie das bestreiten, dann sehe ich durchaus 
die Schwierigkeit, wie dann der Abgeordnete Kem-
merich als Vorsitzender des Gleichstellungsausschus-
ses tatsächlich auch in diesem Sinne wirken kann, 
dass es um echte Gleichstellung geht. Das möchte 
ich hier so deutlich sagen. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Da ich es vorhin noch nicht erwähnt habe, wir be-
antragen selbstverständlich die Überweisung unse-
res Antrags an den Gleichstellungsausschuss, denn 
ich glaube, es gibt noch jede Menge Diskussions-
potenzial in dieser Frage, auch und gerade um sich 
vielleicht die Zahlen vor Augen zu führen, auch um 
Zusammenhänge noch einmal zu diskutieren, die hier 
aufgemacht wurden. Wir sagen sehr deutlich, es 
braucht ein gutes und flächendeckendes Betreuungs-
angebot. Aber das ist nicht die Ursache für die Lohn-
unterschiede, die wir haben. Das muss man einfach 
mal ganz deutlich benennen. Da, glaube ich, lohnt 
es sich, auch noch einmal intensiver darüber zu dis-
kutieren.  
 
Noch einmal ganz zum Schluss: Wenn hier Über-
heblichkeit vorgeworfen wird, ich bin schon der festen 
Überzeugung, da sollten sich einige erst mal an die 
eigene Nase fassen. Auch wenn immer der Hinweis 
kommt, bewerbt ihr euch erst mal in der freien Wirt-
schaft, glauben Sie, dass jede und jeder seine Erfah-
rungen oder ihre Erfahrungen gesammelt hat. Auch 
ich habe viele Jahre zum Beispiel mein Studium da-
mit finanziert, dass ich Praxen geputzt habe. Das 
ist auch überhaupt nichts Ehrenrühriges, ich glau-
be, das ist auch ganz gut. Ich habe auch bei der 
Post schon Briefe ausgetragen beispielsweise. Ich 
habe etliche Jobs auch schon gemacht und erfah-
ren, wie es den Menschen geht, die dauerhaft auf 
solche Jobs angewiesen sind, und es sind überwie-
gend Frauen. Dass es da etwas zu tun gibt, das wis-
sen wir eigentlich alle. Bei der FDP bin ich mir da 
allerdings leider nicht so sicher. Danke schön. 
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(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Danke, Frau Abgeordnete. Ich sehe jetzt keinen wei-
teren Redebedarf im Plenum, aber die Ministerin für 
Soziales, Familie und Gesundheit hat um das Wort 
gebeten. Frau Taubert, bitte. 
 
Taubert, Ministerin für Soziales, Familie und 
Gesundheit: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren, es tut mir aufrichtig leid, dass heute an dieser 
Stelle nicht Herr Machnig stehen kann, ich weiß, dass 
ich nicht den gleichen Charme auf Frauen ausströ-
me wie er. Ich bitte da um Entschuldigung. 
 

(Heiterkeit im Hause) 
 
Aber er ist tatsächlich im Bundesrat und deswegen 
hat er einen guten Grund, hier verhindert zu sein. Da-
für ist es eine Frau, die heute hier steht zum Tag der 
Entgeltgleichheit, und ich denke, das wiegt es wie-
der auf. 
 

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Seit Jahrzehnten streiten Parteien, hier vor allem 
die organisierten Frauen, gemeinsam mit anderen 
Frauenorganisationen für gleichen Lohn für Frauen 
und Männer. Der Equal Pay Day ist in den USA da-
mals ein weiteres Instrument gewesen und ich will 
es auch für Herrn Fiedler noch mal sagen, es ist eben 
der Tag der Entgeltgleicheit und den kann man, wenn 
man das möchte, auch so benennen und andere, 
die etwas moderner sind, die können auch mit dem 
Equal Pay Day etwas anfangen. 
 

(Beifall SPD) 
 
Aber ich denke, um das Wort selbst geht es nicht. 
Wir haben seit vielen Jahren diese Diskussion und 
ich will einflechten auch aus ganz persönlicher Er-
fahrung, weil von der FDP angezweifelt wurde, dass 
Frauen durchaus bei gleicher fachlicher Eignung 
Nachteile haben. Meine Herren von der FDP, viel-
leicht hören Sie kurz zu, wir sind noch nicht ganz 
fertig, ich habe ja Ihre Ausführungen auch anhören 
müssen. 
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Natürlich ist es mir auch so passiert. Mir ist es schon 
in der DDR passiert, dass mir ein Mann gesagt hat: 
Ja, zwei Kinder, wer weiß, was da kommt, ist nicht 
so richtig. Und das ist mir auch im neuen System so 

passiert, mir persönlich. Mir hat es nicht geschadet, 
aber trotz alledem ist es mir passiert, dass mir auch 
in öffentlichen Verwaltungen als Frau gesagt wur-
de, du hast nicht die gleichen Chancen, weil du Kin-
der hast. Das muss man einfach anerkennen und 
deswegen ist dieser Tag auch ganz wichtig. 
 

(Beifall SPD) 
 
Wir sind mit den Antragstellern da ganz nah beieinan-
der, was die Zielrichtung anbetrifft. Wir haben schon 
über die einzelnen prozentualen Lohnlücken gespro-
chen. Im Durchschnitt beträgt sie in Deutschland 
23 Prozent. Wir wissen auch, dass die neuen Bun-
desländer nur ein Gefälle von 5 Prozent haben ge-
genüber den alten Bundesländern von 25 Prozent 
nach dem Statistischen Bundesamt. Da muss ich 
aber auch dazusagen, leider ist es deswegen so in 
den neuen Bundesländern, weil die Männer eben 
auch wenig verdienen. Deswegen ist nämlich diese 
Lohnlücke im Osten deutlich geringer als im Westen. 
 
Wir müssen auch feststellen, dass es beträchtliche 
Unterschiede zwischen den ländlichen Gebieten und 
den Großstädten gibt. In den ländlichen Gebieten 
sind die Unterschiede bis zu 33 Prozent und in den 
Großstädten nur bei 12 Prozent. Das zeigt auch, wie 
unterschiedlich die Berufe in den einzelnen Regio-
nen auch Thüringens ausgeübt werden können.  
 
Die Landesregierung selbst ist auf Bundesebene be-
reits aktiv geworden und hat sich im Rahmen der Ar-
beits- und Sozialministerkonferenz für Entgeltgleich-
heit von Frauen und Männern ausgesprochen. Dies 
ist in den entsprechenden Beschlüssen der Jahre 
2008 und 2009 dokumentiert. Ebenso hat sich die 
Landesregierung in der Gleichstellungs- und Frauen-
ministerkonferenz geäußert und die Entgeltgleich-
heit als wichtiges Ziel für Deutschland thematisiert. 
 

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU:  
Ich wusste es.) 

 
In der umfassenden Diskussion, das möchte ich aber 
auch noch einmal erwähnen, sind ja bereits drei Ur-
sachen dafür benannt worden.  
 
Zum einen fehlen Frauen in bestimmten Berufsgrup-
pen vollständig.  
 
Zum Zweiten unterbrechen Frauen wesentlich häu-
figer - auch heute noch, obwohl Männer da schon 
viel aufgeschlossener sind - familienbedingt ihre Er-
werbstätigkeit.  
 
Und zum Dritten haben wir gerade im Sozialbe-
reich und im Dienstleistungsbereich typische Frauen-
berufe, wie man das nennt, die schlechter vergütet 
werden als traditionelle Männerberufe.  
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Auch da gestatten Sie mir, etwas einzuflechten: Sie 
müssen sich einfach mal vorstellen, gerade im Be-
reich der Pflege wird - auch wenn jetzt der Mindest-
lohn kommt - immer noch nicht so gut bezahlt.  
 

(Beifall CDU) 
 
Für uns ist es aber am Ende ganz wichtig, wenn An-
gehörige gepflegt werden, dass sie in einer ausge-
sprochen guten Qualität gepflegt werden. Deswe-
gen kann es nicht sein - und das ist ja das Ansin-
nen auch dieses Tages der Entgeltgleichheit -, dass 
man auf bestimmte Berufsgruppen sieht und sagt, 
wie viel sind sie der Gesellschaft, uns allen auch wert, 
und dafür, denke ich, gilt es auch weiter zu streiten. 
 
Die von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
aufgestellten Forderungen im Beschluss, der Ihnen 
vorliegt, werden von der Landesregierung und den 
sie tragenden Fraktionen bereits abgearbeitet. Auch 
dazu gibt es Hinweise aus der Diskussion.  
 
Ich möchte ebenfalls noch einmal auf die Kinderbe-
treuung mein Augenmerk richten. Wir haben dieses 
Gesetz in der Diskussion und wir werden auch mit 
dem Vorziehen des Rechtsanspruchs auf das ers-
te Lebensjahr einen weiteren Schritt tun, damit Fa-
milien - Frauen wie Männer - die Chance haben, 
auch ihrem Beruf nachzugehen.  
 
Im öffentlichen Dienst, insbesondere in der Landes-
verwaltung, sind spezielle Frauenförderpläne ent-
standen, um Frauen das Erreichen von Führungs-
positionen zu ermöglichen. Da haben wir insgesamt 
ein gut ausgebildetes Niveau für Frauen in öffent-
lichen Berufen. Wir können sagen, für die Landes-
regierung, auch im Referatsleiterbereich, haben wir 
durchaus einen guten Durchschnitt. Darüber haben 
wir noch Bedarf. Das liegt natürlich zum anderen 
auch daran, dass Frauen manchmal tatsächlich die-
sen beschwerlichen Weg abwägen gegenüber ihrer 
eigenen Familienperspektive. Hin und wieder, glau-
be ich, tun sie auch gut daran, aber wir sollten trotz-
dem dafür streiten, dass wir auch mehr Abteilungs-
leiterinnen und Abteilungsleiter im öffentlichen Dienst 
haben. 
 
Arbeitsmarktpolitische Förderprogramme - auch die 
werden im Freistaat Thüringen inklusive des geplan-
ten Arbeitsmarktprogramms die Chancengleichheit 
von Männern und Frauen als Querschnittsziel be-
achten. Zur Abschaffung der Entgeltungleichheit ist 
der Freistaat aber auch auf die Hilfe der Wirtschaft 
sowie der Tarifpartner angewiesen. Unternehmen ste-
hen in der Pflicht, qualifizierte Arbeitsplätze zu schaf-
fen, Fachfrauen und Expertinnen auszubilden und zu 
qualifizieren, aber auch gerechte Löhne und Gehälter 
zu zahlen. Alle Tarifpartner sind gefordert. Zwar exis-
tieren in der Tariflandschaft grundsätzlich keine Un-

terschiede in der Vergütung von Frauen und Män-
nern. Tatsächlich sind die Einkommensunterschiede 
zwischen den Branchen doch zum Teil beträchtlich. 
Branchen mit hohem Frauenanteil haben ein niedri-
ges Verdienstniveau und erzeugen damit zum Teil 
deutliche Lohngefälle zwischen den Geschlechtern. 
Auch da bitte ich die Gewerkschaften, Sie sind eben-
so aufgerufen, Ihre Möglichkeiten auszuschöpfen und 
einige Kollegen, die hier mit im Saal sitzen, haben das 
auch genutzt und haben den heutigen Tag mit roten 
Taschen verschönert, aktiver gemacht. Auch Perso-
nal- und Betriebsräte sind in der Pflicht. Sie müssen 
im Rahmen der Mitbestimmung und Fragen der Ein-
gruppierung und Beförderung für ein ausgewogenes 
Verhältnis zwischen Frauen und Männern sorgen.  
 
In unserer Koalitionsvereinbarung haben wir aufge-
schrieben, zu guten Lebensbedingungen gehört Ar-
beit zu fairen, wettbewerbsfähigen Löhnen. Das ist 
ein Anspruch, der für alle Menschen in unserem Land 
gilt, ob Mann oder Frau, unabhängig in welchem Le-
bensalter stehend. Unser Ziel ist es, Beschäftigung 
zu stärken und Rahmenbedingungen für gute Arbeit, 
vor allem sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
zu schaffen. Wir wollen allen Menschen in Thürin-
gen bessere Perspektiven bieten, gerade den jun-
gen Frauen, die hier in der Folge ihre Familien grün-
den sollen. Dazu gehört eine höhere Tarifbindung der 
Unternehmen ebenso wie ein zunehmend höherer 
Branchenanteil mit gesetzlichem Mindestlohn. Heute 
bestehen für acht Branchen Mindestlöhne im Sinne 
des Arbeitnehmerentsendegesetzes, von dem Män-
ner wie Frauen gleichermaßen profitieren. Ich den-
ke, das ist ein realistischer Weg, den wir ausdrück-
lich begrüßen.  
 

(Beifall CDU) 
 
Danke. Da die Landesregierung bereits die überwie-
gend von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
angeregten Projekte aktiv durchführt, unterstützt und 
befördert, begrüßt die Landesregierung ausdrück-
lich den Alternativantrag der Fraktionen der SPD und 
der CDU, der die gemeinsame Aufgabe, gegen Lohn-
diskriminierung zu kämpfen, aufnimmt und sich ver-
bleibender Schwerpunkte annimmt. Damit möchte 
ich meinen Bericht beenden. 
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank, Frau Ministerin. Wir kommen jetzt zur 
Abstimmung, und zwar liegt mir ein Antrag vor auf 
Überweisung des Antrags in der Drucksache 5/621 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN an den 
Gleichstellungsausschuss  
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(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Und  
an den Sozialausschuss.) 

 
und außerdem an den Ausschuss für Soziales, Fa-
milie und Gesundheit. Zu diesem Antrag gehört dann 
der Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE in 
Drucksache 5/680, der gleichzeitig mit überwiesen 
wird. 
 
Ich frage Sie jetzt nach der Überweisung dieses An-
trags in Drucksache 5/621 und den dazugehörigen 
Änderungsantrag an den Gleichstellungsausschuss. 
Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. Ge-
genstimmen? Enthaltungen? Mehrheitlich sehe ich 
Gegenstimmen. Damit ist der Antrag nicht an den 
Ausschuss überwiesen worden. 
 
Wir kommen jetzt zu der Frage Ausschussüberwei-
sung an den Ausschuss für Soziales, Familie und 
Gesundheit. Wer für die Überweisung des Antrags 
in Drucksache 5/621 und des Änderungsantrags ist, 
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Gegenstim-
men? Stimmenthaltungen? Das ist wieder eine Mehr-
heit von Gegenstimmen, somit ist der Antrag auch 
nicht an den Ausschuss für Soziales, Familie und 
Gesundheit überwiesen. 
 
Wir kommen jetzt zur Abstimmung zum Alternativ-
antrag der Fraktionen der CDU und SPD. Ich frage 
als Erstes: Gibt es den Antrag auf Überweisung? 
Es gibt eine Wortmeldung. 
 
Abgeordneter Bergner, FDP: 
 
Frau Präsidentin, ich beantrage namens der FDP-
Fraktion die getrennte Abstimmung der Punkte 1 bis 
3 dieses Antrags. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Es gibt einen Antrag der FDP zur Abstimmung der 
einzelnen Unterpunkte dieses Antrags. Da muss ich 
jetzt fragen: Regt sich hier Widerspruch in den ein-
bringenden Fraktionen? Das ist nicht der Fall. Dann 
kommen wir jetzt zur Abstimmung des Alternativ-
antrags in Drucksache 5/676. 
 
Ein Geschäftsordnungsantrag - ich muss jetzt fra-
gen, wer zuerst war.  
 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Es ist  
egal, wir wollen das Gleiche.) 

 
Bitte, Frau Rothe-Beinlich. 
 
 
 

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Sie haben unseren Antrag noch nicht abgestimmt. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Entschuldigen Sie bitte, das war eine Unterlassungs-
sünde, das machen wir sofort. 
 
Ich gehe wieder zurück zu dem Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und dem Änderungs-
antrag der Fraktion DIE LINKE. Da beide Überwei-
sungen abgelehnt worden sind, kommen wir jetzt 
zur Abstimmung über den Antrag. Wer für diesen 
Antrag stimmt, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen.  
 

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE 
LINKE: Erst den Änderungsantrag.) 

 
Als Erstes den Änderungsantrag, wie ich sagte, und 
dann kommt der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN. 
 
Also, Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE, ich 
sage es noch mal ganz deutlich: Wer für diesen Än-
derungsantrag stimmt, den bitte ich jetzt um das 
Handzeichen. Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? 
Damit ist der Antrag mehrheitlich abgelehnt. 
 
Wir kommen jetzt zu der Frage nach dem Antrag der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in Drucksa-
che 5/621. Wer für die Befürwortung dieses Antrags 
ist, den bitte ich um das Handzeichen. Gegenstim-
men? Stimmenthaltungen? Das sehe ich nicht, da-
mit ist dieser Antrag mehrheitlich abgelehnt worden. 
 
Wir sind jetzt an der Stelle, dass wir den Alternativ-
antrag der Fraktionen der CDU und der SPD abstim-
men und das in gesplitteter Form. 
 
Ich frage Sie: Wer kann dem ersten Punkt des Al-
ternativantrags in Drucksache 5/676 zustimmen, den 
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Gegenstimmen? 
Stimmenthaltungen? Damit ist der erste Teil des An-
trags mehrheitlich angenommen. 
 
Wir kommen zum zweiten Punkt. Wer kann dem 
zweiten Punkt des Alternativantrags zustimmen, den 
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Gegenstimmen? 
Stimmenthaltungen? Damit ist er mehrheitlich an-
genommen. 
 
Wir kommen zum dritten Punkt. Wer dem dritten 
Punkt des Alternativantrags zustimmen kann, den 
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Gegenstimmen? 
Stimmenthaltungen? Damit ist der dritte Punkt mehr-
heitlich angenommen. 
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Wir kommen jetzt zur Komplettabstimmung des Al-
ternativantrags der Fraktionen der CDU und der SPD 
in Drucksache 5/676. Alle drei Punkte sind mehr-
heitlich angenommen. Aus Sicherheitsgründen möch-
te ich aber noch eine Komplettabstimmung haben. 
Wer für den Antrag jetzt sein Jawort geben kann, 
den bitte ich um das Handzeichen. 
 

(Unruhe im Hause) 
 
Danke schön. Gegenstimmen? Enthaltungen? Danke 
schön. Damit ist der Komplettantrag in all seinen drei 
Punkten mit Sicherheit angenommen. 
 
Ich schließe jetzt den Tagesordnungspunkt und wir 
kommen zum Tagesordnungspunkt 16 
 

Kultur des Zuhörens und Hin- 
schauens stärken - für mehr  
Schulpsychologinnen und  
Schulpsychologen und Schul- 
sozialarbeit an Thüringens  
Schulen 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 
- Drucksache 5/622 - 

 
Ich frage die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
nach Begründungswunsch. Der liegt nicht vor. Dann 
kommen wir zur Landesregierung. Die Landesre-
gierung erstattet an dieser Stelle einen Sofortbe-
richt. Bitte, Herr Minister. 
 
Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur: 
 
Vielen Dank, Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Kolleginnen und Kollegen, die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN hat einen Bericht erbeten. 
Hier geht es darum, die Kultur des Zuhörens und 
des Hinschauens zu stärken. Ich will vorab sagen, 
ich unterstütze das Anliegen ganz ausdrücklich, ei-
ne Kultur des Hinschauens, eine Kultur des Zuhö-
rens in Thüringen zu stärken. Ich will allerdings auch 
gleich dazusagen, weil der Antrag das Blickfeld dann 
eingrenzt auf Schulpsychologen und Schulsozial-
arbeiter, dass eine solche Kultur des Zuhörens und 
des Hinschauens nicht nur abhängig ist von der Zahl 
von Schulpsychologen und Schulsozialarbeitern, son-
dern dass diese Kultur von Engagement aller in der 
Gesellschaft lebt und leben muss. Das sollte uns 
immer klar sein, dass wir diese Aufgabe nicht ein-
fach delegieren können auf Institutionen oder im be-
sonderen Maße damit befasste Personen.  
 
Ich möchte zu Beginn etwas sagen zum Thema 
Schuljugend oder Schulsozialarbeit. Die Landesre-
gierung hat sich im Koalitionsvertrag vorgenommen, 
die Schulsozialarbeit auszubauen. Wir wollen im Ein-

vernehmen mit den Thüringer Kommunen eine Öff-
nung der Systeme Schule und Jugendarbeit zur Stär-
kung der Schulsozialarbeit. Dafür gibt es Anknüp-
fungspunkte. Im Schulgesetz heißt es gleichlautend 
auch im Thüringer Kinder- und Jugendhilfe-Ausfüh-
rungsgesetz, ich zitiere: „Die Schulen arbeiten bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben mit den Jugendämtern 
und den Trägern der freien Jugendhilfe zusammen, 
stimmen sich insbesondere bei schulbezogenen Ju-
gendhilfemaßnahmen mit diesen ab und entwickeln 
hierfür geeignete Kooperationsstrukturen. Näheres 
kann durch eine Vereinbarung zur Kooperation von 
Jugendhilfe und Schule zwischen den kommunalen 
Spitzenverbänden und dem Land geregelt werden.“ 
Diese Vereinbarung zur Kooperation von Jugendhilfe 
und Schule im Freistaat Thüringen wurde im April 
2008 zwischen dem Thüringer Ministerium für So-
ziales, Familie und Gesundheit und dem Thüringer 
Kultusministerium auf der einen und dem Thüringer 
Landkreistag und dem Gemeinde- und Städtebund 
auf der anderen Seite abgeschlossen. Seitdem gibt 
es regelmäßige Treffen der Kooperationspartner. Dort 
werden insbesondere die überregionalen Fragestel-
lungen geklärt und überregionale Angebote, insbe-
sondere Fortbildung und Beratung, abgestimmt. Da-
neben gibt es regelmäßige Arbeitstreffen zwischen 
den Leitern der Jugendämter und der Schulämter. 
Derzeit werden von ihnen vor allem drei Themen be-
arbeitet: Zum einen die Umsetzung des § 55 a im 
Thüringer Schulgesetz, Stichwort Kinderschutz, zum 
Zweiten die Erarbeitung einer Empfehlung zum Um-
gang mit Schuldistanz und drittens die Zusammen-
arbeit im Bereich des gemeinsamen Lernens. Re-
gelmäßig finden auch gemeinsame Fachtagungen 
und Fortbildungen statt. So werden gegenwärtig ge-
meinsam vom Thüringer Ministerium für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur und dem Thüringer Ministe-
rium für Soziales, Familie und Gesundheit bzw. den 
Jugendämtern und den Schulämtern vor Ort ca. 
1.100 Beratungslehrer für das Thema Kinderschutz 
sensibilisiert.  
 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, im 
vorliegenden Haushaltsentwurf stehen für die ört-
liche Jugendförderung 11 Mio. € zur Verfügung. Da-
raus soll auch der Bereich der Schulsozialarbeit ge-
fördert werden. An dieser Finanzierung beteiligen 
sich das Land mit 60 Prozent und die Landkreise und 
kreisfreien Städte mit 40 Prozent. Gemäß SGB VIII 
liegt die Gesamtverantwortung einschließlich der Pla-
nungsverantwortung bei den örtlichen Trägern der 
Jugendhilfe. Sie sollen gewährleisten, dass die er-
forderlichen und geeigneten Einrichtungen, Diens-
te und Veranstaltungen zur Verfügung stehen. So-
mit wird der Bedarf für Schulsozialarbeiter im Rah-
men der kommunalen Selbstverwaltung von den Ju-
gendämtern eigenständig festgelegt. Er kann des-
halb nicht von der Landesregierung geschätzt wer-
den. Das Land unterstützt diese Entwicklung und wir 
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wollen diese Unterstützung, wo es geht, auch aus-
bauen.  
 
Der wichtigste Weg, um die Systeme Schule und Ju-
gendhilfe zusammenzuführen, ist die weitere Ent-
wicklung kommunaler Bildungslandschaften. Dazu 
gibt es ein sehr erfolgreiches Projekt unter dem Na-
men „Nelecom“, aber auch beim Aufbau der Thürin-
ger Gemeinschaftsschule werden wir insbesonde-
re von Anfang an konsequent auf die kommunale 
Vernetzung setzen.  
 
Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, las-
sen Sie mich zum zweiten Thema kommen, den 
Schulpsychologen. Es ist klar, der schulpsychologi-
sche Dienst ist fester Bestandteil eines umfassenden 
Unterstützungssystems für die Thüringer Schulen. 
Dies gewährleistet die professionelle Beratung für 
Lehrer, Erzieher, Schulleiter, Schüler und Eltern. Der 
schulpsychologische Dienst ist in diesem Unterstüt-
zungssystem von zentraler Bedeutung. Die Aufga-
ben ergeben sich aus § 53 des Thüringer Schulge-
setzes, aus der Verwaltungsvorschrift „Arbeit des 
schulpsychologischen Dienstes“ und der Geschäfts-
ordnung der staatlichen Schulämter. Schulpsycho-
logischer Dienst, Beratungslehrer und mobiler son-
derpädagogischer Dienst lösen dabei in kooperati-
ver Weise die bestehenden Aufgaben. Die Mitar-
beiter erfüllen beratende, diagnostische und präven-
tive Aufgaben. Kernaufgabe ist die systemische Be-
ratung der Schulen. Für die personelle Ausstattung 
des schulpsychologischen Dienstes erachtet es die 
Landesregierung als dringend notwendig, die Ziel-
vorgabe der Kultusministerkonferenz zu erreichen; 
das heißt, eine Psychologen-Schüler-Relation von 
1 zu 5.000. Bei den Schülerzahlen hier in Thürin-
gen ergibt sich bei Erfüllung der Zielvorgabe der 
Kultusministerkonferenz ein Bedarf an 24 Schul-
psychologen. Derzeit sind 16 Schulpsychologen in 
den staatlichen Schulämtern tätig. Wir sind also noch 
ein ganzes Stück von diesem Ziel entfernt. Ich will, 
dass wir dieses Defizit so rasch wie möglich ab-
bauen. Daran wird intensiv gearbeitet und eine Ver-
besserung soll mit dem neuen Haushalt, der zurzeit 
hier im Parlament beraten wird, auch dann vorange-
bracht werden.  
 
Die Landesregierung hat sich ja vereinbart, dass ins-
gesamt im Haushalt keine neuen Stellen geschaf-
fen werden, aber wir wollen die Möglichkeit vorhan-
dener Stellen nutzen, um weitere Schulpsychologen, 
so rasch es geht, auch einzustellen. Mein Ziel ist 
es - ich sage es noch einmal -, dass wir möglichst 
schnell die Vorgabe der KMK für diesen Bereich errei-
chen. Wir wollen aber auch schulpsychologische Un-
terstützungssysteme insgesamt stärken und deshalb 
die Weiterqualifizierung von erfahrenen Beratungs-
lehrern vorantreiben. Dazu ist im Moment ein weiter-
bildender Masterstudiengang in der Debatte. Die De-

tailprüfung zu diesem Studiengang läuft noch. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Minister, es gibt den Wunsch einer Zwischen-
frage. Gestatten Sie die? 
 
Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur: 
 
Ja, aber gern.  
 
Abgeordneter Barth, FDP: 
 
Herr Minister, vielen Dank für die Möglichkeit. Ich 
wollte nur nachfragen: Wenn ich den Haushaltsent-
wurf richtig im Kopf habe, haben Sie Schulpsycho-
logenstellen für die Gemeinschaftsschulen explizit 
vorgesehen. Gibt es an anderen Stellen noch wei-
tere Vorhaben, die ich eventuell übersehen habe? 
 
Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur: 
 
Herr Kollege, es trifft nicht zu, dass Schulpsycholo-
gen nur für Gemeinschaftsschulen vorgesehen sind. 
Wir wollen im Rahmen des zur Verfügung stehen-
den Stellenpools für unser Haus dafür sorgen, dass 
zusätzliche Schulpsychologen eingestellt werden kön-
nen. Wir können das dann nur auf Grundlage des 
beschlossenen Haushalts tun, das ist klar. Aber es 
ist eindeutig so, dass diese Schulpsychologen - wie 
ich es eben gesagt habe - den schulpsychologischen 
Dienst insgesamt verstärken sollen und nicht nur ein-
zelnen Schulen zur Verfügung stehen.  
 
Noch mal zurück zu dem angedachten weiterbilden-
den Masterstudiengang. Ich will jetzt nicht ins De-
tail gehen, weil die Debatte noch läuft, nur so viel 
sagen: Natürlich muss dieser Studiengang die Stan-
dards des Berufsverbandes der Psychologen berück-
sichtigen und vier Semester dauern. Eine mögliche 
Zielgruppe für diesen Studiengang sind Lehrkräfte, 
die schon eine Weiterbildung als Beratungslehrer 
absolviert haben, als Beratungslehrer auch tätig sind.  
 
Eins möchte ich von vornherein klarstellen, weil hier 
auch eine strittige Debatte läuft. Diese weitergebil-
deten Lehrer sind kein Ersatz für grundständig aus-
gebildete Psychologen. Wir brauchen für den schul-
psychologischen Dienst diese grundständig ausge-
bildeten Psychologen. Ihr Zugang zum schulpsy-
chologischen Dienst soll hier nicht beeinträchtigt 
werden. Es geht vielmehr darum, zusätzliche Ange-
bote in den Schulen zu schaffen und die schulpsycho-
logische Kompetenz an Schulen inhaltlich und perso-
nell zu verstärken.  
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Lan-
desregierung unterstützt ganz ausdrücklich eine Kul-
tur des Zuhörens und des Hinschauens. Wir wer-
den das einer Regierung Mögliche in diesem Zu-
sammenhang tun, auch gerade was die Schulso-
zialarbeit und den schulpsychologischen Dienst an-
geht. Ich will zum Schluss aber noch einmal betonen, 
Zuhören und Hinschauen, das ist eine Aufgabe, zu 
der wir als Bürger dieses Landes alle gemeinsam 
verpflichtet sind, denn Institutionen allein können die-
se Aufgabe nicht bewältigen. Ich bedanke mich für 
Ihre Aufmerksamkeit und hoffe auf ein gemeinsa-
mes Engagement in diesen Fragen. Herzlichen Dank.  
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Danke, Herr Minister. Ich frage, wer wünscht die Be-
ratung zum Sofortbericht? Alle Fraktionen. Auf Ver-
langen aller Fraktionen hier im Hohen Hause eröff-
ne ich jetzt die Beratung zum Sofortbericht. Mir liegt 
auch eine Rednerliste vor. Als Erste hat Abgeord-
nete König von der Fraktion DIE LINKE das Wort. 
 
Abgeordnete König, DIE LINKE: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren, liebe Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, „Kultur des Zuhörens und Hinschauens stärken 
- für mehr Schulpsychologinnen und Schulpsycho-
logen und Schulsozialarbeiter in Thüringens Schu-
len“ lautet der Antrag und stellt verschiedene Fra-
gen. Ich habe mehrere Kritikpunkte an diesem An-
trag. Kultur des Zuhörens und Hinschauens - eigent-
lich fehlt nur noch der Kaffee, um alle Klischees zu 
Sozialpädagogen, wie es bei Psychologen ist, weiß 
ich jetzt nicht, zu bestätigen. Meine Fraktion plädiert 
für eine bedarfsorientierte soziale Arbeit, welche sich 
an der Lebensweltorientierung ausrichtet. Daraus er-
gibt sich zwangsläufig die Notwendigkeit beispiels-
weise von Schulsozialarbeit, aber auch von offener 
Kinder- und Jugendarbeit.  
 

(Beifall SPD) 
 
Wir betonen auch, Sozialpädagogen sind zu weit-
aus mehr in der Lage als zum Zuhören, auch zu mehr 
als zum Hinschauen. Natürlich sind dies zwei not-
wendige Voraussetzungen für alle weiteren Schrit-
te, aber Sozialpädagogen nutzen Handlungsmög-
lichkeiten, setzen diese ein, operieren bedarfsge-
recht und passgenau.  
 
Liebe Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, einige 
der gestellten Fragen haben eigentlich bereits Ant-
worten, sofern man sich den Entwurf des Landes-
haushaltsplans dazu anschaut. Beispielsweise der 
Einzelplan 08. Hier erfährt der interessierte Leser, 

die interessierte Leserin, auch Sie, Herr Matschie, 
was die Landesregierung zu tun gedenkt im Be-
reich Schulsozialarbeit, wie sie sich eine Stärkung 
der Schulsozialarbeit vorstellt. Im Kapitel 08 24 Ti-
tel 633 06, Maßnahmen der Schulsozialarbeit, er-
kennt man die Stärkung. Ganze 0 € wurden seitens 
der Koalition eingestellt. Null. Das ist keine schwarze 
Null, denn das Nichtetablieren bzw. die nicht statt-
findende Finanzierung von Schulsozialarbeit in Thü-
ringen wird - und ich glaube, dass das nicht nur mei-
ne Meinung ist - in der Folge zu höheren finanziel-
len Belastungen führen. Während andere Bundes-
länder - ich nenne an der Stelle als Beispiele Sach-
sen-Anhalt oder Bayern - schon längst über ein Lan-
desprogramm Schulsozialarbeit mit entsprechenden 
finanziellen Mitteln verfügen und dies vor allem mit 
einem politischen Willen untersetzt haben, muss man 
in Thüringen danach suchen. Um Ihnen die Dimen-
sion bewusst zu machen: In Bayern ist Schulsozialar-
beit durch einen Landtagsbeschluss gesichert. Nicht 
nur per reiner Willenserklärung, sondern mit der Fi-
nanzierung von bis zu 500 Schulsozialarbeiterstel-
len. In Sachsen-Anhalt wird durch das ESF-Pro-
gramm „Projekte zur Vermeidung von Schulverwei-
gerung und zur Senkung des vorzeitigen Schulab-
bruchs“ seit 2006 ebenfalls ein Landesprogramm 
Schulsozialarbeit durchgeführt. Finanziell ist dieses 
mit 59 Mio. € ausgestattet. Zur Erinnerung - in Thü-
ringen 0 €. Natürlich gäbe es die Möglichkeit, noch 
weitere Bundesländer zu zitieren, noch weitere Zah-
len zu benennen, aber vielleicht reicht es auch, wenn 
man sich die Zahlen des Landes Thüringen seit 2004 
anschaut. Insbesondere deswegen, da Herr Matschie 
dafür plädiert hat, dass die Richtlinie „Örtliche Ju-
gendförderung“ mit herangezogen wird, um Schul-
sozialarbeit zu finanzieren. 2004 war die Jugend-
pauschale mit ca. 9,5 Mio. € ausgestattet, die Schul-
jugendarbeit mit 5,7 Mio. €. 2005 waren es dann 
2 Mio. weniger bei der Jugendpauschale und über 
3 Mio. weniger bei der Schuljugendarbeit. Dafür gab 
es ein Programm, Schulsozialarbeit an berufsbilden-
den Schulen ausgestattet mit 600.000 €. Die gab es 
ab 2006 nicht mehr. Kurz zusammengefasst: 2004 
15 Mio., 2005 10 Mio., 2006 9 Mio. und für 2010 
wird die Richtlinie Örtliche Jugendförderung um ca. 
300.000 € erhöht, vergleicht man es mit den Aus-
gabezahlen des letzten Jahres. Darunter eben 0 € 
für Maßnahmen der Schulsozialarbeit, welche über 
Schulsozialarbeit an Gemeinschaftsschulen, welche 
ja neu etabliert werden, hinausgehen. Für 447 staat-
liche weiterführende Schulen gibt es im Jahr 
2009/2010 ca. 50 Vollzeitbeschäftigte im Bereich 
Schulsozialarbeit, die vor allem kommunal zufinan-
ziert werden oder sogar rein kommunal finanziert wer-
den. Als Beispiel will ich Jena nennen mit einem um-
fangreichen Angebot von Schulsozialarbeit an allen 
Einrichtungen, auch an Gymnasien in Form eines 
Modellprojekts. Nicht alle Kommunen, und insbeson-
dere langfristig gesehen auch nicht Jena, werden 
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in der Lage sein, dies allein zu finanzieren. Vor die-
sem Hintergrund frage ich mich, wie es möglich ist, in 
Sachsen-Anhalt, Bayern, Rheinland-Pfalz, Berlin, 
Brandenburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern 
- ich könnte noch mehr aufzählen - Landesprogram-
me zu entwickeln, zu finanzieren oder dafür auch ent-
sprechende ESF-Mittel einzuwerben oder auch ei-
gene einzustellen, und in Thüringen nicht. Wenn dann 
Herr Emde, der bildungspolitische Sprecher der CDU, 
in zwei Pressemitteilungen vom 8. und 9. März für 
Schulsozialarbeiter in sozialen Brennpunkten wirbt 
und diese genau wie Herr Matschie aus der Richt-
linie Örtliche Jugendförderung finanzieren will, dann 
kann ich Ihnen eigentlich nur eins mitteilen: Das ist 
nicht sachgemäß, das ist unprofessionell, das geht 
zulasten der Kinder- und Jugendarbeit.  
 

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU:  
Sie haben keine Ahnung.) 

 
Ich behaupte, dass ich Ahnung habe, oder wie es 
Herr Kuschel gesagt hat, über Erkenntnisse verfü-
ge. Im Bereich der Schulpsychologie liegt Thüringen 
auf Platz 2 im europäischen Vergleich, allerdings 
nicht von vorn, sondern von hinten. Nur Malta weist 
eine noch schlechtere schulpsychologische Bera-
tungssituation aus. Inwieweit es da noch Argumen-
te benötigt, um die Situation zu verbessern und aus-
zubauen, halte ich für fragwürdig. Allerdings hat Herr 
Matschie ja dazu schon Stellung genommen und zu-
mindest die Vorgaben der KMK werden, wenn ich 
Sie richtig verstanden habe, zukünftig umgesetzt; 
ich hoffe in 2010.  
 
Sehr geehrte Fraktionen der CDU, SPD, FDP, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und natürlich meine Fraktion, 
wobei ich da keine Fragen habe, wenn Sie eine Stär-
kung der Schulsozialarbeit und Schulpsychologie 
befürworten, dann bitte ich Sie um eins: Stellen Sie 
entsprechende Mittel dafür in den Landeshaushalt 
2010 ein oder schließen Sie sich den kommenden 
Änderungsanträgen meiner Fraktion zum Haushalts-
entwurf an. Gern können wir diese auch gemein-
sam beraten, verändern oder auch neu gestalten. 
Dazu lade ich Sie hiermit herzlich ein. Setzen wir 
uns gemeinsam für Schulpsychologie, Schulsozial-
arbeit und für Bildungsgerechtigkeit ein, allerdings 
nicht in Form von Willenserklärungen und nicht zu-
lasten der Angebote der Kinder- und Jugendarbeit, 
sondern um eben genau diese bedarfsgerecht le-
bensweltorientiert auszustatten. Danke schön. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat Abgeord-
nete Hitzing von der FDP-Fraktion. 
 

Abgeordnete Hitzing, FDP: 
 
Herr Präsident, werte Kolleginnen, werte Kollegen, 
Sie haben sehr viele Fragen in Ihrem Antrag formu-
liert zum Thema der Schulsozialarbeiter und Schul-
psychologen, und ich erkenne in diesem Antrag die 
Intention, dass Sie der Meinung sind, wir haben in 
Thüringen zu wenig Damen und Herren dieser Be-
rufsgruppe an den Schulen. Wenn das so sein soll-
te, dann stimme ich dem auch zu. Ich möchte Sie 
gern mal auf die Situation im staatlichen Schulamts-
bereich Worbis lenken. Dort gibt es eine Schulpsy-
chologin im Moment. Die Kollegin ist im Babyjahr, 
also im Urlaub, im Erziehungsurlaub und wird durch 
eine Beratungslehrerin vertreten. Diese Dame ver-
tritt jetzt in dieser vertretenden Funktion 100 Schu-
len, hat also an ganz vielen Brennpunkten zu tun. 
Das ist Ihnen ja nichts Neues, Herr Minister, was da 
so los ist an den Schulen und wie die Herrschaften 
sehr schwer arbeiten müssen, um diese Brennpunkte 
auch im Zaum zu halten. Betreuung ist heutzutage in 
den Schulen eine sehr wichtige Stelle im pädago-
gischen Alltag. Es ist schon lange nicht mehr nur Un-
terricht. Die Kinder brauchen sehr viel Zeit, sehr viel 
Betreuung, sie brauchen in der gesellschaftlichen Ent-
wicklung, in ihrer eigenen Entwicklung verstärkt Zu-
wendung, Akzeptanz und Zeit durch ihre Lehrer und 
natürlich unterstützt durch hoffentlich bald viele So-
zialpädagogen in den Schulamtsbereichen.  
 
Ich möchte einen Satz zitieren, mit Ihrer Erlaubnis, 
aus einem Interview mit Herrn Prof. Merten, der da 
sagt - dieses Interview ist mit dem Thüringer Leh-
rerverband gemacht worden: „Ich bin generell der 
Überzeugung, dass an einer Schule unterschiedliche 
Professionen wie Lehrer, Erzieher, Sonderpädago-
gen und Sozialpädagogen zusammenarbeiten soll-
ten. Dazu müssen sich Schule und Jugendhilfe end-
lich füreinander öffnen.“ 
 

(Beifall DIE LINKE, SPD, FDP) 
 
Dem habe ich auch nichts hinzuzusetzen. Ich muss 
sagen, das wäre ein Superschritt in die Richtung der 
Schulen, die wir im Übrigen jetzt auch schon haben. 
Jetzt kommt natürlich wieder mein Lieblingsthema, 
die Regelschulen, die sich die größte Mühe geben, 
das Ganztagsangebot, das sehr viele Schulen vor-
halten, auch inhaltlich gut auszugestalten. Dazu ge-
hört natürlich auch ein Sozialpädagoge an die Schu-
le. Es gibt eine noch nicht bestehende Schulform. 
Wir haben das vorhin schon mal in einer Anfrage ge-
hört, zumindest hat man den Eindruck, dass für diese 
Schulen, also die kommende Thüringer Gemein-
schaftsschule, Sozialpädagogen vorgesehen sind für 
jede Schule, so habe ich das gelesen, ich lasse mich 
da gern korrigieren. Aber ich frage, was ist mit den 
bestehenden Schulformen, mit den Regelschulen, 
den Grundschulen und den Gymnasien, die mindes-
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tens genauso wichtig sind? Wir wissen auch, dass 
diese Schulformen nicht vernachlässigt werden sol-
len. Danke. 
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat Abgeord-
neter Metz von der SPD-Fraktion. 
 
Abgeordneter Metz, SPD: 
 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, die gesellschaftlichen Auseinandersetzun-
gen, Arbeitslosigkeit und Zukunftsängste üben selbst-
verständlich einen erheblichen Druck auf Schüle-
rinnen und Schüler aus. Dass sich das auch direkt 
auf den Schulalltag überträgt, das verwundert dann 
nicht. Versagensangst und das Wissen, ohne Ab-
schluss keine Perspektive zu haben, gesellschaft-
liche Kämpfe, die auch an Schulen stattfinden, et-
wa bei der Frage nach dem besseren Handy, wer 
hat die besseren Klamotten, das macht nötig, die 
ausgezeichnete Arbeit der Thüringer Lehrerinnen und 
Lehrer durch Schulsozialarbeiterinnen und Schul-
psychologen zu unterstützen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren.  
 

(Beifall SPD) 
 
Potenziale der Kinder werden allerdings nicht durch 
Testdiagnostik entdeckt. Deswegen ist der Einsatz 
von Psychologinnen und Psychologen kein Ersatz 
für eine Diskussion um eine weitere Verbesserung 
des Schulsystems und der Schulkultur im Allgemei-
nen. Der Rückzug junger Menschen aufgrund von 
Misserfolgen ist eine Folge, die nicht in der Öffent-
lichkeit diskutiert wird, hier aber offen ausgespro-
chen werden sollte. Wer aufgrund von schulischem 
Misserfolg nicht mehr am gesellschaftlichen Leben 
teilnimmt, darf aus meiner Sicht, darf aus Sicht der 
Sozialdemokratie nicht verloren gegeben werden.  
 

(Beifall SPD) 
 
Es ist Aufgabe aller Akteure - und da finde ich an 
der Stelle, tatsächlich auch die Diskussion in der Zu-
kunft wirklich stärker zu beleuchten -, in jedem Kind 
Talente zu finden und zu fördern. Die Aufgabe von 
Psychologen, meine Damen und Herren, ist es, bera-
tend zur Seite zu stehen und an Lern- und Persön-
lichkeitsproblemen zu arbeiten. Für uns sind Psycho-
loginnen und Psychologen, Sozialarbeiterinnen und 
Sozialarbeiter Teil einer veränderten Schulkultur. Des-
wegen unterstützen wir an der Stelle auch ausdrück-
lich das Anliegen der GRÜNEN und werden auch 
in den nächsten Jahren an einer Aufstockung ar-
beiten.  

Der Verband der Schulpsychologen hat mir in ei-
nem Gespräch noch einmal sehr deutlich gemacht, 
dass die umfangreichen Aufgaben, die ich jetzt nur 
angedeutet habe, für Psychologen bei den aktuel-
len Personalstellen so nicht leistbar sind. Die SPD 
setzt sich seit Jahren für den Ausbau von Schulso-
zialarbeit und Schulpsychologie ein.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Dafür haben wir uns eben auch an der Stelle bei 
den Koalitionsverhandlungen eingesetzt. Uns ist es 
an der Stelle auch gelungen, im Koalitionsvertrag ei-
ne Stärkung der Schulsozialarbeit und Schulpsycho-
logie festzuschreiben. Die neue Landesregierung ist 
genau bei dem Thema „Schulsozialarbeit“ einen ers-
ten Schritt zur Verbesserung der bisherigen Ver-
hältnisse gegangen. Für jede neue Gemeinschafts-
schule, so sagt man, ist der Einsatz eines Sozialpä-
dagogen vorgesehen. Das sollte aber nur ein erster 
Impuls sein, denn auch in allen anderen Schular-
ten wird Schulsozialarbeit vor Ort gebraucht,  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
wenngleich wir die Diskussion - und das sollten wir 
uns an der Stelle auch ehrlich zu Gemüte führen, 
wir haben 900 Schulstandorte, dann können Sie sich 
ausrechnen, wie viel das auch kostet - auch ganz 
offen und ehrlich führen müssen, meine sehr ge-
ehrten Kolleginnen und Kollegen.  
 
Ich weiß, in diesem Punkt war ich mir mit dem Kol-
legen Emde auch einig, ich bin mir da sicher, dass 
wir es in den kommenden Jahren gemeinsam schaf-
fen, Schulsozialarbeit noch weiter in allen Schular-
ten auszubauen.  
 

(Beifall SPD) 
 
Unser besonderes Augenmerk liegt zudem nicht zu-
letzt aufgrund der Erfahrungen mit dem Gutenberg-
Massaker seit Jahren auf der Einstellung zusätz-
licher Psychologen.  
 
Frau Hitzing, ja, wir haben viel zu wenig Schulpsy-
chologen, die Zahlen sprechen da eindeutig mit der-
zeit lediglich 16 Schulpsychologen. Das bedeutet 
rechnerisch ein Schulpsychologe je 15.100 Schüle-
rinnen und Schüler bzw. 60 Schulen. Damit ist Thü-
ringen im Bundesvergleich nach wie vor auf dem 
allerletzten Platz. Wir vertrauen an der Stelle auf 
die Aussagen des Staatssekretärs Merten, der in 
der TLZ vom 09.03. erklärt hat, dass im Rahmen 
des Haushaltsvollzugs durch interne Umschichtun-
gen der Stellenpläne auch noch ein zusätzlicher Im-
puls im Bereich der Schulpsychologie kommen wird, 
ausdrücklich.  
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Frau König, wir haben im Koalitionsvertrag 15 Mio. € 
im Bereich der Jugendpauschale vereinbart. Jetzt ist 
es erst einmal nur auf 11 Mio. € gekommen. Das 
stimmt mich auch nicht zufrieden. Ich werde mich 
dafür einsetzen, dass wir genau die Aufstockung auf 
die 15 Mio. € in dieser Legislatur auch hinbekom-
men. Vielen Dank.  
 

(Beifall SPD) 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Metz. Das Wort hat 
jetzt Abgeordnete Frau Astrid Rothe-Beinlich von 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.  
 
Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, liebe Gäste, ein ganz herz-
liches Dankeschön erst einmal an Minister Christoph 
Matschie, den wir um einen Bericht gebeten hatten. 
Wir hatten bewusst zunächst um einen Bericht ge-
beten, weil wir natürlich - wir wissen das alle - uns 
gerade in den Haushaltsberatungen befinden und 
da wissen wollten, was denn wohl geplant ist jen-
seits von dem, was wir direkt aus den Haushaltsplä-
nen lesen konnten. Eben wurde schon eine nette Er-
gänzung hinzugefügt vom Kollegen Metz, nämlich 
dass im Rahmen des Haushaltsvollzugs zusätzliche 
Impulse im Bereich Schulpsychologie gegeben wer-
den sollen. Das beruhigt natürlich ungemein, denn 
uns ist nicht so ganz verborgen geblieben, dass sich 
das in Mitteln noch nicht wirklich niedergeschlagen 
hat, um das vorsichtig zu formulieren. Aber seien Sie 
gewiss, wir werden zum Haushalt selbstverständ-
lich einen Antrag einbringen, der auch gegenfinan-
ziert ist, mit dem wir aufzeigen werden, wie wir mehr 
Schulpsychologinnen an die Schulen in Thüringen 
bringen wollen, weil wir glauben, wir brauchen sie 
dringend. Sie können natürlich nicht das gute Schul-
klima ersetzen, sie können auch nicht ein gerech-
tes Bildungssystem ersetzen, das hat auch niemand 
gesagt, auch wir sagen das nicht, wir denken das 
auch nicht, aber wir alle wissen, dass es an einem 
ganz maßgeblich fehlt an unseren Schulen, näm-
lich dass es Menschen gibt, an die sich die Schüle-
rinnen und Schüler vertrauensvoll wenden können, 
die auch nicht ihre Lehrerinnen und Lehrer sind - 
das ist auch oftmals wichtig - und denen sie per-
sönliche oder aber auch schulische Probleme be-
richten können, ohne dass das irgendeine Auswir-
kung auf das Lehrer-Schüler-Verhältnis hat.  
 
Herr Matschie, es ist schon interessant, wir haben 
uns natürlich auch alte Protokolle rausgesucht. Wenn 
man dann die alten Protokolle mitliest und sieht, was 
Sie so zitiert haben, Sie haben teilweise wörtlich aus 

der Rede des Staatssekretärs Eberhard aus der 4. 
Legislatur, nämlich der 54. Sitzung vom 26.01. zi-
tiert, als Sie uns beschrieben haben, welche wichti-
gen Aufgaben die Schulpsychologen und der schul-
psychologische Dienst so haben. Ich zitiere einfach 
mal ein Stück weiter unten aus der gleichen Rede, 
nämlich was die Schulpsychologen alles machen 
sollen. Da ich davon ausgehe, wenn Sie den obe-
ren Teil zitieren, dass Sie sicherlich auch mit dem 
unteren Teil einigermaßen konform gehen, werde ich 
das mal kurz vortragen: „Schulpsychologinnen sol-
len also Schüler und Lehrer stärken, sie sollen die 
Organisation unterstützen, sie sollen Prozesse be-
gleiten und Kommunikation fördern, sie sollen Teams 
entwickeln, sie sollen Beziehungen klären, Lernpro-
zesse optimieren, Schulklima verbessern, Ressour-
cen nutzen, auch Assessments durchführen, Füh-
rungskräfte fortbilden, Schwerpunkte schulpsycho-
logischer Arbeit sind also auf der einen Seite die Un-
terstützung des Kindes bzw. Jugendlichen in der 
Schule, andererseits die Unterstützung der Schule 
in allen Fragen, die sich auf die innere Fortentwick-
lung und das Lernen auswirken.“ Der Betreuungs-
schlüssel ist vorhin vorgestellt worden. Wir haben 
einen Betreuungsschlüssel von - da gibt es unter-
schiedliche Einschätzungen - 1:15.100 bis 1:16.500 
Schülerinnen pro Schulpsychologen oder Schulpsy-
chologin. 
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Das ist überschaubar.) 

 
Hier schließt sich natürlich automatisch die Frage an, 
wie all das geleistet werden soll, wenn auch noch das 
Gespräch mit den Schülerinnen und Schülern - da-
von gehe ich mal aus - gesucht werden soll. Ich 
möchte auch noch einmal auf die Situation verwei-
sen - die Problematik ist eben schon angesprochen 
worden -, die wir hatten, als es das Attentat am Gu-
tenberg-Gymnasium gegeben hat. Wir alle wissen, 
dass es ein Jahr lang einige zusätzliche Schulpsy-
chologinnen und Schulpsychologen gegeben hat. 
Schon ein Jahr später waren sie nicht mehr da. Wir 
wissen alle, dass es sie auch weiterhin dringend ge-
braucht hätte. Ähnlich verhält es sich mit den Schul-
sozialarbeitern. Natürlich ist auch mir bekannt, dass 
der Bedarf an Schulsozialarbeit bei den örtlichen Trä-
gern der freien Jugendhilfe liegt. Jetzt bringe ich mal 
ein Beispiel aus Erfurt. Alle konnten ja nachlesen, 
dort ist gerade der städtische Haushalt in der Be-
ratung. Wir alle wissen, dass dort auch beim Ju-
gendhilfeförderplan sehr stark gekürzt wurde. Wenn 
wir wissen, wie die Situation der Kommunen ist und 
deren finanzielle Ausstattung, können wir uns alle 
ausrechnen im wahrsten Sinne des Wortes, wie viel 
unterm Strich leider nur übrig bleibt für Schulsozial-
arbeit. 
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(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Kennen 
Sie die finanzielle Situation des Frei-
staats?) 

 
Ich kenne die finanzielle Situation des Freistaats, 
auch Sie kennen sie, auch Sie haben treffliche Mei-
nungsunterschiede sogar in der eigenen Fraktion da-
rüber, Herr Emde. Das werden wir ja in einem Mo-
nat alles erleben dürfen. 
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Wir haben ja auch keine utopischen Forderungen mit 
einem Antrag populistisch zusammengetragen, son-
dern wir haben Fragen gestellt, auf deren Grundlage 
wir jetzt natürlich schauen werden, schauen müs-
sen, wie sich all die schönen Worte zumindest teilwei-
se in Taten umsetzen, damit es nicht so bleibt wie es 
jetzt ist, dass wir nach Malta trauriges Schlusslicht 
sind in Thüringen, was tatsächlich die Anzahl an 
Schulpsychologinnen ausmacht, die wir an unseren 
Schulen haben. Bei aller Sympathie für die Idee der 
Gemeinschaftsschule, jedenfalls für die, die es ur-
sprünglich einmal gab, möchte ich auch hier einige 
Punkte benennen, die mich doch haben aufhorchen 
lassen. Es soll also für jede neue Gemeinschafts-
schule auch ein Sozialpädagoge bereitstehen, dann 
natürlich auch für die anderen, hat Peter Metz eben 
hier erläutert. Man könnte sagen, das ist ein Markt-
anreizprogramm für Gemeinschaftsschulen, die al-
lerdings noch nicht einmal eine gesetzliche Grund-
lage erfahren dürfen, wenn das nächste Schuljahr be-
ginnt. Denn wie wir im Bildungsausschuss zu hören 
bekamen, werden die gesetzlichen Grundlagen erst 
im Herbst, also nach dem nächsten Schuljahresbe-
ginn, überhaupt auf den Weg gebracht. Jede Schu-
le, die jetzt ein Pilotprojekt zur Gemeinschaftsschu-
le startet, weiß noch gar nicht, auf welchen gesetz-
lichen Grundlagen dieses Ganze dann tatsächlich 
steht und welche konkreten Rahmenbedingungen 
sie dann zu erfüllen hat bzw. vorfindet.  
 
Und es geht noch weiter: Im Bildungsausschuss war 
auch Thema, dass es eine Arbeitsgruppe geben soll, 
die sich mit der Gemeinschaftsschule beschäftigt. 
Dezidiert habe ich nachgefragt, als Herr Merten dies 
vorgetragen hat als der zuständige Staatssekretär, 
dass dort die Fraktionen einbezogen werden sollen, 
welche Fraktionen in die Einbeziehung gemeint sind. 
Ich habe gefragt, sind das die Koalitionsfraktionen 
oder sind es alle Fraktionen. Da wurde mir ganz em-
pört geantwortet, warum wir immer etwas Negatives 
unterstellen würden, selbstverständlich würden alle 
Fraktionen eingeladen.  
 
Nun weiß ich zufällig - wirklich nur zufällig -, dass sich 
ausgerechnet heute wohl eine Arbeitsgruppe der 
Fraktionen getroffen hat, um über die Gemeinschafts-
schule zu sprechen. Ich kann Ihnen sagen, wir je-

denfalls waren nicht eingeladen. Wenn so Einbe-
ziehung aussieht, wenn so eine neue politische Kultur 
aussieht, wenn so eine Kultur des Hinschauens und 
Zuhörens aussieht, dann habe ich viele Bedenken 
auch und gerade mit Blick auf die Gemeinschafts-
schule und auf dieses gemeinsam zu tragende Pro-
jekt, denn - das will ich in aller Deutlichkeit sagen - 
unser Ziel ist und bleibt natürlich die Bildungsgerech-
tigkeit und damit das längere gemeinsame Lernen 
an Schulen, die Lebensorte sind, wo es Lehrerinnen 
gibt, wo es Schülerinnen und Schüler, wo es selbst-
verständlich aber auch Schulsozialarbeiterinnen gibt, 
wo es Schulpsychologinnen gibt und wo tatsächlich 
alle Kinder eine Chance haben, gemäß ihren eige-
nen Fähigkeiten und Fertigkeiten gefördert zu wer-
den.  
 
In diesem Sinne sage ich noch einmal vielen Dank 
für den Bericht. Ich weiß ja auch, was im Koalitions-
vertrag steht. Ich habe allerdings keine Antwort auf 
all die Fragen bekommen, wie sich das tatsächlich 
im nächsten Haushalt wiederfindet oder wie sich das 
in Zahlen niederschlägt, auch in Zahlen, was das 
Personal anbelangt. Da bleibt also noch einiges of-
fen. Vielen herzlichen Dank. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Das Wort hat jetzt 
Herr Abgeordneter Emde von der CDU-Fraktion. 
 
Abgeordneter Emde, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ich denke, die Überschrift über dem Antrag 
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN müsste lauten: „Kul-
tur des Zuhörens, des Hinschauens und des Han-
delns“, dann wird ein Schuh daraus.  
 

(Zwischenruf Abg. Dr. Augsten, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Nehmen wir gerne auf.) 

 
Denn im Grunde, Frau Rothe-Beinlich, zielen Ihre 
Fragen an die Landesregierung ja darauf ab, was 
getan wird, um an unseren Schulen ein Kompetenz-
netzwerk zu mehr sozialer Verantwortung und indi-
vidueller Förderung von Schülern entstehen zu las-
sen. Übrigens, die Verpflichtung zur Zusammenar-
beit von Schule und der Institution Jugendhilfe ist 
in Thüringen seit einiger Zeit gesetzlicher Anspruch. 
 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Das  
ist uns auch bekannt.) 
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Dann ist es Ihnen wahrscheinlich im Laufe der letz-
ten Woche dann auch zugetragen worden, dass es 
hier schon längst Dinge gesetzlich verankert gibt, 
die Sie noch fordern. Insofern ist dieser Punkt oder 
diese Frage aus Ihrem Antrag obsolet. 
 
Aber man muss eben den Antragstellern auch sa-
gen, Kooperation per Gesetz vorschreiben, das ist 
eine Sache, aber Kooperation auch zu leben und mit 
Qualität zu erfüllen, das ist eine ganz andere Sa-
che. Hier gilt sowohl für das Land als auch für die 
kommunale Ebene: In den Ebenen liegen die Mü-
hen. Es bedarf neben der Verpflichtung nämlich auch 
der Erkenntnis, dass Kooperationen im Interesse des 
einzelnen Kindes sind, im Interesse der Familien 
sind, aber das Kooperationen auch die Professio-
nalität der Institutionen Schule und der Jugendhilfe 
stärken kann. Davon bin ich fest überzeugt.  
 
Ich denke an unsere stundenlangen Beratungen zu-
rück in der Enquetekommission Bildung vor eini-
gen Jahren, wo wir eigentlich unisono über alle da-
mals im Landtag vertretenen Fraktionen und mit den 
Fachleuten uns einig waren, dass es darum geht, 
mehr Professionen in Schule zusammenzuführen und 
dass man dafür sorgen muss, dass die Beteiligten 
erkennen, dass gegenseitig alle Nutzen davon ha-
ben und profitieren. 
 
In dem Sinne sieht die CDU-Fraktion eine politische 
Aufgabe darin, die Entwicklung von Schulen hin zu 
sozialen Kompetenzzentren in ihrer Gemeinde zu 
befördern und entsprechende Rahmenbedingungen 
schrittweise zu schaffen. Dabei geht es aber auch 
um mehr als um Schulsozialarbeiter und Schulpsy-
chologen. Es geht beispielsweise um eine verbes-
serte Elternarbeit, es geht um bedarfsgerechte Ganz-
tagsangebote, es geht um die Einbindung von au-
ßerschulischen Bildungsinstitutionen oder auch Ver-
bindungen zu regionalen Wirtschaftsbetrieben und 
es geht zum Beispiel auch um Mitspracherecht bei 
inhaltlichen und personellen Entscheidungen in Schu-
len. Ich kann an dieser Stelle nur herzlich an den Bil-
dungsminister appellieren, die Arbeitsgruppe kom-
munale Bildungsverantwortung der letzten Jahre wie-
der in Gang zu setzen und die Arbeit fortzusetzen. 
Denn wir sind davon überzeugt, in mehr kommu-
naler Bildungsverantwortung liegt viel Potenzial für 
erhöhte Qualität von Schule.  
 
Ein Wort zur Frage der Mittelverteilung. Das wird 
von einigen hier im Raum als das Allheilmittel ge-
sehen - gebt nur mehr Geld von allen Richtungen 
und dann ist alles geritzt und alles wird besser. Ich 
bin fest davon überzeugt, dass diese Mittel der Lan-
deszuschüsse für Schulsozialarbeit in der Richtli-
nie „Örtliche Jungendförderung“ gebündelt wurden, 
war eine sehr richtige und wichtige Entscheidung. 
Ich möchte dafür werben, dass man nicht wieder 

verschiedene Einzeltöpfe aufmacht, wie man mit ei-
nem Nulltitel im Kapitel 08 des Haushaltsentwurfs 
vermuten kann.  
 
Denn, meine Damen und Herren, die Entscheidung 
darüber, an welchen Stellen und mit welchen Trä-
gern Schulsozialarbeit stattfindet, fällt mit der jetzi-
gen Richtlinie vor Ort. Damit ist am besten die Ge-
währ getroffen, dass die Mittel dort ankommen, wo 
es die soziale und die erzieherische Notwendigkeit 
am ehesten erfordert. Auf ein Wort gebracht, kom-
munale Bildungsverantwortung sorgt für Bildungs-
gerechtigkeit. Chancengerechtigkeit heißt also auch, 
wenn man zusätzliche Stellen hat und Ressourcen 
einsetzen möchte, die gezielt dort einzusetzen, wo 
Schulen aufgrund ihres Umfeldes und Klientels den 
größten Bedarf haben.  
 
Herr Metz, da gibt es einen kleinen Widerspruch 
zu Ihrer Aussage. Nicht jede Gemeinschaftsschule 
braucht zu allererst mal neue Sozialpädagogen. 
Wenn sie die Schule ist in der Region, die den höchs-
ten Bedarf hat, vollkommen klar. Aber die Mittel 
müssen danach verteilt werden, wo die Notwendig-
keit besteht, und wer die größte Notwendigkeit hat, 
hat auch den ersten Anspruch. 
 

(Beifall FDP) 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Abgeordneter Emde, es gibt den Wunsch auf 
eine Zwischenfrage. Gestatten Sie die? 
 
Abgeordneter Emde, CDU: 
 
Ja, Frau König. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Frau Abgeordnete König. 
 
Abgeordnete König, DIE LINKE: 
 
Herr Abgeordneter Emde, das heißt, Sie gehen von 
einer defizitorientierten Sozialpädagogik aus, wenn 
Sie Schulsozialarbeiter nur an den Schulen einset-
zen möchten, die Brennpunkte sind? 
 
Abgeordneter Emde, CDU: 
 
Das ist eine Unterstellung.  
 

(Zwischenruf Abg. König, DIE LINKE: 
Eine Frage.) 

 
Aber ich sage Ihnen ganz klar, nicht jede Schule 
braucht einen Sozialarbeiter.  
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(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: 
Manche auch …) 

 
Das ist überhaupt nicht notwendig. Ich kann Ihnen 
Hunderte von Schulen zeigen, die auch ohne Sozial-
pädagogen prima zurechtkommen. Aber dort, wo es 
Notwendigkeiten gibt, sollen wir dahinkommen, die-
se zu erfüllen. Dasselbe trifft doch auf Schulpsycholo-
gen zu. Ich will auf das Thema heute nicht zu weit 
eingehen. Wir haben uns in diesem Hause schon oft 
darüber gestritten.  
 
Jetzt sei es eben so, dass man vorhat, in Thüringen 
acht Schulpsychologen mehr einzustellen. Das kann 
man so vertreten. Wichtig ist aber, dass die Lehrer vor 
Ort schulpsychologisch geschult sind. Es geht nicht 
nur darum, irgendwo ein Defizit zu erkennen, son-
dern darum, dass Wissen vorhanden ist und schon 
tätig zu sein, bevor Defizite überhaupt auftreten. Es 
geht darum, dass unsere Lehrer in diesen Dingen 
geschult sind. Wir haben das auch in das Lehrer-
bildungsgesetz eingebaut. Deswegen bin ich nach 
wie vor der Auffassung, es muss sicherlich ein Netz 
geben von hauptamtlichen Schulpsychologen, aber 
es muss ein noch viel dichteres Netz geben von Be-
ratungslehrern vor Ort, die schulpsychologisch ge-
schult sind.  
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Es gibt einen weiteren Fragewunsch. Gestatten Sie 
den? 
 
Abgeordneter Emde, CDU: 
 
Ja, Herr Bärwolff, wenn er die Hände aus den Ta-
schen nimmt. 
 

(Zwischenruf Abg. Barth FDP: Nehmen 
Sie mal die Hände aus den Taschen.) 

 
(Beifall CDU, FDP) 

 
Abgeordneter Bärwolff, DIE LINKE: 
 
Sie haben ausgeführt, dass die Schulpsychologen 
dort sein müssen, bevor ein Defizit entsteht. Gilt das 
nicht eigentlich auch für die Schulsozialarbeiter?  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich möchte darüber hinaus noch fragen, wir haben 
landesweit gerade mal 50 Schulsozialarbeiter, aber 
ist der Bedarf, der an den Schulen real existiert, nicht 
jetzt schon viel größer, so dass wir eigentlich auf-
stocken müssten? 
 

Abgeordneter Emde, CDU: 
 
Herr Bärwolff, Sie haben es immer noch nicht ver-
standen. Ich kann Sie nur noch mal bitten, wenn man 
miteinander redet, kann man auch mal die Hände aus 
den Taschen nehmen. Sie haben zwar das Königin-
Luise-Gymnasium besucht, aber an vielen Regel-
schulen lernt man die einfachste Form von Anstand. 
 

(Beifall CDU) 
 
Im Übrigen, habe ich ganz klar gesagt, dort, wo Be-
darf erkannt wird. Bedarf kann man rechtzeitig er-
kennen. Dann kann man auch mit zusätzlichen So-
zialpädagogen reagieren. Aber es ist mitnichten so, 
dass man von vornherein überall Heerscharen von 
Sozialpädagogen und Psychologen braucht, nur um 
Dinge vorab schon zu erkennen und gegenwirken 
zu können. Wir haben gut ausgebildete Lehrer und 
wir haben auch gut engagierte Lehrer. Und das ist 
die große Mehrheit in Thüringen. 
 
Aber lassen Sie mich einfach noch ein Fazit ziehen 
zu diesem Antrag der GRÜNEN. Ich sage, Einsatz 
der Mittel für Schulsozialarbeit nach Sozialraumin-
dex und mehr und vernetzte Bildungsverantwortung 
in den Kommunen. Und auf diesen neuen Wegen 
kann das Zuhören, das Hinschauen und das Han-
deln zum Wohle unserer Kinder am Besten gelingen. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Emde. Gibt es wei-
teren Redebedarf? Herr Minister Matschie, bitte. 
 
Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur: 
 
Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen, 
ich will einige Punkte aus der Debatte noch mal kurz 
aufgreifen. Zunächst Frau Kollegin König, ich will es 
noch mal deutlich machen: Es ist falsch, wenn Sie 
sagen, es gibt 0 € für Schulsozialarbeit. Es gibt eine 
Förderung der Schulsozialarbeit aus dem Titel „Ört-
liche Jugendförderung“. Das Land übernimmt bei der 
Schulsozialarbeit 60 Prozent der Kosten und der Be-
darf wird von den Trägern der Jugendhilfe festge-
stellt, wo der ist, und wir finanzieren diesen Bedarf 
mit. Die Mittel dafür sind da.  
 
Natürlich ist es wünschenswert, in der längerfristi-
gen Schulentwicklung die Frage zu stellen, muss es 
an einer Schule nicht unterschiedliche Professionen 
auch geben. Lehrer sind für vieles ausgebildet, aber 
nicht für alles. Mein Ziel ist schon, dass wir in der Ent-
wicklung der Schulen dahinkommen, dass an Schu-
len auch unterschiedliche Professionen da sind, um 
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alle Aufgaben auch angemessen wahrnehmen zu 
können.  
 
Ich will es noch mal sagen, auch Frau Rothe-Bein-
lich, weil Sie noch mal nachgefragt haben zu den 
Schulpsychologen und dem Haushalt: Es gibt kei-
ne neuen Stellen, darauf hat sich die Landesregie-
rung insgesamt verständigt. Aber wir werden den vor-
handene Spielraum an Stellen nutzen, um so rasch 
wie möglich die Vorgabe der Kultusministerkonfe-
renz, was die Schulpsychologen angeht, zu errei-
chen. Das wäre, wenn wir das rasch hinbekommen, 
eine Steigerung um 50 Prozent bei den Schulpsycho-
logen. Das ist ein ehrgeiziges Ziel. Wir wollen uns 
so schnell wie möglich diesem Ziel nähern, denn es 
hat ja gute Gründe, dass die Kultusministerkonfe-
renz eine entsprechende Empfehlung abgegeben 
hat.  
 
Weil Sie den Zeitplan zur Gemeinschaftsschule an-
gesprochen haben, hier will ich noch mal deutlich ma-
chen: Für mich ist das ein Vorhaben, was eine breite 
Diskussion braucht mit denjenigen, die an Schule 
beteiligt sind, mit den Lehrern, mit den Elternvertre-
tern, mit den Schülervertretern, mit den kommuna-
len Vertretern als Schulträger, aber eben auch im 
Parlament. Ich will, dass wir uns für diesen Diskus-
sionsprozess ausreichend Zeit nehmen. Deshalb 
sieht der Zeitplan so aus, dass das entsprechende 
Gesetz erst nach der Sommerpause hier im Land-
tag eingebracht wird, damit wir ausreichend Debat-
te haben für die Vorbereitung dieses Gesetzes. Na-
türlich wird sich dann der Landtag auch noch mal 
Zeit nehmen für die Debatte des Gesetzes, davon 
gehe ich aus, aber ich hoffe, dass wir viele Fragen 
schon im Vorfeld miteinander diskutieren können und 
in den Gesetzentwurf auch einfließen lassen können. 
 
Zum Schluss möchte ich noch mal einen Gedanken 
aufgreifen, den der Kollege Emde noch mal zu Recht 
… 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Minister, es gibt den Wunsch auf eine Zwischen-
frage. 
 
Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur: 
 
Kleinen Moment, ich will gerade den Satz noch zu 
Ende bringen, den Gedanken aufgreifen, den der 
Kollege Emde hier zu Recht noch einmal betont hat. 
Wichtig ist, dass wir wirklich auch die kommunale 
Bildungsverantwortung stärken. Die Vernetzung zwi-
schen Schule und Kommune muss besser werden.  
 

(Beifall SPD) 
 

Es gibt ein hervorragendes Projekt dazu, das sage 
ich ganz neidlos. Das ist schon in der vergangenen 
Legislaturperiode auf den Weg gebracht worden Ne-
lecom - Neue Lernkultur in Kommunen -, was auch 
bundesweit Aufmerksamkeit gefunden hat. Dieses 
Projekt zeigt sehr gute Ansätze für die Stärkung 
der kommunalen Bildungsverantwortung. Ich habe 
mir vorgenommen, dass wir diesen Weg konsequent 
weitergehen, denn hier liegt ein wichtiges Poten-
zial, Schüler in ihrem sozialen Umfeld auch zu för-
dern, Kommunen in die Verantwortung mit einzu-
beziehen. Und das wird eine wichtige Entwicklung 
in den nächsten Jahren sein, unabhängig von der 
Schulart, versteht sich. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Abgeordneter Barth. 
 
Abgeordneter Barth, FDP: 
 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Herr Minister, da Sie 
jetzt eben gerade noch mal auf die Gemeinschafts-
schulen eingegangen sind, würde ich die Chance nut-
zen, das jetzt noch mal konkret nachzufragen. Ich ha-
be mir mal das aus dem Haushaltsplan schnell be-
sorgen lassen und habe noch mal nachgesehen. Im 
Einzelplan Ihres Ministerium, in der Titelgruppe 04 11 
Gemeinschaftsschulen finden sich zwei Titel, die von 
Null sozusagen verschieden sind. Das ist einmal ei-
ne Ausgabe in Höhe von 20.000 € für Dienstreisen 
und einmal 422.500 € Zuweisungen an Gemeinden 
und Gemeindeverbände mit der Zweckbindung aus-
drücklich in den Erläuterungen: „Zum Aufbau der 
Thüringer Gemeinschaftsschule ist der Einsatz ei-
nes Sozialpädagogen je Schule vorgesehen - Zuwei-
sungen zur Entwicklung der Thüringer Gemein-
schaftsschule an die entsprechenden Schulträger.“ 
Jetzt haben Sie uns auch den Zeitplan noch mal 
erläutert und mich würde schon interessieren, wie 
die Untersetzung dieser Mittel mit entsprechenden 
Sozialpädagogen vorgesehen ist, für eine Schulart, 
die es noch gar nicht gibt. Wo sollen die hinfahren 
mit den 20.000 €? Wollen Sie Schulen eventuell dafür 
belohnen, wenn das Gesetz noch nicht fertig ist, die 
schon bekennen, wir wollen Gemeinschaftsschule 
werden, dass sie dann schon vorab einen Sozial-
pädagogen bekommen oder wie ist das gedacht? 
Das würde mich wirklich interessieren; ich glaube, 
da bin ich nicht der Einzige, den das interessiert.  
 
Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur: 
 
Das waren sehr viele Fragen auf einmal. Ich will ver-
suchen, sie zu beantworten. Zunächst mal ist es klar, 
wenn man eine neue Schulart auf den Weg bringt, 
dass es dort hohen Beratungsbedarf gibt. Deshalb 
ist vorgesehen, dass wir dort auch Mittel zur Verfü-
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gung stellen, damit diese Beratungsleistung erfol-
gen kann, dass Reisekosten, die in diesem Zusam-
menhang auch entstehen, auch erstattet werden kön-
nen. Hier ist ein erhöhter Aufwand da, wenn man ei-
nen neuen Weg einschlägt. Der zweite Titel, den Sie 
genannt haben, aus dem können Schulsozialarbei-
ter auch finanziert werden für die neue Schulform. 
Er ist aber nicht allein für diesen Zweck vorgese-
hen, sondern daraus sollen auch andere Aufwendun-
gen, die im Zusammenhang mit dem Aufbau der Thü-
ringer Gemeinschaftsschule entstehen, den Kom-
munen erstattet werden können. Im Koalitionsver-
trag ist festgehalten, dass an einer Gemeinschafts-
schule u.a. auch Schulsozialarbeiter tätig sind und 
dieser Posten trägt dieser Vereinbarung Rechnung.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Minister, es gibt den Wunsch nach einer wei-
teren Nachfrage von der Abgeordneten König. 
 

(Zuruf Matschie, Minister für Bildung, 
Wissenchaft und Kultur: Keine mehr.)  

 
Keine weiter. Danke. Ich sehe momentan keinen wei-
teren Redebedarf. Kann ich davon ausgehen, dass 
das Berichtsersuchen hiermit erfüllt ist oder erhebt 
sich Widerspruch? Frau Rothe-Beinlich, bitte.  
 
Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Wir bedanken uns sehr für den Bericht, aber wir 
möchten gern, das, was hier vorgetragen wurde, weil 
ja noch einige Fragen offen sind, intensiv diskutie-
ren im Bildungsausschuss. Wir beantragen deshalb 
die Überweisung.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Danke. Es gibt den Antrag auf Überweisung an den 
Ausschuss für Bildung, Wissenschaft und Kultur. Gibt 
es weiteren Redebedarf? Weitere Überweisungsan-
träge? Das ist nicht der Fall. Dann kommen wir jetzt 
zu der Abstimmung über die Überrweisung. Es gibt 
einen Geschäftsordnungsantrag, Herr Abgeordne-
ter Emde, bitte.  
 
Abgeordneter Emde, CDU: 
 
Ja, ich wollte nur erklären, dass wir mit der Überwei-
sung an den Ausschuss nicht einverstanden sind. 
Es gibt keine Zustimmung dafür.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Es gibt jetzt den Widerspruch. Bei dem Widerspruch 
gibt es dann jetzt so keine Fortsetzung im Aus-
schuss. Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich, bei einem 

Widerspruch schon geht es dann nicht.  
 
Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Das ist richtig, wenn es sich um einen Sofortbe-
richt handelt. Aber das war nicht als Sofortbericht 
angekündigt. Wir haben einen Berichtsantrag gestellt.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Doch, laut Tagesordnungsordnung steht, die Landes-
regierung erteilt einen Sofortbericht.  
 
Wenn dann jetzt alle Unklarheiten geklärt sind, schlie-
ße ich an dieser Stelle den Tagesordnungspunkt. Ein 
weiterer Antrag zur Geschäftsordnung? Herr Abge-
ordneter Blechschmidt.  
 
Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE: 
 
Entschuldigung, Frau Präsidentin, wenn ein Wider-
spruch vorhanden ist, dann müsste zumindest da-
rüber abgestimmt werden im Haus, ob der Bericht 
nun erfüllt oder nicht erfüllt ist, selbst wenn der Wi-
derspruch vorhanden ist.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Abgeordneter Blechschmidt, ich habe vorher ge-
fragt, ob das Berichtsersuchen erledigt ist, ob da kein 
Widerspruch entsteht. Da entstand kein Widerspruch. 
 

(Unruhe im Hause) 
 
Dann wollte ich den Tagesordnungspunkt schließen 
und dann kam der Wunsch nach Überweisung an 
den Ausschuss. Also der Widerspruch war im Nach-
gang und jetzt gibt es den Widerspruch zum Über-
weisen. Damit ist es erledigt und es geht nicht an 
den Ausschuss. An dieser Stelle schließe ich jetzt 
den Tagesordnungspunkt. 
 
Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 18 
 

Runter mit dem Mehrwertsteuer- 
satz beim Schulessen 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 
- Drucksache 5/636 - 

 
Wünscht die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
das Wort zur Begründung? Ja. Herr Dr. Augsten, 
bitte.  
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Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, uns ist 
von uns nahestehenden Personen draußen, die die 
Debatte offensichtlich verfolgen, nahegelegt worden, 
doch ab und zu auch mal einen Antrag zu begrün-
den. Es fällt den Leuten draußen wohl doch schwer, 
der Debatte zu folgen, wenn es dazu keine Einfüh-
rung gibt. Ich möchte dem gern folgen, deshalb die 
Einführung in das Thema. Allerdings möchte ich 
gleich dazu sagen, dass ich es gerade bei dem The-
ma nicht so sehr ausführlich machen möchte, weil 
die Medien in den vergangenen Tagen ja sehr aus-
führlich darüber berichtet haben. Ich glaube, dass 
alle, die Zeitung lesen, die Radio und Fernsehen ver-
folgen, sehr gut informiert sind, zumal das Thema 
auch hohe Wellen geschlagen hat.  
 
Meine Damen und Herren, alle, die das verfolgt ha-
ben, haben auch mitbekommen, dass die Landesre-
gierung umgehend reagiert hat. Ich kann sagen, auch 
in einer Art und Weise, die wir begrüßen, nicht nur, 
dass dort eindeutig Position bezogen wurde, sondern 
dass auch eine Bundesratsinitiative angestrengt wur-
de, also etwas, was wir selbstverständlich unterstüt-
zen. Insofern könnte man meinen, der Antrag hätte 
sich erlegt. Ich denke, wir sollten trotzdem noch ein-
mal Gelegenheit nehmen, dazu zu sprechen. Ich 
möchte das an fünf Punkten festmachen und hoffe 
da auf Ihr Verständnis.  
 
Zum einen: Ich möchte nicht das Wort „Dank“ be-
mühen, aber auf jeden Fall können Sie sich vorstel-
len, dass das, was die Landesregierung hier unter-
nommen hat, unsere Unterstützung findet. Insofern 
werde ich das draußen so kundtun. 
 
Zum Zweiten: Ich denke, es hat wenig Sinn, jetzt die 
Verantwortlichen für diesen Erlass aus dem Jahr 
2008 mit Häme zu überziehen, also die CDU und 
die SPD auf Bundesebene. Ich denke, dass es nie-
mand wirklich ernst meinen konnte, dass das Es-
sen in Schulen teurer sein sollte als das, was man 
an der Pommesbude oder beim Döner zu kaufen be-
kommt. Das sind halt die Nicklichkeiten der Politik, 
wenn man einen so weitumfassenden Erlass durch-
bringt oder nicht bedenkt, welche Folgen das im De-
tail hat. Insofern keine Häme an der Stelle, sondern 
ein gemeinsames ganz schnelles Handeln, damit 
diese unmögliche Geschichte aus der Welt kommt. 
Auch hier haben Sie unsere Unterstützung.  
 
Meine Damen und Herren, ein dritter Punkt, es geht 
jetzt in Richtung FDP: Eine Bundesratsinitiative zu 
starten, heißt ja nicht automatisch, dass man die Kuh 
vom Eis hat und dass das auch erfolgreich sein wird. 
Da bedarf es eines breiten Konsenses über die Par-
teigrenzen hinweg. Also Bundesratsinitiative heißt 

ja, wir brauchen dort auch die Mehrheit der Länder 
hinter uns. Wenn ich mir die Länderstruktur so an-
schaue, dann hat die FDP doch durchaus eine Be-
deutung in der Diskussion.  
 
Meine Damen und Herren von der FDP, ich sage 
das auch deshalb, weil ja dieses Möwenpickgesetz 
ein bisschen nach hinten losgeht diesbezüglich, weil 
Sie nicht bedacht haben, dass die Hotels heute ganz 
große Schwierigkeiten haben, weil es eben für Früh-
stück, also für Essen und Trinken weiterhin 19 Pro-
zent zu entrichten gibt. Das bringt die Hotels in gro-
ße Schwierigkeiten, das konnten wir verfolgen in den 
letzten Wochen. Einfach noch einmal in die Rich-
tung der FDP gesagt: Die Ernährungsbranche und die 
Landwirtschaft, da wird wenig Geld verdient, insofern 
hält sich die Spendenfreudigkeit da auch wahrschein-
lich ein bisschen in Grenzen. Wir hoffen, dass letz-
ten Endes auch die Unterstützung der FDP-mitregier-
ten Länder kommt, ansonsten wird das mit der Bun-
desratsinitiative schiefgehen.  
 
Meine Damen und Herren, wir möchten natürlich die-
sen Antrag auch dazu nutzen, um noch einen Schritt 
weiter zu gehen. Ich schaue jetzt in die Reihen der 
LINKEN, die auch vorgeschlagen haben, darüber 
nachzudenken, ob man das Schulessen völlig mehr-
wertsteuerfrei gestaltet. Sie wissen, das deckt sich 
genau mit unserem Wahlprogramm, mit unserer For-
derung, darüber nachzudenken, dass das Schules-
sen generell kostenfrei sein sollte. Ich hatte vor Kur-
zem eine sehr schöne Diskussion mit einem Herren 
meines Alters, den ich aus Schulzeiten kenne und der 
gemeint hat, der große Unterschied zwischen damals 
und heute besteht darin, dass wir damals nicht ge-
merkt haben, wer der Arztsohn und wer der Sohn 
vom Fabrikarbeiter oder vom Landwirtschaftsbetrieb 
war. 
 

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU:  
Das ist doch keine Begründung.) 

 
Das ist die Begründung. Und heute haben wir eben 
das Problem, dass wir dann Kinder in der Schlan-
ge aussortieren. Da gibt es welche, mithilfe von Un-
terstützung dürfen sie an dem Essen teilnehmen. Es 
gibt andere, die können sich das so leisten. Das ist 
natürlich auch ein Punkt, der uns sehr ärgert an der 
Stelle. Insofern auch hier noch einmal die Ankündi-
gung, dass wir dranbleiben und dafür sorgen, dass 
Schulessen nicht nur 7 Prozent Mehrwertsteuer auf-
erlegt wird, sondern dass Schulessen in Zukunft auch 
völlig kostenfrei werden muss.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Und wir werden dafür sorgen, dass - und da schaue 
ich Herrn Primas an, ich glaube, da habe ich auch 
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seine Unterstützung - in Zukunft das Meiste von die-
sem Schulessen auch aus der Region kommt, da-
mit unsere einheimischen Produzenten hier gestärkt 
werden. Wir hoffen natürlich, und so gibt es auch 
eine ganze Reihe von Auskünften mittlerweile, dass 
in zunehmendem Maße auch die Biobetriebe aus 
Thüringen vor allen Dingen davon profitieren.  
 
Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss. 
Wir haben dieses Plenum begonnen mit einem ein-
deutigen Votum des ganzen Hauses zur Bannmei-
le. Nun gab es drei Tage die Rituale, die Anträge der 
Opposition abzulehnen, selbst wenn es um Dinge 
geht, wo wir uns dann sicher in zwei, drei Jahren wie-
der sprechen und wo wir das draußen den Menschen 
auch erklären müssen.  
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Herr Abgeordneter Augsten, Ihre Redezeit ist zu En-
de. Sie können sich dann in der Debatte noch ein-
mal zu Wort melden.  
 
Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Insofern, glaube ich, dass wir jetzt einen Punkt auf-
gerufen haben, der uns wieder verbinden wird. Das 
wäre ein schöner Abschluss des Plenums. Ich kann 
mir nicht vorstellen, dass sich jemand hier vorn hin-
stellt und sagt, nein, er möchte, dass es hier weiter-
hin die Unterschiede beim Schulessen gibt. Danke 
schön.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Vielen herzlichen Dank, Herr Dr. Augsten. Direkt nach 
der Einbringung hat sich Finanzministerin Frau Wals-
mann zu Wort gemeldet.  
 
Walsmann, Finanzministerin: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordert die Landes-
regierung mit ihrem Antrag auf, sich erstens auf Bun-
desebene für eine generelle Absenkung des Mehr-
wertsteuersatzes für Schulessen von 19 auf 7 Pro-
zent und zweitens gegenüber dem Bundesfinanz-
minister für die Rücknahme des BMF-Schreibens 
vom 16. Oktober 2008 einzusetzen. Ich darf voraus-
schicken, dass mir am allerbesten und unbenommen 
von dem Antrag der letzte Satz der Begründung ge-
fällt, wo es eigentlich darum geht, sich für ein gesun-
des und biologisch hergestelltes Schulessen, nähr-
stoff- und vitaminreich, einzusetzen. Ich glaube, wenn 
das Ziel erreicht ist, dann ist die Gesamtintention er-
füllt.  

Zu den anderen Punkten darf ich Ihnen in unter-
schiedlichen Abschichtungen eines sagen: Die In-
tention des ersten Anstrichs Ihres Anliegens wurde 
von der Landesregierung - wie schon bei der Begrün-
dung erwähnt- bereits aufgegriffen, ich glaube, in ei-
ner Art und Weise, die dem Gesamtanliegen auch 
zuträglich ist.  
 
Die zweite Forderung allerdings, und da werde ich 
in meinen Ausführungen auch darauf kommen, die 
ist obsolet, weil die einfach ins Leere geht, weil näm-
lich dieses Schreiben des BMF überhaupt nicht ur-
sächlich dafür ist, dass die Bewertung, ob das nun 
19 oder 7 Prozent Mehrwertsteuer sind, sondern 
es ist einfach die Ausführung zu der tatsächlichen 
Rechtslage, die sich im Prinzip mit Blick auf das 
Schulessen seit 1968 rechtlich nicht geändert hat. 
Aber auch dazu werde ich noch ein wenig ausführen.  
 
Deshalb gestatten Sie mir, weil ich denke, an die-
ser Stelle ist es einfach notwendig, diese klarstel-
lenden Ausführungen zur Besteuerung von soge-
nanntem Schulessen voranzustellen, um damit auch 
wirklich für Klarheit zu sorgen. Die Umsatzbesteue-
rung, um die geht es ja hier, basiert auf der bundes-
gesetzlichen Regelung des Umsatzsteuergesetzes. 
Sie erfolgt damit bundesweit einheitlich. Der Regel-
steuersatz beträgt 19 Prozent und als Ausnahme 
zu dieser Regel wurden Ermäßigungstatbestände 
festgeschrieben mit dem Steuersatz von 7 Prozent, 
der hier in Rede steht. Begünstigt ist z.B. die Liefe-
rung von Lebensmitteln. Bei Schulessen, definiert 
als verzehrfertig zubereitete Speise, ist maßgeblich, 
ob die Abgabe im Rahmen einer Lieferung oder ei-
ner sonstigen Leistung erfolgt. Dazu führt nämlich das 
BMF-Schreiben aus. Die Lieferung von Speisen un-
terliegt dem ermäßigten Steuersatz von 7 Prozent, 
die Abgabe von Speisen im Rahmen einer sonstigen 
Leistung dem allgemeinen Steuersatz von 19 Pro-
zent. Eine Lieferung liegt vor, wenn die Speisen zum 
Mitnehmen veräußert werden. Das ist beispielsweise 
der Fall, wenn ich in einem Fast-Food-Restaurant 
Speisen bestelle und den Verzehr derselben aber 
außerhalb des Restaurants vornehme. Gleiches gilt 
für Schulessen, wenn verzehrfertig zubereitete Spei-
sen von einem Caterer ausschließlich angeliefert wer-
den, was im Übrigen an sehr vielen Grundschulen 
unserer Stadt Erfurt auch nachzuvollziehen ist, wo 
das nämlich tagtäglich auch geschieht. Eine sonsti-
ge Leistung ist hingegen anzunehmen, wenn der leis-
tende Unternehmer neben der Abgabe von Lebens-
mitteln noch andere Dienstleistungen erbringt, die 
den Verzehr an Ort und Stelle ermöglichen. Und da-
zu gelten beispielsweise die Bereitstellung von Ti-
schen und Stühlen, die Überlassung und Reinigung 
von Geschirr und Bestecken und das Servieren von 
Speisen. Die Abgabe der Speisen erfolgt hier im Rah-
men eines restaurations- oder restaurationsähnlichen 
Umsatzes. Das ist beispielsweise der Fall, wenn ich 



 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 16. Sitzung, 26.03.2010 1307 
 
 
in einem Fast-Food-Restaurant Speisen bestelle und 
die dort auch unter Nutzung der Einrichtung, des 
Bestecks ect. verzehre. Gleiches gilt auch hier für 
Schulessen, wenn nämlich verzehrfertig zubereitete 
Speisen von einem Caterer nicht nur angeliefert, son-
dern auch portioniert und ausgegeben werden. Folg-
lich gilt also der allgemeine Grundsatz, Lieferung von 
Lebensmitteln zur Mitnahme unterliegt dem ermä-
ßigten Steuersatz von 7 Prozent, und wenn Spei-
sen verbunden mit Dienstleistungen vor Ort verzehrt 
werden, unterliegt die Essenlieferung dem allgemei-
nen Steuersatz von 19 Prozent.  
 
Der Europäische Gerichtshof und der Bundesfinanz-
hof haben in den letzen Jahren eine ganze Reihe 
von Urteilen zur Frage der Abgrenzung eben die-
ser benannten Lieferungen und sonstigen Leistun-
gen bei der Abgabe von Speisen und Getränken ge-
fällt. Und mit dem von Ihnen zitierten BMF-Schrei-
ben vom 16. Oktober 2008 wurden die maßgeben-
den Verwaltungsregelungen in Anpassung an die 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
und des Bundesfinanzhofs überarbeitet. Aber die Auf-
fassung zur Mittagsversorgung in Schulen wurde 
eben gerade inhaltlich fortgeführt und überhaupt nicht 
geändert, sondern nur diese Abgrenzungsproble-
matik wurde einfach noch einmal erläutert und die 
hat sich eigentlich seit 1968 auch nicht verändert. 
Das Schulessen unterlag schon vor dem oben ge-
nannten BMF-Schreiben, und das will ich noch mal 
deutlich sagen, deshalb habe ich gesagt, der zweite 
Anstrich geht ins Leere, weil er hier nichts ändert an 
der Situation. Wir wollen aber die Situation ändern. 
Deshalb, wenn das Essen nicht nur abgegeben wur-
de, sondern Dienstleistungselemente, wie die Bereit-
stellung von Geschirr und Besteck, hinzutraten, dann 
unterlag schon vor dem oben genannten BMF-Schrei-
ben das Schulessen dem allgemeinen Steuersatz.  
 
Meine Damen und Herren, im Ergebnis ist also fest-
zustellen, steuerliche Ungleichbehandlung von Schul-
essen und Fast-Food besteht nicht. Der Verzehr von 
Speisen in Fast-Food-Restaurants ist mit 19 Prozent 
zu besteuern, weil vom Verkäufer zusätzliche Dienst-
leistungen erbracht werden, und der ermäßigte Steu-
ersatz von 7 Prozent, wenn außer Haus Umsätze 
getätigt werden. Auch das Schulessen könnte grund-
sätzlich so ausgestaltet werden, indem der Caterer 
der Schule das zubereitete Essen ohne jede weite-
re Dienstleistung zur Verfügung stellt. In diesem 
Fall käme auch hier der ermäßigte Steuersatz zur 
Anwendung, was im Übrigen auch an vielen Orten 
ja geschieht, wie Sie, denke ich, wissen.  
 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich nun zu 
dem Antrag nach diesen Vorbemerkungen kommen. 
Ich sage ganz deutlich, ich unterstütze genauso wie 
die Landesregierung Ihre erste Forderung, sich auf 
Bundesebene für eine generelle Absenkung des 

Mehrwertsteuersatzes für Schulessen von 19 auf 
7 Prozent einzusetzen - ganz klar und deutlich.  
 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
 
Das kann jedoch meines Erachtens nicht nur für das 
Schulessen gelten. Die gerade dargestellten Besteue-
rungsgrundsätze gelten beispielsweise auch für Kin-
derkrippen, Kindergärten, 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Universitäten, Fachhochschulen, Seniorenheime und 
Krankenhäuser, insofern die steuerliche Behandlung 
von Schulessen, meine ich, nicht isoliert betrachtet 
werden kann. Unter sozialen Gesichtspunkten ist 
eine ermäßigte Besteuerung von Essensabgaben 
an Schulen und vergleichbaren Einrichtungen wün-
schenswert. Auch würde eine solche dem Sinn und 
Zweck des ermäßigten Mehrwertsteuersatzes - wenn 
man nämlich in der Entstehungsgeschichte, wie es 
überhaupt zu dem ermäßigten Steuersatz gekom-
men ist - unterfallen, denn der ermäßigte Umsatz-
steuersatz wurde gerade zur Förderung der sozia-
len Belange eingeführt. Allerdings - das sage ich 
ganz deutlich - ist diese ermäßigte Besteuerung, wie 
bereits ausgeführt, nur durch eine gesetzliche Än-
derung im Umsatzsteuergesetz zu erreichen. Inso-
fern - deshalb habe ich das so langatmig vielleicht 
für Sie jetzt auch am Anfang ausgeführt - geht die un-
ter Ziffer 2 im Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN formulierte Aufforderung an die Landes-
regierung, sich gegenüber dem Bundesfinanzminis-
ter für eine umgehende Rücknahme des BMF-
Schreibens einzusetzen, ins Leere, weil die an der 
Tatsache nichts ändert und auch nicht uns zu dem 
erreichten Ziel bringt. 
 
Die eingangs dargestellten Grundsätze zur Frage der 
Anwendung des Regel- und des ermäßigten Mehr-
wertsteuersatzes galten und gelten eben unabhän-
gig von der Existenz dieses Schreibens. Durch die 
Aufhebung eines Verwaltungserlasses kann gelten-
des Recht nun mal auch nicht geändert werden. Bei 
einer gesetzlichen Änderung zur Ermöglichung des 
ermäßigten Mehrwertsteuersatzes, unter anderem 
nämlich für Schulessen, muss allerdings auch ver-
mieden werden, dass im Rahmen einer Schnell-
schussaktion nur ein neuer zusätzlicher Ermäßi-
gungstatbestand geschaffen wird. Die im aktuellen 
Umsatzsteuergesetz enthaltenen Begünstigungen 
sind auch unter Berücksichtigung der mehr als an-
gespannten Haushaltslage von Bund und Ländern 
dringend zu überarbeiten, sage ich an der Stelle. Die 
bestehenden Regelungen führen zu erheblichen Ab-
grenzungsproblemen zwischen der Regelbesteue-
rung mit 19 Prozent und der ermäßigten Besteue-
rung mit 7 Prozent. Sie bergen, meine ich, die Ge-
fahr von Wettbewerbsverzerrung und stehen auch 
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im Widerspruch zum Ziel des Subventionsabbaus. 
Die bestehenden Ermäßigungstatbestände führen 
auch zu einer Verkomplizierung des Steuerrechts, 
die weder für den Steuerbürger nachvollziehbar ist 
noch den Grundsätzen des Bürokratieabbaus ent-
spricht. 
 
Meine Damen und Herren, das Finanzministerium 
hat sich bereits bisher dafür eingesetzt, den gesam-
ten Katalog des ermäßigten Steuersatzes einer Über-
prüfung auf Angemessenheit und auf Notwendig-
keit hin zu unterziehen. Nur so können zum Beispiel 
nicht mehr zeitgemäße Begünstigungstatbestände 
zugunsten erforderlicher, neuer Begünstigungsvor-
haben bereinigt werden. Ich sage mal, durch Ein-
sparung auf der einen Seite würden finanzielle Mit-
tel für wichtigere Sachverhalte - und da fällt für mich 
ausdrücklich Schulessen, aber auch Essen in Kin-
dergärten darunter - freigesetzt. 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Frau Ministerin Walsmann, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Dr. Augsten? 
 
Walsmann, Finanzministerin: 
 
Können wir das am Ende machen, das wäre nicht 
schlecht, ich bin auch gleich zu Ende hier. 
 
Durch eine Gesetzesänderung zur Besteuerung von 
Verzehrumsätzen wurden in der letzten Legislatur-
periode auf Bundesebene allerdings aufgrund der 
Festlegung im Koalitionsvertrag keine grundsätz-
lichen Änderungen oder Bereinigungen in dieser 
Weise vorgenommen. 
 
Meine Damen und Herren, deshalb hat die Thürin-
ger Landesregierung sich darauf verständigt, einen 
Entschließungsantrag in den Bundesrat einzubrin-
gen, welcher die Überprüfung des Katalogs der Er-
mäßigungstatbestände im Umsatzsteuergesetz zum 
Ziel hat. Dabei soll es ausdrücklich auch um die auf-
gezählten Bereiche, um die Frage der ermäßigten Be-
steuerung von Schulessen gehen. Dieser Entschlie-
ßungsantrag wurde dem Bundesrat bereits am 
24. März zugeleitet, soll unmittelbar in den Fachaus-
schüssen des Bundesrats beraten werden. Im Fi-
nanzausschuss des Bundesrats werde ich mich für 
eine breite Unterstützung unseres Anliegens einset-
zen und auch dafür werben. Ich gehe auch davon 
aus, dass die Entschließung von der Bundesregie-
rung positiv aufgenommen werden wird, die eigent-
lich bereits auch einen entsprechenden Prüfauftrag 
in ihrem Koalitionsvertrag aufgenommen hat.  
 
Meine Damen und Herren, eine Neuregelung der 
Ermäßigungstatbestände im Umsatzsteuergesetz ist 
dringend notwendig und muss meines Erachtens un-

verzüglich in Angriff genommen werden. Das zeigt 
uns nicht zuletzt die Besteuerung der Essensversor-
gung in sozialen Einrichtungen, um das Themen-
spektrum auch einmal insgesamt zu beschreiben. 
Die Landesregierung wird sich deshalb bei der Über-
arbeitung der Umsatzsteuersätze dafür einsetzen, 
dass Schulessen durchweg der ermäßigten Besteue-
rung unterfällt.  
 
Meine Damen und Herren, ich kann nur sagen, un-
terstützen Sie die Landesregierung bei ihrem An-
liegen. Danke.  
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Jetzt die Nachfrage des Abgeordneten Dr. Augsten.  
 
Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Frau Ministerin, es ist schon wieder eine Weile her, 
Gesetze sind nicht in Stein gemeißelt und wenn 
man Missstände erkannt hat, dann sollte man auch 
handeln. Sie haben selbst einige Beispiele genannt, 
wie widersinnig manche Regelungen im Bereich 
Mehrwertsteuer sind, wenn ich an Tierfutter denke 
usw. Sie haben jetzt versucht, klarzumachen und 
juristisch bestimmt auch richtig, dass man keine Un-
terscheidung machen kann zwischen, ich sage mal, 
McDonald’s, um es auf den Punkt zu bringen, und 
dem Schulessen, wenn es um Geschirr geht, um 
Tische und Stühle usw. Aber stimmen Sie mir zu, 
dass die Verfahrensweise der Jugendlichen in den 
beiden Bereichen völlig unterschiedlich ist? In mei-
ner Wahrnehmung gehen wesentlich mehr Jugend-
liche hinein in die Fast-Food-Ketten und nehmen Es-
sen mit raus, deswegen wird man auch gefragt, zum 
Mitnehmen oder zum hier essen, im Gegensatz zu 
den Schulen, wo die Kinder dort essen zum Glück, 
aber - und das ist jetzt meine Frage an Sie - teilen 
Sie meine Einschätzung, dass es immer weniger 
Schulen gibt, in denen die Schulen selbst die Es-
sensausgabe realisieren, dass es nicht immer mehr 
Caterer gibt, die das selbst übernehmen müssen 
oder wollen, und deshalb die Gefahr besteht, dass 
diese Ungleichbehandlung, die wir ja auch anmah-
nen, hier noch größer wird.  
 
Walsmann, Finanzministerin: 
 
Das sind mehrere Komponenten. Zunächst würde ich 
mal sagen, ein wesentlicher Beitrag, um die Situation 
zu verändern, dass man eher beim Fast-Food Mittag-
essen geht - das sind überwiegend auch die Grö-
ßeren - wäre wirklich - und deshalb komme ich auf 
den letzten Satz der Begründung -, dass schmack-
haftes Essen angeboten wird, was auch optisch den 
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Eindruck vermittelt, dass es wirklich auch eine Be-
reicherung des Mittagstisches ist. Da gehe ich ein-
her und schließe mich mal der Presse an, denn so-
wohl die „Thüringer Allgemeine“ als auch die „TLZ“ 
hatten heute einen sehr guten Beitrag dazu, wo es 
weniger um den finanziellen Aspekt ging, als um 
die Frage der Zubereitung und wie schnell kann es 
auf den Tisch gebracht und ordentliches nährstoff-
reiches Essen den Schülern offeriert werden.  
 
Der zweite Punkt - jetzt habe ich fast den zweiten 
Punkt vergessen - die Gesetzesänderung: Dazu ha-
ben wir ja die Bundesratsinitiative gemacht, um eben 
unmittelbar genau auf diese Palette der bisher ein-
fach nicht mehr nachvollziehbaren Aneinanderrei-
hung von ermäßigten Mehrwertsteuersätzen einzu-
gehen. Aber, ich glaube, Sie hatten eine andere In-
tention gemeint.  
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Es gibt noch eine weitere Nachfrage, Frau Ministe-
rin.  
 
Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Ich möchte die Frage einfach noch einmal wieder-
holen. Sie haben so getan, als ob die Schulen sel-
ber daran Schuld sind, wenn sie da plötzlich 19 Pro-
zent zahlen müssen, nach dem Motto, gebt doch das 
Essen selbst aus, da könnt ihr euch die Mehrwert-
steuererhöhung sparen. Meine Frage war, ob Sie 
meine Einschätzung teilen, dass es in zunehmen-
dem Maße Caterer sein werden, die das Essen aus-
geben werden, so dass es teurer wird. Das habe 
ich den beiden Artikeln in der „TA“ und „TLZ“ ent-
nommen, dass natürlich auch Kommunen und Schu-
len aufgeschreckt sind, so nach dem Motto, es wird 
eine Verteuerung des Essens geben.  
 
Walsmann, Finanzministerin: 
 
Aus meiner Praxiserkenntnis ist es so - ich kann 
nur die Wirklichkeit in Erfurt beschreiben -, dass es 
gerade bei einer Durchsicht der Situation an den 
Grundschulen umgekehrt der Fall ist, dass gerade 
aufgrund der Situation, dass viele Schulen die Räum-
lichkeiten haben, der Caterer zwar das Essen bringt 
und damit diese Problematik zwischen der Lieferung 
und nur Lieferung und der sonstigen Leistung, die 
noch dranhängt und die eben zu erhöhten, zu dem 
normalen Mehrwertsteuersatz führt, nicht Realität ist. 
Ich hoffe, dass es auch nicht Realität wird. Aber wenn 
wir in die Genese dieser Regelung oder in der His-
torie rangehen, muss man sagen, dass es im Prin-
zip auch - in diesem Fall die Angleichung West an 
Ost - in den Schulen in den alten Bundesländern ist 
es oft so ist, dass Mittagessen überhaupt nicht an-

geboten wurde oder erst zunehmend jetzt in den Jah-
ren angeboten wird und dann oft die Räumlichkei-
ten nicht da sind und da per se der Caterer das mit 
übernommen hat. Es ändert nichts an dem Grund-
problem, dass es letztendlich diese Unterscheidung 
zwischen der Frage Lieferung, nur Lieferung oder 
sonstige Leistungen, die drumherum sind. Ich bitte 
da auch, die Landesregierung ordentlich zu unterstüt-
zen, dass wir überhaupt das verhindern, dass es zu 
diesen Überlegungen kommen muss, wenn wir dann 
einen ermäßigten Mehrwertsteuersatz haben. 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Vielen herzlichen Dank. Zu Wort gemeldet hat sich 
jetzt Abgeordneter Recknagel von der FDP-Fraktion. 
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, 
Mehrwertsteuer beim Schulessen - wunderschö-
nes Thema. Ich möchte Sie ein paar Jahre zurück-
führen, zunächst mal in das Jahr 2005. Da haben 
wir die größte Steuererhöhung in der Geschichte der 
Bundesrepublik erleben müssen. Die damalige Ber-
liner Koalition aus CDU und SPD hat den erhöhten 
Mehrwertsteuersatz von 16 auf 19 Prozent - übri-
gens gegen die Wahlversprechen der SPD - er-
höht. Im Ergebnis bedeutet das, dass die Verände-
rung, über die wir heute sprechen, noch schärfer aus-
fällt als sie sein müsste.  
 
Frau Ministerin, Sie haben dankenswerterweise sehr 
ausführlich die Rechtslage im Mehrwertsteuerrecht 
begründet und erläutert. Dem ist schon fast nichts 
mehr hinzuzufügen, außer vielleicht das: Meines Wis-
sens, wenn ich mich in der Erinnerung nicht täusche, 
Sie hatten gesagt, die Lage sei seit 1968 so. Da-
mals betrug die Mehrwertsteuer, ich glaube, 10 Pro-
zent oder waren es 12, auf jeden Fall deutlich we-
niger, nahezu die Hälfte von dem Satz, den wir heute 
zu bezahlen haben. Also das ist auch ein qualita-
tiver Unterschied, denn die laufenden Erhöhungen, 
die wir erlebt haben in der Geschichte der letzten 
40 Jahre, die haben auch dazu beigetragen. Die Bun-
desratsinitiative, die Sie hier angekündigt haben oder 
die Sie jetzt vornehmen wollen, das ist auch ein ganz 
interessanter Punkt. Ich darf hier mal aus dem Näh-
kästchen plaudern: Wie aus gewöhnlich gut infor-
mierten Kreisen der FDP zu vernehmen war, kam 
es in der Schlussphase der Koalitionsverhandlun-
gen in Berlin zu einer Diskussion darüber, wie man 
denn mit diesen Sonderregelungen bei der Mehr-
wertsteuer umgehen wollte. Da das Thema sowie-
so kommen wird, nehme ich das schon mal vorweg. 
Die Position der FDP war eine ganz eindeutige. Die 
war nämlich die, dass ein verminderter Mehrwert-
steuersatz in der Gastronomie gelten soll. 
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(Beifall FDP) 
 
Also genau für das, über das wir heute diskutieren, 
genau dieses Thema. Es ging um Essen in der Gast-
ronomie, in Restaurants und damit folgend auch in 
den Schulkantinen und anderswo. Da hat sich die 
FDP nicht durchsetzen können. Manchmal ist das so 
in den Koalitionen, Sie kennen da ja auch die einen 
oder anderen Sachzwänge, aber, ich denke, man 
darf darauf durchaus hinweisen. Manchmal wäre 
es gut, wenn man von vornherein auf die FDP hört. 
 

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU:  
Aber nur in Steuersachen.) 

 
(Beifall FDP) 

 
Nur manchmal, aber in Steuersachen ganz bestimmt 
ist das so. 
 

(Beifall FDP) 
 
Es gibt viele schwierige Abgrenzungsfragen im Mehr-
wertsteuerrecht. Sie haben das theoretisch sehr 
schön aufgeführt. Ich möchte das mal mit ein paar 
praktischen Beispielen erweitern oder garnieren, 
wenn man so sagen kann, wenn ein Gärtner Pflan-
zen verkauft, dann sind die zu niedrigem Steuersatz 
zu verkaufen, pflanzt er sie auch noch ein, dann gilt 
der höhere Steuersatz. Sie kennen dieses Bonmot, 
was unser Bundesvorsitzender Westerwelle immer 
wieder gebracht hat, Maultier und Maulesel werden 
niedrig besteuert, einfache Esel sind teuer, werden 
hoch besteuert. Was ich noch nicht wusste, auch 
gelesen, Islandmoos wird niedrig besteuert, islän-
disches Moos aber hoch. Ein frischer Adventskranz 
wird niedrig besteuert, ein Adventskranz mit Tro-
ckenpflanzen wird hoch besteuert, Gewürze nied-
rig, Würzmischungen hoch, Bücher niedrig, Hörbü-
cher hoch - da frage ich mal, was die Sehbehinder-
ten dazu sagen -, Seilbahn niedrig, Achterbahn hoch. 
Das zeigt, das Mehrwertsteuerrecht ist einfach zu 
kompliziert, wie das Steuerrecht insgesamt. 
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
An der Stelle meinen ganz herzlichen Dank an 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für diesen wunderba-
ren Antrag. Ich bin Ihnen außerordentlich dankbar, 
dass Sie sich jetzt endlich auch mal für die Steuer-
vereinfachung einsetzen. Bisher stehen wir da ei-
gentlich immer ziemlich allein da. Aber vielleicht ha-
ben wir da jetzt Verbündete.  
 

(Unruhe DIE LINKE) 
 
Und die Frage mit dem Essen beim Fast-Food-
Restaurant, bei McDonald’s - gelegentlich gehe ich 
da auch hin - steht immer die Frage - mitnehmen 

oder hier essen? Ich stelle mir auch immer gleich 
die Frage, ob es nicht, Frau Finanzministerin, viel-
leicht wäre das ein Tipp, dass Sie Kontrolleure an 
die Türen stellen von diesen McDonald’s-Restau-
rants - der Zoll macht so etwas -, die dann über-
prüfen, ob Sie möglicherweise an der Kasse gesagt 
haben zum Mitnehmen und es dann doch hier es-
sen. Eigentlich erfüllt das den Tatbestand der Steuer-
hinterziehung, 
 

(Beifall FDP) 
 
wenn ich zum Mitnehmen sage und mich dann doch 
hinsetze. Ein schwieriges Thema, ich weiß nicht, ob 
wir das wollen; in den Schulen würde das ja eigent-
lich analog so gehen. Wenn ich die Schulkantine, die 
Mensa, so ausstatte wie ein McDonald’s-Restaurant 
und frage dann immer zum Mitnehmen oder zum 
hier essen, kann man sich ja mal fragen, was denn 
das Ergebnis wäre, wenn die Schüler, die ja ganz 
intelligent sind in Thüringen, die Zusammenhänge 
des deutschen Steuerrechts kennen, wie sie dann 
antworten. Das würde mich wirklich schon interes-
sieren. 
 
Ich schlage Ihnen Folgendes vor: Ich denke, da-
rauf könnten wir uns durchaus einigen, um diese 
unseligen Abgrenzungen zu vermeiden. Wir sagen 
einfach, alles, was man isst, was zum Essen be-
stimmt ist, mit 7 Prozent besteuern, egal, ob zum Mit-
nehmen oder zum hier essen, ob das Blumen oder 
eingepflanzte Blumen - Blumen isst man nicht - dann 
wäre das auch klar, radikale Vereinfachung - 7 Pro-
zent auf alles, was man essen kann. 
 

(Beifall CDU, FDP) 
 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Auf alles, außer auf Tiernahrung.) 

 
Nach diesen Steuerrechtsänderungen, die es jetzt 
mit dem Wachstumsbeschleunigungsgesetz gege-
ben hat, auch das möchte ich Ihnen zugestehen, 
ist es so, dass die Hotelübernachtungen niedrig be-
steuert sind, also Hotel niedrig, Stundenhotel aber 
hoch, da gibt es auch ein Abgrenzungsschreiben vom 
Bundesministerium der Finanzen. Auch das ist ein 
hoch spannendes Thema. Auch da geht es um die 
Frage, ob noch Nebenleistungen erbracht werden 
oder nicht, ob die Übernachtung im Vordergrund 
steht oder etwas anderes. 
 

(Zwischenruf Abg. Sojka, DIE LINKE: 
Total vereinfacht!) 

 
Aber eigentlich diskutieren wir zwar ein wichtiges 
Thema, das hätte man aber doch schon viel früher 
lösen können, zum Beispiel bei den Koalitionsver-
handlungen in Berlin.  
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Das wichtigere Thema, und da finde ich, sollte man 
durchaus darauf hinweisen, ist die Qualität des Schul-
essens. Wie sieht es denn aus? Ist das irgendet-
was Aufgewärmtes, was stundenlang warm gehal-
ten wird? Ist das im Zweifel der Verkauf von Scho-
koriegeln oder sonst irgendetwas? Oder sollten wir 
nicht vielmehr darum kämpfen und dafür sorgen, dass 
man frische und gesunde Lebensmittel bekommt, 
dass sie ernährungsphysiologisch angemessen und 
nicht zuletzt auch schmackhaft sind, damit die Kin-
der und Jugendlichen sie auch akzeptieren und tat-
sächlich auch wahrnehmen. 
 
Ein Stück weit erinnert mich das an eine Geister-
debatte, weil das hätte man alles schon haben kön-
nen, aber vielleicht ist es heute der richtige Anlass, 
um dieses Thema alle gemeinsam gerade zu rücken. 
Danke schön. 
 

(Beifall FDP) 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Vielen herzlichen Dank. Das Wort hat jetzt Abge-
ordneter Bärwolff von der Fraktion DIE LINKE. 
 
Abgeordneter Bärwolff, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich bin 
kein Steuerexperte, ich gehe auch regelmäßig zur 
Steuerberaterin, wenn ich die Jahressteuererklärung 
machen muss, aber sie berät mich da, denn sie hat 
es studiert im Gegensatz zu mir.  
 
Runter mit dem Mehrwertssteuersatz beim Schules-
sen, das ist eine gute Forderung. Über die ganzen 
steuerrechtlichen Geschichten brauchen wir uns nicht 
weiter zu unterhalten, das haben Sie in aller Ausführ-
lichkeit dargelegt. Da gibt es diverse Literatur aus 
dem Bundesfinanzministerium - seitenweise kann 
man da nachlesen. Das ist in der Tat Ausdruck deut-
scher Gründlichkeit und deutscher Steuerpolitik, das 
ist in der Tat schon ein Stück weit schizophren, dass 
der Imbiss anders besteuert wird als das Schulessen. 
 
Wir als LINKE haben immer gesagt, Dienstleistung 
oder arbeitsintensive Dienstleistungen mit 7 Prozent 
zu besteuern, das wäre der eigentlich richtige Weg, 
denn dann würde man auch den Handwerkern, den 
Friseuren usw., diesen ganzen Dienstleistungen den 
ermäßigten Steuersatz zukommen lassen. Ich glau-
be, ein solcher Ansatz wäre auch ganz sinnvoll in 
dieser Frage. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Dass sich der Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN quasi schon erledigt hat, haben wir jetzt gehört. 
Ich möchte nur noch einmal darauf aufmerksam ma-

chen, dass es eigentlich grotesk ist, dass wir vor den 
Wahlen allesamt gefordert haben, dass das Mittag-
essen an Kindergärten und Schulen möglichst kos-
tenfrei sein soll - ich würde sagen - und dann der 
revolutionäre Elan mit den GRÜNEN durchgegangen 
ist und sie jetzt schon die Absenkung des Mehrwert-
steuersatzes gefordert haben. Wir möchten Ihnen da 
gern auch zustimmen, das ist auch gar kein Prob-
lem, aber unsere Forderung als Fraktion DIE LINKE 
bleibt weiterhin, das Essen in Kindertagesstätten und 
in Schulen kostenlos zu gestalten. 
 
Ich möchte den Fokus nur auf diese Diskussion le-
gen, weil ich glaube, die ist auch sehr wichtig, denn 
der Bund hat nicht nur 2005 die Mehrwertsteuer er-
höht, nein, das Land hat im Jahre 2005 auch die Zu-
schüsse für das Essengeld gestrichen. Ich glaube, 
das ist ein Aspekt, den man bei dieser Diskussion 
nicht vernachlässigen darf. Die Zuschüsse, die das 
Land gestrichen hat, waren 26 Cent pro Portion und 
Mahlzeit. Wenn man sich die Differenz ausrechnet 
zwischen den 19 Prozent Mehrwertsteuer und den 
7 Prozent Mehrwertsteuer, ermäßigter Satz, wenn 
man das mal in Verbindung setzt zu dem durch-
schnittlichen Preis von Schulessen, das sind in 
Deutschland ungefähr 2,50 €, dann sind es genau 
diese 25 Cent, die Sie damals gestrichen haben, die 
als Ersparnis dabei herauskommen könnten. Das 
heißt, das ist wieder mal ein Nullsummenspiel und 
von dem sozialpolitischen Aspekt, dass man ge-
rade solche Dinge wie das Mittagessen unterstüt-
zen sollte, rücken wir damit ein Stück weit ab. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Was ich ganz witzig fand, war im Zuge des Wachs-
tumsbeschleunigungsgesetzes - oder die Fachex-
perten nennen es das Reichtumsbeschleunigungs-
gesetz - ein Rundschreiben aus dem Innenministe-
rium. Ich möchte mal dazu diskutieren. Das ist ein 
Rundschreiben zum Thema „Erstattung von Über-
nachtungskosten nach dem Thüringer Reisekosten-
gesetz“, hier gesonderter Ausweis des Frühstücks. 
Da wird also lang und breit den Beamten im Minis-
terium dargelegt, wie sie ihre Fahrtkosten und vor 
allem ihre Übernachtung zu regeln hätten, damit ih-
nen keine - ich zitiere - „unbilligen Härten“ entste-
hen. Diese unbilligen Härten sind dann aufgeführt mit 
1,57 €.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Gibt es vielleicht so ein Rundschreiben auch für die 
Thüringer Eltern, die ihre Kinder in Kitas und Schu-
len schicken, wie man unbillige Härten vermeidet, 
Herr Matschie? Gibt es da so was? Das wäre viel-
leicht auch mal eine Notwendigkeit, denn wenn man 
sich hier so viele Gedanken darum macht, wie die 
Beamten mit Dienstkosten, Reiseaufträgen im Auf-
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trag des Dienstherrn reisen und bezahlen, damit 
sie diese 1,57 € nicht mehr bezahlen müssen, wie 
man das vermeidet, vielleicht lassen Sie sich auch 
einfach einfallen, wie die Eltern das … 
 

(Zwischenruf Abg. Sojka, DIE LINKE:  
Gib das doch mal der FDP zum Lesen.) 

 
Nein, das kann ich ihnen nachher geben. Das ver-
stehen sie wahrscheinlich sowieso nicht.  
 
Das also dazu. Es ist schon ein bisschen kurios, zu 
welchen Blüten dann diese ganzen Gesetzlichkei-
ten und Steuertatbestände führen, welche Kuriosi-
täten da auch entstehen. Das hat uns doch schon 
ein bisschen verwundert, dass sich derart fürsorg-
lich um die Beamten gekümmert wird. Bei den Leh-
rern zum Beispiel läuft das ganz anders, die bekom-
men gar keine Reisekosten ersetzt. Wenn sie eine 
Klassenfahrt machen wollen, müssen sie erst vor-
her bekunden, dass sie auf die Reisekosten gänzlich 
verzichten wollen. Das ist auch noch mal so ein kri-
tischer Punkt.  
 
Aber es geht ja um das Schulessen. Die Position 
der LINKEN an dieser Stelle ist ganz klar. Das Mit-
tagessen gehört zum Schulalltag. Schülerinnen und 
Schüler verbringen einen Großteil des Tages, ihrer 
Freizeit oder ihrer Zeit in der Schule. Zwei Drittel des 
Tages sind sie in der Schule. Das heißt eigentlich 
auch, dass das Mittagessen integraler Bestandteil 
der Beschulung sein muss. Aus diesem Grund set-
zen wir uns dafür ein, dass es ein kostenloses Es-
sen gibt.  
 
Dazu hat die Fraktion DIE LINKE im Haushaltsaus-
schuss natürlich auch einen Antrag eingebracht. Wir 
fordern weiterhin, dass das Land Thüringen das Mit-
tagessen mit einem Zuschuss pro Portion unterstützt. 
Wir haben da angesetzt, dass man 1 € pro Portion in 
den Grundschulen zuschießt, damit das Essen er-
schwinglich wird. Dabei geht es aber auch um mehr. 
Es geht nicht nur darum, dass das Essen erschwing-
lich wird, sondern es geht auch darum, dass die Stan-
dards der gesunden Ernährung eingehalten werden, 
dass diese auch kontrolliert werden. Es geht darum, 
auch gesundes Essen in die Schule zu bringen und 
gesundes Essen auch zum Bestandteil von Unter-
richt und Bildung zu machen. Die nationale Verzehr-
studie hat sich darum gekümmert. Auch der neue Kin-
der- und Jugendbericht hat im Fokus, dass die Ge-
sundheitssituation von unseren Kindern in den Schu-
len dramatisch ist, dass immer mehr übergewichtige 
und fettleibige Kinder da sind. Ich glaube, wenn man 
da mit gesundem Essen und auch Handhabungen 
der gesunden Ernährung etwas machen würde, hät-
te man viel gekonnt. 
 

(Beifall DIE LINKE) 

Ein ganz wichtiger Punkt ist für uns die Frage, wo 
das Essen zubereitet wird und wie das alles funk-
tioniert. Wir als LINKE würden es natürlich gern se-
hen, wenn an den Schulen direkt gekocht wird.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Das hätte nicht nur Vorteile im Steuerrecht, das ist 
ganz unbenommen, sondern es hätte beispielswei-
se auch Vorteile für die Etablierung eines öffent-
lichen Beschäftigungssektors -  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
da müssen Köchinnen eingestellt werden, da müs-
sen Nahrungsmittel aus dem regionalen Umland ver-
arbeitet werden. Das heißt, damit kann man regio-
nale Wirtschaftskreisläufe in Gang setzen. Man kann 
das natürlich auch wunderbar in den Unterricht in-
tegrieren, so wie wir das hier schon vorgeschlagen 
haben. 
 
Wie gesagt, den Antrag der GRÜNEN unterstützen 
wir durchaus. Es ist eine tolle Sache, dass Sie das 
vorgeschlagen haben. Dass uns das nicht weit ge-
nug geht, ist ganz selbstverständlich, wir werden uns 
dem aber dennoch nicht verweigern. 
 
Zu dem, was Herr Recknagel ausgeführt hat: Ich ver-
stehe jetzt langsam, wie Ihre Steuerpolitik funktio-
niert. Wenn bei Ihnen zweimal 12 Prozent 19 sind, 
dann kann ich mir schon vorstellen, wie Sie das alles 
finanzieren wollen. Schönen Tag noch. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Vielen herzlichen Dank, das Wort hat jetzt Abgeord-
neter Kowalleck von der CDU-Fraktion. 
 
Abgeordneter Kowalleck, CDU:  
 
Frau Landtagspräsidentin, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, in der Landtagssitzung am Mitt-
woch hat die CDU-Fraktion erneut deutlich gemacht, 
dass wir Überlegungen zum derzeitigen Steuersys-
tem sehr begrüßen. Mein Vorredner hat auch ge-
sagt, dass er kein Steuerexperte ist, das muss auch 
nicht sein. Wir haben vor einigen Jahren mal den 
Vorschlag gemacht, die Steuererklärung auf einem 
Bierdeckel zu installieren. 
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
Das wäre vielleicht eine Lösung, die viele Dinge ver-
einfacht. Damit haben wir bundesweit für Aufsehen 
gesorgt. Wer es sich noch mal anschauen möchte, 
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auf www-cdu-weimarerland.de ist das nachzu-
schauen. 
 

(Beifall CDU) 
 

(Unruhe im Hause) 
 
Das zeigt auch, dass sich die Union ideenreich für 
eine Vereinfachung des Steuersystems einsetzt und 
auch über den Tellerrand schaut. 
 
Aber der aktuelle Tagesordnungspunkt bezieht sich 
auf die Mehrwertsteuer und auch hier sehen wir Än-
derungsbedarf. Ein besonderer Dank gilt Frau Mi-
nisterin Walsmann für ihre Ausführungen und die 
Forderung, Produkte und Leistungen grundsätzlich 
zu prüfen, für die der ermäßigte Steuersatz gilt. Wir 
unterstützen das Anliegen, dass mit dem ermäßig-
ten Mehrwertsteuersatz weiterhin soziale Belange 
gefördert werden.  
 
Auch die Bundesverbraucherministerin Ilse Aigner 
hat vor zwei Wochen auf die Ungereimtheiten im 
Mehrwertsteuersystem im Zusammenhang mit dem 
Thema Schulessen hingewiesen. Es wurde erwähnt, 
dass die Union und die FDP auf Bundesebene im 
Koalitionsvertrag vereinbart haben, die Struktur der 
Mehrwertsteuer unter die Lupe zu nehmen.  
 

(Beifall FDP) 
 
In der Presse war bereits zu lesen, dass Thüringen 
eine Bundesratsinitiative zur steuerlichen Entlastung 
von Schulessen einbringen will, die Ministerin hat das 
heute bestätigt. Die Landesregierung und der Land-
tag beschäftigen sich nicht erst seit heute mit dem 
Thema der gesunden Ernährung von Kindern und 
Jugendlichen. Ich erinnere hier nur an die Debatte 
zum Schulobstprogramm, das von den Landtags-
fraktionen diskutiert wurde und auch entsprechend 
im Haushaltsentwurf eingestellt ist.  
 
Viele Eltern - ich schließe mich dabei ein - haben si-
cher schon darüber nachgedacht, warum Windeln 
und Kinderbekleidung mit einem Mehrwertsteuersatz 
von 19 Prozent und Hundefutter mit 7 Prozent aus-
gewiesen sind. Die Junge Union Thüringen hält es 
für einen Skandal, dass in Deutschland die Förde-
rung von Hundefutter einen höheren Stellenwert hat 
als die gesunde Ernährung von Kindern.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
In Zukunft sollte für Kinderprodukte insgesamt ein er-
mäßigter Steuersatz gelten. Dem kann ich mich im 
vollen Umfang anschließen. 
 
Der Kollege hatte vorhin schon einige Beispiele ge-
nannt. Ich möchte ergänzen: Taxifahrt, Schnittblu-

men, Milch, Äpfel werden mit 7 Prozent besteuert, 
hingegen Apfelsaft, Mineralwasser, alkoholfreie Ge-
tränke, Strom, Gas und Heizöl mit 19 Prozent. Es gibt 
genug Beispiele, die zeigen, dass im Steuersystem 
etwas nicht stimmt und dieser Fakt auch von wei-
ten Teilen der Bevölkerung als ungerecht empfun-
den wird.  
 
Viele Kommunen setzen sich für ein gesundes und 
ausgewogenes Mittagessen ein. Es werden zum 
Beispiel hohe Zuschüsse zum Schulessen bezahlt, 
da schließe ich auch meinen Heimatlandkreis Saal-
feld-Rudolstadt ein.  
 

(Beifall FDP) 
 
Natürlich versteht man auch die vielfältigen Reak-
tionen auf die vermeintliche Ungleichbehandlung von 
Schulspeisung und Fast Food. Das Bundesfinanz-
ministerium hat auch auf die aktuelle Diskussion rea-
giert und am 15.03. einen Beitrag auf die Internetseite 
eingestellt zum Thema Umsatzsteuer bei Fast-Food-
Restaurants und Schulkantinen. Hier kann nachge-
lesen werden, dass Fast Food zum gleichen erhöhten 
Steuersatz angeboten wird wie Schulessen, wenn es 
vor Ort verzehrt wird. Die Ministerin hatte dazu auch 
schon Ausführungen gemacht. Es ist aber so, dass 
die Menschen es ungerecht finden, wenn bei Mit-
nahme von Fast Food der ermäßigte Steuersatz fällig 
wird. Wir können schließlich unsere Schüler nicht zum 
Mittagessen auf die Straße schicken. Auf diesen Fakt 
sollte das Bundesfinanzministerium auch mal einge-
hen.  
 
In dieser Woche habe ich mich mit einem Imbiss-
betreiber aus meinem Wahlkreis unterhalten. Dieser 
war der Meinung, dass der Steuersatz vereinfacht 
werden sollte. Sie müssen sich vorstellen, gerade 
im Imbiss hat man dann eine Kasse mit zwei Tasten, 
einmal 7 Prozent, einmal 19 Prozent, was natürlich 
auch buchhalterisch einen enormen Aufwand ver-
ursacht und natürlich auch in der Praxis. Selbst die 
Betreiber von dem normalen Imbiss sehen das nicht 
ein, warum das nicht vereinfacht werden kann. Ich 
denke, die Ministerin hat es hier auch gesagt, wir 
müssen da auch die Initiative von Thüringen aus an-
gehen insgesamt für das Mehrwertsteuersystem.  
 
Die Ministerin hatte auch an dieser Stelle hingewie-
sen, dass eine steuerfreie Abgabe des Schulessens 
durchaus möglich ist, zum Beispiel wenn die Aus-
gabe des Schulessens durch den Schulträger erfolgt, 
oder auch bei gemeinnützigen Vereinen, die einem 
Wohlfahrtsverband angehören, können Schulessen 
umsatzsteuerfrei abgegeben werden. Ich möchte das 
jetzt nicht noch mal wiederholen, aber es muss auch 
klar sein, dass vor Ort in vielen Kommunen diese 
Varianten nicht durchführbar sind und somit der 
Umsatzsteuersatz von 19 Prozent vorliegt. Wenn 
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mein Vorredner sagt, dann müssen wir eben das 
Schulessen neu gestalten, Küchen in die Schulen 
und so weiter und so fort, dann ist das sicher ein 
gutes Anliegen, aber in der Praxis sieht es doch 
ganz anders aus. Da müssen Sie mal in die Kreise 
gehen. Wir haben hier auch im Landtag viele Kom-
munalpolitiker, die sehen, dass die Landkreise und 
die Kommunen ganz anders organisiert sind in den 
letzten Jahren, dass man auf Caterer zurückgreift 
und auch damit gute Erfahrung gemacht hat.  
 
Die erwähnten Möglichkeiten zeigen schon, wie ver-
worren das Mehrwertsteuersystem ist. Wir sollten 
uns an dieser Stelle nicht nur für eine praktikable Lö-
sung aussprechen, sondern auch für einfache und 
für den Bürger verständliche Regelungen. Ich möchte 
darauf hinweisen, dass es weitere Fragen gibt, die zu 
klären sind. Wie wirken sich zum Beispiel Mitnah-
meeffekte aus, das heißt, wenn ein Caterer für sei-
ne Leistungen bisher 19 Prozent zahlt und nach ei-
ner eventuellen Änderung diese 7 Prozent. Diese Ein-
sparungen müssen auch weitergegeben werden und 
darauf sollte man dann achten.  
 
Die CDU-Fraktion begrüßt ausdrücklich die Initiati-
ve der Landesregierung zur Reduzierung des Mehr-
wertsteuersatzes für das Essen in Schulen, Kinder-
tagesstätten und vergleichbaren sozialen Einrichtun-
gen. Denn es ist wichtig, dass wir uns im Zusammen-
schluss mit den Schülern, Eltern, Kommunen für ein 
bezahlbares, gesundes, vitaminreiches, ausgewo-
genes Schulessen einsetzen.  
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Vielen herzlichen Dank. Das Wort hat jetzt Abge-
ordneter Dr. Werner Pidde für die SPD-Fraktion.  
 
Abgeordneter Dr. Pidde, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, „Kat-
zenfutter wird steuerlich begünstigt, Schulessen 
nicht“,  
 

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Das ha-
ben wir jetzt alles schon gehört.) 

 
so lautete eine Schlagzeile einer Thüringischen Ta-
geszeitung. Die anderen Medien titelten ähnlich. Kat-
zenfutter wird steuerlich begünstigt, Schulessen nicht; 
Hotelübernachtungen selbst in 5-Sterne-Hotels für 
zahlungskräftige Gäste sind steuerlich begünstigt, 
Schulessen nicht; Kunstgegenstände, Pflanzen, Sä-
gespäne - Herr Recknagel und Herr Kowalleck ha-
ben etliche Beispiele aufgeführt, man könnte noch 
einige hinzufügen zu dieser langen und auch wider-
sprüchlichen Liste der Tatbestände der ermäßigten 

Mehrwertsteuersätze von 7 Prozent. Über die Jahr-
zehnte haben sich im Umsatzsteuerrecht zahlrei-
che Vergünstigungen festgesetzt. Bei mancher die-
ser Regelungen fragt man sich heute wirklich, wa-
rum es diese überhaupt gibt. Die schwarz-gelbe Koa-
lition im Bund hat mit der Mehrwertsteuerreduzie-
rung für Hotelübernachtungen noch eine unsinnige 
Steuervergünstigung hinzugefügt. 
 

(Beifall SPD) 
 
Selbst durch die rosarote Brille ist kein gesamtstaat-
licher Vorteil zu erkennen. Es ging lediglich darum, 
eine ganz bestimmte Klientel zu befriedigen und dazu 
gehört schon eine Portion Abgebrühtheit. 
 

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Dazu bewirkt dieses Gesetz erheblichen bürokra-
tischen Mehraufwand. Herr Recknagel, wenn Sie im-
mer wieder sagen, Ihre Partei ist die Partei, die die 
Steuervereinfachung will; hier haben Sie genau ent-
gegengesetzt gehandelt. Das müssen Sie einfach so 
zur Kenntnis nehmen.  
 
Meine Damen und Herren, wir haben eine völlig 
willkürliche Abgrenzung von vollen und ermäßigten 
Mehrwertsteuersätzen. 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Herr Pidde, gestatten Sie eine Nachfrage des Ab-
geordneten Recknagel? 
 
Abgeordneter Dr. Pidde, SPD: 
 
Ja, gern. 
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Vielleicht können Sie mir weiterhelfen. Wenn ich 
da recht informiert bin, so etwa 10 Jahre alt gab es 
eine Programmatik der SPD in Bayern, wo gefor-
dert wurde, die Hotelübernachtungen mit dem ver-
günstigten Steuersatz zu besteuern. Ist das richtig 
oder habe ich mich da völlig falsch informiert? 
 
Abgeordneter Dr. Pidde, SPD: 
 
Ich will jetzt hier nicht auf Bayern eingehen. Ich werde 
Ihnen auch nicht sagen, was die FDP in Bremen oder 
in Sachsen schon gefordert hat. Damit kommen wir 
hier überhaupt nicht weiter. 
 

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD:  
Reden Sie mal zur FDP im Bund.) 
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Ich möchte auf das eingehen, was Frau Ministerin 
Walsmann vorhin gesagt hat, dass inzwischen voll-
kommen vergessen worden ist, wofür eigentlich der 
ermäßigte Mehrwertsteuersatz eingeführt worden ist, 
nämlich um soziale Belange zu fördern. Damit wären 
wir beim Thema Schulessen. Es gibt ja den direkten 
Zusammenhang zwischen den Kosten des Essens 
und der Teilnehmerzahl am Schulessen. Indem das 
Schulessen verteuert wird, ist das das falsche Sig-
nal. Schulessen ist in Thüringen ohnehin nicht son-
derlich preiswert - ungefähr 30 € im Durchschnitt je 
Monat und Schüler. Für eine gesundheitsbewusste 
Erziehung unserer Kinder und Jugendlichen ist eine 
gesunde Ernährung unerlässlich. Dafür ist es wichtig, 
dass die Schüler am Schulessen teilnehmen, dass sie 
eine warme Mittagsmahlzeit bekommen und natür-
lich auch, dass sie eine ausgewogene und abwechs-
lungsreiche Ernährung haben. Das ist eine wichti-
ge Aufgabe der Politik. Ich freue mich, dass die bei-
den Regierungsfraktionen CDU und SPD im Koali-
tionsvertrag festgeschrieben haben - Frau Präsiden-
tin, ich zitiere mit Ihrer Zustimmung -: „Die Koalitions-
partner wollen einen Einstieg in gesunde und für be-
dürftige Kinder kostenfreie Verpflegung in Kindergar-
ten und Schule schaffen.“ Danach kommen noch ein 
paar Sätze, welche Maßnahmen das regeln sollen. 
Das tun sowieso alle Fraktionen und lesen regelmä-
ßig in dem Koalitionsvertrag, was dort geschrieben 
steht. Dieses Ziel wird durch die höhere Besteuerung 
konterkariert und deshalb begrüßt meine Fraktion, 
dass es einen ermäßigten Steuersatz für die Ver-
pflegung in Schulen, Kindergärten und vergleichba-
ren Einrichtungen gibt. Wenn Herr Augsten hier sagt, 
das kann man ja ganz steuerfrei stellen, muss man 
natürlich auch sagen, wo bleiben denn andererseits 
auch wieder die Einnahmen, wenn man Dinge voll-
kommen rausnimmt. Wir wollen, dass das Ganze ein-
gebettet ist in einer strukturellen Neuordnung und 
Überprüfung der Ermäßigungstatbestände im Um-
satzsteuerrecht. Deshalb begrüßen wir das schnelle 
Handeln unserer Landesregierung, die am Diens-
tag im Kabinett eine Bundesratsinitiative beschlos-
sen hat. Die Finanzministerin hat vorhin darauf hin-
gewiesen. Es gibt inzwischen entsprechende Signa-
le aus anderen Bundesländern, die den Sachverhalt 
ähnlich sehen und so hoffe ich auf eine positive Ent-
scheidung in den Ausschüssen des Bundesrats. Na-
mens meiner Fraktion möchte ich ausdrücklich der 
Landesregierung für dieses schnelle Handeln dan-
ken. 
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Meine Damen und Herren, der vorliegende Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - wir ha-
ben ja gehört, dass man das alles aussprechen soll 
und muss - geht nicht weit genug. Er beschränkt sich 
nur auf das Schulessen, andererseits haben wir die 
Initiative der Landesregierung und der Antrag ist 

überholt. Ich denke, Sie sollten ihn zurückziehen. 
Ich hatte gestern die Diskussion mit Ihrer Fraktions-
vorsitzenden Frau Siegesmund. Ich halte es für lo-
gisch falsch, etwas zu beschließen, was schon ge-
schehen ist. Und wenn Herr Augsten sagt, es ist gut, 
dass wir heute noch einmal darüber reden - gut, 
das finde ich auch richtig, damit man noch einmal 
die Positionen klar darlegen kann, aber der Antrag 
hat sich überholt. Vielen Dank.  
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Vielen herzlichen Dank, Herr Dr. Pidde. Das Wort 
hat jetzt Abgeordneter Dr. Frank Augsten.  
 
Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich ha-
be vorhin großtönig angekündigt, dass ich in Zukunft 
unsere Anträge begründen oder einbringen will, so-
fern es mich betrifft. Ich habe dabei aber vergessen, 
dass ich nur fünf Minuten habe. Ich werde jetzt nicht 
die gesamte Begründung vortragen, weil ich glau-
be, es gibt eine große Übereinstimmung in der Sa-
che hier über die Parteien hinweg. Lassen Sie mich 
noch zwei Bemerkungen machen, das geht ganz 
schnell. Herr Pidde, ich habe nicht gesagt, dass die 
GRÜNEN fordern, dass das steuerfrei gestellt wird, 
sondern dass es kostenfrei sein soll. Das ist ein klei-
ner Unterschied.  
 

(Zwischenruf Abg. Dr. Pidde, SPD: Das 
lese ich im Protokoll noch mal nach.) 

 
Wir sind uns der Problematik durchaus bewusst. Ich 
glaube, dazu haben die LINKEN auch gesprochen. 
Noch einmal: Unterschied steuerfrei - kostenfrei. 
Wenn es darum geht, Vorschläge zu machen, wie 
man zu Steuereinnahmen kommen könnte, da - das 
können Sie uns glauben - werden wir in Zukunft noch 
eine ganze Menge Vorschläge machen. Da fällt uns 
ganz viel ein, gerade mit Blick auf Sozialverträg-
lichkeit.  
 
Meine Damen und Herren, mir war es wichtig, mich 
hier vorn zu melden, weil ich noch einmal darauf 
eingehen möchte, Frau Ministerin Walsmann, dass 
aus unserer Sicht die Situation in den Schulen mög-
licherweise eine andere ist als Sie es jetzt hier in 
Erfurt erleben. Ich weiß aus den ländlichen Regio-
nen, dass es durchaus Schulen gibt, die würden so-
gar gern selbst kochen auch mit den Kindern. Da 
geht es mir gar nicht um die Schulen, wie Montes-
sori in Nohra oder Erfurt, überall sind solche Dinge 
im Gange und wird so etwas überlegt. Mir geht es 
aber um die Schulen, bei denen das überhaupt keine 
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Rolle spielt, wo der Hausmeister entscheidet, es 
kommt kein Wasserspender her, mit Cola verdient er 
mehr. Es geht genau um die Schulen, die das eben 
nicht regeln, wo die Eltern auch nicht aufpassen, wo 
es keine gute Schülervertretung gibt. Insofern las-
sen Sie uns da wirklich genau hinschauen. Das sind 
im Übrigen auch die Schulen, bei denen die Ge-
fahr besteht, dass die Eltern bei einer 25-Cent-Er-
höhung des Schulessens die Kinder vom Schules-
sen abmelden. Um die geht es uns an dieser Stelle.  
 
Meine Damen und Herren, letzte Bemerkung zu 
Herrn Pidde. Wir werden diesen Antrag aufrecht er-
halten, weil - und das ist auch unser Ansinnen heute, 
natürlich hat sich ganz viel oder das Meiste erle-
digt - ich glaube, es wäre ein tolles Zeichen hier 
aus dem Haus, wenn wir nach Berlin senden, dass 
das Plenum in Erfurt entschieden hat, der Landes-
regierung hier den Rücken zu stärken. Denn ich sage 
noch einmal: Die Kuh ist nicht vom Eis. Es gibt eine 
Bundesratsinitiative. Aber damit ist nicht sicher, dass 
dieses auch geändert wird. Ich denke, es sollten sich 
alle noch einmal ganz deutlich hier zu erkennen ge-
ben und sagen, wir unterstützen gemeinsam die Lan-
desregierung in diesem Bemühen und deswegen 
bleiben wir dabei, dieser Antrag bleibt bestehen. Dan-
ke schön.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Vielen herzlichen Dank, Herr Dr. Augsten. Gibt es 
weitere Wortmeldungen? Das ist nicht der Fall. Dann 
frage ich, wird Ausschussüberweisung beantragt? 
Das ist auch nicht der Fall.  
 
Dann kommen wir jetzt zur Abstimmung über den 
vorliegenden Antrag in Drucksache 5/636 von der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN unter dem Mot-
to „Runter mit dem Mehrwertsteuersatz beim Schul-
essen“. Wer diesem Antrag so zustimmt, den bitte ich 
jetzt um das Handzeichen. Gegenstimmen? Enthal-
tungen? Damit ist dieser Antrag abgelehnt.  
 
Wir kommen jetzt zum Tagesordnungspunkt 19 
 

Unterstützung des Programms  
„Traumberuf Chef“ 
Antrag der Fraktion der FDP 
- Drucksache 5/620 - 

 
Wünscht die FDP das Wort zur Begründung? Gut. 
Dann hat jetzt Abgeordneter Kemmerich das Wort.  
 

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Ich bin 
nur wegen Ihnen aus Berlin zurückge-
kommen, Herr Kemmerich.) 

Abgeordneter Kemmerich, FDP:  
 
Sehr verehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren! Herr Minister Machnig, willkommen aus Ber-
lin. Schön, dass Sie mir die Ehre geben.  
 

(Beifall im Hause) 
 
Es geht auch um ein wichtiges Wirtschaftsthema, die 
Unterstützung des Programms „Traumberuf Chef“. 
Ich fände es wunderschön, um das voranzustellen, 
wenn Sie nicht nur zu Betriebsratswahlen aufrufen, 
sondern auch die Gründer stärken und dieses Pro-
gramm vielleicht auch persönlich unterstützen.  
 
Meine Damen und Herren, Schule soll auf das Le-
ben vorbereiten und spätestens ab den 7. Klassen 
haben wir ja auch angefangen, das ein wenig zu 
machen. Wir haben Unternehmensplanspiele, Erfin-
dermessen, Auseinandersetzung mit Berufen, Aus-
bildungsmöglichkeiten, um den Übergang von der 
Schulbank in die Ausbildungszeit und das Leben zu 
ermöglichen. Aber trotzdem, Wirtschaftsunterneh-
mertum wird in den deutschen Schulen und in den 
deutschen Schulbüchern immer noch eher negativ 
dargestellt. Im Rahmen des letzten deutschen In-
dustrie- und Handelskammertages wurde in einem 
Vergleich französischer, deutscher und amerikani-
scher Schulbücher festgestellt, dass Wirtschaftsthe-
men eben nicht so aufbereitet sind, dass sie den 
Jugendlichen Lust und Mut machen, Selbstständig-
keit und Unternehmertum als interessante berufliche 
Perspektive auszuloten, und zwar für Jungen und 
Mädchen. Unternehmertum bleibt oft noch mit ne-
gativen Attributen behaftet, oft bleibt es in den Pu-
blikationen, die sich übrigens meist im Sozialkunde- 
bzw. Politikunterricht wiederfinden. Bei den negativen 
Einstellungen oftmals wird nicht klar, wie wir gerade 
den Aufschwung Deutschlands geschafft haben nach 
den Jahren 1945 und auch den Aufschwung ge-
schafft haben nach der friedlichen Wende 1989/90, 
wie eben Wohlstand und Wachstum geschaffen wird, 
auch das halten wir für wichtig, jungen Leuten in den 
Schulen beizubringen.  
 
In amerikanischen Lehrbüchern, auch Geschichts-
büchern, wird auch über Unternehmer erzählt, die 
Amerika geprägt haben. So etwas kann man in deut-
schen Büchern nicht finden. Und dabei haben wir gro-
ße Generationen von Gründern in der Vorzeit, Sie-
mens, Grundig, Daimler, aber auch Zeiss und Abbe 
hier zu nennen, in neuerer Zeit, sicherlich auch Inter-
netakteuere, SAP, nicht zuletzt auch Herrn Prof. Bran-
denburger aus Ilmenau, der mit bahnbrechenden 
Ideen die Welt revolutioniert hat.  
 
Oftmals treffen wir auf Begriffe, wie soziale Markt-
wirtschaft und Globalisierung, sie werden verbun-
den mit den Attributen: der tägliche Kampf, Kapital 
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ersetzt Arbeit, moderne Sklaverei. Ein anderer Ver-
lag schreibt in seinem Handbuch zum Thema „Glo-
balisierung“, Europa werde durch die wirtschaftlichen 
Veränderungen brasilianisiert und stünde kurz vor 
der Rückkehr zum Mittelalter. Mehrere Verlage emp-
fehlen den Schülern, sich weitere Informationen bei 
der Antiglobalisierungsgruppe Attac zu besorgen, 
ohne wirkliche Nennung von Alternativen.  
 

(Beifall FDP) 
 
Das Bundesministerium für Wirtschaft hat Lehrma-
terial herausgegeben zum „Traumberuf Chef“. Hier 
soll Schülerinnen und Schülern die Chance der be-
ruflichen Selbstständigkeit, Unternehmertum vermit-
telt werden. Neben gezielten Informationen für Leh-
rerinnen und Lehrer zu den einzelnen Aspekten des 
Unternehmertums und der Unternehmensführung gibt 
es auch praktische Arbeitsblätter für die Schülerinnen 
und Schüler. Mit einer interaktiven CD-ROM kann 
vorhandenes Wissen überprüft und erweitert wer-
den. Es gibt viele Gründe für die Implementierung 
des Programms „Traumberuf Chef“ in den Thüringer 
Schulunterricht. Auf jeden Fall wird es den Erfah-
rungshorizont der Kinder und Jugendlichen erwei-
tern und aufzeigen, dass es zwar Mut und Kraft kos-
tet, eigene Ideen umzusetzen und oder sich aktiv 
in das Wirtschaftsleben einzubringen, aber dass es 
trotzdem eine sehr lobenswerte Aufgabe ist. Auch 
Chef, auch Chefin werden, ist ein Berufswunsch. 
Auch ein Unternehmen zu führen ist ein mehr als 
wichtiger Tatbestand. Wenn Sie heute mit der In-
dustrie- und Handelskammer oder den Handwerks-
kammern reden hier in Thüringen, steuern wir auf 
ein großes Problem in den nächsten Jahren auch 
zu, nämlich dass uns die Nachgründer fehlen. Die-
jenigen jungen Leute, die Mut haben, die heute im 
Mittelstand tätigen Unternehmen zu übernehmen. 
Gerade der mittlere Mittelstand, Bereiche 20, 30, 
40 Mitarbeiter, finden keine Mitarbeiter, weil die jun-
gen Meister, die heranwachsen, Meister und Meis-
terinnen, kaum den Horizont, die Idee haben, was 
dahintersteckt und aus negativen Erfahrungen und 
negativen Empfehlungen eher ablehnen, diese Be-
triebe zu übernehmen. Was das für unsere mittel-
ständische Wirtschaft heißt, denke ich, brauche ich 
jetzt in diesem Moment nicht zu erläutern. Es wird 
nicht dazu führen, dass wir nachhaltig Wachstum ge-
nerieren können, unseren Wohlstand sichern. Dan-
ke. 
 

(Beifall FDP) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich eröffne nun die Aussprache zu diesem Antrag 
und rufe als Ersten für die SPD-Fraktion den Ab-
geordneten Metz auf. 
 

Abgeordneter Metz, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herr Kemmerich, Wirtschaftsthemen, das 
heißt nicht nur beizubringen, wie man Chef wird, 
sondern Wirtschaftsthemen, da kann man sich auch 
auseinandersetzen mit verschiedenen Wirtschafts-
theorien, Hayek, Karl Marx, Kaynes auch das sind 
Debatten, die vielleicht entscheidend sind an Schu-
len. Ich denke, die Auseinandersetzungen mit genau 
diesen Theorien sind wichtig. Aber ich will gar nicht 
direkt zum Antrag reden, weil das Programm „Traum-
beruf Chef“ vom Bundeswirtschaftsministerium ge-
fördert, von einem Herrn Brüderle, natürlich damals 
auch schon von Herrn Guttenberg, Sie hatten es ja 
vorhin schon mal angedeutet, wir hätten da schlecht 
recherchiert, warum das etwas mit Klüngel zu tun 
hätte. Dass Sie sich hier hinstellen, nach den Mel-
dungen, eindeutige Beweise da sind, und dieses Pro-
gramm nach wie vor verteidigen, das zeugt schon 
wirklich von großer Dummheit und zeugt davon, die-
ses Parlament hier dumm zu machen, sehr geehr-
te Kolleginnen und Kollegen. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)  

 
(Unruhe FDP) 

 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Herr Abgeordneter Metz, Sie mäßigen sich jetzt bitte 
in der weiteren Wortwahl. 
 
Abgeordneter Metz, SPD: 
 
Sehr gern. Kommen wir zu den Fakten. Herr Reck-
nagel, Sie sagen jetzt vielleicht Statistiken sind ge-
fälscht. Es gibt Statistiken, es gibt hier einen Rechen-
schaftsbericht der FDP. Im „Traumberuf Chef“, des 
Lehrmaterials des Bundesministeriums für Wirtschaft, 
Technologie und Arbeit, wird ein gewisser Univer-
sum Verlag GmbH mit Sitz in Wiesbaden genannt 
und ein Designer, der eine Designerfirma, eine Ge-
staltungsfirma Cicero Gesellschaft für Werbung in 
Wiesbaden.  
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Rechenschafts-
bericht des Bundestages stehen da ganz interes-
sante Fakten drin. Universum Verlag GmbH Wies-
baden - 50 Prozent Beteiligung FDP. Cicero Gestal-
tungsverlag - 47,5 Prozent Beteiligung FDP. Sie ha-
ben das Motto nicht: „Erst kommt das Essen und 
dann die Moral“ von Berthold Brecht, sondern Sie 
haben das Motto „Erst kommt Geld scheffeln und 
dann die Moral“ und das lehnen wir ab. Deswegen 
wird der Antrag hier und heute abgelehnt. Vielen 
Dank, meine Damen und Herren. 
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(Beifall DIE LINKE, SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Anfrage?  
 
Abgeordneter Metz, SPD: 
 
Sehr gern. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Dann bitte, Herr Abgeordneter Kemmerich. 
 
Abgeordneter Kemmerich, FDP:  
 
Ist es richtig, dass die SPD über die Medienholding 
DDVG Anteile an mindestens 62 Zeitungen mit 
einer Gesamtauflage von 6 Millionen Exemplaren 
und 12 Millionen Lesern hält und diese Beteiligung 
geschätzt 10 Mio. € im Jahr umsetzt? 
 
Abgeordneter Metz, SPD: 
 
Wissen Sie, Herr Kemmerich, da gibt es einen Un-
terschied. Jede Partei hat irgendwo Beteiligungen. 
Es gibt einen Unterschied, Herr Barth, wir stellen 
keine Anträge, dass Verlage von uns von der Lan-
desregierung gefördert werden, Materialien an die 
Landesregierung geschickt werden und Sie damit 
finanziert werden. Das machen wir nicht. Also, so 
viel zur Moral der FDP. Vielen Dank.  
 

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP:  
Sie nehmen ...) 

 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Gestatten Sie eine weitere Anfrage? Nein. Es gibt 
noch genügend Möglichkeiten zur weiteren Beteili-
gung an dieser Debatte. Ich rufe als Nächste für 
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Frau Ab-
geordnete Rothe-Beinlich auf. 
 
Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, ich habe das Material mal 
mitgebracht, das kann man sich hier sehr gern mal 
anschauen. Am Equal Pay Day „Traumberuf Chef“ 
mit einem netten jungen Mädchen vorn drauf, Che-
fin wäre vielleicht auch nicht schlecht.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)  
 
Aber kommen wir zur Debatte um diesen Antrag. 
Wenn man nämlich den Antrag genau liest, der ist 
ja nicht sehr lang, der besteht ja genau genommen 

aus einem Satz, der Rest ist Begründung, dann sieht 
man sehr schnell, worum es geht. Es geht nämlich 
nicht um den Inhalt an sich, wo wir ja gern darüber 
streiten können, wo wir darüber diskutieren können, 
wie wir uns beispielsweise auch in den Schulen da-
hin bewegen, dass es eine tatsächlich praxisnahe 
Berufsberatung beispielsweise gibt. Ob das immer 
zum Chefinnen- oder Chefsessel führen muss, das 
sei jetzt mal dahingestellt, aber dass es auf jeden 
Fall Bedarf gibt, mit Blick darauf, Mädchen und Jun-
gen praxisnah und frühzeitig zu beraten über das 
Berufswahlspektrum, das ihnen offenstehen sollte, 
das steht ja außer Frage. Aber in dem einzigen Satz 
steht: „Die Landesregierung wird aufgefordert, das 
Lehrmaterial ‚Traumberuf Chef’ in den Lehrplan der 
Thüringer Schulen zu integrieren.“ Es geht also nicht 
um die Sache, sondern es geht um dieses Material. 
Da müssen Sie sich natürlich genau die Frage ge-
fallen lassen, die Ihnen eben der Abgeordnete Metz 
gestellt hat.  
 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Natürlich hätten Sie auch wissen müssen und wis-
sen können, dass die Frage kommt, denn die be-
nannten Gesellschaften waren bereits Gegenstand 
der Debatte sowohl im Hessischen Landtag als auch 
im Bundestag. Ich helfe Ihnen da gern auf die Sprün-
ge.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP:  
Das brauchen Sie nicht, junge Frau.) 

 
Das kann ich mir vorstellen, dass Sie meinen, dass 
wir das nicht brauchen.  
 
Es gab einen Entschließungsantrag der Fraktionen 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Hessischen 
Landtag, weil nämlich genau dort freihändig - so 
will ich es mal nennen - Aufträge an die benannten 
Agenturen vergeben wurden, nämlich an die hier füh-
rende Gestaltungsagentur Cicero Gesellschaft für 
Werbung und Kommunikation. Ich frage mich schon, 
wenn Sie mit diesem Antrag einfordern ... 
 

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: In der 
Schule würde ich sagen: Thema verfehlt, 
Sechs, setzen.) 

 
Entschuldigen Sie bitte, Sie haben, glaube ich, hier 
überhaupt gar nicht das Recht, mir eine Schulnote 
zu erteilen. Ich habe Ihren Antrag vorliegen und spre-
che genau dazu. Sie haben beantragt, dass genau 
dieses Material von der benannten Agentur in die 
Lehrpläne zu integrieren ist, nicht das Thema an 
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sich, sondern dieses Material von dieser Agentur.  
 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
(Unruhe FDP) 

 
Und da erlaube ich mir jetzt, aus dem Plenarproto-
koll aus Hessen einmal ein Stück weit zu zitieren, 
denn genau dort war diese ganze Thematik bereits 
einmal Thema, auch die Frage, warum eine Partei 
eigentlich im Mitbesitz von Werbeagenturen ist. Das 
ist eine Werbeagentur. Der Sinn von Agenturen ist 
nun einmal genauso wie von Unternehmen, Gewin-
ne zu erzielen und die Gewinne den Eigentümern 
zur Verfügung zu stellen. Die Eigentumsverhältnis-
se wurden eben schon vom Abgeordneten Metz dar-
gestellt. Das heißt, man muss sich schon überle-
gen, warum die FDP Agenturen besitzt, wenn die 
Gewinnerzielungsabsicht genau die benannte ist und 
wenn dann Aufträge - ich sehe das mal als Auftrag 
- an die Landesregierung erteilt werden sollen, die 
dazu führen, dass ein Lehrmaterial von der partei-
eigenen Agentur in die Thüringer Lehrpläne integriert 
wird, was dazu führen wird, dass natürlich Einnah-
men erzielt werden von der Agentur. Diese Gelder 
werden selbstverständlich in die Finanzierung der 
Partei, sprich der FDP gelenkt, denn sie sind zur Hälf-
te der Eigentümer.  
 

(Beifall SPD) 
 
Deswegen müssen Sie sich selbstverständlich die 
Frage gefallen lassen, warum Sie dieses Material 
genau aufnehmen lassen möchten.  
 

(Unruhe FDP) 
 

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP:  
Wer hat denn Ihre Bierdeckel bezahlt?) 

 
Die habe ich alle selbst bezahlt. Die hat nicht ein-
mal die Fraktion bezahlt, ich persönlich, ganz privat 
habe die bezahlt.  
 
Ich möchte nur darauf hinweisen, dass hier ganz 
offenkundig interessengeleitet eine bestimmte Lehr-
mappe für die Integration in den Lehrplan beschlos-
sen werden soll. Dem können und werden wir in 
unserer Fraktion selbstverständlich nicht zustimmen. 
Wir können uns gern über Inhalte verständigen, auch 
beispielsweise darüber, was alles noch wichtig ist 
mit Blick auf das zukünftige Berufsleben, vielleicht 
auch darauf, wie wir Jugendliche ermutigen, später 
- wie Sie es immer so schön sagen - die eigene Che-
fin oder der eigene Chef zu werden, auch wenn das 
nicht alles im Leben sein kann, das sage ich ganz 
deutlich,  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
aber dazu braucht es nicht diesen Antrag und schon 
gar nicht die Unterstützung dieses Materials. Vielen 
herzlichen Dank.  
 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die CDU-Fraktion hat Abgeordneter Emde das 
Wort.  
 
Abgeordneter Emde, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Abge-
ordneten, wir haben fast eine Punktlandung hinge-
legt mit unserer Geschäftsordnung. Ich will deswe-
gen auch nicht zu lange reden, weil ich weiß, man 
möchte gern in die Wahlkreise zurückfahren;  
 

(Heiterkeit und Beifall im Hause) 
 
diejenigen, die einen haben, ich habe einen. Wo? 
Im schönen Ostthüringen.  
 
Ich habe gesagt, ich will es kurzhalten, deswegen 
ein paar Sätze zu diesem Thema „Traumberuf Chef“. 
Dass Schüler lernen, meine Damen und Herren, was 
es bedeutet, als Unternehmer tätig zu sein und was 
dazugehört, einen Betrieb erfolgreich zu führen und 
dass es vielleicht auch ein lohnenswertes Ziel sein 
kann, sich selbstständig zu machen mit einer Ge-
schäftsidee,  
 

(Beifall CDU) 
 
das ist wichtig für junge Leute und es ist ohne Zweifel 
richtig in diesem Land. Es ist in diesem Land be-
sonders notwendig, weil wir ein Bundesland sind, in 
dem über Jahrzehnte unternehmerisch denkende Fa-
milien ausgemerzt wurden. 
 

(Beifall FDP) 
 

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Das halte 
ich für eine sehr vorsichtige Formulie-
rung.) 

 
Einen Beitrag zu dem Thema leistet Schule aber 
wirklich nur bedingt. Ich sage aber auch, es gibt an 
der Stelle sicherlich Reserven in der Schule. Zu be-
denken ist der Umstand, dass Lehrer in der Regel 
nie Unternehmer sind, aber Unternehmer in der Re-
gel auch wenig Einblick in das Innenleben von Schule 
haben. Das dürfte man als negative Gelingensbe-
dingung benennen dürfen. Es gilt also für uns als 
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Politiker, dafür zu sorgen oder mitzuhelfen, dass es 
ein gegenseitiges Verständnis gibt, und es gilt zu ver-
mitteln. Dies geschieht in diesem Land auch in viel-
fältiger Form. Der Bezug zum Lehrmaterial „Traumbe-
ruf“ ist der, dass ich sage, dieses Material kann hilf-
reich sein. Es ist auch ein Material, was durchaus in 
den Schulen zum Einsatz kommen kann. Man könn-
te Herrn Matschie bitten, die Schulen darüber zu 
informieren, dass es so ein Informationsmaterial oder 
Lehrmaterial gibt, aber ich sage auch ganz deutlich, 
dieses Material zum Gegenstand eines Lehrplans 
zu machen, widerspricht eindeutig dem Gedanken 
des schlanken und des standardorientierten Lehr-
plans. Das ist nicht zukunftsgerecht. 
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Ich kann mir eine Randbemerkung an die Kollegen 
aus der FDP-Fraktion nicht ganz verkneifen. Ich sa-
ge Ihnen, Sie sollten sich mal ein bisschen mehr Mü-
he machen mit Ihren Anträgen, denn wenn man die 
Pressemitteilung des Bundeswirtschaftsministers 
einfach nur kopiert am Computer, strg c und strg v 
und batsch habe ich alles auf dem Antragstext, das 
ist ein bisschen wenig. 
 

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Ich will aber auch eines sagen und das auch ganz 
entschieden, denn gegen das Lehrmaterial gibt es 
in der Sache nichts einzuwenden, aber gegen den 
Vorwurf von Herrn Metz und jetzt auch noch die 
Worte von Frau Rothe-Beinlich zu Filzgeschäften, 
dagegen gibt es schon etwas zu sagen,  
 

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: 
Haben Sie da mal reingeschaut?) 

 
denn auch die SPD druckt und veröffentlicht bei Fir-
men, an denen sie beteiligt ist, 
 

(Beifall FDP) 
 
und sie ist nicht zu knapp an Medienunternehmen 
beteiligt. Das ist legal. Auch dieses Lehrmaterial ist 
legal, wie es zustande gekommen ist. Deswegen gibt 
es dagegen auch nichts zu sagen. Deswegen ist es 
nicht richtig, hier Filzgeschäfte vorzuwerfen, und es 
ist einfach nicht gut, wenn sich die Fraktionen in die-
sem Landtag solche Dinge gegenseitig vorwerfen. 
Am Ende fällt der Vorwurf zurück auf alle Fraktio-
nen und auch auf die SPD-Fraktion. 
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Herr Emde, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Abgeordneter Emde, CDU: 
 
Nein, danke, keine Zwischenfrage.  
 
Insofern, Herr Metz, ist das für mich ein unwürdiger 
Abschluss in dieser Landtagsdebatte gewesen. Dan-
ke. 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Gut. Das Wort hat jetzt Abgeordnete Hennig von 
der Fraktion DIE LINKE. 
 
Abgeordnete Hennig, DIE LINKE: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete, bis jetzt war ich ja nicht 
motiviert, aber das einhellige Stöhnen nach meinem 
Aufruf motiviert mich dann doch. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Wenn wir etwas gelernt haben, ist es, glaube ich, 
dass der Satz „Alles hängt mit allem zusammen.“ 
heute wieder bestätigt worden ist. Mal ganz ehrlich, 
auch mit Blick auf Herrn Emde, wir wussten doch 
alle, bevor diese Filz- und Bevorteilungsvorwürfe bei 
der FDP gelandet sind, auch heute in der TA, dass 
sie mit diesem Antrag Klientel-Politik machen, und 
auch das enttäuscht uns doch alle nicht. 
 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
 

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP:  
Das ist eines der Probleme.) 

 
Was mich nur ein wenig irritiert, ich wollte mich ei-
gentlich gar nicht zu dem Programm äußern, dass 
doch ein so versierter Schulpolitiker wie Herr Emde 
sich für dieses Programm ausspricht. Ich meine, es 
geht ja schon beim Titel los: Chef als Beruf. Da spre-
che ich jetzt gar nicht davon, dass es „Chef“ und 
„Chefin“ heißen sollte. Aber mir ist nicht bekannt, dass 
es ein Berufsbild in Deutschland gibt, was Chef heißt. 
 

(Zwischenruf Abg. Recknagel, FDP: Sie 
haben ja auch nicht viel zu sagen.) 

 
Das heißt, die FDP hat einfach mal vergessen, dass 
eigentlich zu einem ordentlichen Chef oder einer 
Chefin sein eine vernünftige Ausbildung gehört, eine 
Hochschulausbildung, 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
und dass das das eigentliche Problem in Deutsch-
land ist, dass es immer noch nicht genügend Aus-
bildungsplätze für junge Menschen gibt, die sich dann 
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möglicherweise entscheiden könnten, ein Unterneh-
men zu führen oder in leitende Position zu gehen. 
Die FDP hat noch nichts gehört von Programm-
schwemme im berufsbildenden Bereich, dass wir un-
zählige Programme haben, wo nicht mal Experten 
mehr durchsehen, deswegen setzen wir ein nächs-
tes auf, das könnte dann vielleicht jemand umset-
zen, weil es auf einmal das neueste ist und ganz 
oben auf der Liste steht. Aber auch damit ist nie-
mandem geholfen. 
 
Ich will damit sagen, Programmfetischismus hilft hier 
keinem weiter, außer möglicherweise einem FDP-
nahen Unternehmen.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich möchte gar nicht mehr so viel dazu sagen. 
 

(Zwischenruf Abg. Recknagel, FDP: Sie 
haben ja auch nicht viel zu sagen.) 

 
Ich habe eine ganze Menge dazu zu sagen, aber 
wie der Abgeordnete Emde schon sagte, die Abge-
ordneten möchten in ihre Wahlkreise und wer kei-
nen Wahlkreis hat, bestimmt zu der Familie zurück.  
 

(Unruhe CDU) 
 

(Heiterkeit FDP) 
 
Ich habe einen Wahlkreis, genau, dahin kann ich 
zurück, deswegen haben Sie leider den Abgeord-
neten Panse nicht mehr in Ihren Reihen. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich will eigentlich nur sagen, von einer Fraktion, ei-
ner Partei, die auf das Wohl des Einzelnen gegen die 
Gemeinschaft setzt, wo Leistung zählt, ist nichts an-
deres zu erwarten als ein elitäres, ausgrenzendes 
und fehlinformierendes Programm, das noch dazu 
im Thüringer Lehrplan implementiert werden soll. 
Deswegen wird meine Fraktion diesem Antrag nicht 
zustimmen. Ich hoffe, dass die FDP-Fraktion nicht 
weiter solche Anträge einbringt. Danke. 
 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Vielen herzlichen Dank, Frau Hennig. Das Wort hat 
jetzt Abgeordneter Meyer von der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. 
 
 
 
 

Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ich wollte mich eigentlich nicht mehr zu Wort 
melden, aber ich muss das doch noch tun und mich 
bei der Verwaltung bedanken, die zu dem Thema, 
zu dem wir gerade sprechen in wunderbarer Weise 
uns heute unsere Fächer voll gemacht, nämlich das 
Amtsblatt verteilt hat. Ich lese auch Amtsblätter. 
 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
In diesem Fall muss ich Herrn Kuschel, der leider 
nicht mehr da ist, recht geben, nicht Ahnung ist wich-
tig, Erkenntnisse sind wichtig. Deshalb an die FDP 
eine kurze Information aus dem Thüringer Amtsblatt 
vom 24.03.2010, für gymnasiale Oberstufen und be-
rufliche Gymnasien gibt es im Bereich Wirtschaft und 
Recht insgesamt neun Werke, die sich mit dem 
Thema Wirtschaft und Recht befassen. Ich zitiere 
mal einige daraus: „Bayerischer Schulbuchverlag - 
Betriebswirtschaftslehre, Duden Paetec - Schulbuch-
verlag, Duden Wirtschaft/Recht - Lehrbuch für die Se-
kundarstufe II, Klett - Wirtschaft und Recht, Schö-
ning - Reihe Sozialwissenschaften, Wirtschaftspoli-
tik im Zeichen der Globalisierung oder Winklers 
Volkswirtschaftslehre - eine entscheidungsorientierte 
Einführung“. Das nur deshalb, weil Sie entweder den 
Schulbuchmachern unterstellen, interessengeleitet 
bestimmte Sachen nicht adäquat - ich habe jetzt 
mal die gymnasiale Oberstufe genommen, ich hät-
te Ihnen auch etwas anderes vorlesen können - zu 
vermitteln, was eine bodenlose Frechheit ist, wenn 
man Pädagoge ist - und da sind einige im Raum 
hier - 
 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
oder - was noch viel schlimmer ist - Sie unterstel-
len den Thüringer Auswahlgremien, die meiner An-
sicht nach in den letzten 20 Jahren eher nicht wirt-
schaftsfeindlich gewesen sein können, dass diese 
genau das getan und wirtschaftsfeindliche Schul-
bücher ausgesucht haben, indem nur Betriebsräte 
gut gefunden werden. Auch das ist eine Unterstel-
lung und die möchte ich Herrn Emde gegenüber gar 
nicht aufmachen. 
 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Es ist ein 
Unterschied zwischen einem Schulbuch 
und einem Material. Sie haben keine Ah-
nung.) 
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Richtig, genau. Dann kommen wir noch zu der Fra-
ge, wie viele Stunden Wirtschaft und Recht Sie über-
haupt haben, wie viele Materialien Sie sinnvollerwei-
se neben den Schulbüchern noch einsetzen können 
(wie viele Sachmittel die Schulen überhaupt noch 
haben, um Materialien überhaupt einzukaufen). Das 
wäre auch ein schönes Thema. Wenn die FDP da 
etwas kostenneutral sponsern würde, vielleicht ohne 
Namensnennung von … 
 

(Unruhe CDU) 
 

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU) 
 
Herr Emde, ich wollte dieses Wort „Sport“ nicht in 
den Mund nehmen. 
 

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Aber auch die Sportwirtschaft ist ein wesentlicher Be-
reich, der zum Thema Existenzgründung gehört, auch 
Fitness-Studios sind sehr schön, man kann sogar 
Chef werden bei Fußballvereinen und Fußballclubs, 
manchmal bleibt man das länger, manchmal nicht. 
Auch das Thema ist mir wohl bekannt, aber das 
war nicht das Thema, was ich heute hier bereden 
wollte. Heute wollte ich nur noch mal Danke sagen 
an die Verwaltung. Wir wissen, das Thema „Chef und 
Chefin werden in Thüringer Schulen“ ist gut aufge-
hoben. Danke. 
 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Vielen herzlichen Dank. Gibt es weitere Wortmeldun-
gen? Dann erteile ich jetzt das Wort dem Abgeord-
neten Barth von der FDP-Fraktion. 
 
Abgeordneter Barth, FDP: 
 
Liebe, verehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, es ist manchmal schön, wie ausrechen-
bar solche Debatten laufen. Allerdings ist es wirklich 
ein bisschen bedauerlich, dass man sich neben der 
Möglichkeit, rhetorisch mal draufzuschlagen, was an 
diesem Pult hier auch legitim ist, sich aber einer in-
haltlichen Debatte völlig verweigert. 
 

(Beifall FDP) 
 
Dann stellt sich schon die Frage: Warum? Dieses 
Warum ist relativ einfach zu beantworten. Eine der 
Vorrednerinnen hat hier gesagt, dass auch eine 
ordentliche Berufsausbildung zunächst mal wichtig 
ist, um Chef zu werden. Das ist absolut richtig. Ich 
sage mit Blick auch auf den Kreis der Redner, nicht 
jeder, der hier gesprochen hat, hat unter diesem Ge-

sichtspunkt das Zeug zum Chef.  
 

(Beifall FDP) 
 

(Zwischenruf Abg. Baumann, SPD:  
Aber Ihr habt es?) 

 
Aber dass es tatsächlich nicht weiter reicht, auch 
bei Ihnen, Herr Metz, dass es nicht weiter reicht, als 
diese rhetorische Keule kurz zu schwingen und sich 
dem eigentlichen Punkt überhaupt nicht, nicht mit 
einem einzigen Satz zu widmen, nämlich der Fra-
ge, wie es gelingt, dass wir in diesem Land Unter-
nehmernachwuchs bekommen, auch Unternehme-
rinnennachwuchs für die Feinschmecker unter Ihnen,  
 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Feinschmeckerinnen.) 

 
wie es gelingt, dass wir Menschen auch daran er-
innern und dazu erziehen, Verantwortung in Unter-
nehmen zu übernehmen, Arbeitsplätze zu schaffen. 
Das alles ist dann schon ein Stückchen überra-
schend. Deshalb möchte ich ausdrücklich noch mal 
sagen, dass das Ziel dieses Lehrmaterials darin be-
steht, jungen Menschen zu sagen, dass der Arbeits-
markt nicht nur die Möglichkeit bietet, sich in abhän-
gige Beschäftigung zu begeben, sondern dass es 
auch den Weg in die Selbstständigkeit gibt und dass 
das kein Teufelszeug ist, sondern dass das ganz 
normal im wirtschaftlichen Leben ein Weg ist, wie 
man sein Geld verdienen kann, wie man auch Ver-
antwortung für das Gemeinwesen übernehmen kann. 
Denn das ist es, was Unternehmerinnen und Un-
ternehmer in aller Regel tun, und eine Verantwor-
tung, der sie sich auch stellen. 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Herr Barth, Ihre Rede ruft großes Interesse hervor. 
Es gibt bereits zwei oder drei Fragebedarfe. 
 
Abgeordneter Barth, FDP: 
 
Das freut mich sehr. 
 

(Beifall FDP) 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Würden Sie die zulassen? 
 
Abgeordneter Barth, FDP: 
 
Aber selbstverständlich. Das sind alle die, die nicht 
nach Hause wollen. 
 
 
 



 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 16. Sitzung, 26.03.2010 1323 
 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Dann ist der erste Fragesteller Abgeordneter We-
ber von der SPD-Fraktion. 
 
Abgeordneter Weber, SPD: 
 
Herr Barth, stimmen Sie mit mir darin überein, dass, 
wenn es in diesem Hohen Haus darum geht, einen 
Skandal zu vermeiden, sich jegliche inhaltliche De-
batte erübrigt? 
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Abgeordneter Barth, FDP: 
 
Darin stimme ich mit Ihnen überein, Herr Weber. 
Wenn es darum ginge, einen Skandal zu vermei-
den, dann ja. Das hier war von der Qualität der Rede-
beiträge her bis jetzt skandalös, insbesondere auch 
der Redebeitrag aus Ihrer Partei. 
 

(Beifall FDP) 
 
Deswegen habe ich jetzt am Ende noch mal das 
Wort ergriffen, um noch einmal zu sagen, worum es 
hier eigentlich gehen sollte. 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Gestatten Sie jetzt die Nachfrage der Abgeordne-
ten Klaubert aus der Fraktion DIE LINKE? 
 
Abgeordneter Barth, FDP: 
 
Auch sehr gern. 
 
Abgeordnete Dr. Klaubert, DIE LINKE: 
 
Herr Abgeordneter Barth, haben Sie gegebenenfalls 
eine Neufassung Ihres Antrags verteilt, in der die pä-
dagogischen Zielsetzungen aufgelistet sind? Denn 
bei mir steht, die Landesregierung wird aufgefordert, 
das Lehrmaterial „Traumberuf …“ usw. in den Lehr-
plan der Thüringer Schulen zu integrieren. 
 
Ich schließe eine zweite Frage an: Wissen Sie denn, 
wie im Allgemeinen solche Integrationen von Lehr-
materialien im Bereich der Thüringer Schulen erfol-
gen? Wenn nicht, würden wir Ihnen gern das mal in 
einem anderen Tagesordnungspunkt mitteilen.  
 
Abgeordneter Barth, FDP: 
 
Wir haben keine Neufassung verteilt, sondern es ist 
natürlich zugegebenermaßen ein kurzer Antrag auch 
deshalb, weil er eine Debatte anstoßen soll und weil 
einer alten Weisheit nach nichts den Landtag so ver-
lässt, wie es hineingekommen ist, und im Zuge der 

Ausschussbehandlungen entsprechend Änderun-
gen natürlich jederzeit möglich sind. Trotzdem wer-
den Sie mir zugeben, liebe Frau Kollegin, dass der 
nicht ganz zu eindimensionale oder tunnelblickmäßi-
ge Leser durchaus die von mir hier geäußerten In-
tentionen erkennen kann, wenn er denn auch ein 
Fünkchen Bereitschaft mitbringt.  
 

(Beifall FDP) 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Die zweite Frage zur Implementierung in den Lehr-
plan? Die Frage war gestellt. Ich frage, ob Sie da-
rauf antworten möchten. 
 
Abgeordneter Barth, FDP: 
 
Ja, ich beantworte die Fragen so, wie ich das möch-
te. Ich glaube, wir müssen hier keine Landtagsde-
batte über die Verfahren führen. Die sind mir im We-
sentlichen bekannt. 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Ja, das ist schon klar. Sie hatten die Frage zugelas-
sen. Gestatten Sie eine Frage des Abgeordneten 
Meyer von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN? 
 
Abgeordneter Barth, FDP: 
 
Wenn sie besser ist als seine Rede, ja. 
 
Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Meine Frage ist ganz einfach: Halten Sie das kos-
tenlos verfügbare Material der Bundesagentur für Ar-
beit, des Verbandes der Thüringer Wirtschaft und 
der IHK in Thüringen für sinnlos oder falsch in dem 
Bereich Existenzgründung und „Chef sein“? 
 
Abgeordneter Barth, FDP: 
 
Da ich die Materialien nicht in voller Umfänglichkeit 
kenne, kann ich die Frage pauschal nicht beantwor-
ten. 
 

(Heiterkeit im Hause) 
 
Aber wenn diese Materialien etwas beitragen kön-
nen zur Debatte, sind die sicherlich lesenswert. 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will nur noch 
mal auf zwei Dinge hinweisen. Zum einen: Wer den 
Artikel in der „Thüringer Allgemeine“ zu Ende gele-
sen hat, hat dort auch erfahren, dass die Auftrags-
vergabe für dieses Druckwerk überhaupt nicht in 
die Zuständigkeit der FDP gefallen ist, weshalb der 
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Vorwurf noch mal ganz besonders absurd ist.  
 

(Beifall FDP) 
 
Er ist erteilt worden an diese Universum Verlags-
gruppe zu einer Zeit, als der Bundesregierung auch 
Ihre Partei noch angehört hat, Herr Metz. Und wenn 
diese Bundesregierung damals auch sicherlich im 
Rahmen ordentlicher Ausschreibungsverfahren zu 
der Erkenntnis gekommen ist, dass die Universum 
Verlagsgruppe hier das wirtschaftlich sinnvollste, bes-
te Angebot abgegeben hat und den Zuschlag erteilt 
hat, dann ist das ein Vorgang, den ich überhaupt nicht 
kritisieren kann. Von daher finde ich diese ganze Ge-
schichte hier an Peinlichkeit, was Ihre Beiträge be-
trifft, nicht mehr zu überbieten. 
 
Letzter Punkt zu den unzähligen Programmen, die 
es schon gibt: Es gibt sicherlich unzählige Program-
me, mit denen Gapelstaplerfahrer zu Kellnern, Kell-
ner zu Friseuren und Friseure zu Gapelstaplerfah-
rern umgeschult werden. 
 

(Heiterkeit im Hause) 
 
Dass man denen nicht noch ein Weiteres hinzufü-
gen sollte, da, liebe Kollegen, bin ich ausdrücklich 
mit der LINKEN mal einer Meinung.  
 

(Beifall FDP) 
 
Da es aber kein Programm gibt, was tatsächlich die 
Selbstständigkeit als erstrebenswerten Berufswunsch 
vermittelt, bin ich der Meinung, dieses eine Programm 
wird dringend gebraucht. Vielen Dank. 
 

(Beifall FDP) 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Es hat sich zu Wort gemeldet der Minister, Herr 
Matschie. 
 
Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur: 
 
Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen, 
nach diesem Redebeitrag fühle ich mich doch he-
rausgefordert, hier noch mal ein paar Sätze zu sagen.  
 
Also, Herr Barth, erstens: Der Antrag ist so durch-
sichtig in seiner Absicht, wie er oberflächlich ist.  
 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Zur Durchsichtigkeit der Absicht haben der Kollege 
Metz und einige andere hier schon etwas gesagt, 
das muss ich nicht wiederholen. Er ist oberflächlich, 

weil er zeigt, dass Sie sich noch nie mit Lehrplänen 
beschäftigt haben.  
 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

 
Denn es macht überhaupt keinen Sinn, solches 
Unterrichtsmaterial in Lehrpläne zu integrieren.  
 
Zum Dritten haben Sie sich auch vorher mit dem 
Thüringer Lehrplan überhaupt nicht beschäftigt. Des-
halb darf ich an dieser Stelle nur auszugsweise ein 
paar Punkte erläutern. Wir haben in der Regelschule 
in den Klassenstufen 8 und 9 das Fach Wirtschaft 
und Recht bzw. Wirtschaft, Umwelt, Europa. Dort 
gilt es unter anderem am Beispiel von Unternehmen 
aus der Region, die Ziele, Leistungen und Verant-
wortung von Unternehmen zu behandeln, verschie-
dene Unternehmensarten kennenzulernen, die Rolle 
von Unternehmer und Mitarbeiter zu diskutieren. Das 
Spektrum reicht dabei vom Handeln des Unterneh-
mens im EU-Binnenmarkt bis hin zur ökologisch 
orientierten Unternehmensführung oder von Proble-
men von Unternehmen im Strukturwandel.  
 
In der Klassenstufe 9 werden Rechtsformen von Un-
ternehmen behandelt, Themen wie Unternehmens-
konzepte, Unternehmensgründung.  
 
Am Gymnasium kriegt das Ganze noch eine deut-
liche Ausweitung im Fach Wirtschaft und Recht. Dort 
gibt es im Lernbereich Volkswirtschaft die Themen 
Berufswahl und Berufsausübung, auch mit Blick auf 
die Selbstständigkeit die Rolle des Selbstständigen 
und des Unternehmens in der sozialen Marktwirt-
schaft.  
 
In der Klassenstufe 10 werden im Lernbereich Be-
triebswirtschaft Gründungsentscheidungen für eine 
Unternehmensbetrachtung, Gründungsmotive genau-
so wie persönliche und sachliche Voraussetzungen, 
die Standortwahl, die Rechtswahlform, die Wahl der 
Rechtsform von Unternehmen behandelt.  
 
Im Leistungsfach in der Oberstufe des Gymnasiums 
liest sich der Lehrplan wie ein halbes Wirtschaftsstu-
dium. Da geht es um betriebswirtschaftliche Grund-
entscheidungen, es geht um Leitung, Haftung, Eigen-
kapitalaufbringung, Nutzenbeteiligung bei Einzelun-
ternehmen, Personengesellschaften, Kapitalgesell-
schaft und Genossenschaft, Rechtsformentschei-
dung, Produktion und Kosten. Ich könnte das Ganze 
noch ein Stück weit fortsetzen. Ich möchte Ihnen das 
ersparen. 
 
Das zeigt Ihnen, wenn Sie sich mal mit dem Thüringer 
Lehrplan auch nur einen kleinen Moment beschäftigt 
hätten, wüssten Sie, dass das Thema im Lehrplan 
sehr gut verankert ist. 
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(Zwischenruf Abg. Gentzel, SPD: Das 
kann ja der Klügere nicht wissen.) 

 
(Beifall SPD) 

 
Zum Vierten: Darüber hinaus gibt es an Thüringer 
Schulen etwa 100 Schülerfirmen, wo Schülerinnen 
und Schüler ganz genau ausprobieren können, wie 
das geht, ein Unternehmen zu führen. Diese Schü-
lerfirmen werden ausdrücklich unterstützt vor Ort ge-
nauso wie von unserem Haus auch mit Beratung 
und anderweitiger Unterstützung.  
 
Zum Letzten möchte ich sagen, auch die jetzige Re-
gierungskoalition hat sich vorgenommen, gerade im 
praktischen Bereich die Zusammenarbeit zwischen 
Schulen und Unternehmen weiter auszubauen, da-
mit zur Berufswahlorientierung beizutragen, aber 
natürlich auch Impulse zu geben für diejenigen, die 
mal Chefin oder Chef werden wollen. Für den Chef 
einer Fraktion gehört es sich aber eigentlich, dass 
er sich vorher zum Thema informiert, bevor er hier 
Anträge unterschreibt.  
 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)  

 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Vielen herzlichen Dank, Herr Minister Matschie. Ich 
frage: Gibt es weitere Wortmeldungen? Das ist nicht 
der Fall. Wird Ausschussüberweisung beantragt? Ja. 
Würden Sie noch bekunden, an welchen Ausschuss 
Sie Ihren Antrag überweisen möchten - an den Aus-
schuss für Bildung, Wissenschaft und Kultur. Gut.  
 
Dann stimmen wir jetzt über den vorgeschlagenen 
Ausschuss ab. Wer dem zustimmt, dass der An-
trag der FDP „Traumberuf Chef“ in der Drucksache 
5/620 an den Ausschuss für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur überwiesen wird, den bitte ich jetzt um 
das Handzeichen. Vielen herzlichen Dank. Die Ge-
genprobe. Vielen Dank. Enthaltungen? Vielen herz-
lichen Dank. Damit ist die Ausschussüberweisung 
abgelehnt.  
 
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 
Fraktion der FDP in Drucksache 5/620. Wer dem An-
trag in der vorliegenden Form zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. Gegenstimmen? Enthal-
tungen? Dann ist auch der Antrag mit großer Mehr-
heit abgelehnt. Ich schließe diesen Tagesordnungs-
punkt. 
 

(Beifall SPD) 
 
Die nächsten Plenarsitzungen finden am 28., 29. und 
30. April statt. Ich darf Ihnen jetzt einen guten Nach-
hauseweg oder eine gute Fahrt in Ihren Wahlkreis 

wünschen und in naher Zukunft ein frohes Oster-
fest. Danke schön.  
 
 
E n d e   d e r   S i t z u n g:   18.33 Uhr 
 
 
 


